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Nachrufe.1)

Goswin Freiherr von der Ropp.

Als ich im Frühling 1871 aus dem Felde heimkehrend nach 
Göttingen kam, in die W aitz ’schen Übungen einzutreten, fand ich 
dort unter den 16 Teilnehmern, die W aitz um sich zu versammeln 
pflegte, einen jungen, blonden, zierlich gebauten „Livländer“ , wie 
wir damals noch unterschiedslos alle Balten nannten. Von seinen 
Landsleuten gehörten noch Konstantin Höhlbaum aus Reval und 
Josef Girgensohn aus Mitau dem Kreise an; andere standen ihm 
nahe, waren teils schon aus ihm geschieden, teils gewillt, in ihn 
einzutreten: Zöpffl, bald Professor in Straßburg, Richard H aus­
mann, der Philologe Hörschelmann, beide bald darauf Professoren 
an ihrer heimischen Universität, Leonid Ärbusow und Oskar 
Stavenhagen, später hochverdiente Förderer der baltischen 
Landesgeschichte.

Es war eine Zeit hochgemuter Stimmung. Die deutschen 
Studiengenossen aus dem fernen Osten nahmen von ganzem Herzen 
Teil an der Freude über unsere Kriegserfolge, und wir ließen uns 
gern belehren über die Verhältnisse ihrer Heimat. Zwei Jahre 
zuvor war Schirrens „Livländische Antwort“ auf Samarins „Russi­
sche Grenzmarken“ erschienen und hatte ihrem Verfasser seinen 
Dorpater Lehrstuhl gekostet. Der Kampf def Ostseeprovinzen 
für ihre überlieferte Selbständigkeit hatte begonnen, und man 
hatte ein Vorgefühl, daß es sich letzten Endes um das Bestehen

i) Auf der Tagung des Hansischen Geschichtsvereins 17. Mai 1921.
l
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der fast 700 Jahre alten deutschen Bildung in jenen entlegenen 
Gebieten handeln werde. Hausmanns „Ringen der Deutschen und 
Dänen um E stland“ war in Göttingen entstanden, und Höhlbaum 
beschäftigte sich mit seinen kritischen Untersuchungen livländischer 
Geschichtsquellen. Da war reicher Änlaß zu mancherlei Gedanken­
austausch weit über „des Faches Bedarf“ hinaus. Die Livländer 
wurden trotz ihrer von Natur zurückhaltenden, herrenmäßigen Ärt 
Lieblinge des Kreises, ganz besonders der jugendliche Goswin von 
der Ropp, dem jeder Wohlwollen mußte.

Der Studiengenosse war damals erst 20 Jahre alt und 
stand doch schon unmittelbar vor der Promotion. E r war am 5. 
Juni 1850 in Goldingen in Kurland als Sohn des kurländischen 
Oberhauptmanns Emil Freiherr von der Ropp geboren; seine M utter 
war Lucie, geb. Freiin von Hahn. So gehörte er beiderseits weit­
verzweigten alten baltischen Ädelsfamilien an. Den Vater hatte 
er schon im zarten Knabenalter, 1856, verloren; die Mutter hat 
den Gatten um 33 Jahre überlebt. Sie ist zum Sohne bis an ihr 
Ende in nahen Beziehungen geblieben und hat nach dessen Äuße­
rungen über die Jugendzeit hinaus einen weitreichenden Einfluß 
auf ihn g eü b t Seine Schulbildung erhielt Goswin auf dem kur­
ländischen Rittergymnasium in Mitau. Äls sie im Sommer 1868 
abgeschlossen war, bezog er nicht die damals noch ganz deutsche 
Landesuniversität, sondern wandte sich nach Berlin. Er hat hier 
Nitzsch, wohl auch Ranke und Droysen gehört, blieb aber 
nur zwei Semester. Herbst 1869 wurde er Göttinger Student.

Es war Georg Waitz, der ihn dort hinzog. Er ist für von der 
Ropp’s wissenschaftliche Persönlichkeit entscheidend geworden. Die 
Neigung und Befähigung zu sorgfältiger, gewissenhafter Ärbeit 
brachte der neue Schüler mit; sie hat sich unter W aitz’ Leitung zu 
der Vollkommenheit entwickelt, die alle seine Leistungen auszeichnet. 
V. d. Ropp hat nie etwas in die Öffentlichkeit hinausgehen lassen, 
was nicht voll ausgereift gewesen wäre. Er stellte an die Zuver­
lässigkeit seiner Ärbeiten die höchsten Ansprüche,.hat das natürlich 
auch auf seine Schüler übertragen.

V. d. Ropp’s Erstlingsarbeit greift mitten hinein in die Reichs­
geschichte, in eine ihrer bewegtesten, wenn auch nicht glück­
lichsten Zeiten. Jn dem für eine Dissertation sehr stattlichen
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Umfange von 196 Seiten behandelt sie den Erzbischof W ern er  von 
Mainz (1259—1284), einen der ta tkräftigsten  Inhaber d ieser für 
die Geschicke des Reiches so bedeutungsvollen Stellung. W as 
die D issertation für die Geschichte dieses Mannes leistete, hat 
Oswald Redlich in seiner Biographie Rudolfs von H absburg, der 
ja  vor allem durch W erner zur Königskrone gelangte, in vollem 
Umfange gewürdigt.

W aitz  hat als Pate  an der W iege des Hansischen Geschichts­
vereins gestanden. Zu Pfingsten 1871 hat der Verein seine erste 
Versammlung gehalten. E r hatte zunächst keine w ichtigere Auf­
gabe als die Fortführung der Ausgabe der Hanserezesse, die bis 
zum. Jahre  1430 von der M ünchener Historischen Kommission in 
Angriff genommen worden war. Als H erausgeber w ar  auf A ntrag 
von W aitz  Karl Koppmann bestellt worden, dessen e rs te r  Band 
eben (1870) erschienen war. W aitz  stellte dem Verein auch den 
Bearbeiter der Fortsetzung. Im August 1871 hat . v. d. Ropp, 
eben 21 Jahre  alt, promoviert. E r  ist für den W inter nach W ien 
gegangen, um sich unter Sickels Leitung in die H ilfsw issen­
schaften der  Paläographie  und Diplomatik einzuarbeiten und sich 
so für die übernorrimene Aufgabe vorzubereiten. Im M ärz 1872 hat 
er dann die Arbeit begonnen als bestellter Arbeiter unseres neuen 
Vereins. Konstantin Höhlbaum w ar im November des vorauf­
gegangenen Jahres mit der H erausgabe des Urkundenbuches beauf­
t rag t  worden.

In Ham burg, wo Koppmanns E rfahrungen in der B earbeitung 
hansischen Geschichtsstoffes gern zur Verfügung gestellt wurden, 
haben beide ihre Arbeiten angefangen und in den nächsten Jahren, 
zum großen Teil, besonders v. d. Ropp, gemeinsam mit Kopp­
mann, der  auch noch zu sammeln hatte, die nötigen Reisen 
ausgeführt, die sich von Brügge und Ypern bis Reval und natürlich  
auch auf die rheinisch-westfälischen und niedersächsischen Binnen­
städte erstreckten. Für v. d. Ropp galt es zunächst, eine untere 
Grenze seiner Tätigkeit festzulegen; Ausdehnung allzuweit herab 
hätte bei der Fülle des M ateria ls  abschließendes Arbeiten sehr 
erschwert. E r  hat die Scheidung im Frieden von Utrecht 1474 ge­
funden, dessen Nachwirkungen dann bis zur W iederaufnahm e Kölns in 
die Hanse (1476) zu verfolgen waren. Schon in der Pfingstver-
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Sammlung des Jahres 1875 in Hamburg konnte berichtet werden,
daß der Druck des ersten Bandes begonnen habe; zu Pfingsten des
nächsten Jahres lag er, 75 Bogen stark, fertig vor. Im Oktober
1892 konnte der Herausgeber den letzten der 7 stattlichen Bände
zeichnen. Jeder Freund der hansischen Geschichte weiß, was
v. d. Ropp damit für unsere Sache geleistet hat; ist doch das
Material, was die Hanserezesse bringen, zum weitaus größten »
Teile neu.

Von der Ropp hat aber nicht nur gesammelt, er hat auch 
mit der Verwertung des Gesammelten begonnen. Im Herbst 1876 
erschien auch seine Schrift: „Zur deutsch - skandinavischen
Geschichte des 15. Jahrhunderts“ (Leipzig, Duncker & Humblot, 
187 S.). Die Zeit der sogenannten skandinavischen Union oder 
vielmehr die Bestrebungen, eine solche Union unter den dänischen 
Königen zustande zu bringen (1397—1523), ist die höchste Blüte 
der Hanse gewesen. Abgesehen von Ällens „De Tre Nordiske 
Rigers Historie“ , welches Werk die Zeit von 1497 ab eingehend, 
ja erschöpfend behandelt, war diese Periode aber niemals Gegen­
stand gründlicher Darstellung gewesen, weder von skandinavischer 
noch, von deutscher Seite. Jahns „Unionskongerne“ waren der
einzige zusammenfassende, aber völlig ungenügende Versuch. Ver­
kennt Jahn seine Aufgabe doch so sehr, daß er z. B. eine
dramatische Unterredung zwischen Engelbrecht Engelbrechtsson und 
dem Bischof von Linköping auf dem Reichstage zu Wadstena 1434 
erfindet. Hier setzt v. d. Ropp mit der Aufklärung ein, die
besonders der erste Band seiner Hanserezesse bringt. Er behandelt 
eingehend die letzten Jahre Erichs von Pommern, knüpft daran 
aber eine wertvolle Untersuchung der schwedischen Geschichts­
quellen des ausgehenden Mittelalters. Ich kann hier nur das Urteil 
wiederholen, mit dem ich meine Besprechung des Buches im 2. 
Jahrgang 1875 der Hansischen Geschichtsblätter schloß: „Der
hansische Geschichtsverein kann die Arbeit um so mehr mit Freuden 
begrüßen, als sie in ihrem quellenuntersuchenden Teile einen glän­
zenden Beweis gibt von der Tüchtigkeit und gründlichen Durch­
bildung eines seiner Arbeiter und in dem darstellenden von der 
Wichtigkeit der hansischen Quellenpublikationen auch für Gebiete, 
die über das der hansischen Geschichte hinausliegen“ .
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Leider ist dieses Büchlein die letzte größere darstellende Ärbeit 
v. d. Ropps zur hansischen Geschichte geblieben. E r hat zweimal 
auf den Pfingstversammlungen unseres Vereins, 1886 in Stettin,
1897 in Soest, Vorträge gehalten, dort über „Die Hanse und die 
deutschen Stände im 15. Jahrhundert“ , hier über „Die Hanse in 
den Reichskriegen gegen Burgund“ , beide in engem Änschluß an 
die von ihm bearbeiteten Rezesse. Sie sind in den Hansischen
Geschichtsblättern (Jahrg. 1886 und 1898) gedruckt, ebenso ein 
Aufsatz „Zur Geschichte des Alaunhandels“ (Jahrg. 1900). Sonst 
haben die Hansischen Geschichtsblätter nur gelegentlich eine Be­
sprechung von ihm gebracht (Jahrg . 1875, 1876, 1889, 1892) und 
zuletzt 1903 den Nachruf für seinen Freund und Landsmann Höhl- 
baum. Z ur Jahresversammlung 1907 lieferte er noch das
anziehende Pfingstblatt „Kaufmannsleben zur Zeit der H an se“ . 
W er die Vorträge hörte, hat immer bedauert, daß v. d. Ropp nicht 
häufiger aus seinem reichen und vielseitigen Wissen mitteilte, 
und angesichts der offenbaren Begabung für Darstellung ist es 
zu beklagen, daß er sich nicht zu Arbeiten von größerem  W urf 
entschließen konnte. E r hat gegen Ende der 70er Jahre  daran  
gedacht, für Hirzels „Staatengeschichte der neuesten Z e i t“ eine
Geschichte der N iederlande zu schreiben, hat sich auch als 
Leipziger außerordentlicher Professor im Sommer 1879 Urlaub 
geben lassen zu einer Reise dorthin und nach Belgien; als einziges 
Ergebnis der Beschäftigung mit dieser Aufgabe sind nur die 
Vorrede zu M arie M ohr’s Übersetzung des Buches von Busken-Huet, 
Rembrandts Heimat (1887) und die endgültige Redaktion dieser 
Übersetzung der Öffentlichkeit bekannt geworden. Die Gestaltung 
seines Lebensganges hat v. d. Ropp vor die Aufgabe gestellt, 
auf einem anderen (Sebiet deutscher Geschichte die Grundlagen 
wissenschaftlicher Arbeit zu legen.

Einen ersten Teil seiner Schrift „Zur deutsch-skandinavischen 
Geschichte“ hat v. d. Ropp benutzt, um sich im Sommer 1875 in 
Leipzig zu habilitieren. Seine Lehrtätigkeit wurde im M ärz 1878 
durch Verleihung des Professortitels anerkannt. Von seiner Urlaubs­
reise in die N iederlande im Sommer 1879 kehrte er ansta tt  nach 
Leipzig nach Dresden zurück; er w ar dorthin an die Technische 
Hochschule berufen. Die Dresdener Professur hat er schon im
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Frühling 1882 mit der Gießener vertauscht. Zum Herbst 1890 
wurde er nach Breslau berufen, verließ aber diese Universität 
zu großer Enttäuschung ihrer Angehörigen schon wieder im näch­
sten Frühling. Durch 57 Semester hat er dann in M arburg gelehrt. 
1898 war er Rektor der Universität, wie er diese W ürde schon 
1886 in Gießen bekleidet hatte. Die Reden, die er aus diesen 
Anlässen gehalten hat, in Gießen über „Die sozialpolitischen Bewe­
gungen im Bauernstände vor dem Bauernkriege“ , in M arburg über 
„Deutsche Kolonien im 12. und 13. Jahrhundert“ zeigen die gleichen 
Vorzüge geschmackvoller Darstellung, gewissenhafter Forschung 
und umfassender Kenntnisse.

Es ist wesentlich v. d. Ropps Bemühungen zuzuschreiben, daß 
in der allgemeinen Bewegung für die Begründung von Historischen 
Kommissionen, die in der zweiten Hälfte der 80er Jahre einsetzte, 
auch das Hessenland, dem seine Lehrtätigkeit durch ein Menschen­
alter zugute gekommen ist, nicht zurückblieb. Die Versuche, das 
gesamte mittelrheinische Gebiet, alle die Landstriche, die von der 
Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde und der Badischen 
Kommission nicht erfaßt waren, zu vereinigen, sind erfolglos 
geblieben. Dafür kam aber auf Grund einer von ihm verfaßten 
Denkschrift „Uber die Aufgaben der Historischen Kommission 
für Hessen und W aldeck“ 1897 diese Kommission zustande; v. 
d. Ropp wurde ihr Vorsitzender und ist es bis zu seinem Lebens­
ende geblieben. Daß er sich den neuen Anforderungen hingebend 
und selbstlos widmete, verstand sich von selbst; er hat nicht nur 
geleitet, sondern im Einzelnen mitgearbeitet, besonders am Zu­
standekommen der Urkundenbücher von Friedberg und W etzlar. 
Für die „Mitteilungen des Oberhessischen Geschichtsvereins“ lie­
ferte  er Beiträge zur Geschichte der Städte Lieh und Nidda, der 
H erren  von Falkenstein und des Neuhofs bei Leihgestern. 
Für die Sammlung der hessischen Urbare hat er den „Ökono­
mischen S taa t“ Landgraf Wilhelms IV. übernommen. Wie lebhaft 
e r  noch kurz vor seinem Tode mit dieser Arbeit beschäftigt war, 
schildert Fritz Vigener in seinem Nachruf in der Historischen 
Vierteljahrsschrift. Er legt auch als einer der M itarbeiter Zeugnis 
dafü r ab, wie gewissenhaft und dienstbereit v. d. Ropp sich der 
Leitung der Regesten der Erzbischöfe von Mainz widmete, als
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er sie nach Höhlbaums Tode 1904 übernommen hatte. Um diese 
Zeit ha t e r  auch seine „G öttinger S ta tu ten“ zum Abschluß gebracht, 
die er 30 Jah re  früher, a ls er sich m it den Hanseatica des G öttinger 
Stadtarchivs beschäftigte, geplant hatte. Sie sind noch Anlaß 
geworden zu einem Aufsatz über „Die Göttinger K aufg ilde“ , der 
im Jahrbuch des Geschichtsvereins für Göttingen und Umgebung 
1910 gedruckt w orden ist.

Die gew issenhafte  Pflichterfüllung, die den Forscher auszeich­
nete, bew ährte  auch der Lehrer. W er sich v. d. Ropp anvertrau te , 
konnte gewiß sein, daß e r etw as Tüchtiges lernte, und nicht nur 
das, sondern  auch, daß er bei e igener Pflichterfüllung einen 
dauernden, allezeit d ienstbereiten  B era ter und Freund fand- E r 
hat so an de r  M arb u rger  Universität, deren W irkungskreis  längst 
über das H essenland hinausgewachsen ist, Samen gesäet, deren  
Früchte noch lange erkennbar sein werden. Die Freunde hansischer 
Geschichte w erden ihn nie vergessen. Und das nicht allein seiner 
wissenschaftlicher Verdienste wegen. Unter den regelm äßigen  Be­
suchern der Jahresversam m lungen des Hansischen Geschichtsvereins 
w ar wohl keiner, de r  so allgem ein freudig gesehen w urde  wie 
v. d. Ropp. Seine zugleich vornehme und doch gewinnende, Z u­
trauen erw eckende Art zog jeden  an. Seine Kenntnisse w aren  
umfassend und g ingen in die T iefe; sein Urteil w ar k la r  und 
bestimmt, seine Redeweise schlicht und treffend. E r w a r  von 
Herzen fröhlich mit den Fröhlichen, und nahm aufrichtig  Teil, 
wenn es galt, Gebeugte aufzurichten. E r hat nicht mit seiner 
Meinung zurückgehalten. Konnte auch scharf sein, wenn es galt, 
Unsachlichkeit, persönliche Bestrebungen zu bekämpfen, w a r  aber 
andererseits  immer bereit, M einungsverschiedenheiten auszugleichen, 
dazu auch in hohem Grade befähigt. Besonnenheit der  Lebens­
führung w ar  schon dem Studenten eigen. E r  w ar in d ieser Bezie- 
hund seinen M itarbeitern , dem alten  F reunde Höhlbaum und auch 
dem, der dieses schreibt, überlegen. Brieflich mahnt der  junge 
Doktor einmal, doch Vernunft anzunehmen und einzusehen, daß 
allzu vieles Arbeiten mehr schade als allzu vieles Bummeln. 
Goswin v. d. Ropp ist stets sehr fleißig gewesen, hat sich aber 
nie überarbeitet. E r  verstand es immer, nicht nur für die G elehr­
samkeit, sondern auch für das, w as ihn umgab, die nötige Zeit
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zu finden. Das ist naturgemäß zunächst seiner Familie zugute
gekommen. Seit 1886 verheiratet mit einer Tochter von Georg
Ebers, hat er für seine Neigung, auch mit dem literarischen Leben
unseres Volkes in Fühlung zu bleiben, reichen Spielraum gehabt.
Es entsprach seiner Natur, sich mit allen akademischen Verhält-*
nissen wohl vertraut zu machen; in Gießen und in M arburg hat 
er im Kreise der Kollegen entsprechendes Änsehen genossen. Dem 
Vorstand unseres Vereins gehörte er seit 1892 an, seit Koppmanns 
Tode (1904) der Redaktions-Kommission; ich weiß, daß ich im 
Namen aller gegenwärtigen Mitglieder des Vorstandes spreche, 
wenn ich sage, daß keine wichtige F rage  entschieden worden ist 
ohne das ausschlaggebende Gewicht seiner Meinung.

Nun ist er seit anderthalb Jahren von uns genommen, noch 
nicht 70 Jahre alt. In den letzten Jahren seines Lebens ist ihm 
schweres seelisches Leid nicht erspart geblieben. Der Krieg raubte 
ihm gleich zu Änfang, rasch nach einander, seine beiden Sohne, 
erst den älteren, dann den jüngeren. Dann folgte der Zusammen­
bruch unseres Volkes. E r traf  ihn doppelt schwer, weil er zugleich 
den Untergang des baltischen Deutschtums brachte. W as diese 
blühende älteste deutsche Kolonie auch dem Mutterland bedeutete, 
dafür w ar er selbst ein redendes Zeugnis. Er hing mit allen 
Fasern  seines Wesens an der engeren Heimat und am gemeinsamen 
deutschen Vaterlande. Jetzt schien dem Untergang geweiht, was 
heiligster Inhalt seines Lebens gewesen war. Es hat ihn schwer 
getroffen und schien ihn zeitweise zu beugen. Äber seine starke  
Natur begann sich wieder aufzurichten .an der gewohnten Ärbeit. 
Da kam eine leichtere Erkrankung, die er, hart gegen sich selbst, 
nicht genügend beachtete; sie hat ihn, ernstere Form annehmend, 
in der Nacht vom 16. zum 17. November 1919 unerw artet rasch 
dahingerafft. In der deutschen und vor allem in der hansischen 
Geschichtswissenschaft ist seines Namens Dauer gesichert. Goswin 
v. d. Ropp wird nicht vergessen werden, auch nicht, daß die 
deutsche Fremde ihn uns schenkte.

Dietrich Schäfer.
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Walther Stein.

Am 29. Septem ber 1920 ist uns mitten aus voller hansischer 
Ärbeit heraus auch W alth e r  Stein entrissen worden. Die Änfänge 
unseres Vereins fallen  in seine K inderjahre ; in den letzten a n d e r t­
halb Jahrzehn ten  hat e r  aber als B earbe iter  des Urkundenbuchs 
und H erausg eb er  d e r  Hansischen Geschichtsblätter an führender 
Stelle in unse rer  Ärbeit gestanden.

W alth e r  Stein ist am 9. F eb ruar  1864 zu Langenberg  im Ber- 
gischen auf der  Höhe zwischen Ruhr und W upper, also recht in ­
mitten des Industriegebiets, als ä ltestes Kind des Seidenfabrikan ten  
Lebrecht Stein  geboren. E r  hat den ersten U nterricht in seinem 
H eim atsorte  und in einem großen G eschwisterkreise zu H ause eine 
streng christliche Erziehung erhalten , die auf dem Gymnasium zu 
Gütersloh ihren  Abschluß fand. 1884 konnte er die Universität 
beziehen. E r  studierte  zunächst zwei Sem ester in Tübingen, wo 
er dem Corps Borussia angehörte, dann in Leipzig und Berlin. 
Seine In teressen  w aren  schon in d e r  Schulzeit der  Geschichte 
zugew andt gewesen. In Berlin hat e r  1889 bei W eizsäcker mit 
einer Ärbeit über ,,Die Genossenschaft der deutschen Kaufleute zu 
Brügge in F la n d e rn “ prom oviert; sie ist im nächsten Jah re  in 
e rw eite r te r  Form de r  Öffentlichkeit übergeben worden.

Stein h a t  für diese Schrift auch ungedrucktes M aterial benutzt, 
vor allem Aktenstücke und Urkunden des deutschen Kaufmanns 
zu Brügge, die das Kölner S tadtarchiv  bewahrt. Dessen Leitung 
lag dam als in den H änden Konstantin Höhlbaums, auf dessen 
Antrieb die  “ Gesellschaft für rheinische Geschichtskunde“ 
zusam m engetreten  war. So ist dem bew ährten  jungen M anne die 
B earbeitung der  „Akten zur Geschichte der Verfassung und Ver­
waltung de r  S tad t  K öln“ übertragen  worden. Sie sind 1893 und 
1895 in zwei s tarken  Bänden erschienen; eine Einleitung von nahezu 
200 Seiten, die auch ein Verzeichnis von Kölner Räten und 
Schreibern b ring t, führt in den überaus reichen und wertvollen 
Quellenstoff ein. Das W erk  ist Konstantin Höhlbaum gewidmet, der 
den P lan  entw orfen  hatte. Als Gustav von Mevissen 1895 seinen 
80. G eburts tag  feierte, hat es in den ihm gewidmeten „B eiträgen
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zur Geschichte vornehmlich Kölns und der Rheinlande“ noch eine 
wertvolle E rw eiterung erfahren . Die persönlichen Beziehungen, die 
sich aus dem Zusam m enarbeiten mit dem H erausgeber des H ansi­
schen Urkundenbuchs ergaben, haben dann dazu geführt, daß Stein 
sich für die M itarbeit am Hansischen Urkundenbuch gewinnen ließ 
und, da Höhlbaum 1890 nach Gießen berufen war, 1892 dorthin 
übersiedelte, um sie unter Höhlbaums Leitung zu beginnen.

Höhlbaum hatte  schon 1882, als er die Leitung des Kölner 
Stadtarchivs übernahm, diese Aufgabe in die H and des Vorstandes 
zurückgelegt, sie aber doch bis zum Abschluß des dritten  Bandes, 
der 1886 erschienen ist und das M aterial bis zum Jahre  1360 
bringt, fortgeführt. Es ergaben sich dadurch Schwierigkeiten. 
Die zur Fortsetzung berufenen M itarbeiter Dr. Hagedorn, Dr.
Jürgens, Dr. Bruns tra ten  in feste Stellungen ein oder gaben die
Aufgabe in die Hände des Vereins zurück. 1890 wurde Dr. Kunze 
gewonnen, der aus der R ieß’schen Hinterlassenschaft die „H anse­
akten aus E ngland von 1275—1412“ als 6. Band der Geschichts­
quellen herausgegeben hatte. Es stellte sich aber bald heraus, daß 
die ungeheure Fülle des Stoffes der Zeit nach 1360 nicht von
e i  n e m Bearbeiter bew ältig t werden konnte. Dr. Stein t ra t  neben 
Kunze in die Arbeit ein, und es wurde so geschieden, daß dieser 
bis 1450, jener von da ab bis zu dem in Aussicht genommenen 
E nd jah r der Hanserezesse, 1530, die Urkunden sammeln und bear­
beiten sollte. Uber die zu diesem Zweck ausgeführten Reisen geben 
die Berichte in den Hans. Geschichtsbl. Jahrg. 1892 und 1893
Auskunft.

Die Aufgabe hat dann doch noch weiter eingeschränkt werden 
müssen. Die Grenze ist mit dem Jahre  1500 gesetzt, die W eiter- 
führung einem neuen B earbeiter übertragen worden. Für die fünfzig 
Jahre  hat aber Stein den urkundlichen Stoff in vier ungewöhnlich 
starken  Bänden allgemeiner Benutzung zugänglich gemacht; im 
M ärz  1915 hat e r  die Arbeit abschließen können. Sie war keine 
leichte, e rforderte  ausdauerndste  Geduld im Kleinen. Es handelt 
sich im Urkundenbuch um eine Art Nachtrag zu den Rezessen, um 
eine Ausfüllung des Gerüstes, das in ihnen aufgestellt ist. Dabei 
d a r f  d e r  Sammelnde sich aber nicht in alle Verzweigungen des 
weitverästelten  Verkehrslebens der  norddeutschen S täd te  und der
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benachbarten  A ußenlande verlieren. Steins Ausgabe genügt diesen 
E rfo rdern issen  in w irklich  ausgezeichneter W eise. M it Band 8—11 
des H ansischen Urkundenbuchs hat er sich ein dauerndes  Denkm al 

gesetzt.

E r  h a t  nun ab e r  m ehr als irgend  ein a n d ere r  hansischer 
Geschichtsforscher im Zusam m enhang  mit seiner Quellensam m lung 
sich mit hansischer E inzelforschung beschäftigt. Die von Stein 
für die H ansischen  G eschichtsb lätter beigesteuerten Aufsätze und 
B esprechungen übertre ffen  an Zahl und Umfang die jedes anderen  
M ita rb e ite rs  d e r  Zeitschrift. Sie ers trecken sich auf alle Gebiete 
und alle Z eiten  hansischen Lebens, behandeln  auch mit b e son dere r  
H ingebung allgem ein hansische F ragen . Seine anfängliche S tu d ien ­
richtung wies in den W esten . Dem ist er treu  geblieben in seinen 
Aufsätzen über den V erfasser des Kölnischen Liedes von de r  
W eberschlacht, die M erchan t A dventurers in U trecht 1^64—67 
(Jah rg . 1899), die B urgunderherzoge  und die H anse  (Jah rg .  1901, 
ein auf der  V ereinsversam m lung in D ortm und gehaltener V o rtrag ) ,  
die ä ltes ten  P riv ileg ien  der deutschen H anse  in F land ern  und die 
ä ltere  H andelspo litik  Lübecks (Jah rg . 1902), die H anseb rü derscha f t  
der Kölner E n g lan d fah re r ,  die deutsche Genossenschaft in B rügge  
und die E nts tehung  der  deutschen H anse  (Jah rg . 1908), den 
S tre it  zwischen Köln und den F la n d re rn  um die R heinschiffahrt 
im 12. Ja h rh u n d e r t  (Jah rg . 1911), den Um fang des sp ä tm it te l­
a lterlichen H andels  d e r  H anse  in F lan dern  und den N iederlanden  
(Jah rg . 1917). E r  w and te  sich aber  bald  auch dem N orden  und 
Osten zu. Jah rg . 1897 d e r  Hans. Geschichtsbl. b rin g t  von ihm 
„Zwei M oten C hristians I .“  und „D as Bündnis der H anse  mit 
König Georg von Böhm en“ , Jah rg . 1898 H andelsb rie fe  aus R iga und 
K önigsberg  1458 und 1461, Jah rg . 1904/05: Z u r  Geschichte der 
Deutschen in Stockholm  im M itte la lter ,  Jah rg . 1916: Vom deutschen 
K ontor in Kowno, 1918: Som m erfahrt und W in te rfah r t  nach N ow ­
gorod. Auch e iner E in ze ls tad t  hat e r  e ingehenden Fleiß zugew andt. 

Die M ünchener H istorische  Kommission hatte  ihm für die Deutschen 
S täd techroniken  die H erau sg ab e  de r  bremischen Chronik von Rynes- 
berch und Schene ü b e rtragen , die w ir le ider im m er nur noch im 
Druck d e r  Geschichtsquellen des E rzstif tes  und der S tad t Bremen 
besitzen; w ir verdanken  diesem  A ufträge Steins Aufsatz über
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diese Chronik im Jahrg. 1906 der Geschichtsblätter. Besonders e in ­
dringlich hat sich Stein aber mit allgemein hansischen F ragen  
beschäftigt. Jahrgang 1909 der Geschichtsblätter bringt von 
ihm einen ausführlichen Äufsatz über das W ort hansa, eine 
Frage, auf die er im Jahrg. 1912 noch einmal in einer Abhandlung 
über „Hansa und deutsche H anse“ zurückkommt. Dazwischen 
erschien im Jahrg. 1910 der Äufsatz „Zur Geschichte ä lterer Kauf­
m annsgenossenschaften“ und 1911 „Zur Entstehung und Bedeutung 
der  deutschen H anse“ . Die drei nächsten Jahrgänge haben dann 
in vier auf einander folgenden Aufsätzen die Frage  nach der 
Zugehörigkeit zur Hanse untersucht. Es ist der erste planm äßige 
und zugleich erschöpfende Versuch, festzustellen, welche Orte zur 
Hanse gerechnet werden können. In der Übersicht Jahrg. 1915
S. 177 stellt Stein 212 Ortschaften zusammen, die in diesen 
Untersuchungen behandelt worden sind. Äuch in Besprechungen 
neu erschienener hansegeschichtlicher Arbeiten ist niemand so 
fleißig gewesen wie W alther Stein. Die Jahrgänge 1904/05, 1906, 
1908, 1910, 1913, 1914, 1915, 1917, 1918, 1919 enthalten deren eine 
ganze Reihe über die verschiedenartigsten Gebiete hansischer 
Geschichte. Ausnahmslos sind diese Abhandlungen und Bespre­
chungen streng wissenschaftlich gehalten; Stein hat die Feder 
nicht angesetzt, ohne zu fördern, worüber er schrieb.

Es ist bekannt, wie sich diese leitende Stellung Steins in der 
M itarbeiterschaft an den Hansischen Geschichtsblättern erklärt. 
Nach Koppmänns Tode ist er 1905 ihr Herausgeber geworden. 
Schon vom nächsten Jahrgang an erschienen die Geschichtsblätter 
alljährlich in zwei Heften, und 1907 haben sie angefangen, doppelt, 
ja  dreifach so stark zu werden wie früher. Stein wußte von allen 
Selten her M itarbeiter heranzuziehen. Es war sein Stolz und 
seine Freude, das Organ auszubauen; es erschien ihm mehr 
und mehr als eine Art Lebensaufgabe. Zweifellos bedeutet seine 
Tätigkeit ein wissenschaftliches Verdienst, insbesondere um die 
hansische Geschichtsforschung. Aber es standen ihr doch auch 
berechtigte Bedenken entgegen, die auf der Pfingstversammlung 
in Einbeck 1911 geltend gemacht wurden. Die Geschichtsblätter 
e rfo rderten  durch den erhöhten Umfang einen Zuschuß, der der 
Fortführung anderer Arbeiten des Vereins hemmend in den W eg
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t r a t ;  ihre Kosten iibertrafen weitaus den Betrag der eingehenden 
M itg liederbeiträge . Nicht ohne einige Schwierigkeit w urde eine 
Vereinbarung erreicht, die ein gewisses Maß setzte. E s w ar 
natürlich, daß  sie dem verdienstvollen Eifer des H erausgebers 
nicht jederze it  ha ltbare  Zügel anlegen konnte. Die Jah rgäng e  
1913 und 1914 haben w ieder einen Umfang erreicht, de r  den 
früher üblichen erheblich überschritt. Als der Verein im Jah re  1905 
anfing, P fing s tb lä t te r  herauszugeben, ließ Stein sich bewegen, aus 
seinem reichen W issen das e rs te :  „Die Hanse und E ngland . Ein 
hansisch-englischer Seekrieg im 15. Jah rh u n d er t“ zu schreiben. 
W ohl kann m an sagen, daß bisher noch niem and ein w issen­
schaftliches Leben so im Dienste hansischer Geschichtsforschung 
verbrachte wie der zu früh von uns Genommene.

W ie von v. d. Ropp, so bewahren auch von ihm die m eisten von 
uns einen frischen persönlichen Eindruck. Huf den Geschichtstagen, 
in engerem  Kreise in den Vorstandsversamm lungen haben w ir  ihn 
kennen ge le rn t in seiner stillen und gemessenen und doch w arm en 
und herzlichen Art. Sein äußeres Leben ist verhältnism äßig einfach 
verlaufen. E r  hat sich 1900 in Breslau habilitiert;  der  erschienene 
erste Band seiner Urkunden und die Arbeit „Beiträge zur Ge­
schichte der  deutschen H anse  bis in die M itte des 15. Ja h rh u n d e r ts“ 
haben dafü r als G rundlage  gedient. 1903 w urde er als au ß e r­
orden tlicher P rofessor nach Göttingen berufen; nicht lange vor 
seinem Tode w urde e r dort zum O rdinarius ernannt. Von Jugend 
auf w ar ihm neben der  Geschichte die Musik lieb gew esen ; die 
Neigung ist ihm auch in seinem Fam ilienleben treu geblieben. Es 
ist nicht ohne T rauer verlaufen; 1915 ist ihm die ä ltere  Tochter 
im Alter von 21 Jahren  genommen worden. Die W itw e ist mit 
einem Sohn und e iner Tochter zurückgeblieben. Eine w ertvolle  
nachgelassene Arbeit Steins über das Emporkom m en städtischen 
H andels durch die Fürsorge  der deutschen Könige hoffen wir 
m it ih rer Hilfe auch in d ieser schweren Zeit zum Druck zu bringen 
und sind ihr für diese hingebende Unterstützung von Herzen 
dankbar. Dem Gelehrten und dem Menschen W alther  Stein  wird 
de r  Verein ein d an kbares  Andenken bewahren.

Dietrich Schäfer.
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50 Jahre Hansischer Geschichtsverein.1)
Von

D ietrich Schäfer.

I.

Es sind 50 Jahre verflossen, seitdem der Verein sich zum 
ersten Male versammelte, am Sitz der alten Hanse hier in Lübeck. 
Von den Teilnehmern der ersten Tagung sind meines W issens 
nur noch zwei am Leben, Syndikus Dr. von Bippen in Bremen, 
ein geborener Lübecker, und der zu unserer Freude hier unter 
uns weilende Bürgermeister Dr. Fehling. Er wäre der zunächst 
Berufene gewesen, heute zu Ihnen zu sprechen. E r hat sich 
dazu nicht entschließen mögen, und so ist die Aufgabe mir zu­
gefallen, der ich erst an der  zweiten Versammlung, die auch 
hier in Lübeck abgehalten wurde, teilgenommen habe, von da an 
allerdings ziemlich regelmäßig.

Die Begründung des Hansischen Geschichtsvereins fällt zeitlich
ziemlich genau zusammen mit der des neuen Deutschen Reichs.
Am 24. Mai 1870 waren 500 Jahre  verflossen seit dem glorreichen
Stra lsunder Frieden, von dem man wohl sagen kann, daß er
ers t eine Hanse schuf. An der Spitze der Stadt Stralsund, die
leider heute hier nicht vertreten ist, stand damals als Bürgerm eister
Otto Francke, der verdiente Herausgeber des ersten Bandes unserer
Hansischen Geschichtsquellen, des Stralsunder Verfestungsbuchs.
Das reiche Archiv der S tadt verwaltete damals Dr. Ferdinand 

/
Fabricius, der uns das wertvolle älteste Stralsunder Stadtbuch 
schenkte, später  Oberlandesgerichtspräsident in Breslau, bis zu 
seinem Tode im Jahre 1913 unserem Verein ein treuer Genosse.

!) Vorgetragen am 17. Mai 1921 auf der Tagung des H ansi­
schen Geschichtsvereins zu Lübeck.
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E r ha t auch von se iner  V a ters tad t S tra lsund  aus, in die e r  sich 
nach Ü b e r tr i t t  in den Ruhestand zurückgezogen hatte , an d e r  V er­
sam m lung d ieses Ja h re s  in Breslau teilgenom men. Jeder, d e r  ihn 
kennen g e le rn t  hat, b e w ah r t  seine frische, kernige, echt b iedere  
n iederdeutsche  Art in bestem  Gedächtnis. Der S tad tb aum eis te r  von 
H asselberg  und C. v. Rosen pfleg ten  dam als e ifr ig  das  bau- 
und kunstgeschichtliche In teresse  in d e r  an m itte la lterlichen  D enk­
m älern  so reichen S ta d t  am rügenschen Sunde. Dem Kreise d ieser  
M änner en ts tam m te  de r  G edanke e iner G edenkfeier des S tra lsu n d er  
Friedens. Die Geschichtsvereine d e r  noch bestehenden H a n se ­
s täd te  Lübeck, H am burg , Bremen w urden  dazu g e laden ; sie w aren  
am 24. M ai 1870 in S tra lsund  durch D elegierte  vertre ten .

In d ieser V ersam m lung ste llte  Dr. Karl K oppm ann aus H a m ­
burg, der von de r  M ünchener H istorischen  Kommission m it der  
H erausgabe  d e r  seit Ju n g h a n s’ frühem  Tode (1865) ruhenden  
B earbe itung  d e r  e rs ten  Abteilung d e r  H anserezesse  b e a u f t ra g t  
w orden  w ar, den A ntrag , einen Verein fü r die Geschichte de r  
H anse  zu g ründen . Es w urde ein en tsp rechender Beschluß gefaßt. 
Zugleich w a rd  von den vertre tenen  Vereinen, dem Verein fü r 
H am burg ische  Geschichte, dem Verein für Lübeckische Geschichte 
und A ltertum skunde, de r  Abteilung des B rem er K ünstle rvereins  
für Geschichte und A ltertum skunde und der  Rügisch-Pom m erschen 
Abteilung d e r  G esellschaft für Pom m ersche Geschichte und A lte r­
tum skunde, ein P re is  von 500 T a le rn  ausgesetz t fü r ein G eschichts­
werk über „Die deutschen H an ses täd te  und König W a ld e m a r  von 
D ä n em ark “ , über den 1370 d e r  E rfo lg  e rrungen  w orden w ar .

Der e rs te  V orsitzende des H ansischen Geschichtsvereins, P r o ­
fessor W ilhelm  M an te ls  vom Lübecker K atharineum , hat in seinem 
ein le itenden  Aufsatz zum ersten  H eft der  H ansischen G eschichts­
b lä t te r  Jo hann  M art in  L appenberg , den lan g jäh r ig en  H am bu rge r  
S taa tsa rch ivar ,  den „V ater unseres H ansischen G eschichtsvereins“ 
genannt. D ie In te ressen  und Arbeiten dieses M annes um spannten  das 
ganze weite Gebiet, über das sich die Beziehungen unserer  hans i­
schen V orfahren  verzw eigen. Jakob  Grimm ha t ihn e inm al in 
einem T rinksp ruch  einen  halben E n g länd er ,  einen ganzen D eutschen 
und einen eingefle isch ten  H am bu rge r  genannt und dam it seine 
geis tige  und  w issenschaftliche Art treffend  gekenn ze ichn e t Seine
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Geschichte Englands bis zum Beginn der P lan tagene ts , seine 
Ausgabe des Adam von Bremen, des Helmold, des Arnold von 
Lübeck, seine zahlreichen und vielseitigen Arbeiten zur Geschichte 
seiner Vaterstadt und des gesam ten deutschen staatlichen und 
geistigen Lebens sicherten ihm eine Stellung in den vordersten 
Reihen der Vertreter deutscher Geschichtswissenschaft. Hansischer 
Geschichtskenntnis ist er wirklich ein Vater geworden. Der noch 
lebendigen Hanse ist der  Gedanke eines gesamthansischen 
Geschichtswerkes nicht gekommen. E rst als die Hanse zu den 
Toten zählte, gedachte man ihrer historisch. Des H elm stedter 
Professors W erdenhagen W erk  de rebus publicis Hanseaticis, das 
1631 in Leiden erschien, und Peter W illebrandts  „Hansische 
Chronik“ , die 1748 in Lübeck gedruckt wurde, können aber als 
wissenschaftliche Leistungen nur gering bew ertet werden. Die 
erste hansische Geschichte, die diesen Namen verdient, lieferte 
der Göttinger Professor Georg Sartorius in den Jahren 1802—1808 
in seiner dreibändigen „Geschichte des Hanseatischen Bundes“ . E r 
hat das Bedürfnis empfunden, sie für den ersten, bis zum Stral- 
sunder Frieden reichenden Teil durch archivalisches M ate­
rial zu vertiefen, und dem verdankt die unter seinem Namen
gehende „Urkundliche Geschichte des Ursprungs der deutschen 
H anse“ ihre En'stehung. Ih r  erstes Drittel war noch nicht fertig
gedruckt, als Sartorius 1828 starb. Lappenberg hat die weitere
H erausgabe übernommen; sie wurde 1830 vollendet. Das W erk 
hat aber unter seiner bessernden Hand eine andere Gestalt ge­
wonnen. In seinem darstellenden und seinem Quellenteil ist es bis 
zur Tätigkeit des Hansischen Geschichtsvereins für die Zeit bis 
1370 das abschließende W erk  gewesen. Spätere  Partien  waren 
durch Einzelarbeiten heller beleuchtet, so vor allem durch W aitz7 
dreibändiges, 1855/56 erschienenes Buch über „Lübeck unter Jürgen 
W ullenwever und die europäische Politik“ .

Lappenberg ist selbst nicht zu weiteren umfassenden hanse­
geschichtlichen Arbeiten gekommen. E r w ar aber durchdrungen 
von der Überzeugung, daß  hier ein tieferes E indringen in die 
Quellen erforderlich sei. So stellte  er bei der M ünchener H isto­
rischen Kommission, der e r  seit ihrer Begründung (1859) angehörte, 
den A ntrag auf H erausgabe der Hanserezesse und eines Hansischen
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U rkundenbuchs. Die Kom m ission nahm  diese A rbeiten  u n te r  ih re  
A ufgaben auf. Ju n g h a n s  w u rd e  m it ih re r  A usführung  b e a u f t r a g t ;  
nach  seinem  frühen  T ode  g in g  die  B earbe itung  de r  H an se rezesse  
auf W a i tz ’ V eran lassu ng  an K arl K oppm ann über.

Der neu b eg rü n d e te  H ansische  Geschichtsverein  dach te  zunächst 
nur an d ie  üb liche  B e tä tig u n g :  V ersam m lungen  m it V o r träg en  und 
eine Z eitsch rif t .  Auf d e r  e rs ten  Z usam m enk unft  h ier in L übeck 
d rän g te  W aitz  aber  auf eine um fassen dere  A ufgabenste llung . E r  
e r in n e r te  d a ra n ,  daß  m an  die A usgabe d e r  H anse rezesse  d e r  F re i ­
geb igke it  e ines deu tschen  F ü rs ten  verdanke, daß  ab er  die  eh e ­
m aligen  H a n se s täd te  wohl auch se lb s t  O pfer b r in gen  k ö n n ten  
fü r  die E rfo rschu ng  ih re r  Geschichte. Die S ta tu ten  w u rd en  um ­
gearbe ite t ,  d ie  Sam m lung  und V eröffen tlichung  d e r  Quellen h a n s i ­
scher Geschichte an d ie  Spitze  g es te l l t .  D ie noch b es teh en d en  und  
die ehem aligen  H a n se s tä d te  so llten  um M itte l a n g eg an g en  w erd en . 
D as  is t  m it gutem  E rfo lg e  geschehen. Gleich im e rs ten  J a h r e s ­
berich t konn te  m itge te il t  w erden , d a ß  38 S täd te  zustim m end g e ­
an tw o rte t  hä tten , d a ru n te r  acht in den  N ied e r lan d en  und zwei 
in den O stseeprovinzen . Die Z ah l ist in den fo lgenden  Ja h re n  bis 
nahezu  70 gestiegen . D e r  5. Ja h re sb e r ich t  (1876) konn te  die 
H öhe d e r  jäh r l ichen  B e iträg e  auf durchschnittlich  6872 M a rk  
berechnen. G enauer ließ sich die  Sum m e nicht angeben , weil m e h r ­
fach, b e so n d e rs  von den  ba ltischen  S täd ten , e inm alige  B e it rä g e  
ge le is te t  w o rd en  sind. Die Sum m e is t  sp ä te r  durch  die O p fe r ­
w illigkeit d e r  noch b es teh enden  H a n se s tä d te  noch in die  H öhe  g e ­
gangen . D azu  kam en d ie  B e iträg e  d e r  M itg lieder , de ren  Z ah l  
1876 auf 428 gew achsen  w a r  und  sich se itdem  ste ts  zw ischen 
400 und 500 g eha lten  hat. Auf d e r  le tz ten  Jah resversam m lung , 1914 
in L üneburg , konnte  d ie  Z ah l au f  483 bez iffe r t  w erden . Auch 
einzelne V ereine  und G esellschaften  haben  e inm alige  ’ oder  w ie d e r ­
holte  Z ah lu n g en  ge le is te t .  S. M. K a iser  W ilhelm  I. spendete  seit 
1876 ein Jah resgeschen k  von 100 M ark . Die Jah resb er ich te  geben  
Auskunft ü b e r  das  E inzelne . So h a t  es dem Verein n ich t an 
M itte ln  gefehlt, den en tw o rfen en  P la n  durchzuführen , auch ü b e r  
das u rsp rüng liche  Z ie l h inaus. E rs t  die jüngsten  U m w älzungen  
haben  ihn w ie  alle  a n d e ren  w issenschaftlichen  und gem einnü tz igen  
U nternehm ungen  in e ine schw ierige  f inanz ie lle  L age  gebrach t.

2
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Noch im Spätherbst 1871 wurde Dr. Konstantin Höhlbautn aus 
Reval, ein Schüler von Georg Waitz, auf dessen Empfehlung mit 
der Herausgabe des Hansischen Urkundenbuchs betraut, im näch­
sten Frühling Dr. Goswin Freiherr von der Ropp mit der Fort­
setzung der Rezesse über 1430 hinaus.

Es hätte der Gedanke Platz greifen können, alles in einer 
Sammlung zu vereinigen, wie es in der „Urkundlichen Geschichte“ 
für die Zeit bis 1370 versucht worden ist. Äber das hätte von 
vornherein zu einer zeitlichen Verteilung unter mehrere Bearbeiter 
genötigt, die bei den Rezessen allerdings möglich war, bei den 
Urkunden aber nur statthaben konnte, wenn eine Grundlage an den 
Rezessen gegeben war, wie sie bis 1430 durch das Unternehmen 
der Münchener Kommission vorlag. Denn die Rezesse stellen nun 
einmal das feste Gerippe der hansischen Geschichte dar. In der 
Äusgab£ wurde alles mit ihnen verbunden, was in unmittelbarer 
Beziehung zu ihnen steht: Vorakten, Beilagen, Korrespondenzen, 
Verträge, nachträgliche Verhandlungen. Was darüber hinaus vor­
handen war, blieb dem Urkundenbuch Vorbehalten. Für die Fort­
setzung der von Koppmann bearbeiteten Rezesse setzte von der 
Ropp sich das Endjahr 1476; bestimmend war dafür der Utrechter 
Friede von 1474. Er konnte seine Ärbeit beginnen, während 
Koppmann noch mit der seinen beschäftigt war; v. d. Ropps erster 
Band ist 1876, zwischen Koppmanns drittem und viertem Bande 
erschienen, v. d. Ropps letzter (siebenter) 1892, Koppmanns letzter 
(achter) Band 1897. So konnte auch schon 1876 eine dritte Reihe 
für die Zeit nach 1476 begonnen werden. Sie wurde in genanntem 
Jahre mir übertragen. Mit Rücksicht auf die schon früher durch 
Waitz erfolgte eingehende Benutzung des wichtigen Rezesses von 
1535 im 3. Bande seines Jürgen Wullenwever habe ich das Jahr 
des zuletzt voraufgehenden Hansetags, 1530, als Endziel genommen. 
Darüber hinaus zu gehen, verbot die Masse des Materials. Mein 
erster Band ist 1881, mein letzter (neunter) 1913 erschienen. 
Wismars Ratsarchivar Dr. Friedrich Techen war so freundlich, für 
Band acht und neun den gesammelten Stoff zum Druck zu bringen, 
so daß diese beiden Bände unter unser beider Namen erschienen sind. 
Seit 1913 liegt das gesamte RezeBmaterial der hansischen Ge­
schichte in 24 starken Quartbänden zu jedermanns Benutzung bereit.
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Den m it diesen Arbeiten nicht erfaß ten  Stoff hatte  das  H a n s i­
sche Urkundenbuch zugänglich zu machen. Höhlbaum hat es bis 
zum dritten , 1886 erschienenen, bis 1360 reichenden Bande b e a r ­
beitet. Nach bezw. neben e inander sind dann Dr. Anton H ag ed o rn , 
Dr. F riedrich  Bruns und Dr. Otto Jürgens in die Aufgabe ein­
getreten, ohne doch zu einer Veröffentlichung zu gelangen. E rs t  
1896 konnte dem d ri t ten  der vierte Band folgen. H erausgeber w a r  
Dr. Karl Kunze, de r  1890 die Arbeit begonnen ha tte  und sie seit 
1892 mit Dr. W alth e r  Stein teilte. Die Fülle des Stoffs nö tig te , 
ihn in zwei Abteilungen zu zerlegen. Dr. Kunze übernahm  die  Z eit 
bis 1450, Dr. Stein die folgende. Es ist doch erforderlich  g e ­
worden, m it dem Jah re  1500 w ieder eine Scheidung vorzunehm en. 
Von der  ers ten  Abteilung sind drei Bände herausgegeben , die 
das M ateria l  bis 1433 bringen, von de r  zweiten vier, in denen die 
Zeit bis 1500 abgeschlossen vorliegt. So ist mit Ausnahme d e r  
Jahre  1434— 1450 der  gesam te hansische Urkundenstoff in insgesam t 
10 Q uartbänden  je tz t  d e r  Benutzung zugänglich gemacht. E s  ist 
recht e igentlich so, daß  die p lanm äßigen Forschungen des H a n s i­
schen Geschichtsvereins die reichen Schätze der  hansestäd tischen  
Archive e rs t  -der W issenschaft nu tzbar gem acht haben, w as w eit 
über das hansische Gebiet hinaus B edeutung hat. Rezeß- und  U r­
kundenausgabe stehen anerkannt auf d e r  Höhe w issenschaftlicher 
Editionstechnik ; sie sind in d ieser Beziehung geradezu m ustergü ltig  
gew orden, besonders auch in de r  außerorden tlich  s ta rken  und 
mit vollendeter Sachlichkeit in Form  und Inha lt  erfo lg ten  An­
wendung des Regests, die sich aus der Fülle  des überlieferten  
Stoffes als notw endig  ergab.

D er Verein hat ab e r  noch w eitere  Aufgaben in Angriff g e ­
nommen. E s  g ib t auf dem Gebiete hansischer G eschichtsüber­
lieferung m ancherlei Aufzeichnungen, die w eder in der Sam m lung 
der  Rezesse noch in d e r  der U rkunden berücksichtigt w erden  
konnten. M an hat sich entschlossen, sie in einer Folge  von 
„Geschichtsquellen“ zu sammeln. Schon 1875 erschienen vom M it­
begründer des Vereins B ürgerm eis te r Francke das „S tra lsund er  
V erfestungsbuch“ und von unserem verdienten M itgliede Dr. med. 
F riedrich  Crull in W ism ar „Die Ratslinie d e r  S tad t W is m a r“ , 
1882 F rensdorffs  „D ortm under S ta tu ten  und U rteile“ , 1887 mein

2 *
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„Buch des Lübeckischen Vogts auf Schonen“ und Stiedas „Revaler 
Zollbücher und Quittungen“ , 1891 Kunzes „Hanseakten aus Eng­
land“ , deren Ausgabe seiner Arbeit am Urkundenbuch vorausging, 
1894 Otto Blümckes „Berichte und Akten der Hansischen Gesandt­
schaft in Moskau 1603“ , 1897 Franz Siewerts „Geschichte und Ur­
kunden der Rigafahrer in Lübeck im 16. und 17. Jahrhundert“ , 1900 von 
Friedrich Bruns „Die Lübecker Bergenfahrer und ihre Chronistik“ , 
endlich 1906 Techens „Bürgersprachen der Stadt W ismar“ .

Durch besondere Zuwendungen ist es dem Verein ermöglicht 
worden, auch darstellende Aufgaben zu stellen. Senator Possehl 
in Lübeck stiftete 1904 einen Preis für eine Geschichte der 
deutschen Seeschiffahrt; er konnte 1913 dem Professor Dr. W alther 
Vogel in Berlin zuerkannt werden. Der erste, bis zum Ausgange 
des Mittelalters reichende Band liegt seit 1915 gedruckt vor. 
1909 hat Generalkonsul Gossmann die gleiche Summe für eine 
hansegeschichtliche wissenschaftliche Arbeit zur Verfügung gestellt. 
Der Vorstand des Vereins hat beschlossen, eine Geschichte der 
lübischen Schonenfahrer in Auftrag zu geben; Dr. Baasch, damals 
Mitglied des Vorstandes, hat die Bearbeitung übernommen und 
hat sie zum Abschluß gebracht; sie harrt des Druckes. Seit 
1905 hat der Verein dem Bedürfnis nach darstellenden 
Schriften auch durch Pfingstblätter zu genügen gesucht; 
es sind deren bis 1915 elf erschienen, an denen W alther 
Stein (Die Hanse und England), Georg Sello (Oldenburgs See­
schiffahrt in alter und neuer Zeit), v. d. Ropp (Kaufmannsleben 
zur Zeit der Hanse), Hans Nirrnheim (Hinrich Murmester. Ein 
hamburgischer Bürgermeister in der hansischen Blütezeit), Ernst 
Baasch (Der Einfluß des Handels auf das Geistesleben Hamburgs), 
Friedrich Techen (Wismar im Mittelalter), Rudolf Häpke (Der 
deutsche Kaufmann in den Niederlanden), Albert Werminghoff (Der 
deutsche Orden und die Stände Preußens bis zum zweiten Thorner 
Frieden), W alther Vogel (Die Hanse und die Kontinentalsperre). 
Hans Witte (Besiedlung des Ostens und die Hanse), und W alther . 
Vogel (Kurze Geschichte der deutschen Hanse) mitgearbeitet haben. 
Auch heuer ist der Verein in der Lage, seinen Mitgliedern wieder 
ein Pfingstblatt vorzulegen: Adolf Jürgens, Skandinavien und
Deutschland in Vergangenheit und Gegenwart.



50 Jahre Hansischer Geschichtsverein. 21

Der von allem Änfang an gehegte  P lan  einer Zeitschrif t  
ha t in den  H ansischen Geschichtsblättern seine Verwirklichung 
gefunden. Sie haben sich unter Karl Koppmanns Leitung bald 
eine anerkann te  S tellung unter den deutschen landesgeschichtlichen 
Organen erw orben  und, wie im Nachruf für W althe r  Stein  schon 
ausgeführt w urde, un te r  ihm an Reichtum des Inhalts noch e r ­
heblich gewonnen.

Eine noch nicht befried igend gelöste Aufgabe ist die B ehand ­
lung des hansischen Geschichtsstoffes aus den Jahrhunderten , die 
man zur Neuzeit zu rechnen pflegt. Die Rezeßsammlung ha t mit 
1530, die der  Urkunden vorläufig mit 1500 ihren Abschluß ge­
funden. Allgemeine H anse tage  w urden  selten gehalten, nach 1530 
noch se ltener als früher. D er landschaftlichen Versam m lungen 
werden in der  späten  Zeit auch weniger. Die Rezesse gew innen 
an Umfang, nicht aber an Inhalt. D er Zusam m enhang d e r  S täd te  
lockert sich. Die Rezesse spiegeln nicht m ehr in dem M aße das 
Bundesleben w ieder wie in der früheren  Zeit. Es ist e rw ogen  
worden, allein die Texte der Rezesse herauszugeben; aber  m an 
würde dam it keinesw egs eine Auswahl des W ichtigsten gegeben 
haben. Höhlbaum  v e rtra t  den Gedanken, die Bestände d e r  H aupt- 
archäve zu inventarisieren , ähnlich wie es in den N iederlanden  
Brauch ist, a lle rd ings  in e ingehenderer Bearbeitung. Dem ist 
s ta ttgegeben  worden. Höhlbaum hat un ter M itarbe it von H erm ann  
Keußen 1896 und 1903 zwei starke Bände Kölner Inventar h e ra u s­
gegeben, die das hansische M aterial des Kölner S tad tarch ivs e in ­
schließlich 1591 verzeichnen, in Anhängen auch um fassendere  M it­
teilungen machen. Die Bände tragen  den O bertitel: „ Inventare  
H ansischer Archive“ , und es w ar  der Plan, die H auptarch ive  
der alten H anse  in d ieser W eise zu bearbeiten . Es ist auch 1913 
von Paul Simson ein ganz ungewöhnlich s ta rk er  Band „D anziger 
Inven ta r“ herausgegeben  worden, das nach dem V orgänge des 
Kölner Inventars  ebenfalls  mit 1591 schließt. Eine ähnliche Arbeit 
ha t für B raunschw eig  dessen S tad ta rch ivar  Dr. Mack übernom m en. 
Es sind doch Z w eifel aufgestiegen, ob der W eg der richtige  und 
weiterhin g an g b a r  sei. Von einer ähnlichen Behandlung des hansi­
schen H auptarchivs, des lübeckischen, hat man abgesehen. Eine 
Fortsetzung dieser Arbeit w ürde für das gesamthansische M ateria l



22 Dietrich Schäfer.

zu häufigen Wiederholungen führen. Das Kölner Inventar hat 
aber das große Verdienst, eine Art Grundstock für die hansische 
Überlieferung bis 1591 bereitgestellt zu haben.

Der Gedanke, Stadtarchive zu verzeichnen, ist aber in abge­
wandelter Form weiter verfolgt worden. Man konnte versuchen, 
auf diese Weise das ausländische Material zugänglich zu machen, 
wie die Engländer es in der Foreign Series ihrer Calendars of 
Statepapers gemacht haben, allerdings ausgiebiger. Dafür lagen 
die Niederlande am nächsten, teils weil ihre Ärchive die reichste 
Ausbeute versprachen, teils weil für den Norden und für England 
schon allerlei Veröffentlichungen Vorlagen. So entstand noch auf 
Höhlbaums Anregung der Plan der „Niederländischen Akten und 
Urkunden“ , mit deren Bearbeitung 1907 Dr. Rudolf Häpke betraut 
wurde. Ausgangspunkt war naturgemäß, wie für die Inventare, 
das Jahr 1531. 1913 konnte der bis 1557 reichende erste Band 
erscheinen; für den zweiten ist das Material auftragsgemäß bis 
1648 gesammelt. Die dringend erwünschte Drucklegung kann aber 
erst beginnen, wenn die nötigen Mittel sichergestellt sind.

Fortgesetzt mußte aber die Aufgabe beschäftigen, die spät­
hansische Geschichte weiter aufzuhellen. Mit Naturnotwendigkeit 
führte das zur Erweiterung der hansischen Forschung zu einer 
allgemein deutschen seegeschichtlichen. Im Mittelalter war der 
deutsche Seeverkehr so gut wie ausschließlich in den Händen 
der Städte, die im Hansebunde vereinigt waren. Mit dem
16. Jahrhundert ist ein Wandel unverkennbar. Das Landesfürsten­
tum setzt sich durch. Nicht wenige Städte kommen völlig unter 
Territorialhoheit; die Beziehungen zur See werden nicht mehr 
allein von Städten, sondern in steigendem Maße von Landes­
regierungen vertreten. Auch für das Binnenland hat das seine 
Bedeutung gehabt. Diesen Wandel habe ich hier 1908 in einem 
für die Versammlung des Gesamtvereins der deutschen Geschichts- 
und Altertumsvereine gehaltenen Vortrage über „Die Aufgaben 
der deutschen Seegeschichte“ , der im Jahrgang 1909 der Hans. 
Geschichtsblätter gedruckt ist, darzulegen versucht. Die Entdeckung 
Amerikas und die Auffindung des Seeweges nach Indien haben 
auf den hansischen Handel einen direkten Einfluß nicht gehabt, 
wohl aber einen starken mittelbaren, indem sie dem Verkehr mit
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Spanien und P ortuga l  eine bis dahin nicht gekannte Bedeutung 
gaben. Es p rä g t  sich das ganz besonders in den Sundzoll-Listen 
aus, und es geschah in diesem Zusam m enhänge, daß ich mich um 
deren B earbeitung  bemühte und sie auch durchsetzte ; sie ist 
so w eit vorgeschritten , daß das E nde  abzusehen ist. Huch die 
„N iederländischen Hkten und U rkunden“ unterstützen diese F o r ­
schungen. Volle H ufklärung konnte aber e rs t e rw arte t  w erden , 
wenn das M ateria l  d e r  deutschen Hrchive und das der  spanischen 
und portugiesischen für die Zeit des 16. und 17. Jah rh u n d er ts  
zugänglich gem acht wurde. M it d ieser Hufgabe w urde 1909 Dr. 
B ernhard  H agedo rn  b e trau t;  eine kaiserliche Spende von 3000 
M ark  erm öglichte den sofortigen Beginn der  Hrbeit. Das deutsche 
M ateria l w a r  sow eit gesam m elt, daß  die Fortsetzung d e r  F o r ­
schungen auf der pyrenäischen Halbinsel beschlossen w erden  konn te , 
als de r  Krieg ausbrach. B ernhard  H agedorn  ist schon am  2. 
Septem ber 1914 in den  Hrgonnen den Tod fürs V aterland  gestorben  
(vgl. den N achruf Hans. Geschbl. 1914 S. I I I ) ,  e iner d e r  nicht 
so wenigen, deren  Verlust die W issenschaft nicht leicht ve r­
schmerzt. D as gesam m elte  M ater ia l  h a rr t  im S taatsarch iv  zu 
Lübeck der  w eiteren  Bearbeitung. D er Beschäftigung mit hansischen 
Dingen verdanken  w ir auch die e inz igartige  Hrbeit H agedorns  über 
„Die Entw icklung der wichtigsten Schiffstypen bis ins 19. J a h r ­
hu n d e rt“ , die 1914 als e rs ter  B and der  „Veröffentlichungen des 
Vereins fü r H am burgische  Geschichte“ erschien.

D as H inausw achsen  der Hufgaben über das reinhansische Ge­
biet und die  Tatsache, daß für die spä te re  Zeit die bloße W ie d e r ­
gabe der  Quellen wegen der  w achsenden Fülle der e rha ltenen  
Nachrichten nicht m ehr als Richtschnur festgehalten  w erden  kann, 
daß Q uellenabdruck oder Inh a ltsangabe  mit D arstellung gemischt 
oder m ehr oder w eniger reine D arste llung  P latz  greifen müsse, 
führten auf den G edanken der  „H bhandlungen zur Verkehrs- und 
Seegeschichte“ , die „im Huftrage des Hansischen G eschichtsvereins“ 
von mir herausgegeben  werden. Die Reihe w urde 1908 eröffnet 
mit Dr. Rudolf H äpkes Schrift „B rügges Entw icklung zum W elt­
m ark t“ . Es fo lg ten :  H erm ann W ätjen , Die N iederländer im
M itte lm eergebie t zur Z eit ih re r  höchsten M achtste llung; B ernhard  
H agedorn , O stfries lands H andel und Schiffahrt im 16. J a h r ­
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h u n d e rt;  Älfred Puschel, D as Anwachsen der deutschen S täd te  
in d e r  Z eit der  m itte la lterlichen  Kolonialbew egung; F riedrich  
Schulz, Die H anse und E n g lan d  von E duards  III. b is auf H einrichs
VIII. Z e i t;  B ernhard  H agedo rn , O stfrieslands H andel und Schiffahrt

♦

vom Ausgang des 16. Jah rh u n d er ts  bis zum W estfä lischen  Frieden  
(1580— 1648); Ludwig B rinner, Die deutsche G rön landfah rt;  Adolf 
Jürgens, Z u r Schleswig-Holstein ischen Handelsgeschichte des 16. 
und 17. Ja h rh u n d er ts ;  W illy  Cohn, Die Geschichte de r  Sizilischen 
Flotte  un ter  der R egierung K onrads IV. und M anfreds, im ganzen 
9 Bände. Auch eine h in terlassene  Arbeit W althe r  Steins über 
das  E in tre ten  der deutschen Könige für die Ausbreitung des 
städtischen Verkehrs in d e r  Zeit vom 10. bis zum 12. Jah rh und ert ,  
sowie ein Buch des P rofessors  Leopold K. Goetz in Bonn über den 
deutsch-russischen H andel des M itte lalters hoffen w ir in d ieser 
Sam mlung zum Druck bringen  zu können.

Uber den H ansischen Geschichtsverein läß t sich nicht reden, 
ohne der  Schw estergesellschaft, des Vereins für n iederdeutsche 
Sprachforschung, zu gedenken. Auf der ersten Versamm lung des 
Hansischen Geschichtsverein, 1871 hier in Lübeck, w urde das erste  
H eft des N iederdeutschen W örterbuchs vorgelegt. Uber den F o r t­
schritt des Unternehm ens, das nach dem frühen Tode des Dr. 
Schiller 1873 allein von Dr. Lübben fortgeführt wurde, ist in 
den Jahresversam m lungen unseres Vereins regelm äßig  berichtet 
worden. Es hat, da es um fassend vorbereitet war, schon 1881 
mit dem 6. Bande seinen Abschluß finden können. 1875 t ra t  der  
N iederdeutsche Verein zusammen. Dr. Karl Koppm ann und seinen 
H am burger w issenschaftlichen Freunden Dr. W althe r ,  Dr. Feit, 
Dr. Rüdiger, Dr. T heobald  gebührt auch hier das  Verdienst der 
ers ten  erfolgreichen A nregung; V erständnis und Liebe zur n ieder­
deutschen Sprache hängen  ja  mit hansischer Geschichtsforschung 
aufs engste  zusammen. So w ar es natürlich, daß  de r  neue Verein 
sich dem um wenige Jah re  ä lteren  tunlichst anschloß. Seit 1876 
tag ten  sie, mit e iner einzigen Ausnahme (1913 in Breslau), rege l­
m äßig gemeinsam. Die M itg lieder  beider Vereine sind sich bewußt, 
daß  sie herüber, h inüber e inander viel verdanken. D er Selb­
s tänd igke it  jedes einzelnen der  beiden Vereine ha t diese Ver­
bindung keinen E in trag  getan .
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D er Verein is t  h ie r  heute zum 44., die S chw estergese llschaft  
zum 40. M a le  versam m elt. Nicht ohne schm erzliche E m pfind ung en  
kann ich d e r  f rüheren  und frühesten  T agun gen  ged en ken . 
Die jü n g e re n  T eilneh m er w aren  dam als  noch voll von E r in n e ru n g en  
an die U n ive rs i tä t;  in sbesondere  die G öttinger ha tten  d ie  f rö h ­
lichen F re i ta g a b e n d e ,  d ie  sich an W a i tz ’ historische Ü bungen  a n ­
schlossen, in bestem  Gedächtnis . D a auch die ä lte ren  T e iln eh m er 
an den  V ersam m lungen  jugend lichem  Frohsinn  noch nicht vö llig  e n t ­
w achsen w aren , so w urden  die T ag fa h rte n  S tä tten  nicht n u r  f rö h ­
lichen, sondern  ge legen tlich  auch lau ten  und lä rm enden  T re ib en s . 
S tuden tischer  S an g  schuf s tudentische  Lust. Durch p la t td eu tsc h e  
L ieder e rh ie l t  sie ein besonderes  G epräge . Seit K oppm ann  g e ­
d ichtet h a t te :  „D e b laue  F lag g e  w e i t“  ist das  Lied n ich t m ehr
von den P fingstversam m lungen  verschw unden. Auch „ H e r  L am m ers  
uut de L am m er-L am m ers traa t“ hat sich g ro ß e r  B elieb theit e rf re u t .  M it 
dem „N iederdeu tschen  L iederbuch“ bew affnet, das  d e r  V erein  für 
N iederdeu tsche  Sprach fo rschung  zuers t  zur T agu ng  von 1884 vo rleg te , 
erschienen d ie  hansischen  S tam m gäste  an den V ersam m lungsorten . An 
e rnsten  und  he ite ren  Reden und A nsprachen  ha t  es nicht gefehlt. Allen, 
die es m it e r leb t  haben, ist des  eh rw ü rd ig en  und doch auch
w ieder so hum or- und gem ütvollen  Lübecker S taa tsa rch iv a rs  W e h r ­
m ann E rsche inung  und Sprechw eise  in unauslösch licher E r in n e ru n g . 
Ich sehe ihn  noch, w ie e r in seinem lan g en  b raunen  Rock P f in g s te n  
1876 in d e r  K ölner F lo ra  auf einem Tische stehend  die lä rm e n d e  
G esellschaft redend  beruh ig te  und der  anw esenden  Lina S ch ne ide r  
seine H u ld ig ung  d a rb ra ch te .  Die reizvolle  V erbindung von e rn s tem , 
an regendem  G edankenaustausch  und heiters tem  harm losen  F ro h ­
sinn h a t  unsere  V ersam m lungen  im m er all ihren T e ilnehm ern  
w ertvoll gem ach t. Noch die in L üneburg  vor sieben Ja h re n  a b ­
gehaltene  zeichnete  sie aus. W er  d am als  zugegen  w ar, dem  k ling t
ja  noch d e r  R efra in  in den O hren :

0  k inners , w er  d a t  fin I

De L u n eb o rg e r  h a rn  ja  dun tom als  en utsocht swin.

E in sch ier u n e r t rä g lich e r  Druck la s te t  heute auf jedem  deutsch  
fühlenden H erzen . Sollen  w ir  ihm  e rl ieg en ?  Das können, das  
w ollen w ir n ich t g lauben . D er g länzende  Aufstieg, den unser  Volk
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im 19. Jahrhundert erlebte, knüpfte in seinem Beginn an an die 
Erinnerungen der Vorzeit. Das Gedächtnis des glänzenden Mittel­
alters, das Deutschland durchlebt hatte, weckte und stärkte in 
dem tiefen Verfall, in den uns die Jahrhunderte vom Dreißig­
jährigen Kriege bis zur Befreiung von der napoleonischen Zwing­
herrschaft versenkt hatten, Hoffnung und Glauben an eine bessere 
Zukunft. Äuch unser Verein ist aus diesen Gedankengängen ge­
boren. Seine Leistungen haben deren Berechtigung erwiesen. Wir 
müssen den Gesinnungen und Überzeugungen treu bleiben, die 
vor einem halben Jahrhundert das Werk begannen. Wo ein Wille 
ist, da ist auch ein Weg. Noch hat unser Volk Aufgaben genug, 
deren Lösung die Zukunft fördern kann durch Erkenntnis der Ver­
gangenheit. Verharren wir auf dem Wege, auf dem wir schon 
Erfreuliches erreichten, der uns aber noch lange nicht ans Ziel 
geführt hat. Es geht zur Zeit bei Nacht und Nebel durch Dornen 
und Gestrüpp; aber wir arbeiten fortgesetzt mit an der Begründung 
der allgemeinen Überzeugung, daß unser Volk eine Bestimmung, 
daß es nicht nur ein Recht, daß es eine Pflicht hat, sich zu 
behaupten. In dem, was Deutsche leisteten, liegt ein Zwang, eine 
Gewähr, daß sie weiter ein unentbehrliches Glied der Menschheit 
sein und bleiben werden. In diesem Sinne*1 wollen wir an unserem 
Teile bauen helfen an unseres Volkes Zukunft durch Förderung des 
Verständnisses seiner Vergangenheit, insbesondere seines unlösbaren 
Verhältnisses zur See und zu allem, was nur über See erreichbar ist.
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Die Hanse und England 
beim Äusgang des hundertjährigen Krieges.

Von

Walther Stein (f) *)

/

Im F e b ru a r  1448 stand  in E ng land  der Entschluß fest, für 
den englischen H andel in den Gebieten des N ordens und O stens 
neue G rund lagen  zu gewinnen. M an g laubte  das erre ichen  zu 
können durch eine G esandtschaft, die mit den skandinavischen 
Reichen, m it dem Hochm eister und mit den H ansestäd ten  V er­
handlungen führen  sollte.

D as w ichtigste  Ziel w ar die W iedergew innung  der  früheren  
Stellung in P reußen  und die endgültige  Durchsetzung d e r  d o rt  
auf dem P ap ie r  bere its  erreichten Ansprüche. Um die V e rh a n d ­
lungen durch Z ufä lle  oder G ew altta ten  nicht zu stören, w urde  
der  H andel nach P reußen  verboten. M it den skandinavischen 
Reichen hoffte m an am ehesten zu e iner V ereinbarung zu kommen. 
Jedenfa lls  w a r  ein solches E invernehm en die V orbedingung fü r  
einen fried lichen  Verkehr m it d e r  Ostsee durch den Ö resund. 
Zur Vorsicht w urde  den  einheimischen Fischern und K aufleuten 
das Verbot des V erkehrs nach Is land  und Finnm arken  w ieder  e in ­
geschärft. B eschw erden  de r  englischen Kaufleute über die w endi­
schen S täd te  d ienten  in üblicher W eise  als A nknüpfungspunkt 
für die V erhand lungen  m it diesen. Den Hochm eister un te rr ich te te  
ers t im Sep tem ber das  L ondoner K ontor im Aufträge des englischen

i)  Um die D rucklegung dieses Aufsatzes aus dem N achlaß 
des V erfassers h a t  sein Schüler Dr. Otto H eld-M agdeburg  sich 
besondere  V erdienste  erw orben. D. Red.

II.
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Kanzlers über den Zweck der Gesandtschaft. Als Ort der Ver­
handlungen mit Preußen war Lübeck ins Äuge gefaßt. Zuerst 
in Kopenhagen, dann in Lübeck sollte dem Ostseehandel der 
„wagenden Kaufleute“ die Bahn wieder eröffnet und gesichert 
werden.

Die Äbreise der Gesandten wurde noch hinaus geschoben. 
Erst im Juli bevollmächtigt, trafen sie endlich am 23. Oktober 
in Bremen ein, verständigten dort eine preußische Gesandtschaft, 
die in Bremen mit den Holländern Verhandlungen führte, über 
den Zweck ihrer Fahrt und reisten nach kurzem Aufenthalt weiter 
über Hamburg, wo sie sich einige Zeit aufgehalten zu haben 
scheinen1), nach Lübeck. Hier kam man Ende November überein, 
auf den 1. März des nächsten Jahres, nach der Rückkehr der 
Gesandten aus Dänemark, eine Versammlung einzuberufen, auf 
welcher die Streitigkeiten mit Preußen und den Hansestädten 
besprochen werden sollten. Nicht nur die Preußen, auch die 
wendischen und pommerschen Städte, selbst Köln und Krakau 
wurden dazu geladen. Freilich kam das meiste auf die 
Preußen an.

Daß den preußischen Städten Verhandlungen bedenklich er­
schienen, bei welchen sie gemeinsam mit Vertretern der Interessen 
des Ordens einen Kampf führen mußten gegen die Ansprüche 
der Engländer auf einen freien Verkehr in den Ordensstädten, 
läßt sich begreifen. Sie wußten, daß bei solchen Verhandlungen 
der Hochmeister leichter zu einer Verständigung mit England 
bereit war, als es den auf Einschränkung des Fremdenverkehrs 
hinzielenden Wünschen der Städte und besonders Danzigs 
entsprochen hätte. Indessen meinten sie, nach Lage der 
Dinge könne eine Beteiligung an den Verhandlungen nicht 
wohl abgelehnt werden. Sie trugen daher beim Hochmeister an 
auf Absendung der Gesandtschaft nach Lübeck. Der Hochmeister 
stimmte dem um so lieber zu, als es ihm darauf ankam, die 
Verhandlungen mit den Engländern zunächst überhaupt nur wieder

0  Der Aufenthalt in Hamburg ergibt sich aus dem Datum 
der Abreise der Gesandten aus Bremen am 25. Oktober und aus 
der am 17. November erstatteten Meldung Lübecks vom Ein­
treffen der holländischen Gesandtschaft.
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anzuknüpfen. Die Instruktion der  Gesandten entsprach auch 
völlig dem m ißtrauischen Sinne der Städte. Sie geht schon von 
dem Gedanken aus, daß  die Verhandlungen auch diesm al nicht 
zum Ziel führen würden. Auf neue V erhandlungen in E ng lan d  
wollte man sich durchaus nicht m ehr einlassen, am ehesten in 
Preußen oder e tw as westlicher, am äußersten in F landern  o d e r  
in dessen Um gebung. Vollmacht ha tten  die Gesandten lediglich  
zu Besprechung und E rled igung  der  beiderseitigen Schadenklagen . 
Entscheidend w ar, daß  ein F reundschaftsvertrag , den sie e tw a 
mit E ng land  abschließen würden, w eder etwas gegen die Rechte 
des Ordens, noch, w as die H auptsache war, e tw as den F re iheiten  
und W illküren  d e r  S täd te  W iderstre itendes en thalten  dürfe. N icht 
nur eine augenblickliche, sogar eine zukünftige Schädigung und 
Beeinträchtigung d ieser Rechte sollte ausgeschlossen sein. G erade  
die Freiheiten  und W illküren  der  S täd te  w aren  es aber, gegen 
welche der A ngriff de r  E ng länder gerichtet war. Das E rgebn is  
ließ sich also voraussehen.

Inzwischen hatten  die englischen Gesandten, vermutlich mit 
Rücksicht auf die Lage der Dinge in Dänem ark, ihren früheren  
P lan  geän d e rt  und sich entschlossen, s ta tt  nach N orden zu 
reisen, vielmehr in Lübeck zu bleiben und die Versamm lung der 
S tädte , vor allem die Ankunft der P reußen  abzuw arten. Schließlich 
waren M itte  M ärz die Parte ien  vereinigt, nämlich die E ng län der ,  
die Preußen und, Lübeck und H am burg eingeschlossen, V er­
tre te r  aus fünf wendischen S täd ten1). Unter den vier preußischen 
Gesandten w a r  der  D anziger B ürgerm eister Reinhold N iederhof 
unstreitig  die bedeutendste  Persönlichkeit. Es läßt sich begre ifen , 
daß die E n g lä n d e r  beim Beginn der  V erhandlungen in ge re iz te r  
Stimmung w aren . W enngleich sie die Gelegenheiten zur An­
knüpfung vo rbere itender V erhandlungen mit D änem ark nicht un­
benutzt ge lassen  haben mögen, sahen sie je tzt nach m o n a te ­
langem Stillesitzen in Lübeck doch nur eine geringe Anzahl 
von nansischen V ertre tern  vor sich, die zw ar zu unm itte lbarer

t) W egen  Kolbergs, welches über Schädigung durch E in ­
wohner von Lynn zu klagen hatte, s. H. R. 3 n. 483, 492, wegen 
Stettins, dessen K aufleute gleichfalls durch E ng länder geschädig t 
waren, s. H. R. 7 n. 515.
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Unterhandlung bereit, deren Befugnisse aber recht bescheiden 
waren. Daß in der Hanse eine recht hohe Zahl von Städten 
vereinigt war, war ihnen natürlich bekannt. Sie glaubten ein 
Recht darauf zu haben, nach solchen Beweisen ihrer Geduld 
und ihres Entgegenkommens nun auch mit der ganzen Hanse, 
oder wenigstens mit einer Vertretung, die in deren Namen han­
delte, die Geschäfte erledigen zu können. In dem Ausbleiben 
so vieler Städte sahen sie daher, nicht ohne Grund, eine unge­
hörige Nachlässigkeit oder gar eine sträfliche Mißachtung ihres 
Königs. Es war aber nicht günstig für sie, daß sie, gegenüber 
dem bedächtigen Verhalten der Städte, die Initiative ergreifen 
mußten. Sofort zeigten sich die größten Hemmnisse. So ver­
ständlich und gerechtfertigt vom Standpunkt der englischen Politik 
die Wünsche und Forderungen der Gesandten erscheinen, die 
letzteren mußten Schritt vor Schritt zurückweichen. Äuch für 
die englische Diplomatie lag die hauptsächliche Schwierigkeit, 
gegen die Hanse ihre Pläne durchzusetzen, in dem Wesen des 
hansischen Handelssystems überhaupt. In England selbst war 
die Hanse am wirksamsten zu fassen im Londoner Stalhof, auf 
welchem die Privilegien beruhten und in welchem die englischen 
Interessen aller Hansestädte sich als in dem wichtigsten Mittel­
punkt des Handels vereinigten. Hinter dem Stalhof aber stand 
in Wirklichkeit die äußerlich lockere Einheit oder, besser gesagt, 
eine in ihren kommerziellen Einzelinteressen und Einzelhandlungen 
oft weit auseinanderfallende Vielheit von . Hansestädten. Tat­
sächlich standen nur die einzelnen Städte in Handelsverbin­
dung mit England, meist durch Vermittlung des Stalhofes. Aber 
ein Vorgehen oder eine Feindseligkeit der englischen Krone gegen 
die einzelnen Hansestädte oder einzelne Gruppen derselben im 
Stalhof oder in dessen Privilegien traf immer auch die Gesamt­
heit und mußte daher auf die Dauer den Widerstand der 
Gesamtheit hervorrufen. Wenn England in einem Teil des hansi­
schen Gebiets, wie in Preußen, etwas erreichen wollte, so konnte 
es versuchen, seine Absicht durchzusetzen vermittelst einer ungleich­
mäßigen Behandlung der Preußen und der anderen Hansen, also 
durch eine Benachteiligung und Beschränkung der Preußen in 
England und im Stalhof. Der Erfolg dieses Mittels mußte auf
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die Länge zw eifelhaft sein wegen d e r  grundsätzlichen E in he it  
der hansischen Rechte, die in den Privilegien beg ründe t w a r  
und in dem  S ta lhof äußerlich  in E rscheinung tra t .  M an g laube  
nicht, daß E n g lan d  so leicht in der Lage gewesen w äre , diese 
in E ng land  selbst begründete  und anerkann te  E inheit aus p o lit i­
schen oder anderen  Gründen, sowie aus dem dam als zu r  V er­
handlung stehenden  und für E ng lands  Handel bedeutungsvollen  
W unsche nach e rn eu te r  Festsetzung desselben an d e r  W eich se l­
m ündung, zu teilen und zu zerstören, indem  es etw a die P r iv i­
legien, s ta t t  an die  im S ta lhof res id ierende K orpora tion  d e r  
deutschen K aufleute, an einzelne S täd te  oder S täd teg rupp en  o d e r  
deren Kaufleute vergeben hätte, und a lsdann durch solche 
T rennung d e r  Rechte und In teressen  die einzelnen w ie d ie  Ge­
sam theit zu beherrschen.

So vernünftig  und naheliegend d e r  Gedanke erscheint, so 
schwierig, j a  unm öglich w ar  seine Durchführung. Die englische 
S taa tsverfassung , von de r  die Priv ilegien der  Deutschen und  ihre  
O rganisation  im S ta lho f ein Teil waren, beruht ja  w esentlich  
auf der  A nerkennung und  E rh a ltu n g  d e r  gew ordenen  Z u s tän d e  
und der hergeb rach ten  Rechtsformen. Die alte  E in rich tung  d e r  
E inheit der deutsch-hansischen Rechte ha tte  für den z e n tra l i ­
sierten  S taa t,  wie es das Königreich w ar, den Vorteil e ine r  
Z en tra l isa tio n  fas t  des gesam ten deutschen H andels  und  de r  
Privilegien in d e r  deutschen G ildhalle  zu London, dem  
Stalhof. E ine Verzette lung der  hansischen Rechte h ä tte  n o t­
wendig d ie  B egründung  von m ehr oder  w eniger zah lre ichen  
K orporationen  deu tscher Kaufleute zur Folge gehabt, m it denen 
man in gem einsam en A ngelegenheiten  noch viel größere  U m stände 
und W eitläu figke iten  gehab t hätte. Im S ta lhof konnte m an w e n ig ­
stens die G esam thanse  im m erfort und ohne viele U m ständlich­
keiten nachdrücklich  und empfindlich angreifen , freilich, wie oben 
ausgeführt w urde , eben nur die Gesam theit, nicht aber so leicht 
mit d a u ern d er  W irk sam keit  einzelne S täd te  oder Gruppen d e r ­
selben. F e rn e r  w a r  es eine sehr unsichere Rechnung, ob m an 
durch Z erte ilung  de r  hansischen Rechte in E ngland, auch wenn 
sie in D eutschland eine T rennung  und Auflösung der Gesam theit 
in einzelne se lb s tänd ige  Gruppen bew irk t hätte, zum
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Z iele  gekom m en wäre. Die einzelnen Teile, k leinere od e r  größere , 
w ürden  unfeh lbar auch über die englischen A ngelegenheiten  in 
H a d e r  und Fehde g e ra te n  sein und daher einen sicheren  und 
ruhigen H andel de r  E n g lä n d e r  in die Ostsee, wenn sie ihn 
einm al h indern  w ollten , nicht haben aufkommen lassen, zumal 
E ng lan d  nicht in de r  L age  w ar, in der  Ostsee m it W affen g ew a lt  
aufzutreten . Endlich h a t  m an sich der Vorstellung zu entschlagen , 
a ls  ob auch d ie jen igen  von ausländischen H errschern , S taa ten , 
S täd ten  oder B ehörden  verliehenen H andelspriv ileg ien , welche, 
wie in E ng lan d  und auch sonst formell an die  im A uslände 
anw esenden  und an einen bestim m ten W ohnort gebundenen  K auf­
m annskorpora tionen  erte il t  w aren , nach freiem Belieben de r  Ver­
leiher hätten  aufgehoben oder verändert  w erden  können, ohne 
daß  m an einen W id e rs tan d  oder Einspruch de r  ge troffenen  
P a r te i  e rw ar te t  ode r  in Anschlag gebracht hä tte . W enn  auch 
d as  form elle  Recht d e r  Verleiher in diesem Fa lle  nicht in 
Abrede geste llt  w erden  konnte, w aren  doch auf Grund d ieser 
Privilegien in te rna tiona le  Beziehungen tatsächlich beg rün de t w o r­
d e n ,  die durch die b loße  Aufhebung ihrer R echtsgrundlage , der  
Privilegien, nicht aus de r  W elt geschafft w erden  konnten. Sie 
blieben bestehen, gew isserm aßen  durch das Recht ih re r  Existenz, 
und suchten sich w eite r  zu behaupten. In den m eisten Fä llen  
hatten  auch beide P a rte ien  ein In teresse an ih re r  E rha ltung . 
W er sich in diesen Z eiten  des Bestandes längs t  e ingew öhnter 
V erkehrsverhältn isse  zur Aufhebung der Priv ilegien entschloß und 
dam it einen Z ustand  d e r  Rechtlosigkeit, dam als  eine Art von 
K riegszustand, herbeiführte , ha tte  wohl zu e rw ägen , ob dieses 
M ittel nicht in g le icherer oder s tä rk e re r  W eise d ie  e igenen U nter­
tanen  schädigen w ürde a ls das Land des P riv ileg ierten . Nicht 
immer entschied hier freilich das S taatsw ohl, aber wenn in 
E ng land  die G esam tlage  des S taa tes  ins Auge gefaß t w urde  — 
und trotz  des vielfachen H ervortre tens  und U berw iegens der  
P riva tin te ressen  im Z e i ta l te r  de r  Rosenkriege t re ten  auch die  
Z üge  e iner die a llgem eine  Lage w ürdigenden Politik  deutlich 
hervor —, konnte es seh r  zw eifelhaft erscheinen, ob die Aufhebung 
de r  hansischen P riv ileg ien  überhaup t ohne em pfindlichen eigenen 
Schaden in kürzerer o d e r  län g e re r  Zeit zum Ziel führen  konnte.



Zudem  befand  sich ge rad e  in diesem Äugenblick die H anse  in 
e iner vorte ilhaften  Lage. Die in den  englischen Privilegien und 
im Stalhof s ich tbare  E inheit hatte  im m erfort den Nachteil, daß 
durch M ißgriffe  und S tre itigkeiten  de r  E inzelnen die G esam t­
heit in M itle idenschaft gezogen w urde ;  sie hatte  den Vorteil, 
daß Angriffe E n g lan d s  auf die E inzelnen  von der  G esam theit 
abgew ehrt w erden  konnten. E ng land  w a r  es jetzt, das in P reußen  
e tw as erreichen wollte. Auch Lübeck und die Gesamtheit ha tten  
kein In teresse  d a ran , daß  die E n g lä n d e r  sich in e iner so w ich­
tigen Stelle des hansischen Gebiets wie in Preußen, wo der reiche 
W arens trom  aus den weiten Gebieten Polens, L itauens und 
Schlesiens die Ostsee traf , festsetzen möchten. Nach E rre ichung  
dieses Z ieles hä tten  die übrigen  O stseestäd te  sich g e r in g e re r  
Rücksicht von E n g lan d  zu versehen gehabt. Die H anse b rauch te  nu r  
einig zu sein, um den Angriff der  E n g lä n d e r  abzuw ehren. D iesm al 
w ar  sie es.

Die E n g lä n d e r  kam en daher kaum  einen Schritt  w eiter. Ih r  
A rger über den geringen  Besuch d e r  T ag fa h rt  gab sich kund 
in ih rer Forderung , die Nam en a lle r  ge ladenen und a lle r  n ich t 
erschienenen S täd te  wissen zu wollen. Augenscheinlich so llten  
die tro tz  d e r  E in ladung  nicht ersch ienenen  S täd te  d a fü r  in E n g ­
land, e tw a  durch Ausschluß aus den Vorrechten der  H a n se n  
oder auf an dere  W eise  ges tra f t  w erden . Daß E ng land  sich d am it  
eine Art von R ichteram t über innere  Angelegenheiten  der  H an se  
anm aßte, lag  auf der  Hand. Gleichwohl ließ sich nicht v e r­
kennen, daß  E ng land  wie auch die H anse  selbst ein berech tig tes  
In teresse  an e ine r  ausreichenden V ertre tung  der  H an ses täd te  bei 
diesen oder ähnlichen V erhandlungen hatte . D er geringe  E ife r  
für die T eilnahm e vieler H an ses täd te  an den w ichtigen V er­
handlungen über die ausländischen H andelsbeziehungen w a r  von 
den H ansen oft genug bek lag t w orden. Jene Fo rderung  der  
englischen G esandten  w urde ihnen daher  gerechterw eise  b e ­
willigt. Sie kam en auch mit dem w eitergehenden  Anspruch hervor, 
daß man ihnen die N am en a ller  H anses täd te  mitteile. D er alte  
W unsch, über die einzelnen T eilnehm er an den hansischen F re i­
heiten genauer un terr ich te t  zu sein, ist ebenfalls begreiflich. Die 
Bevorzugung in den Zöllen, durch welche die H ansen vor allen
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Einheim ischen und F rem den  in E ngland  ausgezeichnet w urden, 
h ä tte  auch in jedem  an d eren  S taa t den Verdacht wach gerufen  und 
e rha lten , daß  un ter  dem  Nam en der H ansen sich auch Unbe­
rech tig te  einschleichen und daß  die H ansen frem de Kaufleute, 
d ie  nicht zur H anse  gehörten , als H ansegenossen  nach E n g lan d  
m itfüh ren  und ihren Vorzug genießen lassen könnten. D a  den 
E n g lä n d e rn  N am en und Z ah l der H ansestäd te  unbekannt w aren , 
so lag  in de r  T a t  die  Verfügung über die G ew ährung  der  
Z o llvorrech te  in E n g lan d  für gewisse Nichthansen bei de r  H anse, 
nicht bei E ng lan d  selbst. Uber die Aufnahme neuer S täd te  in 
die H anse  beschloß die Hanse, und daher verfügte  sie ta tsäch lich  
auch über die  Z u lassung  der  früheren N ich thansestäd te  zu den 
v ie lbeneideten  V orrechten de r  H ansen in E ng land . M an konnte 
in E ng lan d  nicht wissen, ob die von de r  H an se  verm itte lte
Z u lassung  zu ihren P riv ileg ien  in E ng land  nicht von de r  H anse 
zum G egenstand politischer oder kom merzieller F o rderungen  und 
Geschäfte gemacht w urde, die vielleicht für E ng lan d  geradezu
nachteilig  und gefährlich  w aren. Ein an d ere r  Grund, der  die 
Aufstellung seiner F o rde run g  erk lärt,  w ar ein m ehr politischer. 
Als solchen kennzeichnet ihn der  Wunsch der  E n g lä n d e r :  W enn 
man die Namen der  H anses täd te  nicht m itteilen wolle, so möge 
m an doch die Nam en der  H errschaften  angeben, unter welchen 
sie gelegen w ären1). E ng lan d  wollte aus den der deutschen 
H anse  gew ährten  Vorrechten politischen Nutzen ziehen. Es
meinte wohl, durch die deutschen S täd te  und Kaufleute auf die 
Fürsten  und deren  Politik  e inw irken zu können. E d u ard  IV. 
drückte  das  bei seinem R egierungsan tritt  noch unzw eideutiger 
aus, wenn er das Londoner Kontor befragen  ließ, ob es ihm 
in D eutschland Freundschaften  und Bündnisse verschaffen könne 
mit Fürs ten  und H erren2).

D er enge Z usam m enhang  de r  landesfürstlichen und der  s tä d ­
tischen Politik  lag  gerade  bei den Preußen zutage. Die E n g ­
län d e r  w aren  seit M enschenalte rn  m it ihm v e rtrau t  und w aren  zu 
dem  Glauben berechtig t, daß  diese Verquickung für sie vorteilhaft 
sei. Im übrigen  N iederdeu tsch land  freilich ha tten  sich die

1) H. R. 3 S. 379 § 9.
2) HUB. 8 n. 1067.



w irtschaftspolitischen W ege der Fürsten und der S täd te  je 
länger, desto w eite r  von e inander getrennt. Vor allem hatten  die 
meisten n iederdeu tschen  Fürsten als V ertre ter der fiskalisch-agra­
rischen und dynastischen Interessen das Verständnis für die Be­
deutung des H andels  im Innern  Deutschlands wie besonders mit 
dem Äuslande m ehr und mehr verloren. Sie würdigten ihn höch­
stens nach dem Nutzen, den er ihnen aus Zöllen und anderen  
Gefällen abw arf . Die S täd te  vermieden daher eine Hineinziehung 
der Fürs ten  in ihre H andelsangelegenheiten  nach M öglichkeit 
und bedienten  sich fürstlicher Hilfe und Vermittlung m eist nur 
in solchen Fällen , wo sie durch Namen, Ansehen oder M acht 
eines Fü rs ten  auf einen anderen  oder  dessen Regierung E indruck  
zu machen hofften. Sie fürchteten zudem, daß die englische 
Regierung Feindseligkeiten  deutscher Fürs ten  gegen E ng land  oder 
dessen Kaufleute an den S täd ten  oder deren  Angehörigen rächen  
m öchte1).

F ür die in Lübeck tagenden  hansischen R atsgesandten  w a r  aus 
den e rw ähn ten  Gründen die E rfüllung des W unsches d e r  e n g ­
lischen G esandten nicht angebracht. Auch mit Rücksicht au f  die 
e rö rte rte  politische Seite des A ntrages wollten sie freie H and  
behalten. Die nam entliche Festlegung  der  M itg lieder der  H anse  
hätte  sie d e r  F re iheit  beraubt, neue S täd te  in die H anse  a u f­
zunehmen, wie sie ers t vor acht Jah ren  Arnheim, R oerm ond 
und Kämpen in ihre Gemeinschaft zugelassen hatte, und ihnen 
dam it den Z ugang  zum Stalhof und den Privilegien in E n g la n d  
zu Öffnen. Ohnehin w ar  es schwierig, vielleicht unmöglich, die 
Namen a ller  H ansestäd te  zu bezeichnen, und besonders bei den 
vielen kleinen S täd ten  ganzer Landschaften, wie W estfalen, P re u ­
ßen und a n d e re r  die F rag e  der  Z ugehörigkeit zu entscheiden, 
die in der T a t  auch dam als keinesw egs k lar war. Die S täd te  
lehnten also den W unsch der E ng län der  ab2).

1) Dies ist der  Grund, den die lübische Ratschronik bei 
Grautoff 2, 126 als Grund für die  Ablehnung der englischen 
Forderung  angibt.

2) Ebenso auch spä ter  bei den Verhandlungen in Utrecht im 
Mai und Juni 1451. H. R. 3. n. 712 § 7. Auch hier erm ächtig ten  
sie den A lderm ann des Stalhofs, nur in jedem Einzelfall eine 
E rk lä rung  über den hansischen C harak ter einer Person bezw. 
seiner H e im ats tad t abzugeben.
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Den Kernpunkt der Verhandlungen bildete freilich die Gültig­
keit des Vertrages von 1436. Denn dieser enthielt das, was das 
eigentliche Ziel der englischen Ansprüche war: Die Freiheit der 
Engländer vom preußischen Pfundzoll und vor allem das Recht 
zur Wohnung und zu freiem, durch keine Verordnungen einge­
schränkten Handel mit den fremden Kaufleuten in den preußischen 
Städten. Die Engländer behaupteten die Rechtsbeständigkeit des 
Vertrages und verlangten dessen Anerkennung. Die Preußen be­
stritten seine Gültigkeit und wollten die Anerkennung selbst des 
Originals abhängig machen von einem abermaligen gemeinsamen 
Beschluß des Ordens und der preußischen Stände. Die Engländer 
beriefen sich auf die Bestätigungsurkunde Lübecks, die Preußen 
auf die Überschreitung der Vollmacht durch den vertragschlie­
ßenden Gesandten. In der Erregung der Debatte wurde mit 
dem Vorwurf der Überlistung, des Betruges und der Fälschung 
nicht gespart. Man kam auf den üblichen Ausweg, eine neue 
Tagfahrt vorzuschlagen. Nur die Gesandten des Hochmeisters 
nahmen sie sofort an. Allein der späte Termin derselben, der 
24. Juni 1451, deutete schon darauf hin, daß die Engländer nur 
ein neues Mittel anwenden wollten, um die Preußen, wenn nicht 
jetzt, so in Zukunft gefügig zu machen. Denn in der Zwischen­
zeit, so erklärten sie, sollten zwar die Hansen auf Grund ihrer 
alten Vorrechte in England verkehren dürfen, die Preußen jedoch, 
falls sie die Engländer nicht zu freiem Aufenthalt und Verkehr 
in Preußen zulassen würden, von jenen hansischen Vorrechten 
ausgeschlossen, also in gleicher Weise wie andere fremde Kauf­
leute den Zöllen und Abgaben unterworfen sein. Das entsprach 
einem Parlamentsbeschluß, auf welchen die englischen Gesandten 
sich beriefen. Indessen mißlang der Versuch, hier einen Keil 
in die Hanse zu treiben. Die Wendischen und Preußischen rückten 
eng zusammen. Die wendischen Städte erklärten, eine unter­
schiedliche Behandlung der einzelnen hansischen Städtegruppen 
sich nicht gefallen lassen, sondern ungeschieden und ungeteilt 
bleiben zu wollen. Man nahm Gelegenheit, auch die Beschwerden 
der Hanse über Hemmung ihres Handels in England den Gesandten 
zu übermitteln. Sie betrafen die Ausfuhr von Wollfellen und 
Zinn, dazu kamen Beschränkungen ihres Handels mit Einhei­
mischen oder Fremden und anderes.



Das E rgebn is  w ar äußerst geringfügig. M an hielt zw ar  fest 
an dem Gedanken jen e r  in der Ferne  liegenden T agfahrt,  die 
in Deventer s ta ttf inden  sollte. Die Hoffnung der E ng länd er  w ar, 
wenigstens d ieser  neuen T agfah rt  die Entscheidung über G ültig ­
keit oder U ngültigkeit zuschieben zu können, was immerhin einen 
nennensw erten  diplom atischen Erfo lg  bedeutet hätte. Aber die 
Besendung de r  Versamm lung w urde von allen Seiten an B ed in ­
gungen geknüpft, deren E rfüllung höchst zweifelhaft w ar. Die 
wendischen S täd te  wollten sich nach einigen Wochen en tsch e id en ; 
die E n g län d er  verlangten, daß König Heinrich, bevor e r  sich 
entschlösse, die Entscheidung des Hochm eisters kenne, um sich 
danach zu richten. Die Preußen forderten , daß der König seine 
Meinung se lbständig  abgäbe, wollten also die Schuld an dem 
Scheitern der  zukünftigen T ag fah rt  nicht auf sich nehmen, ohne 
doch den E ng länd ern  irgend welche Hoffnung auf E rfo lg  zu 
machen. Nicht einmal über die Schlußform alitäten konnte man 
sich einigen. Die E ng länder wünschten besiegelte Rezesse und 
wollten nach eigenem Landesbrauch Chirographe ausste llen ; allein 
Lübeck verw eigerte  die Besiegelung. Die S täd te  w aren  nicht 
willens, vor den E ngländern  einen Schritt zurückzuweichen. Sie 
beauftrag ten  das Kontor in London, die neuen Auflagen, die das 
Parlam ent unbekümm ert um die Privilegien wie auf alle F rem den  
so auch auf H ansen  und Preußen ausgeschrieben hatte, um keinen 
Preis zu bew illigen1). So standen  auf beiden Seiten F o rde ru ngen  
und Ansprüche unvereint und unversöhnt e inander en tgegen. Ob 
in der Zwischenzeit F riede  herrschen sollte und ob die P reußen  
und die E n g län d er  wechselseitig in ihren Ländern, die einen auf 
Grund der hansischen Vorrechte, die ändern  auf Grund des Ver­
trages von 1436 verkehren sollten, blieb formell unsicher, weil 
auch die Zustim m ung beider Teile zu jener späteren  T ag fa h rt  
durchaus frag lich  b lieb2).
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1) H. R. 3 n. 481, 531, 532.
2) Die Angaben über das E rgebn is  der  Lübecker Verhandlungen 

sind w idersprechend . W ir  besitzen einen Lübecker Bericht, der 
den V ertre tern  W ism ars nach W ism ar nachgesandt ist, H. R. 3, 
503, fe rner  D anziger Berichte, n. 504, von denen der ers te  (§ 
1—17) sich m it dem Rezeß im wesentlichen deckt, der zweite (§ 
18—22) spezieller auf die die Preußen interessierenden Teile
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Nachdem die deutschen Städtevertreter und die Engländer 
am 5. Äpril sich getrennt und die Engländer einige Tage später 
ihren letzten Haupttrumpf, der zukünftigen Tagfahrt den Charakter 
einer über die Gültigkeit des Vertrages von 1436 entscheidend 
urteilenden Zusammenkunft beizulegen, den preußischen Gesandten 
zum Bericht an den Hochmeister ans Herz gelegt hatten, konnten 
die Engländer immer aus einigen Gründen hoffen, wenigstens die 
diplomatische Lage Englands im Osten in den nächsten Jahren 
schließlich noch vorteilhaft zu gestalten. Welche Ereignisse die

der Debatten eingeht, der dritte (§ 23—26) die nach offiziellem 
Schluß der Tagfahrt zwischen den Preußen und Engländern ge­
pflogene Verhandlung erzählt. Sodann haben wir den Rezeß n. 505 und 
einen eingehenden Bericht in der lübischen Ratschronik bei Grau- 
toff 2. S. 125 ff. Aus n. 503 Stückbeschreibung und § 10, sowie 
n. 504 § 23 ergibt sich, daß der Rezeß erst nach dem Auseinander- 
gehen der Städte angefertigt wurde. Der lübische Chronist gibt 
das Ergebnis der Verhandlungen ungenau wieder und hat auch 
andere Irrtümer. So ist z. B. die Behauptung S. 126, daß Lübeck 
die Städte, die in die Hanse gehörten, in dieser Allgemeinheit 
eingeladen habe, irreführend; man kann sie nicht direkt wider­
legen, weil die Überlieferung, besonders die Lübecker, trümmer- 
haft ist, aber sie ist unwahrscheinlich, weil z. B. in den Stadt­
büchern Deventers und auch in den sächsischen Städteakten 
solche Ladung nicht erwähnt wird. Irrig ist die Angabe, daß 
die Städte zu einem Tage nach Pfingsten (1. Juni) geladen 
seien; richtig ist vielmehr der 1. März. Die Abmachungen werden 
vom Chronisten viel bestimmter wiedergegeben als im Rezeß. Daß 
in den nächsten zwei Jahren Friede sein soll zwischen England, 
Preußen und der Hanse, steht nicht im Rezeß und ist" auch 
dessen Sinn nicht. Daß nach dem 25. Juli, Jakobi, eine Tagtahrt 
zwischen den Engländern und den Städten in Deventer statt­
finden sollte, ist ebenfalls im Rezeß nicht gesagt und keineswegs 
richtig. Der Chronist fußt vielleicht, worauf v. d. Ropp S. 367 
hindeutet, auf dem lübischen Bericht n. 503 und zwar auf dessen 
§ 10, der gerade diese Angaben enthält. Aber der lübische Bericht 
ist, wie in § 10 bemerkt wird, vor Abfassung des Rezesses ge­
schrieben, und bei der Abfassung desselben ergaben sich Schwierig­
keiten. Dagegen stimmen der Rezeß und der erste Danziger 
Bericht § 1—17 in Bezug auf die eventuelle zukünftige Tagfahrt 
und auch sonst überein, enthalten also die Wahrheit. Freilich 
ist es schwierig, den positiven Inhalt des Rezesses, wenn überhaupt 
von einem solchen die Rede sein kann, kurz zu formulieren. 
Man könnte den Bericht der Chronik für tendenziös erklären, 
insofern er das Ergebnis der Verhandlung positiver erscheinen 
läßt, als es in Wirklichkeit war, um so die gleich darauf erzählte 
Plünderung der Flotte als einen Bruch des freien eben erst 
vereinbarten Friedenszustandes hinzustellen. Aber dem Verfasser 
lag vermutlich der bereits irrtümliche lübische Bericht vor, und 
er hatte vielleicht kein anderes schriftliches Material zur Ver­
fügung oder schrieb aus Erinnerung. —



politische S pannung  im W esten  hervorbringen w ürde, w ar  fü r 
die Gesandten wohl unberechenbar, wenngleich bei vorsich tiger 
E rw ägung  a l le r  A ngaben der  wenn schon trüm m erhaften  Ü b e r­
lieferung sich nicht leugnen läßt, daß  die G esandten die  A n­
wendung schärfe re r  M itte l in ih re r  H eim at gegen die  s tö rr ischen  
S täd te  vorausgesehen und vorausgesetzt haben würden.

M it den S täd ten  w aren  die E n g län d er  nicht w eiter gekom m en. 
Ihre Hoffnung beruh te  auf dem H ochm eister. Daß für d iesen 
nicht die W ünsche der  U ntertanen, sondern  die O rdensin teressen  
an der  Spitze se iner Politik  standen, w a r  klar. Jene V erbindung 
und F reundschaftsbeziehungen  mit den Fürs ten  von B urgund, E n g ­
land und D änem ark  beruhten auf den a lten  Sym pathien d e rse lben  
und ih rer  L änder für den Orden, auf den Besitzungen des O rdens  
in ihren L ändern, auf der E rw artung , daß  in schw eren inneren  und 
äußeren Konflikten diese Fürsten  den O rden  nicht im Stich lassen  
würden und auf der  richtigen V oraussetzung und en tsch iedener 
Verurteilung e iner  populären  E rhebung , wie sie der  O rden  je 
länger desto s icherer von seinen S täd ten  und dem Adel zu 
fürchten hatte. Endlich w ar  für die E n g län d er  auch d e r  noch 
bevorstehende Versuch zur H erste llung  freund licher Beziehungen 
zu D änem ark  ein M ittel, um den englischen Schiffen w en ig s tens  
das Tor der Ostsee zu sicherer E in fa h r t  offen zu halten . In 
D änem ark  w ar  wohl schon w ährend  des W in ters  und F rü h ja h rs  
ein englischer G esand te r  tä t ig 1). D er Hochm eister, im Besitz so 
m annigfach verk lausu lie r te r  Lübecker V ereinbarungen, äuß erte  sich 
mit Vorsicht, hü tete  sich aber e rs t  recht, die V erhandlungen  m it 
E ng land  durch S tillschw eigen einschlafen zu lassen. W ied erho lt  
betonte er die alte  F reundschaft zwischen E ng land  und dem 
Orden, legte E insprache  ein für eine unterschied lose B ehandlung  
der Preußen und der  übrigen H ansen, ba t um Befreiung derse lben  
von den neuen S teuerau flagen  und versp rach  für die Beobachtung 
der hansischen F re iheiten  in E ng land  zugunsten der P re u ß en  
seinerseits e ine gleiche Behandlung der E ng länder in Preußen . 
Dabei muß m an sich freilich e rinnern , daß als Freiheiten  der  
E ng län der  in P reußen den preußischen S täd ten  keineswegs die
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i) R itter Joh. Beek, Knudsen n. 8, H. R. 3 n. 463, 470 usw.
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den Engländern so günstigen Bestimmungen des Vertrages von 
1436 galten, sondern Freiheiten viel bescheidener und beschränk­
terer Art. Indessen war des Hochmeisters freundschaftliche Hal­
tung unverkennbar. Einer aber der englischen Gesandten scheint 
darum die Absicht gehabt zu haben, nach Preußen zu reisen 
und persönlich die Sache Englands beim Hochmeister zu führen1).

Inzwischen freilich hatte die Lage im Westen sich geändert 
und, obschon nicht zum Vorteil der Hansen, geklärt.

Es ist nicht bekannt, in welchem Umfang die englische Re­
gierung über die Fortschritte oder das Stillestehen der Verhand­
lungen mit der Hanse unterrichtet war. Aber zweifellos darf 
man annehmen, daß sie aus Berichten der Gesandten die Hin­
zögerung oder den schleppenden Gang der Unterhandlungen kannte.
Es ist daher verständlich, daß sie und das Parlament zu Maß
regeln griffen, welche der Hanse den Willen des Landes kund
geben und die langsame Arbeit der Diplomatie beschleunigen 
sollten. Das im Februar und März tagende Parlament beschloß, 
bevor es sich am 4. April für die Osterzeit vertagte, die Heran­
ziehung auch der Hanse zur großen Subsidie von 12 Pfennig 
vom Pfund über die 3 Pfennig hinaus, zu deren Zahlung die 
Hansen nach der alten als Bestandteil ihrer Freiheiten aner­
kannten Fremdencharte allein verpflichtet waren. Dazu kam eine 
Abgabe von 3 Schill, von der Tonne Wein und 6 Schill, von der 
Tonne süßen Weins2). Schon bald begannen die Zöllner 
mit der Erhebung der neuen Steuer. Die deutschen Kaufleute ver*

0  Brief des Hm. vom April 23. und Mai 19. H. R. 3 n. 509, 
513; Geleit Anklams für Dr. Canton und einige englische Kaufleute 
vom 8. Juni, aber Verweigerung des Geleits durch Stettin vom 26. 
Mai/, 3 n, 514, 7 n. 515.

2) Nach den Berichten des Londoner Kontors vom 5. Juni,
3 n. 531, 532. Der letzte setzt die Beschlußfassung in den April, 
also vor April 4. R a m s a y L a n e 89. Das ist richtig, wenngleich 
die Parlamentsakten nichts davon erwähnen. Später saß das Par­
lament vom 7.—30. Mai, und 6.—16. Juli. Der Anfangstermin 
der neuen Besteuerung war der 3. April. Die tatsächliche E r­
hebung begann etwas später, doch erstreckte sie sich auf das 
seit dem 3. April ins Land gekommene Gut. Auch hatte man 
neue Steuerbelastung schon vorausgesehen. Die Städte in Lübeck 
befehlen dem Kontor schon im März oder Anfang April die neue 
Steuer zu verweigern. Der Hochmeister beschwerte sich schon 
am 9. Mai über die Erhebung der neuen Subsidie. 3 n. 513.



w eigerten  ihre  B ezahlung; man nahm  darum  ihr Gut in S tra fe . 
Das Vorgehen des Parlam ents  w a r  an sich kein Grund zur 
Annahme, daß  ein schw erer Bruch der  Verkehrsbeziehungen u n ­
vermeidlich und nahe bevorstehend sei. In de r  S teu erfrage  
konnte die R egierung jederze it  einlenken. Aber die Lage E n g ­
lands und die Schwäche der obersten S taats le itung  ließen je tz t  
Gedanken bei ihr zur H errschaft gelangen, welche die G ew alt 
als w irksam stes M itte l zum Frieden  empfahlen. Die Vorteile de r  
insularen Lage ha t E ng land  nie ohne Anfechtungen genossen. 
Ein Inse ls taa t  b ed a rf  um so mehr de r  W achsam keit und s ta rk en  
V erte idigungsm itte l, als er an viel zahlreicheren Punkten  a n ­
g re ifb a r  ist als ein L andstaat. Die F re iheit des M eeres, die ihm 
a lle rw ärts  die W ege  öffnet, ist fü r ihn zugleich eine im m er­
w ährende Gefahr. Dies gilt aber auch nicht allein für die
politische U nabhäng igke it seiner Bewohner, sondern  ebenso für 
seinen H andel. Produktenreiche  In se ls taa ten  üben schon w egen  
des freien, b illigeren , bequem eren und nach m ittelalterlichen  V er­
hältnissen sicheren W asserw eges  eine s ta rk e  Anziehungskraft aus. 
W ie einst H o lland  den Verkehr a lle r  um die Ostsee ge lagerten
Länder, so h a tte  E n g lan d  spä te r  aus ganz Nord- und W esteu ropa , 
und seit dem W iederbeg inn  lebhafte rer  Schiffahrt aus dem M it te l­
m eer durch die S traß e  von G ibra ltar  nach den atlantischen K üsten 
auch den H andel aus Südeuropa in immer größerem  Um fang
auf sich gelenkt. D ieser Ansturm d e r  frem den H änd le r  und
Schiffer ließ den aktiven H andel der E n g länd er  selbst nicht 
recht zur B lüte kommen. Bei keinem der  europäischen V ölker 
treten  uns im späten  M itte la lte r  die Schwierigkeiten, sich der 
Frem den zu erw ehren  und dem eigenen H andelss tande  im Aus­
lande Luft zu schaffen, deutlicher en tgegen  als in E ng land . In 
keinem Lande E uropas  w aren  so vieler frem den Nationen Kaufleute  
ras tlos tä tig , um selbst die L andesproduk te  auszuführen, w ie  in 
England . Selbst F lan dern  und Brabant, welche freilich hinsichtlich 
der  Verschiedenheit der  N ationa litä t  d e r  in ihnen zusam m enströ ­
menden frem den Kaufleute wie auch der  M enge der Kaufleute und 
W aren  E ng lan d  übertra fen , w aren w enigstens für einen großen  
Teil ihres V erkehrs nur V erm ittlungsländer, „S tape lp lä tze“ für 
die ändern . Die Schwierigkeit, den Aktivhandel E ng lands  zu
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beleben und zu s tä rken , w ar  um so größer, als seine politische
Tendenz gerich te t  w a r  auf eine Beherrschung der  g eg en ü b er­
l iegenden  französischen  Küsten, zu deren Behauptung wiederum  
die K räfte  E n g la n d s  nicht ausreichten. Man da rf  dieses Streben 
o d e r  seine V erb indung  m it Teilen Frankreichs nicht unnatürlich  
o d e r  unvernünftig  nennen. Nicht nur für seine politische S icher­
heit, sondern  auch für seinen Einfluß auf den die M eerenge  
pass ie ren den  H andel und die Sicherung des ausw ärtigen  H andels  
se iner e igenen  Kaufleute  w ar  die Seeherrschaft übe r  den Kanal
ä u ß ers t  vorte ilhaft, vielleicht notwendig, unter a llen  Um ständen 
e rs t re b e n sw e r t1).

• H ie r  w irk ten  d ieselben  Erw ägungen  wie im Norden. W ie 
D änem ark s  M acht und B edeutung sich seit W ald em ar  A tterdag  
w ieder  g rü n d e te  auf den Besitz der  auf der skandinavischen Seite 
den Sund begrenzenden  Landschaften Schonen, H ailand  und 
B lekingen und auf die durch die E inrichtung des Sundzolles
g leichsam  leg itim ierte  H errschaf t  über diese M eerenge, wie es
denn auch m it dem Verlust d ieser Gebiete seine einflußreiche 
politische S te llung  w ieder  e ingebüßt hat, so w ar auch für E n g ­
land die H errschaf t  über den Kanal und dessen U ferlandschaften  
die  G rundbedingung  für einen gewichtigen politischen Einfluß 
od er  g a r  fü r eine Vorm achtstellung in W esteuropa. Als seit 
dem 16. Jah rh u n d er t  F rankre ich  alle K räfte  zu gew altigem  Kampf 
m it dem H ause H absburg  zusammenfassen mußte und die w ach­
sende Bedeutung des transozeanischen H andels das  a lte  mittel-

0  Es is t  doch sehr beachtensw ert, daß unter den  Ratschlägen, 
welche in E n g lan d  im August 1449 beim Ausbruch des Kampfes 
m it F rankre ich  um die N orm andie  gegeben w urden, der  folgende, 
Stevenson, L ette rs  II, 726 § 14 erschein t: Item  d iceren t to rs itan  
a liqui tep id i e t avari, facta regis et regni parum  consideran tes:  
„ rem aneat nobis Anglia nec indigeam us possessionibus exteris, 
e t  tune stab im us in pace“ — notabiles et p ruden tes  viri bene 
noverunt oppositum . Nam  si Gallici, quod  absit, a m anibus regis 
d is trah e ren t  N orm anniam  aut Acquitaniam, a ltera  p a rs  non esset 
bene secura, et tune fac ili te r  contra Anglicos ipsi Gallici et
alii adversarii ,  qu i ex omni p a rte  his diebus m ulti sunt, m are  
ten e ren t  infestum. D as w a r  sicher auch der S tandp unk t des V er­
fasse rs  des Büchleins von d e r  Staatsw eisheit. Vgl. auch § 15
üb er  die B edrohung  von Calais bei feindlicher Ü berlegenheit 
zur See.
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»
alterliche V erhä ltn is  des Anteils de r  europäischen  V ölker am 
W elthandel im m er m ehr zugunsten de r  a tlan tischen  H a n d e lsm ä ch te  
verschob, konn te  E n g la n d  aus politischen und kom m erzie llen  
G ründen sich des m itte la lte r lichen  G edankens der  H e rrsc h a f t  ü b e r  
Frankre ichs K üsten  je  läng e r  desto m ehr  en tw öhnen . Ohne d ie
Eröffnung d e r  neuen W elt  und des t ran sa t la n t is ch e n  H a n d e ls  
und ohne jen en  U nabhän g igk e itskam pf F ran k re ich s  w ü rd en  a b e r  
auch die neuen Ja h rh u n d e r te  zu berich ten  haben von V ersuchen  
E n g lan d s  zur B eg rü n d u n g  u n m itte lb a re r  'H errschaft  auf d e r  ä n d e rn  
Seite der  M eereng e , wie denn  an d ere rse i ts  das Beispiel W ilh e lm s  
des E ro b ere rs  b ek an n te rm aß en  niem als vergessen  w o rd en  ist. D enn  
gew isse  G ru ndb ed ing ung en  der  s taa tlichen  E x is tenz  e ines Volkes 
bleiben bestehen  und  w irksam  m it dem  Boden, auf dem  es leb t.
In E ng lan d  w a re n  freilich die Zeiten  E d u a rd s  III., H e in richs  IV.
und V. vorbei. U n te r  dem  reg ie renden  w illen losen  König w a ren  
im Kam pf gegen  F rank re ich  die K räfte  des Reiches w ied e r  e r ­
schlafft, aber  m it dem Ruhm d er  früheren  H errsch a f t  im Kanal w a r  
auch die E in s ich t  in die N o tw end igke it  de rse lben  und in d ie  
Gefahren ih res  V erlustes lebendig  geb lieben . Vor e tw a  einem  
Jahrzehn t ha tte  ein kenntnisre icher, w a rm fü h le n d er  P a t r io t  d iesen  
Befürchtungen Raum gegeben  in der  ge re im ten  F lu gsch rif t  von 

E n g lan d s  S taa tsk lugh e it .  Die G rundstim m ung  des Büchleins ist
der  Neid auf d ie  H and e lsb lü te  F la n d e rn s  und B raban ts . E s ist 
bezeichnend, d aß  es kein anderes  M itte l  zu ih re r  V ern ich tung  
kennt als die G ew alt .

Die V orschläge  von d e r  S taa tsk lu g h e it  w aren  be re i ts  f rü h e r  
nicht ohne p rak tisch e  W irkung  geb lieben1). Der G edanke  an 
G ew alt reg te  sich je tz t  um so s tä rk e r ,  a ls die politische und 
kom m erzielle  L ag e  E n g la n d s  in den F rü h ja h rsm o n a ten  des Ja h re s  
1449 höchst g e fä h rd e t  schien. Im N orden  w a r  für E n g la n d s  H a n d e l  
noch keine D urchbruchsste lle  zu e rb licken ; nach  Livland w a r  d e r  
V erkehr de r  E n g lä n d e r  un terbunden  und durch die M a ß reg e ln  
der  liv ländischen S tä d te  gegen den F rem denhandel noch w e ite r  
reduz iert w o rd e n 2);  in P reußen , dem H auptziel de r  eng lischen

i) 1, 409.
21 B e iträge  S. 131 ff.
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Wünsche, verweigerte man ihnen leidenschaftlich die Zulassung 
zum freien Wettbewerb und zu beliebigem Aufenthalt; die anderen 
Hansestädte hielten eng zusammen mit den Preußen und waren 
auch selbst bedacht auf Einschränkung des Fremdenverkehrs1); 
Dänemarks Haltung war geradezu feindlich; englische Ware galt 
dort als Feindesgut; in Bergen hatten die Hansen die Oberhand; 
mit Island war der Verkehr wenigstens vertragsmäßig verboten 
und ungeachtet der vielfachen Übertretung des Verbots jederzeit 
gefährdet. Feindseligkeiten mit Schottland hatten im Oktober 1448 
einen für die Engländer unglücklichen Äusgang genommen. Der 
junge Jakob II. erneuerte im Dezember das alte Bündnis mit 
Frankreich2) und empfing durch die Vermittlung Karls VII. und 
Philipps von Burgund seine Gemahlin, eine Tochter Arnolds von 
Geldern. Philipp von Burgund, dessen vorsichtige Zentralisations­
politik die nördlichen und südlichen Niederlande immer fester 
an einander schloß, blieb seit dem Pariser Abkommen vom 
Dezember 1448 und vom Januar 1449 in freundschaftlicher Be­
ziehung zu Frankreich und ließ beim Ausbruch des Krieges seinen 
Vasallen freie Hand zum Anschluß an die französischen Waffen.
Er hatte 1445 und 1447 wiederum die Einfuhr und den Verkauf

«

der englischen Tuche in allen seinen Ländern verboten und damit 
nicht nur die englischen Zolleinnahmen geschmälert, sondern vor 
allem die Tuchweber in England und die Adventurers in Antwerpen 
in Not gebracht3). Mit Frankreich stand man unmittelbar vor 
dem entscheidenden Kampf, für welchen Karl VII. wohlgerüstet, 
England nur schlecht vorbereitet war, jener ringsum Freunde 
und Helfer fand, dieses keinen Verbündeten hatte. In der Bretagne 
hatte sich Franz I. um so enger an Frankreich angeschlossen und 
das Lehnsverhältnis zu diesem um so bereitwilliger erneuert, als 
sein Bruder Gillis Ägidius, der Ansprüche auf Teilung der 
Herrschaft erhob, der Vertreter des Einflusses Englands war

H Beiträge S. 135.
2) Uber die Verbindung Jakobs mit Tirol durch die Verhei­

ratung einer seiner Schwestern mit Sigmund von Tirol s. De 
Beaucourt 4 S. 370.

3) S. auch Le Cotton maniscrit Galba B. I. und Gilliodts 
van Severen (Coll. d. Chron. Beiges inedits), 1896 S. 456 f.



und seit 1446 in G efangenschaft saß1). Die gefürchteten  P ira ten  
der B re tagne  erschienen w ieder auf de r  See. M it dem Verlust 
der N orm andie  d roh te  auch der  de r  südfranzösischen Provinzen. 
Die Beziehungen zu Spanien  und Portuga l befried ig ten  nicht, und d e r  
H andel der S p an ie r  und Portug iesen  nahm  in der H auptsache  seinen  
Weg nach den n iederländ ischen  S tapelp lä tzen . Selbst die i ta l ie ­
nischen Frem dlinge , gegen deren  verhaßte  Konkurrenz, W u ch e r­
geschäfte und B estechungskünste  kurz nach Erscheinen der „ S ta a ts ­
k lugheit“ ein scharfes  Gesetz erlassen  w ar, vermochten dessen  
H ärten  zu verm eiden  und w eitere  A ngriffe  des englischen H a n d e ls ­
standes abzuw ehren2).

D er G edanke, aus d ieser b ed rän g ten  Lage sich mit Gew alt 
zu befreien, lag  z w ar  nahe, aber  man w ürd e  fehl greifen, w enn m an 
die B ew eggründe  zu dem Friedensbruch  de r  E n g lä n d e r  nur in 
diesen a llgem einen E rw äg ung en  erblicken wollte. Es kam w e ite r  
in Betracht, d a ß  bei längerem  Z ögern  die H ansen  insgesam t 
E ngland  verlassen  könnten, weil sie, wie früher  darge leg t, keine 
gesonderte  B ehand lung  in E ng land  dulden wollten. In ih re r  E in ­
heit, die sie behaup ten  mußten, lag auch ihre Stärke. Schon 
in den Lübecker V erhandlungen ha tten  sie den englischen G e­
sandten  ihr le tztes M itte l deutlich v o rgerück t:  W enn die P reu ßen  
E ngland  zu räum en  gezw ungen w ürden, müßten vielleicht a lle  
es verlassen^). Sodann  w ar vorauszusehen, daß der W ie d e ra u s ­
bruch des französischen K rieges die Sch iffahrt im Kanal unsicher 
machen und d a h e r  die H anse  zur E inste llung  des Verkehrs nach  
dem Süden veran lassen  würde. In beiden  Fällen  w ar E n g la n d  
jede  E in w irk u n g 'a u f  die H anse  genommen, ein Zw angsm itte l au sg e ­
schlossen und d ie  E rre ichung  der kom m erziellen Z iele  im N orden  
und Osten in weite  F ern e  gerückt. Endlich  aber hat noch ein

0  Cosmann, Le Connetable de Richemont 377 ff. Der A n­
schluß der  B re tagn e  an F rankre ich  e rsche in t um so na tü rlicher, 
wenn unter den  oben e rw ähn ten  englischen R atschlägen auch 
der  erscheint, so fo rt  die Küsten de r  B re tagne  anzugreifen  und  
sämtliche bretonische  F ahrzeuge  w egzunehm en bis auf die k leinen, 
die zum täglichen  F ischfang  dienten. W enn  dann Gott die W affen  
E ng lands  begünstige , videtur, quod amodo Britonibus perm itti non 
deberet habere  navig ia  p ropria , sed quod per navigia  A nglicana 
suas exerceren t m arcand isas . Stevenson Letters II, 2 S. 724 § 7.

2) Schanz 1, 409 ff.
3) S. 375 § 8; S. 381 § 15.
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nied rigeres  M otiv m itgew irk t. Unter den Leidenschaften, die ge rade  
in diesen Jahren , w ie üb erhaup t in den Parte ikäm pfen  der  Rosen­
kriege, die E rin n e ru n g  an das Staatswohl zu rückdräng ten , w ar 
die H absucht d e r  le itenden  Personen sicherlich eine der w irk ­
sam sten. Die beiden dam als  m aßgebenden S taa tsm än n e r  E nglands, 
Suffolk in E ng lan d  und Somerset in der  N orm andie , ließen 
ih re r  H abg ier  freien  Raum. Den Auftakt der  letzten Phase  des 
hundert jäh r igen  Krieges, die  E ng land  seinen ganzen festländischen 
Besitz kostete, bezeichnet nicht ein Angriff der  m ilitärisch  ü b e r­
legenen Franzosen, sondern  die plötzliche, lange vorher aber a b ­
gekarte te  Ü berraschung  und Plünderung der bretonischen S tad t 
Fougeres durch die E n g län d er  am 24. M ärz. Nicht aus m ili­
tärischen G ründen kam m an den Franzosen zuvor und e rsah  man g e ­
rade  diese S tad t  a ls e rs tes  Angriffsziel, sondern um des Raubes sicher 
zu sein und weil die S ta d t  ungewöhnlich reiche Beute verhieß. 
Infolge der Kriege, welche die N orm andie beunruhig ten , ha tten  
viele Tuchm acher und Kauf leute sich in diesen P la tz  der. neu ­
tra len  B re tagne  zurückgezogen, wo jene die T uchfabrikation  e in ­
führten, diese ihre W aren  in Sicherheit wähnten. Alle Chronisten 
gedenken der gew altigen  Beute, die bei P lünderung  de r  S tad t in 
die H ände der  E n g lä n d e r  fiel. Ein Teil derselben  w urde  an alle 
Anführer, so ga r  an die abwesenden, und an die  Sö ldner v e r­
teilt, ein Teil nach E ng lan d  geschafft. Unter den Anklagen, 
welche man spä te r  gegen  Som erset erhob, w ar  die erste, w ie­
viel Geld e r e rha lten  habe aus der P lünderung von Fougeres ; 
man beschuldigte  ihn d irek t, er habe die S tad t in ihrem  früheren  
Z ustande, wie F rankre ich  forderte , nicht restitu ieren  wollen, weil 
es ihm nicht paßte, seinen Anteil an der Beute w ieder he rau s­
zugeben1).

Suffolk und die Königin M argare the  fanden dam als  die Mittel 
zu persönlicher Bereicherung in Umgehung de r  S tape lgese tze2). 
Sie exportierten  nach Belieben solche M engen W olle  und Zinn,

J ) Stevenson L e tte rs  II, 2 S. 718, 720. Am lebhaftesten  hat 
Thom as Basin, d e r  a ls  Bischof der normannischen S ta d t  Lisieux 
dam als  die V orgänge aus d e r  Nähe beobachtete, das Unternehm en 
von Fougeres  auf die H a b g ie r  des bereits s te inreichen  Som erset 
zu rückgeführt;  ed. Q uicherat, lib. 4 c. 12, I, S. 193 ff.

2) Ramsay 90.
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daß das P arlam en t Beschwerde führte. Die Unruhen, die im 
nächsten Jahre  den S taa t  erschütterten, en tsprangen zum guten 
Teil aus der allgem einen E rb itterung  über die K orruption der 
Beamten. So ist auch die W egnahm e und Beraubung der B aien­
flotte in letzter Linie ohne Zweifel auf Habsucht und B eutegier 
der Großen und der königlichen Räte zurückzuführen1).

Schon die F lugschrift  von der  englischen S taatsk lugheit d roh te  
den Preußen, daß  im Falle unfreundlicher Gesinnung gegen E n g ­
land ihren Schiffen im Kanal der  Paß  verleg t w erden könnte. 
Je tzt schien es an der Zeit, die D rohung w ahr zu machen. 
Gegen die N iederlande hatte  das P arlam en t im F eb ru ar  schärfe re  
M aßregeln in Aussicht genommen: W enn die V erordnung Philipps, 
welche die englischen Tuche aus B rabant, H olland und Seeland 
ausschloß, nicht zurückgenommen werde, sollte die E infuhr bur- 
gundischer W aren  nach England g esp err t  werden.

Q Ramsay 103 meint, die englische Regierung sei zu schwach 
gewesen, um die W egnahm e zu verhindern, und daher  d irek t für 
sie verantwortlich. E r  spricht freilich speziell von dem burgun- 
dischen Teil der  Flotte. W as die H anse  betrifft, so w äre  zu 
fragen, warum die königliche Regierung die burgundischen U nter­
tanen und die H ansen unterschiedlich behandeln  und, wenn sie 
die W egnahme der hansischen Schiffe nicht verhindern konnte, 
die Rückgabe der Schiffe und W aren  nicht verfügte oder du rch ­
setzte. Dafür, daß  das nicht geschah, lag  die V erantw ortlichkeit 
lediglich beim Königlichen Rat, und in diesem gaben ab e r  die 
persönlichen In teressen  der  Räte den Ausschlag. Übrigens sei 
hier bemerkt, daß  Ramsay h ier und sonst die deutsch-hansischen 
Quellen für die Beziehungen Deutschlands zu E ngland  völlig unbe­
kannt geblieben sind und daß er selbst Lappenbergs Geschichte 
des Stalhofs nur aus den Anführungen bei Pauli kennt. Den 
direkten Beweis fü r die persönliche Bereicherung der Großen und 
Räte aus dem Flottenraube bring t der Bericht des w ohlun ter­
richteten Kaufmanns Hans W in ter an den Hochmeister vom 5. 
Juli 1450 über den Aufstand der K enter Bevölkerung, H. R. 3 
n. 638 S. 475 un ten : ouch so wellen si (die Aufständischen 
von Kent) di han, di di Pruschen schiffe in E ngeland genomen 
haben und die do mete gepart  und  geteile t han und der ist oucb 
eyn teil in des hern conigis rot gewest, also Daniel und lo r t  
Saie und Tryfilyan  etc. — Auch S. 481, 506, 511. Anm.
vgl. auch Pauli, Geschichte E nglands 5 S. 312. — Auch die 
W erkzeuge, deren  die englischen M achthaber sich bedienten, sind 
vom gleichen Schlage gew esen: bei Fougeres der wüste Aragonese 
Franz  de S u r i e n a , ex raptu  cruentam  solitus agere vitam, 
wie Rob. Blondell, De re et nat. Norm anniae von ihm sagt, Rer. 
Britt. SS. S. 4, auf der See der P ira t  von Devonshire, über 
dessen Anteil an Suffolks elendem Tod Ramsays Vermutung S. 
121 verglichen w erden mag.
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Zehn Tage nach der Erstürmung von Fougeres erhielt Robert 
Winnington, ein Pirat aus Devonshire, im Zusammenhang mit 
Maßregeln, die sich auf die Sicherung von Calais und der hollän- 
dischen Grenze bezogen, die Anweisung, die Piraten von der 
See wegzufegen1). Der wahre Sinn seines Auftrages war, die
See mit Macht zu halten, die Verbindung mit Calais und dem
dortigen Stapel zu behaupten und die neutrale Schiffahrt gewalt­
sam zu unterbrechen. Auf der See hatten die Feindseligkeiten
schon begonnen2) und die Engländer bereits die neutrale Schiff­
fahrt gestört3).

Im Kanal, zwischen Bill of Portland und der Insel Guernsey, 
traf er am 22. Mai zusammen mit einer großen Handelsflotte,
die in der Bai von Bourgneuf, damals dem ergiebigsten Salzexport­
hafen für die Küstenländer an Nord- und Ostsee, hauptsächlich 
Salz, außerdem Südwein und andere Güter geladen hatte. Sie 
war an 110 Segel stark; die meisten Schiffe gehörten nach 
Flandern, Holland oder Seeland. Aber an die fünfzig waren

*) Der offizielle Auftrag Winningtons auch im Schreiben 
des Stalhofs n, 531. Nach der lübischen Ratschronik, Grautoff
2, 127 f. hatte die Äussendung der Flotte unter Winnington 
den Zweck, die Braut Jakobs II. von Schottland bei ihrer Ober­
fahrt von den Niederlanden nach Schottland abzufangen. Das 
trifft zwar ziemlich genau zusammen. Die Heiratsverhandlungen 
mit Karl VII. waren im Januar 1448 eingeleitet und später am
burgundischen Hofe fortgesetzt worden. Am 1. April 1448 wurde 
in Brüssel der Heiratsvertrag abgeschlossen. Auf burgundischer 
wie auf schottischer Seite war man in großer Sorge um die
Sicherheit der Überfahrt. Jakob erteilte daher am 10. Mai Voll-, 
macht zur Verlängerung des Waffenstillstandes mit England, Aber- 
cromby, The martial atchievements of the Skots nation 2, 341 -
Philipp von Burgund beauftragte den Admiral von Holland und 
Herrn von Veere, Heinrich von Borssele, die Braut nach Schottland 
zu geleiten. Die Abfahrt erfolgte am 12. Juni (Sakramentstag), 
und am 19. landeten die Schiffe, ohne von den Engländern be­
helligt zu sein, an der schottischen Insel May, am 3. Juli fand die 
Hochzeit statt. Der ausführlichste Bericht über die Fahrt bei
Mathieu d ’Escouchy, ed. de Beaucourt 1, 176. S. noch Stevenson, 
Letters I S. 239 f.; Burnett, The Exchequer rolls of Scotland 5, 
LXXVI f.; Gilliodts van Severen Inventaire de Bruges 5 S. 498; 
De Beaucourt, Hist, de Charles VII. 4,. 371. Das von dem lübischen 
Chronisten bezeichnete Motiv war nur eins unter mehreren und 
nicht das wichtigste.

2) Stevenson, Letters and Papers 1 S. 490, vielleicht auch 
Mathieu d ’Escouchy 3 (Pieces just. S. 219 u. 223).

3) HUB. 8 n. 84 § 11.



in den H ansestäd ten  beheimatet, 16 davon in Lübeck, 14 in Danzig, 
andere  in K äm pen und Rostock. D er W iederausbruch  des e n g ­
lisch-französischen Krieges erhöhte die Unsicherheit der  See, und 
darum  wohl ha tten  sich die Gruppen verschiedener L andschaften  
zu gem einsam er F ah r t  vereinigt. Die stattliche F lotte , g roße  
Holks, wie sie für die weite  Reise von den Küsten F rank re ich s , 
Portugals  und Spaniens nach den Ostseehäfen im Gebrauch w aren , 
erschien als eine Auslese der  besten Schiffe D eutschlands und 
der burgundischen N iederlande1). Ih re  H eim atländer s tan d en , 
wenigstens im öffentlichen Verkehr, .in friedlichen Beziehungen 
zu E ngland. Indessen  gerade  das V ertrauen h ierauf w urde  ih r  
Verderben. W inn ing ton  legte sich an Bord des A dm iralsschiffes, 
forderte  die F lo tte  auf, die F lagge  zu streichen im N am en des
Königs und verlangte , die Schiffe nach Feindesgut durchsuchen 
zu dürfen. E s w urde  verw eigert. E in Feuergefecht soll s t a t t ­
gefunden haben. Aber am nächsten T age  w ar der  W ind  den 
E ng ländern  günstig , W innington  verfügte  über 2000 B ew affne te  
und m achte sich bereit zum Angriff. M it d ieser k rieg sg erech t
ausgerüste ten M ach t wollte  oder konnte  man einen Kam pf n icht 
wagen. M an vers tänd ig te  sich m it W innington, daß die F lo tte  
ihm in einen englischen H afen folgen sollte, wo die U ntersuchung 
der Schiffe nach  Feindesgut geschehen konnte. E r  ge le ite te  sie nach 
de r  Insel W igh t, s te ts  bereit, über sie herzufallen und sie zu 
p lündern. Von d o rt  aus berichtete  er am 26. dem K anzler und 
den ändern  königlichen Räten und fo rderte  sie auf, sich de r
Beute zu bem ächtigen . Sie haben nicht lange  geschwankt. W in n in g ­
ton hatte  nur die geheime Absicht m ancher von ihnen verw irk lich t;  
ihre H absucht überw and  ihre Bedenken. W innington, dem a u g en ­
scheinlich d as  V erhältn is E ng lands  zu den Nord- und O stsee ländern  
bekannt w ar, meinte, je tz t  im Besitz eines wertvollen P fan d es  
sei der Augenblick günstig , um von den H eim atländern  de r  E in ­
geschlossenen einen dauernden  Frieden  zu erhandeln. Den Räten 
w ar  es vornehm lich um die Beute zu tun. Die E n tw affnu ng  
der  F lo tte  geschah nicht ohne neue List. W innington  lud die 
Schiffskapitäne auf sein Schiff und ließ, w ährend er sie bew irte te ,

0  All the cheff shyppys of Ducheland, H oland, Seland and  
F landrys, P aston  L etters  t S. 86.
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die führerlosen  Schiffe besetzen1). Die ganze Flotte  w urde  nach 
dem gegenüberliegenden  Southham pton  transportie r t ,  die Schiffs­
füh rer  m ußten eine Z eit  lang  im K erker sitzen, das  Schiffsvolk 
ließ m an  laufen. Die ungeheure  Ladung w urde ans Land ge ­
schafft, ein Teil derselben  im königlichen P a las t  zu W estm irister 
un tergebrach t. Der E rzbischof von York, K ard inal John Kemp, der 
e rs t  im nächsten Jah re  L ordkanzler und le ider zu spät „das Licht 
der  W eish e it“ 2) in E ng land  wurde, soll beim Änblick der  Beute 
g esag t  haben, das sei kein Gewinn, denn der König w erde 
sp ä te r  fü r einen Pfennig  zehn bezahlen  m üssen3).

J) Diesen durch lübischen Bericht von 1465 überlieferten Zug 
bestä tigen  die W orte  des hochmeisterlichen Schreibens vom 12. 
O ktober 1449: ad epulas invitati, H. R. 3 n. 571.

2) H. R. 3 S. 507 oben.
3) Die Quellen für das E re ign is  sind de r  Bericht W inningtons

an Thomas Daniel, Esquire  of the K ings’ Body, der auch in den 
hansischen Quellen als V ertrau ter  und Spießgeselle  W inningtons 
oft e rw ähn t wird, vom 25. Mai, in den Paston  Letters ed Gair-
dner 1 n. 68. Die Berichte des Londoner Kontors, des B rüggers  u.
a. seit Juni 2. H. R. 3 n. 530 ff., die E rzäh lung  der lübischen 
Chronik ed Grautoff 2 S. 127 f., einige Angaben des Londoner 
Kontors von 1462, H. R. 5 n. 263 § 18, ein lübscher Bericht von 
1465 Sept.—Okt., HUB. 9 n. 196 § 2. Die Angaben über die 
Angelegenheit weichen vielfach von e inander ab, doch so, daß 
mehr in dem Verschweigen als in den B ehauptungen der P a r te i ­
s tandpunkt hervortritt. Sie lassen  sich doch m. E. ohne Z w ang 
kombinieren, wenn auch einzelnes unklar und unsicher bleibt. 
Der Brief des englischen Befehlshabers ist der  eines P ira te n ;  was 
man von dem Feuergefecht erzählt, ist verdächtig  und gewiß über­
trieben, und w ird als ein V orw and verwendet, um die Konfiskation 
der ganzen Flotte  dem Königlichen Rat als gerech tfe rtig t  nahe­
zulegen. Aber auch dieser Teil der E rzäh lung  ist schwerlich 
ganz aus der Luft gegriffen. D er englische Befehlshaber w ird in 
den festländischen Quellen fas t  durchgängig  Robert Caen genannt, 
dessen Id en ti tä t  mit R. W innington , w orüber Ramsay tro tz  Cantons 
E rzäh lung  und trotz  Rymer, Foedera  im U nklaren zu sein scheint, 
beweisen das Schreiben des englischen G esandten  aus Kopen­
hagen an Lübeck (R. W elyngton) vom 24. Juli 1449, H. R. 7 
n. 516 und die Aussage des Londoner K ontors von 1462, H. R. 5 
n. 263 § 18 (R. van Cane ghenan t W ennyngton). Die genaue 
Anzahl der  weggenom m enen Lübecker Schifte siehe HUB. 9 n. 
196 § 2, die der D anziger im Bericht des Hochm eisters vom 18. 
Juli H. R. 3 n. 536. Ob livländische Schiffe in der Flotte  segelten , 
ist zw eifelhaft;  die lübische Chronik behauptet es, der H ochm eister 
in seinem erw ähnten  Schreiben hatte  bis dahin nichts da rüb e r  
in E rfa h ru n g  bringen können. Die Behauptung des H ochm eisters, 
daß  in d e r  Flotte auch Schiffe aus Frankreich  und Spanien waren, 
w idersp rich t anderen Angaben und steht b isher allein.
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So em pfind lich  der  Verlust an Schiffen und W aren , so läs tig  
die U n te rb rechung  des gewinnreichen und lebhaften V erkehrs  m it 
den H ä fen  Südfrankre ichs , Spaniens und Portuga ls  fü r  d ie  H anse  
war, w e d e r  sie noch E ng land  befanden sich in d e r  Lage, die 
G ew alt ta t  W inn ing tons  zum Anlaß und Beginn o ffener Fehde  
und des A bbruches jeglichen H andelsverkehrs zu nehmen. W en n  
E ng lan d  sich nicht je d e r  Hoffnung, im Norden und O sten  d u rch ­
zudringen , en tschlagen , wenn es angesichts des je tz t  u n v e rm e id ­
lichen K rieges  m it F rankre ich  und der durch die B erau bun g  
der n ied e r län d isch en  Schiffe noch mehr gereizten  S tim m ung 
P h ilipps  von Burgund, Z ufuhren aus den H an ses täd ten  und aus 
N orw egen  fernerh in  nicht en tbehren  wollte, m ußte  es versuchen, 
die f rü h e r  begonnenen  V erhandlungen w eiter zu sp innen . Auch 
die H a n se  s tand  u n te r  dem Druck einer gespann ten  L ag e  und 
trü b e r  Aussichten. D er H ader  de r  drei Könige, welche d e r  N orden  
je tz t s ta t t  des einen Unionskönigs hatte, bedroh te  den  Ostsee* 
handel. Im  Z usam m enhang  dam it s tand  die zunehm ende V er­
schärfung  des G egensatzes zwischen S täd ten  und F ü rs te n  in 
N iederdeu tsch land . In den Konflikten m it F land ern  und dem 
burgund ischen  S ta a t  w ar  m an nach endlosen V erhand lungen  kaum 
einen S c h r i t t  w eiter gekom m en; de r  Abbruch des V erkehrs  mit

Von n ichthansischen Chronisten gedenkt M athieu  d ’Escouchy, 
ed. de B eaucourt 1, 183 des E reignisses und außerdem  W illiam  
Caxton, d e r  in the cronycles of E ng land  foL 156, 6 fo lgenden  
Bericht g ib t :  And th is  sam e yere  Roberte of Cane, a m an  of the 
w estcoun tree  with a few e shypes toke a g re te  fiele  of shippes 
com ynge out af the Bay laden  w ith salte, whiche shyppes  were 
out of Pruce, F launders , H ollande , Z elande  and b ro u g h t them 
to H am pton , w herfo re  the  m archauntes of E ng londe  beyng  in 
F laund ers  w here  a res ted  in Bruges, Ipre  and o ther p laces and 
m ight not be delivered  ne theyr dexes d ischargyd , tyll the 
had m ade  apoyntm ent for to paye  the hurtes of those shyppes, 
whiche w as payed by the m archaun tes  of the staple  every peny. 
And in lyke wyse the m archau n tes  and goodes beyng in D anske 
w ere  a lso  arested  and  m ade  g re te  amendes. Die E rzäh lung  
C axtons ha t  Fabyan S. 621 ziemlich wörtlich w iederholt. Caxton 
( f  1491) w ar  seit längeren  Ja h ren  in Brügge, wo er auch 1450 
n a ch w e isb a r  ist als Kaufm ann, seit M itte 1462 als G eschäfts­
fü h ren d e r ,  ba ld  auch formell e ingese tz ter  Gouverneur de r  eng ­
lischen K aufleute  in B urgund, B lades S. 16. E in ige  Notizen aus 
den  R echnungen M id de lbu rgs  und der  Fre ien  von B rügge, bei 
K esteloo, de S tadsrek . v. M idd e lb u rg  1365—1449 S. 145. D elep ierre , 
P rec is  an a ly t.  II, 1 S. 70.

4 *
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F la n d e rn  ließ sich beinahe sicher voraussehen; zudem lief der 
K openhagener S ti l ls tand  zwischen den wendischen S täd ten  und 
den nördlichen Provinzen B urgunds: Holland, Seeland und W est­
fr ies land  in w enigen Jah ren  ab. Durch Geduld und V erhandlung 
konnte  man hoffen, von E ng lan d  w enigstens Schadenersatz  zu 
e rlangen . Endlich befanden  sich die in E ngland  anw esenden 
hansischen Kaufleute und deren  W aren  in dem M achtkreise  der 
E n g lä n d e r ;  ein Abbruch des Verkehrs hä tte  zu dem einen Schaden 
einen neuen, vielleicht g rößeren , geführt.

Z unächst freilich ließ m an dem Recht der  Repressalien  freien 
Lauf. Huf die Nachricht von der  W egnahm e der  Baienflotte  
w urden  in Lübeck und Preußen  die E n g lä n d e r  gefangen  gesetzt 
und ihre  Güter sam t den Schiffen un ter  Arrest geleg t. Die 
anderen , gleich den Lübeckern und Preußen  geschädigten H anse ­
städ te  hatten  augenscheinlich keine Gelegenheit, tä tliche V ergel­
tung an den E ng län dern  zu üben. Lübeck verw andte  sich sofort 
bei d e r  englischen Regierung für die Fre ilassung de r  F lo tte1). 
Dem G esandten Canton, der  vielleicht die Frucht se iner Mühen 
verloren glaubte, kam die M ißbilligung d e r  verräterischen T at 
wohl von H erzen2). Auch H erzog Philipp ließ auf die Kunde von 
der Beraubung der  F lo tte  unverzüglich in seinem ganzen Reiche 
die E ng länder und ihr Geld festnehm en3).

Die mit der Baienflotte  gekaperten  Schiffer aus F landern , 
H olland und See land  erschienen zw ar w ieder  mit ihren  F a h r­
zeugen in den n iederländ ischen  Häfen, aber ihre Ladung war 
ge raub t und sogar noch B ürgschaft für Schiffe und Ladungen 
erzw ungen worden. Die hansischen Schiffe aus de r  F lo tte  hielten 
aber  die E ng länd er  säm tlich in E ng land  zurück. N ur die Kamper 
w urden  freigelassen aus einem züfälligen Grunde oder w ah r­
scheinlich deshalb, weil man sich in E ng land  für den Fall eines 
Bruches mit de r  H anse  den b lühenden H afen  an der Jysselm ündung 
nicht verschließen w o ll te1). Obgleich nun auch die festländischen 
M ächte  P fandob jek te  in H änden  hatten  und der H andel der

*) Schon am 21. Juni, vgl. 3 n. 534 mit 551 und 559 und 7 n. 517.
2) H. R. 7 n. 516.
3) Schon vor Juni 8, 3 n. 533, 560, M athieu d ’Escouchy a. a. 0 .
4) Vgl. 3 n. 535, 558 und Anm. 1.



Adventurers auf d e r  ganzen Linie der  Nordsee und Ostsee stille­
stand, w ar dennoch für die H anse die Lage um so mißlicher, 
als jederze it  die E ng länder, zur Vergeltung für die R epressalien  
der Kontinentalen, auch die sämtlichen hansischen K aufleute in 
E ngland  angreifen konnten. Im Stalhof lebte man d a h e r  in der 
größten Furcht und Verschüchterung1). Aber bis zu diesem 
Äußersten wollte die englische Regierung aus den e rö r te rten
Gründen doch nicht gehen. Die großen H erren hielten ihren 
Raub fest. Die Beute w ar um so mehr willkommen, als die
Regierung zum Kriege gegen Frankreich  Geld brauch te . Die 
Befreiung ih re r  Landsleute  auf dem Festlande überließen  sie
zunächst der Zukunft. Nur gegen die Lübecker und Preußen 
wurden Repressalien in E ng land  g esta t te t2). Auf de r  See dauerten  
freilich die offenen Feindseligkeiten  der  E n g län d er  gegen  die 
Hansen fort, eine W eile  noch mit besonderer H eftigke it. Die 
Beraubung der Baienflotte  w a r  nur der s tä rkste  Sch lag ; sie
fiel zusammen mit anderen  Angriffen der E n g län d er  und reizte 
sie zu neuen. Im Lande selbst griff man nicht zur Gewalt, 
sondern schritt, wie erw ähnt, zunächst nur durch N ichtachtung der 
Privilegien gegen die hansische Konkurrenz ein, aber  im Kanal 
und in der  Nordsee wollte m an die hansische Schiffahrt nieder- 
schlagen. Schiffsreeder aus Kingston upon Hull b e raub ten  im 
Hafen von Boston ein Schiff der  deutschen B ergen fah re r  und 
h inderten  es an de r  Ausfahrt. Die E ng länder p lanten, den N ord ­
seehandel der H anse  an e iner seiner empfindlichsten S te llen  zu 
zers tö ren ; 18 bis 20 schwere Schiffe lagen in den englischen 
Häfen, um nach Bergen in N orw egen zu segeln und do rt  die 
deutsche Brücke zu überfa llen3). Sogar nicht weit vom Sunde 
w urden die H ansen angegriffen. Anfang Juni p lünderten  eng­
lische F re ibeuter aus Berwick und Newcastle eine Anzahl Schiffe 
aus Danzig und E lb ing  östlich von der H elgo länder Bucht beim 
Kap S kagen4). Im Juli w urde  ebendort ein Rostocker Schiffer 
von den E ng ländern  überfallen.
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!) 3 n. 559.
2) 3 n. 559.
s) 3 n. 531, 535.
4) HUB. 8 n. 84 § 67 u. 76.
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Bei d ieser g e fah rd rohend en  Lage t ra t  am 25. Juli eine T a g ­
fa h r t  d e r  H anses täd te  in Brem en zusammen. Äußer Brem en w aren  
zw ar  nu r  sieben S tä d te  vertre ten , d a ru n te r  aber die vier, welche 
an dem  Handel m it dem Äuslande am s tä rk s ten  be te ilig t waren, 
Köln, H am burg , Lübeck und Danzig. Der Orden ha tte  w ieder 
B ürgerm eis te r  N iederhof en tsand t. Ä bgeordnete  der  K ontore in 
London und B rügge, un te r  den letzteren de r  Lübecker Heinrich 
C astorp , sp ä te r  de r  ers te  M ann in seiner Heimat, b rach ten  g e ­
nauere  In form ationen  über die  Z ustände  in E n g land  und Burgund. 
Die M öglichkeit d e r  A bberufung a ller  hansischen K aufleute aus 
E n g lan d , also des Abbruches des Verkehrs, w ar, w enigstens vom 
Hochm eister, e rnstlich  in E rw äg u n g  gezogen w orden1). Aber die 
S tä d te  hielten an sich. Sie wiesen zw ar ihre  Kaufleute in E ng land  
an, die  erhöhte Subsidie  im N otfälle  zu bezahlen, um w enigstens 
ihre  W a re n  aus E n g lan d  herauszubringen. Sie e rk lä r ten  es auch 
für ra tsam , bis auf w eiteres kein Gut nach  E ngland  zu führen. 
Allein es w urde jedem  fre igeste ll t,  auf e igene Gefahr sogenanntes 
Ventegut nach E n g land  zu exportieren . Denn man konnte voraus­
setzen, daß  ge rade  diese W aren  den E ng ländern  willkommen sein 
w ürden. In demselben Sinne, also e iner V erhinderung de r  völligen 
Unterbrechung a ller  Beziehungen, fo rderten  sie den H ochm eister 
und durch die S ta lho fsgesand ten  auch die englische Regierung 
auf, die bei den Lübecker V erhand lungen  in Aussicht genommene 
T ag fah rt  in Deventer nicht fa llen  zu lassen oder w enigstens sich 
da rü b e r  bei Lübeck zu äußern. Schließlich suchte m an noch 
eine Anknüpfung in B urgund. E ine hansische G esandtschaft, die 
dorth in  bestim m t w ar, sollte  auf V erhandlungen  eingehen, wenn 
ihnen von englischen G esandten  und E n g län d ern  solche angeboten  
w ürden. Darum  versag te  m an sich auch vorläufig  dem Liebes- 
w erben  Philipps von Burgund. D ieser fo rd e r te  durch einen Ge­
sandten , Dr. H einrich von de r  Mye, die S täd te  auf, die englischen 
Tuche von ihren M auern  und Gebieten vom H andel auszuschließen. 
Allein die  S täd te  verw iesen ihn an ihre  Gesandten, die dem nächst 
nach B urgund reisen w ü rd en 2). Diese e in igerm aßen en tg eg en ­
kom m ende H altung  d e r  S täd te  überbot noch der  Hochm eister.

1) 3 n. 579.
2) B rem er Rezeß 3 n. 546 § 3, 4, 7, 11.



Än 100 Schiffe lagen  Ende Juli segelfertig  vor der  W eichsel­
mündung. Gewiß gab es manche un ter ihnen, welche die gewinn- 
reiche F a h r t  nach dem W esten  tro tz  des Verlustes d e r  ßa ien- 
schiffe zu w agen  bereit w aren . Freilich w ar  die N o rdsee fah rt  
durch die englischen F re ibeu ter  sehr gefährdet. D arum  w ide r­
rieten D anzig  und die e rfah rens ten  Schiffer die Sch iffahrt durch 
den Sund vor dem W in ter  freizugeben. Aber der  H ochm eister 
entschied anders. Schwerlich w a r  es vornehmlich das D rängen  
des um den Absatz seines G etre ides besorgten  L andadels , was 
ihn dazu bewog. Das In teresse  des Ordens riet ihm die V er­
bindung m it E ng land  aufrecht zu halten. Auch die S tä d te  in 
Bremen ha tten  ja  die Zufuhr w enigstens von V entegut nach 
E ng land  erlaubt. So gab er, tro tz  des W iderspruchs se iner  S tädte , 
die Schiffahrt auf Risiko eines jeden  fre i;  doch sollten die  Schiffe 
w ohlbew ehrt sein. E ine g rößere  bew affnete  und auf einen fe ind ­
lichen A ngriff gefaßte  H andelsf lo tte  konnte in de r  T a t  mit 
e iniger Sicherheit die Reise nach den N iederlanden  oder E ng land  
unternehm en1). Die alten und neuen Verluste, welche seine U nter­
tanen durch E ng land  erlitten , hoffte e r  durch U nterhand lung  
w ieder einzubringen.

Das fr ied fertige  Verhalten de r  Hanse konnte einen gewissen 
Eindruck in E ng land  nicht verfehlen. Z w ar hatte  das P a r lam en t 
auch in seiner M itsom m ersitzung die H anse zu den neuen Steuern  
herangezogen; die K apereien im Kanal und in der N ordsee  hörten 
nicht auf; Lübecks V erwendung für die Rückgabe der geraub ten  
Schiffe blieb unwirksam , aber auf Verhandlungen ging m an  gern 
ein. Denn das w ar  der einzige W eg zur E rre ichung  des alten 
Zieles. Die Not des französischen Krieges und die U nterbrechung 
des H andelsverkehrs  mit den burgundischen N iederlanden  rieten 
zur Vorsicht. Zudem  w ar man, w enigstens in D änem ark , einen 
Schritt vorw ärts  gekommen. Aus welchen Gründen, tro tz  der 
längeren  Anwesenheit des englischen Gesandten, sich die vor­
läufige V erständ igung  dort so lange hinzog, läßt sich nicht mit 
Bestim m theit erkennen. Vielleicht spielte der G egensatz gegen 
die H ansestäd te  m it hinein, deren  zuwartende H altung  bei den

Die Hanse und England beim Ausgang des hundertjährigen Krieges. 55

0  Das bestätig t auch H. R. 3 n. 570.
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Lübecker V erhandlungen  noch nichts über ihre zukünftige fe ind­
liche oder  freundliche S te llung  gegen E ng land  verr ie t.  Man 
m öchte vermuten, daß  in K openhagen ers t  die Nachricht von der 
W egnahm e der B aienflo tte , die  auf offene Feindschaft zwischen 
E n g la n d  und der  H anse  ged eu te t  w urde1), zugunsten eines Ab­
kom m ens mit E ng lan d  g ew irk t hat. E rs t  am 17. Juli t ra ten  die 
dänischen und englischen Bevollm ächtigten in K openhagen zu­
sammen. Das E rgebn is  w ar  d ieses :  Es soll F riede  sein zwischen 
beiden Reichen bis E nde  Sep tem ber 1451. Die be iderse itigen  
K aufleute und Schiffe haben freien  V erkehr und H andelsbetrieb , 
die E n g län d er  in D änem ark  und N orw egen auf Grund de r  alten 
P riv ileg ien  und Zölle. Das Verbot des Besuches von Island, 
H e lga land  und F innm arken, dessen Ü bertre tung  die H aup tu rsache  
des Z w istes mit D änem ark  gew esen, blieb für die E n g lä n d e r  
bestehen, soweit nicht der  König oder die königlichen Beam ten 
Ausnahm en zuließen. Alle Schadenk lagen  sollten ruhen bis zu 
e iner Versamm lung von Bevollm ächtigten, die M itte  Juni 1451 
zusam m entreten  sollte. D ort hoffte man sie zu e rled igen ; zunächst 
nur bis dahin sollten diese Abmachungen in K raft und W irk ­
sam keit b leiben; von da  ab w ürde  man sie e rneuern ; die vor 
zwei Jah ren  in D änem ark  gefangenen und auf Z eit entlassenen 
E n g län d er  erhielten bis dahin  F r is t ;  die ers ten  englischen Schiffe, 
die unter dem Schutze des neuen F riedens  nach D änem ark  fahren 
w ürden, sollten die englische R atifikation in H elsingborg  U m ­

tauschen gegen die dänische. So w ar  alles anscheinend aufs 
beste  für die E n g län d er  geordnet. An den Toren de r  Ostsee 
schien die erforderliche  Sicherheit gewonnen, d e r  ersehnte  W eg 
nach Preußen  frei. W enige  T age  nach dem  Abkommen gab 
C hristian  den E ng ländern , die seine Reiche und Preußen be­
suchen wollten, Geleit und V erkehrsfre ihe it fü r ihren H andel auf 
e igenen oder  deutschen Schiffen w äh rend  de r  vere inbarten  D auer 
des Friedens;

So g laubte  m an wohl auf beiden Seiten, e inand er  näher 
zu kommen. Der Versuch, auch die Lage  des G egners zu w ürd igen ,

x) Die Nachricht t r a f  sp ä tes tens  am 21. Juni in Lübeck ein,
H. R. 3 n. 534, 551, 559. Die Vollmacht d e r  dänischen U n te r­
h än d le r  d a t ie r t  e rs t vom 10. Juli, Knudson S. 10;
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w äre  für die  E n g lä n d e r  von Nutzen gewesen. W enn ihre Rechnung 
schließlich fehl g ing , so lag  das nicht zum w enigsten an ihrem  
M angel an V ers tändn is  für die politischen Motive ih re r  W id e r ­
sacher. Sie suchten, angesich ts des Ende Juli von Karl VII. offen 
e rk lä r ten  K rieges in F rankre ich , zunächst mit B urgund den  f r ied ­
lichen H a n d e lsv e rk eh r  w ieder herzustellen. Unter dem E indruck  
de r  fr ied lichen  H a ltung  der H ansestäd te  und des H ochm eisters  
erh ie lten  d ann  die  englischen Gesandten, die in den N iederland en  
schon se it  Juli m it Philipp verhandelten, im Sep tem ber auch 
Vollmacht zur U nte rhand lung  m it der  hansischen G esandtschaft, 
die w egen de r  flandrischen  W irren  im Äugust in B rü gge  e ing e­
troffen w ar . Gleichzeitig ta ten  je tz t  auch die E n g lä n d e r  den 
ersten S ch ritt  zur V erständ igung . Die Privilegien d e r  H anse  
w urden im O ktober form ell w ied er  in K raft gesetzt, freilich  auf 
beliebigen W id e rru f  und ohne daß  die Subsid ienfrage  auch p ra k ­

tisch en tsch ieden  w orden  w ä re 1)* Das w a r  der  Grund, w eshalb  
Anfang N ovem ber in B rügge eine vorläufig unverbindliche Ver­
einbarung  zwischen den englischen und deutschen G esand ten  zu 
Stande kam . F ür die  V erhandlung  über die vielen Scfiadenklagen 
und über die W ied erhe rs te l lu ng  des H andelsverkehrs w urde  eine 
T ag fah rt  von be iderse it igen  Bevollm ächtigten in Aussicht g e ­
nommen, die  im Juni 1450 zu U trecht s ta tthaben  sollte. Den Re­
g ierungen be id e r  T eile  w urde  die schleunige Annahme d e r  T a g ­
fahrt nahege leg t.  Sobald  de r  König im Besitz der  hansischen 
und hochm eisterlichen  Z ustim m ungserk lä rungen  sei, so ll ten  die 
K aufleute und A ngehörigen  b e id e r  Teile in ihren L ändern  g eg en ­
seitig ohne B eschlagnahm e oder B e lästigung  verkehren und H andel 
treiben  dürfen . So suchte m an den  Faden  d e r  begonnenen  Ver­
s tän d ig u n g  fortzusp innen . A nscheinend w ar m an auf gutem  W ege. 
Aber zwei P unk te  w aren  vor allem  ge fäh rlich : die Priv ileg ien  und 
die G efangenschaft  der  E n g lä n d e r  in den H ansestäd ten . Die 
Priv ileg ien  e rw äh n te  m an in dem  Abkommen ga r  nicht. Von 
der  E rk lä ru n g , d aß  d e r  be ide rse it ige  H andelsverkehr n ich t nur 
sicher sei, sondern  auch s ta t t f in d en  solle auf G rund lage  der 
Priv ileg ien , w a r  m an  w eit en tfe rn t. E iner solchen hä tte  de r

H H. R. 3 n. 569.
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preuß ische  V ertre te r  zw eifellos die Zustim m ung ve rw eigert .  Die 
E n g lä n d e r  w ünschten die F re ilassung  der  b e sch lagnahm ten  
Schiffe und W aren  o d e r  m indestens ih rer  ge fangenen  L andsleu te  
u n m itte lb a r  nach e rfo lg te r  Ä nnahm e der  augenblick lichen  A bm a­
chungen. Aber die hansischen  G esandten  zogen das zurück an 
ih re  A uftraggeber. S ie  h ie lten  sich üb rigens  auch frei von dem 
V erdacht, daß sie w e ite re  F e indse ligkeiten  gegen die E n g lä n d e r  
beabsich tig ten . Sie ha tten  m it dem burgundischen K anzler  über 
die L age  in E n g lan d  k o n fe r ie r t1). Allein den ab erm aligen  V or­
sch lag  der  burgundischen  R egierung, die englischen Tücher iri 
ihren  S täd ten  zu verbieten, überw iesen  sie d e r  nächsten  B rem er 
T a g fa h r t  zur B e ra tu ng ; sie ve rsp rachen  lediglich , diesen P unk t in 
den  E in ladungsschre iben  zu e rw ähnen . Die nächste  Fo lge  w ar,
daß  E ng lan d  einen w eite ren  Schritt  zur V ers tänd igung  ta t .  Auf 
den Bericht des e inen englischen G esandten , Dr. T hom as Kent, 
s te ll te  die R egierung  die hansischen  Priv ileg ien  bed ingungslos  
w ieder  her und in Kraft. A ber m an konnte  sich nicht e n t­
schließen, ganzes W erk  zu tun. Lübeck und D anzig  w urd en  aus­
drücklich von dem Genuß der  P riv ileg ien  ausgeschlossen. Denn 
diese ha tten  nach d e r  W eg nahm e  de r  B aienflo tte  zu R epressa lien  
gegriffen . In D anzig  ha tte  m an anfänglich  die E n g lä n d e r ,  nach 
B eschlagnahm e ih re r  H abe, des L andes verw iesen. Anfang O ktober 
nahm  man sie w ieder fest, o ffen bar  weil sie dem A usw eisungs­
befehl nicht Folge geleis te t. Aber der  Ausschluß d e r  beiden 
O stseestäd te  verschlim m erte  die Lage. Die englische R egierung
suchte den S tan d p u n k t zu vertre ten , daß die B eraubung  der
B aienflo tte  die P reußen  und Lübecker noch ke inesw egs zu V er­
g e ltungsm aßrege ln  berech tig t  hätte . Das m ochte nu r  ein H ilfs ­
m ittel des G eschäftsstils sein. * In dem  Besitz der  Beute aus der  
F lo tte , in der  g rundsä tz lichen  W ie d e rh e rs te l lu n g  der  P riv ileg ien  
für alle  H ansen, in de r  Scheidung D anzigs von dem  übrigen  
O rdenslande , in de r  b isherigen  Schonung d e r  hansischen K aufleute 
in E n g lan d , in dem  aus dem V erhalten  de r  H anse  zu verm utenden  
W unsch  derselben  nach  fried lichem  V erkehr m it E n g lan d , in de r  
H offnung  auf die bekann te  H inneigung  des H ochm eisters  zu den

i) 562 S. 2. 3 n. 561, 563, 565. S. 429 A nm . 1 § 2 C § 2,569*
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alten M onarchien  des W estens und in der verm eintlichen S iche­
rung der  Beziehungen zu D änem ark  glaubte E ngland genug M itte l 
in der  H and  zu haben, um tro tz  des Flottenraubes das e rs tre b te  
Ziel in P reußen  zu erreichen. Ja, es meinte noch früher  dorth in  
zu ge langen  als au f  dem W ege  des Brügger Abkommens. Im 
November nahm  König Heinrich die T agfahrt in U trech t an, 
obwohl e r  den W unsch aussprach, sie in den M ärz  zu verlegen , 
e rk lä rte  dann  aber gegen E nde  des Jahres seine Absicht, Ge­
sandte  nach  Lübeck und Preußen  abordnen zu wollen, um durch 
d irekte  V erhandlung  mit den Geschädigten alle  S chw ierigke iten  
zu beseitigen.

Bei d ieser B ehandlung der S tre itfrage  durch die eng lische  
Regierung sah sich die H anse in eine noch ung ünstige re  Lage 
versetzt a ls  zu Anfang des Jahres . Die prinzip ie lle  R estitu tion  
der Privilegien w ar  nu r  ein geringw ertige r  F o rtsch r i tt  gegenüb er  
der Tatsache , daß je tz t  außer Danzig — und dort ko nzen tr ie r te  
sich fas t  ausschließlich der  englische H andel — auch Lübeck 
von den P riv ileg ien  ausgeschlossen w ar. Die Beraubung der  g roßen  
Flotte sollte  dazu  dienen, durch den  E indruck der geschehenen  
und die M öglichkeit neuer G ew altta ten  die P reußen  für Z u g e ­
ständnisse  an die E n g län d er  bere itw ill ige r  zu m achen. S ta t t  der 
von den S täd ten  m ühsam  erreichten  Aussicht auf w eitere  B era tun g  
in U trecht un ter T eilnahm e a n d ere r  S täd te  w äh lte  E n g la n d  je tz t 
wieder den W eg d irek te r  E inzelverhandlung, nachdem  es in 
D änem ark  festen Boden gew onnen zu haben schien. D en e n t­
scheidenden E rfo lg  versp rachen  sich die E ng länd er  verm utlich von 
der unm itte lbaren  V erhandlung  ih re r  G esandten mit dem H och­
meister.

Dazu kam, daß  die Fe indse ligkeiten  gegen hansische Schiffe 
und K aufleute  in d e r  N ordsee  nicht aufhörten. H ie r  herrsch te  
tatsächlich  ein K riegszustand. Auch in E ng land  selbst besch ränk ten  
sich die G egenm aßrege ln , welche die Repressalien  Lübecks und 
Preußens hervo rgeru fen  hatten , nicht auf deren K aufleute a lle in ; 
man nahm , sa g t  das  Kontor, P e te r  für P a u l1). Daß die  Z o ll­
beam ten nicht w ußten, ob sie sich an die alten oder die  neuen

i) n. 559.
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Verfügungen halten sollten und demgemäß die höheren Zollsätze 
forderten, war bei dieser Verwirrung begreiflich. Eine Prokla­
mation kündigte im November1) für alle hansischen, preußischen, 
holländischen, seeländischen, brabantischen und flämischen Kauf­
leute Freiheit und Sicherheit des Verkehrs mit England an. Das 
war verständlich und notwendig, denn in Frankreich verlief der 
Krieg, wie vorauszusehen, höchst ungünstig für Englands Waffen. 
Nachdem im Juni Karl VII. ein Angriffsbündnis mit Franz von der 
Bretagne geschlossen, eröffneten zuerst die Franzosen, dann seit 
September auch die Bretagner den Angriff auf die Normandie und 
besetzten Verneuil, Port-Audemer, Lisieux und eine große Anzahl 
fester Plätze, die teils durch Belagerung, teils durch freie Über­
gabe gewonnen wurden. Am 10. November hielt der König seinen 
Einzug in die Hauptstadt Rouen. Sofort ging man an die Be­
lagerung der Hafenplätze Harfleur und Honfleur, von welchen 
jener am 25. Dezember, dieser am 18. Februar kapitulierte. Die 
wachsende Erregung über die stetigen Verluste in der Normandie 
und die Aussicht auf Angriffe französischer Kaper aus den nor­
mannischen Häfen lassen verstehen, daß die Engländer im Kanal 
und der Nordsee unterschiedslos gegen Freund und Feind wü­
teten. Zudem machten schon seit dem Frühjahr die Piraten von
St. Malo in der Bretagne die See unsicher, und Philipp von Burgund 
hatte, mindestens seit dem Ausbruch des Krieges in der Normandie, 
vier Kriegsgaleiden in der See, die den neutralen Handel keines­
wegs schonten2). Hansische Schiffe wurden von den Engländern 
genommen, wo man sie traf und überwältigen konnte, ohne  ̂Rück­
sicht darauf, ob sie aus Lübeck und Preußen stammten oder
nicht. Derselbe Thomas Daniel, der, obwohl Beamter am könig­
lichen Hof, an der Wegnahme der Baienflotte beteiligt gewesen, 
nahm Ende September eine Danziger Holk, die mit Salz aus 
Lissabon und der Baie beladen war, im Kanal bei Falmouth3).
Im Oktober wurde ein Hamburger Schiff- von Leuten aus Calais 
geplündert4). Um dieselbe Zeit ging ein aus Bergen nach Eng­

1) Oder Anfang Dezember, 3 n. 570.
2) n. 551.
3) 8. n. 84 § 23.
4) 8 n. 8l! § 29, 215 § 9.



land segelndes L übecker Schiff mit Bergergut bei der  Insei 
W igh t an die  P ira te n  verlo ren1). Im November fielen zwei von 
Lissabon kom m ende D anziger Holke in Plymouth und Falm outh 
in die H ände  en g lischer  F re ibeu ter  aus Lynn und vielleicht auch 
aus London und  H ü ll2). M ehrere  bewaffnete Schiffe kreuzten 
vor de r  T hem sem ündung und Yarmouth, lauerten d e r  neu tra len  
Schiffahrt auf, k ap e r ten  ein Schiff mit Rheinwein und h inderten  
zwei Schiffe m it W ein , die den Kölnern und N im w egern  ge­
hörten, an d e r  A usfahrt  aus dem Hafen von Yarmouth. Ansehnliche, 
nach B arcelona  konsign ierte  W aren  kölnischer Kaufleute nahm en 
E ng länder in e iner kata lonischen Galeide. Bevor die K ölner mit 
königlichen Befehlen zur Stelle sein konnten, w a r  das Gut in 
alle W inde  z e rs treu t3). W ar  es nicht begreiflich, daß bei solchen 
Zuständen die Aussicht auf Fortse tzung friedlichen Verkehrs nach 
England dah inschw and , daß die S talhofsvorsteher im Hinblick  
auf die Annahm e d e r  U trechter T ag fah rt  durch den König spöttisch 
m einten: Schreiben und H andeln  sei zw eierlei?  Köln w a r  schon 
im O ktober besorg t um die Sicherheit seiner Kaufleute in E n g lan d  
und zog bere its  die M öglichkeit in Betracht, daß sie E ng lan d  
verlassen m üßten. Aber bei den neuen und alten  F e in dse lig ­
keiten blieb es nicht. Die von den S täd ten  auf die E rh a ltu n g  
der fried lichen  V erkehrsbeziehungen verw andte  Mühe schien ve r­
loren. Die E n g län d er ,  wie sie im M ai von dem W ege de r  V e rh an d ­
lungen abgew ichen w aren  und den der Gew alt be tre ten  ha tten , 
wichen aberm als  auf einen Seitenpfad  aus, um den F o lgen  des 
von ihnen im M ai angerich teten  Unheils zu entgehen. W ir  haben 
das M ittel schon angedeute t. Aber auch dam it w a r  es ihnen  nicht 
voller E rns t .

Im Novem ber s ta rb  der  Hochm eister, de r  kluge K onrad  von 
Erlichshausen . Auch sein S te llvertre ter , der  S ta tth a lte r  R ichten­
berg , w a r  sam t den preußischen S täd ten  im F ebruar  1450 zur 
Abordnung von G esandten  nach U trecht bereit. Freilich verlang te  
er, daß die  S täd te  die  Reisekosten auch für den O rdensgesand ten  
bezahlen sollten, w as  diese ablehnten. Dann w urde  in Lübeck
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E n g lan d s  W unsch nach  d irek te r  V erhandlung m it Lübeck und 
Preußen  bekannt. D am it fiel die Utrechter T a g fa h r t  weg, und 
Lübeck schob auch d ie  nach  Brem en angesag te  S täd teversam m lung  
hinaus, um vor de rse lben  über den Äusgang der  V erhand lungen  
sicher zu sein. Schon am 16. F eb ru ar  gab  es den englischen 
G esandten  Geleit in seinem  Gebiet bis zum 24. Jun i1). Kein 
Zw eifel, daß  Lübeck und anscheinend auch die preußischen S täd te  
gegen M itte  M ärz  de r  M einung w aren , die  englischen G esandten  
w ürden, wie im V orjahre , auch nach Lübeck kommen. Aber das 
w ar  nicht die Absicht d e r  E ng länder .  Die englische R egierung  
ha tte  zu dem bedenklichen  M ittel e iner I r re fü h rung  Lübecks ge ­
griffen . Lübeck ha tte  sie die Absendung ih re r  G esandten  nach 
P reußen  in Aussicht g e s te l l t2). D er eben neu e rw äh lte  H ochm eister 
entschied sich schnell. Vielleicht w ar er im Besitz g en au e re r  In fo r ­
m ationen aus E n g lan d , die uns nicht bekannt sind. Schon Ende 
M ärz entschlossen sich H ochm eister und S täd te , auf e igene H and
vorzugehen. E nde  M ärz  geben sie den E n g lä n d e rn  Geleit nach
Preußen vom 1. M ai ab auf die D auer eines ganzen Jah res , und 
dies nicht nur fü r die  englischen Gesandten, sondern  auch für 
zwei Schiffe sam t ih re r  L adung, ih rer Bem annung und dem  G e­
folge der G esand ten3);  sie sollten, so oft sie w äh ren d  der  G eleit­
zeit wollten, freie Ein- und Ausfuhr in P reußen  haben. Zugleich 
forderten  sie Lübeck auf, d ie  H an ses täd te  nach D anzig  einzuladen, 
dort mit den E n g lä n d e rn  zu verhandeln  und abzuschließen.

Damit aber än d e r te  sich die Lage m it einem  Schlage. Die 
preußischen S täd te  und d e r  H ochm eister be teuerten , nur m it Z u ­
stimm ung Lübecks und in E in trach t mit der  H anse  handeln  zu

!) Vgl. H. R. 3 n. 592, 593 § 4, 612.
2) 3 n. 573, 574.
3) Die W orte  des M arien b u rg e r  Rezesses vom 31. M ärz, H. 

R. 3 n. 594, sind nicht völlig k lar. § 2 sprich t von G eleit von 
2 personen sam p sen d ebaden  m it eren  dyneren  und 2 schiffen 
und eren gu ttiren , § 3 von 2 Schiffen und in itczlichen schiffe 
sullen die E ngelschen  sendebo ten  m it 80 personen, fe rn e r  die 3 
eigentlichen G esand ten  m it je  12 bezw. 4 Personen ge le ite t  w erden . 
D as gab  eine Anzahl von insgesam t 183 ge le ite ten  E n g län d ern . 
Es h a t  den Anschein, daß  m an die Schiffsbem annung und viel­
leicht auch Kaufleute, um das ganze  bedenkliche V erfahren  zu 
verhüllen, absichtlich u n te r  die Bezeichnung „ S e n d eb o ten “ e in ­
begre ift.  Den G ele itsb rie f  vom 1. April s. 3 S. 448 Anm. 2.



w ollen. Sie hofften  o de r gaben  sich den Anschein zu g lauben , 
daß  die H a n se s tä d te  ih re r  E in ladung  nach Danzig folgen w ü rd e n ;  
sie w aren  e in fä lt ig  genug, die H anse  zu mahnen, nicht du rch  
A bsonderung von den  P reußen  Uneinigkeit in der H anse  h e rv o r­
zurufen. In W irk lichke it  w aren  sie es, die je tz t unverm utet den  
W eg , d e r  zur inneren  Z w ie trach t führen mußte, beschriften ha tten . 
Sie ha tten  n ich t a llein  die G esandten geleitet, sondern  ohne 
w eite res  den H an d e lsv e rk eh r  E n g land s  mit Preußen, w enn auch 
vorläufig  nur in bestim m ten Grenzen w ieder zugelassen  und  a u s ­
drücklich  in den  Schutz ihres Geleits gestellt. D adurch  w u rd e n  
S chadenersa tzansp rüche , die von nicht preußischen H an sen  in 
Preußen  gegen  die E n g lä n d e r  erhoben w erden  konnten, — die  
S eeräubere ien  d e r  E n g lä n d e r  hätten  dazu reiche G elegenheit g e ­
boten — von vornherein  aussichts- und w irkungslos. A ngesich ts
der unaufhörlichen  Fe indse ligkeiten  der  E n g län d er  gegen  die 
H ansen  fanden  die E n g lä n d e r  inm itten  der  H anse  einen s icheren  
V erkehrsplatz . Noch mehr. Vor einem Jahre , als die  P re u ß en
von den E n g lä n d ern  b e d rä n g t  und in E n g land  selbst von den  
hansischen V orrechten  ausgeschlossen w aren, ha tten  Lübeck und 
die H anse  sie gedeck t und den englischen D rohungen  g eg en  
Preußen  ihren W illen , die  E inheit d e r  H anse  fes tzuhalten , e n t ­
gegengesetz t.  D afür ha tten  Lübeck und andere  H a n se s täd te  m it
der B eraubung  de r  B aienflo tte  büßen müssen. Z ah lre iche  S c h ä ­
d igungen w aren  w e ite rh in  den  H an ses täd ten  von den E n g lä n d e rn  
zugefügt w orden . D er S tre i t  m it E n g lan d , der anfänglich  v o rzu g s ­
weise P reuß en  ang ing , w a r  . s te tig  herangew achsen , in fo lge  des 
E in tre ten s  d e r  H an se  fü r  P reußen  und der  G ew alt ta ten  E n g ­
land s  gegen  im m er neue H an ses täd te ,  zu einem a llgem einen  K on­
flikt de r  H an se  m it E ng land . So gehörte  es vor das Forum  d e r  
H anse  und  konn te  im In teresse  de r  G esam theit nicht an d e rs  b e ­
h an d e lt  und e r le d ig t  w erden  als durch  die  Gesam thanse. W elchen  
E ind ruck  m ußte  es m achen, daß die P reußen  einseitig den E n g ­
län d e rn  sicheren H a n d e lsw eg  nach P reußen  eröffneten  und  die 
V erhand lungen  nach D anzig  verleg ten ! E s  ist kaum anzunehm en, 
daß  sie e rns tlich  die H offnung  hegten , auch nur eine e inz ige  H a n se ­
s ta d t  w ürde  ih re  G esan d ten  nach P reußen  schicken1). Dazu w aren

i) Vgl. bes. 3 n. 595 u. 597.
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eben V ergangenheit und Gegenw art nicht angetan, w eder in Bezug 
auf den englischen Konflikt noch auf die übrigen d rängenden  
F ragen  der burgundischen und reichsständischen Angelegenheiten. 
Noch andere Um stände mußten die Stimmung in Lübeck ver­
schärfen. W enn der Schaden in Betracht gezogen wurde, den 
vornehmlich Lübeck und Danzig durch die W egnahm e de r  großen 
Flotte erlitten hatten, so berechneten die Preußen ihren Schaden 
an Schiffen und H andelsgu t auf 47 776 M ark Preuß., die Summe 
des in Preußen beschlagnahm ten englischen Guts auf 41544 
M ark1). Da man in solchen Fällen begreiflicherweise den eigenen 
Schaden nicht zu niedrig  und die fremde W are  mäßig zu schätzen 
pflegt, waren die Preußen für den Verlust der  Baienflotte ziem­
lich gedeckt. Nicht so die Lübecker. W ir kennen keine zuverlässige 
Angabe über die Höhe ihres Verlustes bei jener  Gelegenheit. Aber 
es kann kein Zweifel sein, daß Lübeck für seine Repressalien 
nicht so ansehnliche Objekte vorfand wie Danzig. Der H andel 
der E ng länder ging ja  vorzugsweise nach Danzig. Die Lübecker 
hatten, wie auch bei ih re r  Verfolgung der englischen Schiffe 
berichtet w ird2), bei sich selbst kein oder nur ein geringfügiges 
Äquivalent für ihren Schaden gefunden. Aber nun stand  zu 
erw arten, daß E ng land  sich jetzt mit Preußen leichter als früher 
verständigen würde. Angesichts seiner äußeren Bedrängnisse, zu 
denen sich bald auch innere gesellten, konnte E ngland nicht 
mehr da ran  denken, seine alten Ansprüche in Preußen gegen 
dessen W iderstand  in dem früher erstrebten Umfang durchzusetzen. 
Es hatte J e tz t  schon den Vorteil Lübeck verm ieden und den 
H andelsverkehr mit Preußen w ieder angeknüpft zu haben. Nachdem 
die preußisch-englischen Schadenersatzansprüche infolge der auf 
beiden Seiten ziemlich gleichwertigen Konfiskationssumme keine 
besonders erheblichen Schwierigkeiten mehr boten, hätte England 
auf Grund der  Zusicherung friedlichen Verkehrs seinen Frieden 
mit Preußen machen können. Daß Preußen da rau f eingehen würde,

x) HUB. 8 n. 84 §§ 71, 72, 74. Die in § 73 angegebene Summe 
für Verluste der Schiffsm annschaft rechne ich nicht hinein, weil 
im W in ter  1449/50 auch die Personen der E ng länder in Danzig 
sam t ih rer  täglichen Bedarfshabe gefangen und beschlagnahm t 
waren.

2) S. unten, Lübecker Chronik ed. Grautoff 2, 133 f.



lag , nach seinem  e rw äh n ten  Verhalten zu Ende M ärz, im Bereiche 
nicht nur d e r  M öglichkeit, sondern der W ahrscheinlichkeit. Die 
übrigen  H a n se s täd te  hä tten  zusehen können, wie sie nachher ihre  
G enugtuung und S chadenersa tz  erhielten. Um Lübecks B eso rg ­
nisse zu e rk lä ren , b e d a rf  es g a r  nicht der  unzw eideutigen A ngabe 
des m it den englischen V erhältnissen w ohlvertrauten, gegen  die 
führende H a n se s ta d t  e rb it te r ten  und dem Hochm eister nach dem  
M unde redenden  B erich te rs ta tters , der  spä te r  aus London an den  
H ochm eister schrieb, daß  die G esandten beauftrag t gewesen, u n te r  
a llen  U m ständen F rieden  mit Preußen  zu machen, und daß  es ihn  
den H als gekoste t  hätte , wenn sie ohne F rieden  nach  H au se  
zurückgekehrt w ä r e n 1). In Lübeck, wo m an ohnehin gere iz t  w a r  
durch den F riedensbruch  der  E n g lä n d e r  im ve rg angenen  M ai,
durch die fo r td au ern d en  Feindseligkeiten  gegen den hansischen
H andel und durch die  W inkelzüge d e r  englischen D ip lom atie , 
hatte  m an G rund zu de r  Annahme, daß  de r  neue H ochm eis ter
unzuverlässig und  u n d an k b ar  sei.

Von e iner  B esendung de r  T ag fah rt ,  welche die P reußen  nach  
D anzig an g esag t hatten , w ar d a h e r  keine Rede. E s s teh t dah in , 
ob Lübeck übe rh aup t d a ra u f  gean tw o rte t  h a t;  schw erlich  h a t  es
auch den  and eren  H ansestäd ten  M itte ilung gemacht. Vor d e r  
H and  w aren  seine Aktionsmittel beschränkt. Aber es ve rsäum te  
nichts. Im April und M ai berief  es, en tsprechend  dem  du rch  die 
E re ign isse  e tw as  ve rän derten  Beschluß der B rem er V ersam m lung, 
die H anses täd te  und den  H ochm eister sam t dessen S tä d te n  zur 
T ag fa h r t  nach Brem en auf den 24. Juni ein. Je tz t erst, nachdem  
die Preußen  die  G efahr d e r  Z e rsp li t te ru n g  her auf beschw oren , schob 
es fü r die B era tu ng  die  F ra g e  in den V ordergrund , vor de ren  
B ehandlung die  H anse  b isher zurückgew ichen w a r :  Den A n trag  
P h ilipps von B urgund  auf Verbot d e r  englischen T ücher im 
H ansegebiet. S o dan n  w ies es hin auf die  W egnahm e d e r  B a ien ­
flotte, fü r d ie  b ish e r  noch kein E rsa tz  geleistet, und auf die 
d a raus  fo lgende  V ernichtung des hansischen  S tapels  in E n g la n d . 
Der V erdacht, d aß  die P reußen  zum Nachteil d e r  G esam theit  

einen S o n d e rfr ied en  m it E n g la n d  schließen könnten, bew og  es,
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je tzt die H ansestäd te  mit dem Gedanken schärferer Abwehr- 
mittel gegen die englischen Friedensbrüche vertrau t zu machen. 
Bis zum Ablauf des den englischen Gesandten erteilten  Geleits 
w aren ihm freilich die H ände gebunden. Aber vor dem Abschluß 
in Preußen sollte in Bremen wenigstens die Ansicht d e r  Hanse 
bestimmt zum Ausdruck kommen. Es bat den Hochmeister, die 
englischen Gesandten bis zum Ende der Brem er Beratungen auf­
zuhalten. Es w ar möglicherweise das ein letztes Mittel, durch 
die P rio ritä t  der Brem er Beschlüsse den Hochmeister vor die 
Entscheidung zu stellen, ob er Preußen von der  Hanse trennen 
wolle oder nicht.

Der Hochm eister verstand die Lage. E r und seine Städte 
lehnten in E rw artung  der Ankunft der englischen Gesandten die 
Teilnahme an dem Brem er Tage ab. Er verlangte dann auch, 
daß die preußisch-englischen Beratungen und Beschlüsse denen 
über die englischen Tuche vorausgehen sollten, eben das, was 
Lübeck im Interesse der  Gesamtheit verhindern wollte. Zum Un­
glück für die E ng länd er  verzögerte sich, vermutlich infolge der 
Ende Mai in Kent beginnenden Volkserhebung, die Abreise der 
Gesandten. Lübeck und auch die in Bremen tagenden S täd te ­
vertreter werden da rüber unterrichtet gewesen sein1).

So gewannen die H ansestäd te  Zeit. Die versammelten Städte, 
neben Köln, Braunschweig, M agdeburg u. a. die wehrhaftesten 
Seestädte von Kämpen bis Stralsund, beschlossen, im Hinblick auf 
die W egnahme de r  Baienflotte und die täglichen Seeräubereien 
der Engländer auf der  nächsten T agfahrt in Lübeck, die schon am 
21. September in Lübeck zusammentreten sollte, über das Ver­
fahren gegen die E ng län der  zu beraten, ob m an Verordnungen 
gegen die E ng länder beschließen, d. h. gegen ihren Handel und 
den H andel mit englischen Produkten einschreiten, ob man die 
Schiffahrt einstellen oder die hansischen Kaufleute aus England 
abberufen solle. Dam it tra ten  die S tädte  auf den S tandpunkt 
Lübecks. Z u r W arn ung  der Preußen, die sich ferne hielten,

x) Schon im April behauptet Lübeck, Nachrichten zu haben, 
n. 614. Auch die G efangennahm e der Gesandten durch Lübecker 
spricht dafür. Auf d e r  Bremer Tagfahrt im Juni w aren  auch 
Vertre ter des L ondoner Kontors anwesend, der  Kölner Herm ann 
von W esel und der K lerk  des Kontors.
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w a r  die  Neigung der  Gesamtheit zu strengeren M aßregeln  h e rau s­
g e k e h r t  worden. Zu de r  neuen Lübecker T agfahrt w urde im Juli 
ausdrücklich  auch der  Hochmeister eingeladen und zwar in d r in ­
g e n d e r  Form. Die entschiedenere Haltung der H anse w ar um  so 
m ehr  gerech tfertig t, als kurz vor der Bremer Versammlung eine 
F lo t te  von 14 englischen Kapern in der Nordsee zwischen D o g g e r­
b ank  und jütischem Riff aus einer ebenso großen H andelsfio tte , 
d ie  von Preußen nach Amsterdam segelte, drei Schiffe aus P reußen  
und H am burg  gekapert, die H olländer dagegen unbehindert h a tte  
ziehen lassen. Die W orte  der Freibeuter, alles nehmen zu wollen, 
w as  Deutsch sprechen könne, außer den burgundischen U n te r­
tan en , waren w ieder ein Ausdruck der Stimmung, die zuerst vor 
m ehr  als einem Ja h r  sich Luft gemacht hatte. N iem and in den 
H an ses täd ten  konnte zweifeln, daß auf der See de r  K riegszustand 
m it E ng lan d  tatsächlich andauere. Endlich unternahm en die eng­
lischen Gesandten mit ihren beiden Schiffen die verhängnisvolle  
F a h r t  nach Preußen. Auch Kaufleute aus Köln, Danzig und 
H erzogenbusch benutzten  die Gelegenheit, um englische Tücher auf 
d iesen  Schiffen nach Preußen zu bringen und dort guten M ark t 
zu machen. Das Geleit, welches Lübeck den Gesandten e rte il t  
h a tte , w ar abgelaufen. E nde Juli verließ eine F lo tte  de r  lübischen 
B e rgen fah re r  den Lübecker Hafen, um nach Bergen zu segeln, 
t ra f  bei Skagen mit den beiden englischen Schiffen zusammen, 
bem ächtigte  sich des einen von ihnen, auf welchem die G esandten 
fuhren, schickten diese und die Besatzung nach Lübeck und 
segelten  mit dem Schiff und der Ladung nach Bergen. Das 
zweite Schiff entkam  und erreichte vor den Verfolgern, die  in 
Lübeck nicht schnell genug mit der Ausrüstung fertig  wurden, 
glücklich den D anziger Hafen. Die T a t geschah nicht im offenen 
A ufträge Lübecks. Aber die B ergenfahrer haben vermutlich gewußt, 
daß das  Geleit de r  Gesandten abgelaufen  w ar, und vielleicht 
auch Kenntnis geh ab t von der Abreise der  Gesandten. U nfraglich 
erhoben  sich auch in E ngland  zahlreiche Stimmen, welche die 
G ew altta ten  gegen die östlichen N achbarn  verurte ilten  und zu 
F ried en  und F reundschaft  m it ihnen rieten. Der E indruck, den  sie 
m achten, wuchs mit de r  H äufung äußerer Verluste und innere r  
S törungen.

5*
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Inzwischen ging in der Normandie die Sache Englands rasch 
und unaufhaltsam nieder. Der Sieg der Franzosen bei Formigny 
im April zertrümmerte das letzte Hilfskorps, das England auf­
bringen konnte. Die vorübergehend wieder von den Engländern 
genommene Landschaft Cotentin ging verloren. Im Mai und Juni 
fielen Ävranches und Bayeux; Ende Juni kapitulierte Somerset in 
Caen und im Juli Talbot in Falaise. Mit der Einnahme von 
Cherbourg im August w ar die Eroberung der ganzen Normandie 
vollendet, England hatte keinen Fuß Land mehr daselbst. Äus 
den Hafenstädten, die je tzt in den Besitz Frankreichs gelangt 
waren, und aus Dieppe Hefen französische Kaper, um zusammen 
mit den bretagnischen Freibeutern die schon längst vorhandene 
Unruhe und Unsicherheit im Kanal und in der Nordsee noch zu 
vermehren. Bis gegen die Mitte des Jahres lagen sie vor und 
im Zwin, stark genug, um vereinzelte Schiffe wegzunehmen1). 
Man befürchtete ständig einen französischen Ängriff auf Calais. 
Durch das Aufkommen der französischen Seemacht schien der 
wichtige Stapelplatz doppelt gefährdet. Daß ein Kriegszug gegen 
Calais unterblieb, e rk lä rt sich zum Teil vielleicht doch durch die 
Rücksichtnahme Karls VII. auf die burgundischen Handelsinteressen. 
Der Bestand und die Erhaltung des Stapels auf dem Festlande bot 
den Niederländern damals manche Vorteile, übrigens auch F rank­
reich selbst. Ein hansischer Berichterstatter meint, die englischen 
Stapler hätten den Ängriff abgewendet2).

Sogleich nach Beendigung der Aufgabe in der Normandie 
schritt man zu Angriffen auf Gugenne von Süden und Norden her. 
In England selbst war der Rückschlag gegen die ratlose Politik 
der Regierung und die rühmlose Kriegführung nicht ausgeblieben. 
Der Fall Rouens riß auch Suffolk zu Boden. Das Parlam ent 
wandte sich gegen ihn. Ende Januar gefangen gesetzt, bald darauf 
förmlich angeklagt, wurde er auf fünf Jahre verbannt, auf der 
Reise nach Calais zu Anfang Mai von englischen Kriegsschiffen 
abgefangen und wohl ermordet. Sein Henker scheint derselbe 
P ira t  gewesen zu sein, der ebenfalls im geheimen Auftrag vor

!) H. R. 3 S. 477 oben Depierre, Precis S. 72 f.
2) Bericht des H ans W in ter vom 3. Juli H. R. 3 n. 638 S. 475; 

vgl. de Beaucourt 5, 5a ff.; Verächter, Inventaire d ’Anvers n. 410,



einem  Jahre  die hansische Baienflotte überfallen hatte. Die Be­
ra tun gen  des P a r lam en ts  über die Ordnung der durch K riege, 
V erschleuderung und Unterschlagung zerrütteten Finanzen w u rd e  
un terbrochen  durch den Äufstand der Kenter. Seit F eb ru ar  stieg  
d ie  E rregung  in London und in den südlichen G rafschaften . 
H ie r  in den fortgeschritteneren  Küstenlandschaften S üdeng lands  
h a t te  man die letzten Ereignisse aus der Nähe beobachtet, die 
fr ivo le  P lünderung d e r  fremden Flotte und Schiffe mit angesehen, 
vor allem  die durch die eigenen Gewalttaten verschärfte  H a n d e ls ­
stockung s tä rker  em pfunden; bald  erschienen aus den e roberten  
norm annischen Häfen die französischen Kaper, die englische Küste 
schien bedroht, man fürchtete einen Angriff auf die Insel W ig h t1). 
Die Regierung vermochte die Unruhen vorläufig nicht a n d e rs  
zu däm pfen als durch einige Nachgiebigkeit und vo rübergehende  
Amnestie. Der Haß der Aufrührer richtete sich vornehmlich gegen  
d ie  R äte  und Personen in der Umgebung des Königs, d e ren  
H absuch t man die M ißerfolge in Frankreich, auch die B eraubung  
d e r  Baienflotte, und den Unfrieden mit Preußen zuschrieb. M an 
kann te  sie, bezeichnete sie urfd fo rderte  ihre H inrichtung. D er 
aufrich tige  W unsch nach W iederherste llung fried licher H a n d e ls ­
beziehungen m it dem Osten w ar wohl vorhanden, in der  N ation  
und auch bei der Regierung. Ein preußisches Schiff, das von 
E ng länd ern  nach Newcastle aufgebracht war, w urde in V erw ahr  
genommen, und die Fre ibeuter w urden festgesetzt2). E in  a ll­
gem eines Verbot erg ing , die Leute aus dem Osten nicht zu 
beschädigen, denn de r  König wolle Frieden haben mit dem  O st­
lande. Aber w ar denn nach allem, was E ngland  gegen den hansi­
schen H andel begangen  und w as man über die politischen E r ­
eignisse im W esten  erfuhr, je tzt anzunehmen, daß die englische 
Regierung ih re r  e igenen U ntertanen zu Land und W asser  m ächtig 
sein und bleiben w e rd e ? 3) Die Folgen der früher begangenen  
Fehler ließen sich durch W orte  nicht so leicht bessern.

!) De Beaucourt 5, 45 Anm. 3; Stevenson II, 2. 474.
2) H. R. 3 n. 642, 647.
s ) Von den Berichten über den Äufstand unter der Führung  

Jack  Cades ist ein hansischer bisher völlig auch von Kriehe ü b e r­
sehen worden. E s  is t  die  früheste  erzählende Aufzeichnung, d ie  
über den Ä ufstand vorliegt. E s  stam m t von dem T horner Kauf­
m ann H ans W in ter , de r  dem Hochm eister eingehend aus F lan dern
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und E ng land  in zahlreichen ausführlichen Briefen über die inneren 
Vorgänge in E ngland  w ährend  d. Js. 1450 Bericht ers ta tte te . E r 
halten sind 4 Briefe vom 3. Juli aus Brügge, 9. Sept., 8. und
15. Nov. aus London, H. R. 3 n. 638, 647, 669, 670. Uber die
Quellen, Ursachen und Verlauf des Äufstandes s. die kritischen 
Untersuchungen von G. Kriehe, The English rising in 1450, 
Straßbg. Diss. 1892., dazu  Pauli 5 S. 306 ff.. Ramsay 2 S. 125 ft., 
Gairdner, The Paston  Leiters, Introd. S. LXXIX ff. W inter, der 
hauptsächlich in dem Schreiben vom 3. Juli über die Rebellion 
berichtet, stand früher in englischen H errendiensten, w ar mit den 
englischen Verhältnissen vertrau t und unterhielt auch später Be­
ziehungen zu hohen Staatsbeam ten  in England. Uber seine handels­
politischen Tendenzen s. unten. Der aus Brügge ers ta tte te  Bericht 
vom 3. Juli geht zurück auf Briefe des damals in London weilenden, 
wie es scheint preußischen und zwar im Dienste des Ordens tätigen  
Kaufmanns Nicolaus H irschberg und auf mündliche Berichte, welche 
Deutsche und E ng län der  von England nach F landern  gebracht 
haben. Seine chronologischen Nachrichten sind beachtenswert. Er 
setzt den Beginn der ersten  Sammlung des Gewalthaufens auf 
den 2. Juni, den E in rit t  des Königs in London auf den 13. Juni, 
die Schlacht bei Sevenoaks in Übereinstimmung mit anderen 
Quellen auf den 18. Vgl. die abreichenden E rgebnisse  der U nter­
suchung Kriehes S. 125 ff. Eine Kritik der natürlich nicht immer
präzisen Angaben, z. B. Verwechslung des John Sax mit Lord 
Sax, den die Aufständischen am 4. Juli enthaupten ließen, u. a., 
würde hier zu weit führen. Es frag t sich f ü r . uns, ob die Un­
zufriedenheit über die W egnahm e der Baienflotte und über den
H andelsstre it mit Preußen in dem Kenter Aufstand die Rolle g e ­
spielt hat, die W in ter  ih r  zuschreibt. W inter sag t an mehreren 
Stellen, daß die Aufständischen sich auch der Personen derer,
darunter königlicher Räte, bemächtigen wollten, die die preußi­
schen Schiffe weggenommen und an der Beute partizip iert hätten.
(S. 475) Die „Gemeine“ , d. h. Aufständischen hätten gern wieder 
Frieden mit Preußen. (S. 476) Aus London berichtet er am 9. 
Sept. (S. 481), daß man auf die Nachricht von der Anwesenheit 
einiger königlicher Räte, denen man die Hauptschuld an der
Beraubung der F lo tte  beimaß, in London sie gesucht habe; wenn 
man sie erwischt hätte, w äre  es ihnen um dieser Tat willen ans 
Leben gegangen, denn Hoch und Niedrig wünschten jetzt Frieden 
mit Preußen. F erner S. 506, 511. Auch noch nach dem Ende des 
eigentlichen Aufstandes w äre  mithin die zuerst von den Aufständischen 
erhobene Forderung zur Bestrafung der Urheber der F lo tten­
beraubung von den Gegnern der alten Regierung aufrecht erhalten 
worden. Nun enthalten weder freilich die Vorstellungen und 
Beschwerden der Aufständischen, bei Stow, Ännales of England 
S. 388 ff., noch die chronikalischen Berichte über den Aufruhr 
einen Hinweis auf die hansische und speziell die preußische An­
gelegenheit. Indessen stimmen sowohl die hansischen wie die eng­
lischen Berichte überein in bezug auf die Namen und Personen 
derer, die als Urheber jenes Friedensbruches zu erweisen sind.
Die aus dem Stalhof und aus Lübeck stammenden hansischen 
Quellen, abcresehen von W inter, bezeichnen, außer dem F lo tten ­
anführer W innington, als eigentliche M issetäter Thomas Daniel 
und (John) Treviliä, [Trivilion, Drivilie, D rev ile ] , H. R. 5 n. 
263 § 18, 712 § 11, HUBf. 9 n. 196 § 2. Beide w aren  einflußreiche
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Die Gefangensetzung der englischen Gesandten in Lübeck 
v e rh inde rte  zunächst ihre einseitige Verständigung mit P reußen. 
D ie  englische F rage, welche die gesamte Hanse anging, w a r  
d a m it  vor ihr rechtes Forum, die Gesamtvertretung der Hanse, 
g e b ra ch t .  Äußer über jene Ärtikel, die das gerechte V erlangen  
d es  Schadenersatzes diktiert hatte, sollte darüber bera ten  w erden, 
w ie  man den englischen, französischen und bretagnischen K apern  
W id e rs ta n d  leisten wolle. Drohend im Hinblick auf die P reußen  
w a r  hinzugefügt, wie es mit denen gehalten w erden solle, die 
sich in diesem Punkte  absondern würden. Dem Hochm eister und 
se inen  S tädten  blieb nichts übrig, als die T agfahrt  zu besenden1).

G lied e r  des königlichen Hofstaats, die in den englischen Quellen 
u n te r  den übelberüchtigsten Persönlichkeiten w iederholt genann t 
w e rd en . Än Daniel w ar der oben erw ähnte Brief W inn ing tons  
ge rich te t .  Ihn nennen W ilh. von W orcester, Rer. Brit. SS. 22)
S. 768, die kurze Englische Chronik, Three Fifteenth. Century Chron. 
ed. G a irdner S. 67 un ter  den Verrätern , deren  B estrafung  die  
K en te r  Aufrührer forderten , ebenso Trevilian, s. Ramsay S. 128 
(D a s  Chron. Angliae incerti scriptoris ed. Giles 1848, w a r  m ir  
n ich t zugänglich). Nach der Kurzen Engl. Chronik hatte  schon 
d a s  Leicester P a rlam en t die Bestrafung Daniels u. a. verlang t. 
W iederum  erschienen diese Personen unter denen, deren  V er­
bannu ng  vom Hofe wegen ih rer früheren M ißwirtschaft das P a r ­
lam en t vom Jan. 1451 verlangte, Ramsay S. 138. Das en tsprich t 
dem  Bericht W inters  vom 15. Nov. aus London, S. 511, w onach 
d ie  in Preußen zu Schaden gekommenen englischen Kaufleute  
eine E ingabe an das Parlam ent gemacht hatten mit der B itte um 
E rlaubn is , sich für ihren Schaden an dem Vermögen W inningtons, 
D an ie ls  und T rev ilians schadlos halten zu dürfen. Nach d ieser 
Übereinstim m ung der außer W inter vorhandenen hansischen und 
den englischen Quellen in bezug auf die drei Personen kann  es 
kaum m ehr einem Zweifel unterliegen, daß die oben angeführten  
Beweise W in ters  auch darin  zuverlässig und begründet sind, daß 
sie die W egnahm e der Baienflotte durch jene Personen und den 
Stre it mit Preußen als einen Gegenstand der E rö rte rung  und Be­
schwerden der K enter Aufständischen und weiterhin auch der 
sonstigen  Opposition und des Parlam ents  bezeichnen, obwohl die 
englischen Quellen einen direkten Hinweis auf diesen Z usam m en­
hang  nicht haben.

i) Ein beso ndere r  Vertreter des Ordens fehlte in d ieser Ge­
sand tschaft ,  vielleicht aus finanziellen Gründen, vielleicht auch, 
weil der  H ochm eister sich beleidigt fühlte durch das Verhalten 
de r  H ansestäd te  und besonders Lübecks. Auch d e r  Um stand, 
daß  ein B ürgerm eis te r  von Thorn und ein R atsherr  von Danzig, 
aber  nicht de r  D anziger  Bürgerm eister Niederhoff die G esandtschaft 
b ilde ten , mochte d a ra u f  deuten, daß auch hinsichtlich der hansisch­
englischen k rag e  zwischen dem Hochmeister und Danzig nicht alles 
im Reinen w ar.
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Vorläufig w ar die P a r t ie  für sie aussichtslos. Es w ar nicht 
ihr Verdienst, wenn die Idee der Einheit angesichts de r  dem 
ganzen westlichen H andel der Hanse drohenden Gefahren — 
denn es handelte  sich auch um die Zukunft des Brügger Kontors — 
w ieder mächtig hervortra t. Eine stattliche Versammlung tagte 
im Septem ber und Oktober in Lübeck. Äußer den Preußen waren 
V ertreter aus 25 S täd ten  erschienen, dazu Abgeordnete der beiden 
westlichen Kontore, unter den Stalhofsgesandten w ieder der Köl­
ner  H erm ann von W esel. Die Bedeutung der schwebenden An­
gelegenheiten hatte  schon im vergangenen Jahre  die T agfahrt 
bewogen, die H ansestäd te  auf Grund des Lübecker Rezesses von 
1447 bei S trafe  e iner M ark  Goldes nach Bremen einladen zu 
lassen. Dort hatten sich w ieder manche entschuldigt. Jetzt fühlte 
man sich in der Lage, die bequeme Lässigkeit und unzeitige S p a r­
samkeit der ferngebliebenen Städte schärfer zu rügen.' Dreißig 
Städte, darun ter  alle wichtigeren westfälischen, dazu süderseei- 
sche, brandenburgische, pommersche u. a. wurden in eine Geld­
strafe  und in den zehnjährigen Verlust der hansischen Rechte
verfallen e rk lär t,  fa lls  sie nicht auf der nächsten T agfahrt durch 
Ratsm itglieder eine Entschuldigung vorzubringen vermöchten, deren 
Stichhaltigkeit dem Erkenntnis der Tagfahrt unterliegen sollte.

In den Beratungen der hansischen Städteboten über die eng­
lische F rage  tra t  nun deutlich zutage, daß es mit der Anwendung 
feindseliger Mittel oder solcher, die einen unmittelbaren Abbruch 
des Verkehrs bedeuteten, noch seine guten W ege hätte. Die 
Äufgreifung der englischen Gesandten beseitigte, wie erwähnt, 
vorläufig die Gefahr eines Sonderabkommens E nglands mit Preußen. 
Die Preußen, welche beauftrag t waren, die E nthaftung und F re i­
lassung der Gesandten nach Preußen zu fordern, wurden mit 
diesem Verlangen von Lübeck abgewiesen. Auch die anderen
S täd te  richteten da nichts aus. Lübeck schob seine geschädigten
B ürger vor, die Anspruch hätten auf die Gefangenen. W a h r­
scheinlich war, daß  es durch vorschnelle Freilassung die Vor­
teile nicht w ieder preisgeben wollte, welche die Verhinderung 
ih re r  einseitigen V erständigung mit Preußen und ihre Anwesen­
heit in Lübeck in der  nächsten Zeit verboten. Die Hanse konnte 
also den alten W eg der Verhandlungen wieder einschlagen.



Sie ging behutsam, aber doch zielsicher vor. Die ganze  
Summe der Ansprüche, die man gegen England erhob, h ielt sich 
naturgem äß in zwei H auptforderungen: Die Privilegien und den 
Schadenersatz . Jene zu bewahren und diesen zu erhalten , hieß 
erst, den alten Zustand  ohne Einbuße w iederherstellen . M an 
kam zunächst überein, England nur Verhandlungen vorzuschlagen, 
um dem König und der ganzen W elt den Beweis für die au f­
richtige F riedfertigkeit der Hanse zu geben. Die Punkte, welche 
m an als G rundlage für diese Verhandlungen aufstellte, e n ts p ra ­
chen dem zwiefachen Inhalt der  hansischen Ansprüche. D er König 
soll die Hansen in E ngland  w ieder in den vollen Genuß ih rer  a lten  
Privilegien setzen. Dem folgt ein echt hansischer Gedanke. Acht 
der  ansehnlichsten englischen Städte, London, York* Boston, Hull, 
Bristol, Lynn, Norwich und Jpswich sollten sich urkundlich v e r­
bürgen, daß den hansischen Kaufleuten ihre Freiheiten  unverkürz t 
bew ahrt würden, die königliche Bestätigung dieser B ürgschaft 
sollte in Lübecks Archiv niedergelegt werden. Mit der englischen 
Verfassung w ar eine solche Bindung der Exekutive unvereinbar, 
aber das Motiv w ar  auf hansischer Seite wohl nicht a llein  die  
Beschränkung der Regierung durch die Kommunen, sondern auch 
die E rfahrung, daß von diesen S tädten selbst zahlreiche F e in d ­
seligkeiten gegen die Hansen ausgegangen waren. So gedach te  
man, die S täd te  durch sich selbst und außerdem durch sie die 
Regierung zu binden. Auch bei demnächst sta ttf indenden  V er­
handlungen sollten jene englischen S täd te  durch Bevollmächtigte 
vertreten sein. Zum V erhandlungsgegenstand dieser T agfahrt,  die 
am 9. M ai 1451 in Lübeck, Bremen, Utrecht oder Deventer ihren  
Anfang nehmen sollte, wurde ausschließlich die Schadenersa tz ­
frage  bestimmt. Der König, der Hochmeister und die H anse  
sollten sie besenden. Die S tädte  versprachen eine ausreichende 
und ansehnliche V ertre tung der H anse : Lübeck, Ham burg, Brem en 
und Köln, die preußischen und die livländischen Städte, B ra u n ­
schweig für die sächsischen, Nimwegen und Kämpen für die 
süderseeischen, sollten  V ertre ter  schicken. Man verlang te  fe rner  
die Aufhebung des Arrestes, der wegen der Gefangensetzung 
der G esandten über die  hansischen Kaufleute und ihr Gut in 
England verhängt w ar, sowie die Zusicherung friedlichen Verkehrs
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beider Teile w ahrend  je n e r  neuen T ag fah rt  und noch zwei M onate 
lang  darnach. Schließlich versprach Lübeck noch, den  englischen
K aufleuten in P reußen  Geleit zu geben, dam it sie sich in Lübeck
m it den gefangenen  E n g lä n d e rn  ins Einvernehm en setzen könnten. 
Schon die T rennung  der  P riv ileg ienfrage  von d e r  S chadenersa tz ­
f rag e  hat E ng land  in Nachteil gesetzt. Aber die H anse  blieb 
bei jenen Vorschlägen noch nicht stehen. Ih r In teresse  wies sie 
auch an, sich freie  H an d  zu sichern, wenn sie ihre e rw ähn ten  
F orderungen  durchsetzen wollte, und sich von d e r  im m erfort d ro ­
henden Gefahr d e r  R epressalien  zu befreien. In einem geheimen 
Rezeß beschloß sie, daß  nach dem 11. November kein Hanse 
W aren  nach E ng land  einführen dürfe, und daß das in E ng land  
befindliche hansische Gut auf die schicklichste W eise  aus E n g ­
land  en tfe rn t w erden  sollte. So hoffte man, auf alle  Fälle  die
zukünftige Entw ick lung  ohne Furcht vor größeren  m aterie llen  Ver­
lusten e rw arten  zu können.

Auch die englischen Gefangenen waren zu den V erhandlungen 
de r  S täd te  zugezogen w orden, weil man neben die  d e r  e n g ­
lischen Regierung zu unterbre itenden  Vorschläge ihre  Meinung 
hören und womöglich ihre Befürw ortung beim König e rlangen  
wollte. Begreiflicherw eise erscheinen einzelne d ieser  Vorschläge 
den Gesandten ha rt  und grausam . Als E n tge lt  für die runde 
Bestätigung aller hansischer Freiheiten in E ng land  w ar den E n g ­
ländern nur das vage Versprechen geboten, daß sie in den H an se ­
s täd ten  und in P reußen friedlich und freundlich, wie seit alters, 
behandelt w erden  würden. Das w ar nicht en tfe rn t  das, was 
sie in Preußen zu erre ichen wünschten. Allein die S täd te  erk lärten  
das je tz t  fü r eine Sonderfrage , durch welche die allgem eine 
Sache de r  B estätigung de r  gemeinhansischen Privilegien in E n g ­
lang nicht beein träch tig t w erden dürfe. Die Gesandten p ro ­
tes tierten  w eite r  gegen die B ürgschaft der englischen S täd te . Die 
S täd te  hielten an ihrem  immerhin e igenartigen  Vorschlag fest 
und verwiesen auf das  ihnen geläufige Beispiel des V erhä lt­
nisses der  Lede von F land ern  zum Herzog auf d e r  einen und 
zu d e r  H anse auf d e r  anderen  Seite. Ebensowenig  m achten  sie 
E indruck  m it ihrem w iederum  nicht unberechtigtem  W unsch, daß 
auf beiden Seiten die  Gefangenen freigegeben w erden  so llten : *



Die Gesandten und ihre Begleiter hier, wie dort die in E ng lan d  
gefangen gesetzten Kaufleute von der Hanse. Aber die H a n se ­
städ te  befanden sich gegenw ärtig  in einer zu vorteilhaften Lage 
gegenüber dem von Innen und Außen bedrängten E ng land , um 
das Bedürfnis der Nachgiebigkeit zu fühlen. Sie kehrten  d a h e r  
diesmal, weil es ihnen so zur Situation paßte, die Idee de r  
Vielheit der H ansestäd te  hervor. Die Hanse sei nur „eine K ö rp e r­
schaft in einigen Freundschaften und Bündnissen“ ; für die T a t  
sei Lübeck allein verantwortlich und also die anderen  H ansestäd te , 
gemäß der Privilegien, welche die H aftbarkeit eines H ansen für 
Schaden oder Vergehen anderer ausschlossen, dafür nicht h a f t ­
b a r .  Sie beharrten  also auf der einseitigen Fre ilassung ih re r  
gefangenen Landsleute in England. Dem König gab m an unum ­
wunden zu verstehen, daß es mit den weiteren V erhandlungen  
Schwierigkeit haben würde, wenn die hansischen Kaufleute nicht 
mit Leib und Gut freigegeben würden. Man erm ahnte ihn mit 
starken W orten, es käme darauf an, daß die Privilegien tatsächlich  
beobachtet und nicht leichtfertig, wie es geschehen, gebrochen 
würden. Die Hanse hatte  Recht, wenn sie den Vorteil ih re r  
Lage festhielt. In E ngland drängte  mehr und mehr die Stim mung 
zum Frieden und ruhigen Verkehr mit dem Norden, zumal die 
inneren und äußeren W irren  nicht aufhörten. Nach dem Verlust 
der  Norm andie w ar mit dem von Guyenne zu rechnen. M it der  
E innahme B ergeracs am 10. Oktober begann in d ieser Provinz 
eine neue Reihe französischer Kriegserfolge. Zur See beunruhigten 
Franzosen und B re tagner mit zahlreichen Schiffen die englischen 
Küsten, kaperten  deutsche und englische Schiffe1). In E ng land  
dauerte  die E rregung  und Gärung in der  Masse der Bevölkerung 
fort. Unablässig suchten die Unzufriedenen d e re r  habhaft zu 
werden, deren M ißw irtschaft die augenblickliche B edrängnis des 
Landes zugeschrieben wurde, darun ter  auch die, deren Nam en 
mit der W egnahm e de r  Baienflotte in Verbindung stand. Die 
Rückkehr R ichards von York, des H auptes  der yorkischen Parte i ,  
von seinem S ta ttha lte rpos ten  in Ir land  nach E ngland  im Sep­
tember schuf der  R egierung neue Verlegenheiten. In dem Par-
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lam ent, welches am 6. November eröffnet wurde, begann  der  
S tre i t  zwischen ihm und dem leitenden, aber mit d e r  Schmach 
des Verlustes der N orm andie  beladenen Staatsm anns, Somerset. 
A lles dies m ahn te  die  Regierung zur Nachgiebigkeit und Geduld 
in ih re r  nord ischen Politik . Auf die Nachricht von der  Äuf- 
g re ifung  de r  G esandten  durch Lübecker w aren, wie schon e r ­
w ähnt, die hansischen Kaufleute und ihr Gut unter Arrest gelegt 
w o rd en 1). Aber Anfang November wurden sie w ieder freigegeben. 
Sie durften  ihre  Güter aus E ngland  ausführen, w as sie zum Teil 
auch ta ten . N ur m ußten sie schwören, nach Aufforderung der  
R egierung und der  S talhofsbehörden sich in E ng land  w ieder e in ­
zustellen. Es w ar  dam it erreicht, was die Lübecker T ag fah rt  
e rs tre b t  hatte. Die L eiter  des Stalhofs blieben in London, um 
die laufenden V erhandlungen zu vermitteln. Am 7. November 
t r a f  in London der  Bericht der englischen G esandten aus Lübeck 
über ihre V erhandlungen  m it den S tädten ein. Sofort entschloß 
sich die Regierung, auf den Vorschlag de r  V erhandlungen im 
M ai einzugehen, und zw ar in Utrecht. W eniger die E rle ich ­
terungen  der  H aft, welche Lübeck den Gefangenen g ew ährt  hatte, 
a ls die B etrachtung de r  G esam tlage bestimmten den Entschluß. 
D e r  B erich te rs ta tter  des Hochm eisters in London konnte nicht 
W o rte  genug finden für den  sehnlichen W unsch Englands, mit 
P reußen  w ieder auf den Fuß friedlichen H andelsverkehrs zu 
kommen.

Immerhin h a tte  E n g lan d s  Nachgiebigkeit ihre Grenzen. Die 
a lten  S tre itf ragen  blieben bestehen und, im H inblick auf die 
U trech ter T agung, konnte man nicht die besten W erte  von vorn­
herein aus der  H and  geben. D aher w urde die hansische F o r ­
derung  der B estä tigung de r  hansischen Freiheiten  nur mit e rheb ­
lichen E inschränkungen  bewilligt. Im allgem einen w urden die 
hansischen Kaufleute von de r  Z ahlung der Subsidie befreit und 
nur dem Priv ileg ien  gem äßen  Zollsatz  von 3 Pfen. vom Pfund 
unterw orfen , ab e r  von d ieser Konzession waren die  w endischen 
S täd te  und D anzig  ausgenom m en. D er Zweck der  verschiedenen

H Berichte vom 9. Sept., H. R. 7 n. 524.



Behandlung w ar  wieder, entw eder unter den hansischen Gruppen 
eine Spaltung hervorzurufen, oder diejenigen, die man für die 
gefährlichsten W idersacher eines sicher begründeten Verkehrs der  
E ngländer in der Ostsee ansah, nicht vorschnell zu einem d ip lo ­
matischen und m ateriellen Erfolge in England gelangen zu 
lassen. Äuf der anderen Seite beharrte  auch Lübeck bei se iner 
W eigerung, die gefangenen E ng länder zu entlassen. Vergeblich 
riefen sie im Anfang des nächsten Jahres die In tervention des 
Hochmeisters an. Vergeblich bat auch die englische Regierung, 
nachdem sie die  Utrechter T agfahrt  angenommen, um Fre ilassung  
ihrer Gesandten, deren Bericht und Ratschläge gerade  für die  
neuen Verhandlungen von W ichtigkeit sein mußten. Da benutzten 
die Gefangenen selbst die freie Bewegung, die Lübeck ihnen zu ­
gestanden, zur Flucht. Am 17. Mai wurde einer von ihnen, d e r  
Londoner Kaufmann John Stöcker von Lübeck bed ingungsw eise  
entlassen. Die wichtigste Persönlichkeit, Thomas Kent, blieb a ls 
Geisel für ihn zurück und verschwor jeden  Versuch zu entweichen. 
Nicht lange d a rau f  entwischte er dennoch, unter Bruch seines 
Gelöbnisses, aus Lübeck.

In den W interm onaten  betrieb man allseitig die V orbereitungen 
für die U trechter Verhandlungen. Im Janu ar  und F eb ru ar  w aren  
die formellen Zusagen für die Teilnahm e an ihnen in den H änden  
der Beteiligten. In E ng land  verkündeten Erlasse  in allen w ichtigen 
Hafenplätzen die bevorstehenden Unterhandlungen, befahlen die 
Beachtung des F riedens gegen H ansen und Preußen bis zum 
E nde der T ag fah rt  und forderten  auf zum Einreichen von Schaden­
klagen oder zum persönlichen Erscheinen der Beschädigten in 
Utrecht. König und Rat unterstützten im November ihre M ahnung 
zum Frieden in ungewöhnlich herzlicher Form  durch die E rinnerung  
an die alte  B lu tsverw andtschaft1), beteuerten im Februar ih re  
Friedensliebe und ihren Verdruß über den Schaden, den die 
H ansestäd te  durch E ng land  erli tten2). Ebenso wurden in den 
H ansestädten  und im Stalhof die Verlustlisten gesam m elt und 
hergerichtet.
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W enn tro tzdem  in den Verhandlungen, welche im Mai und 
Juni an der vorbestim m ten Stelle sta ttfanden, kein Fortschritt  
fü r  die H anse  e rz ie lt  wurde, vielmehr ein Rückschritt erfo lg te  
und die zur V erhandlung  vorgesehenen G egenstände überhaupt 
kaum berührt w urden, so geschah das aus Gründen, die w eniger 
durch Zufall geschaffen a ls aus der natürlichen V erkettung der 
Umstände und aus der  allgem einen Lage sich ergaben.

Es scheint, daß  m it den englischen Gefangenen wichtige D o­
kumente und Beweismittel, die sie bei sich führten, in Lübecks 
H ände  gefallen  s ind1). , Jene hatten sich für die V erhandlungen 
m it Preußen, welche durch ihre  Gefangennahm e verh indert  wurden, 
ohne Zweifel m it dem erforderlichen Bew eism aterial versehen. 
D er Hochmeister, d e r  in e rs te r  Linie ein In teresse  an dessen 
Kenntnis hatte, ba t Lübeck erfolglos um Äuslieferung d e r  den 
E ng ländern  abgenom m enen Privilegien. Äuch die E n g län d er  selbst 
beklagten  sp ä te r  den Verlust ihrer Schriftstücke und verlangten 
ihre  Äuslieferung. Es möchte daher nicht ausgeschlossen sein, daß 
die E ng länder durch den Verlust ihres urkundlichen Bew eism aterials 
in eine so ungünstige  diplom atische Stellung g ed rän g t zu sein 
g laubten, daß sie die E rreichung ih rer Ziele in Preußen nicht 
m ehr zu erhoffen w agten  und daher einen Druck auf die Preußen 
nach dieser Richtung auszuüben nicht mehr für klug hielten. 
W ie  dem auch sei, entscheidend w aren zwei andere  G ründe: 
Die Änderung des V erhältn isses E ng lands zu den burgundischen 
N iederlanden und das offenkundige Friedensbedürfnis bei vielen 
H ansestädten , im besonderen  bei den F lügelparte ien, mit anderen  
W o rten :  Die Uneinigkeit d e r  Hanse, die je tz t w ieder schärfer 
hervortrat.

Herzog Philipp ha tte  durch die Beschlagnahm e d e r  englischen 
W aren  nach der  W egnahm e der Baienflotte und durch das Verbot 
der  englischen Tücher in seinen Ländern  die In teressen  seiner 

• U ntertanen nachdrücklich  gew ahrt.  Trotz d ieser Ä bw ehrm aßregeln  
w a r  der  im M ai 1447 mit E ng land  abgeschlossene v ierjäh rige  
S tills tand  formell in K raft geblieben. Den burgundischen Be­
mühungen, auch die H an ses täd te  zu einem Ausschluß de r  englischen

*) Englische Aktennotiz  vom Mai 6. n. 687, 691, 694, 913, 
HUB. 8 n. 47 E in leitung.



Tücher aus ihren Gebieten zu bewegen, waren jene w iederholt
ausgewichen. Inzwischen aber hatte sich Philipps Lage an d ers  
gestaltet. Sein S tre it  mit Gent, der die Ergebnisse seiner o rg an i­
satorischen T ätigke it im Innern des Staates w ieder in F rag e  
stellte, beschäftigte ihn jetzt vollauf. E r w ar zw ar w eit davon 
entfernt, den Handelsfrieden mit England gegen Verzicht auf 
seine Ansprüche zu erkaufen. Angesichts des B ürgerkrieges mochte 
er ohnehin seine durch England mannigfach geschädigten U n te r­
tanen nicht e rb ittern  durch Nichtachtung ihrer berechtigten S chaden­
forderungen. Andererseits war für England nichts w illkom m ener, 
als daß es, nach dem Mißlingen der Vers'uche im Gebiete d e r
Hanse, jetzt mit Burgund zu einem Frieden und gesicherten
Verkehr gelangen konnte, der für England je  länger desto m ehr
ein notwendiges Bedürfnis geworden war. Man entschloß sich 
daher zur Leistung von Schadenersatz. Im Mai bezahlte  E ng land  
an Philipp 4666 Pfd. Sterling als Schadenersatz für die Beraubung 
der  Baienflotte. Die S tapler aus Calais brachten das Geld auf1). 
Damit war das H aupthindernis der Verständigung m it Burgund 
aus dem W ege geräumt. Am 14. Mai lief der burgundisch-eng- 
lische Stillstand ab, eine Verlängerung kam zustande. Dam it 
hatte  aber England der Hanse gegenüber freiere H and  gewonnen. 
Der Verkehr mit den Niederlanden begann w ieder in ruhige 
Bahnen einzulenken. Das gab der englischen Politik einen festeren 
Rückhalt gegen die Hanse.

Aber ihr tra ten  auch von der Seite der Hanse lebhafte  
Friedenswünsche entgegen, aus dem W esten und Osten der Hanse, 
von Köln und Preußen her. Köln hatte  schon im Herbst, zur 
Zeit der Lübecker Verhandlungen, seine M ißstimmung und M iß­
billigung des gewaltsam en Verfahrens der Lübecker laut werden 
lassen. Es w ar  zugleich verletzt durch die Schädigung seiner 
Kaufleute, die bei derselben Gelegenheit durch die W egnahm e 
der Schiffe der  englischen Gesandten ihre Güter verloren hatten . 
Vergeblich verhandelte  es zugunsten der  Geschädigten bei Lübeck 
und Christian von Dänem ark. Nicht geringer w ar sein Unmut 
über die dem H andstre ich  der Lübecker folgende Beschlagnahme

H Nach den ungedruckten Issue Rolls bei Ramsay S. 102 
Anm. 3; Caxtons E rzählung s. oben.
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a lle r  hansischer K aufleute und W aren  in E ng land . Es stellte 
sich von vornherein  auf den Standpunkt, daß seine Kaufleute 
m it d ieser Sache n ichts  zu schaffen hätten, daß sie also eine
P a rt ik u la ran g e leg en h e it  Lübecks sei, daß  sie auch die anderen  
H an ses täd te  nichts anginge. Es erinnerte  an seine Privilegien 
in England , die freilich seit Jah rhunderten  mit den anderen  
und zu hansischen verschm olzen waren, bat den König um F re i­
lassung der  Kölner und ste llte  die R bordnung  von eigenen Ge­
sand ten  nach E ng lan d  in Äussicht, die Kölns Schuldlosigkeit an 
jen e r  T a t  de r  Lübecker d a r tu n  sollten2). Köln und die englische 
Regierung tra fen  sich in dem unbedingten W unsch nach Frieden. 
E s  w ar  dah e r  sicherlich überflüssig, daß die Vorsteher des S ta l­
hofs im Ä uftrage  des königlichen Rats im F ebruar  auch Köln 
erm ahnten , ernstlich  auf den  F rieden  hinzuw irken. W enn sie
erw ähn ten , daß  die Kölner in E ngland  m ehr als andere  H ansen
von der  Regierung geschützt würden, so w a r  ein solches Ver­
ha lten  der  le tz teren  je tz t  um so m ehr am Platz, als durch die
e rw ähn te  Zurücksetzung der  Kaufleute aus den  wendischen S täd ten  
in Hinsicht de r  Zölle, d e r  Einfluß der Kölner im Sta lhof wachsen 
mußte. Der Ausgleich mit Burgund ta t  aber  e rs t  dann seine 
volle W irkung, wenn auch die H in te r län de r  des burgundischen 
Reichs, vor allem d as  den Rheinhandel beherrschende Köln, dem 
englischen E xport offen standen. Köln hoffte, die Lage noch 
w eiter benutzen zu können, um allen W ünschen von neuem Gehör 
zu verschaffen und alte E ifersucht endlich befried igen  zu können.

Nicht w en iger  w a r  den Preußen die W iederhers te llung  sicheren 
V erkehrs m it E ng land  willkommen. Sie, die K ölner und andere  
H ansen , denen die augenblickliche B edürftigkeit des englischen 
M ark tes  nicht unbekannt war, ha tten  den gleichen Wunsch, den 
Vorteil de r  Lage auszunutzen, nicht untätig  stille  zu sitzen. D er 
B erich te rs ta tte r  des H ochm eisters in London m einte so g a r  in seinem 
überschw englichen S ti l :  D er H ochm eister könne die ganzen N o rd ­
see länd er  bezw ingen, wenn er den H andel in P reußen  ein Ja h r  
lang  schlösse. B eg ründeter  w a r  es schon, wenn e r  sagte, aus 
P reußen  kämen die m eisten W aren , deren E n g lan d  bedürfe,

i) 3 n. 661, 662, 666, 667.



nirgend im H ansegebiet verkehrten die E ngländer so zahlreich, 
wie in Preußen, sie würden sich doch um die ganze Hanse nicht 
kümmern, wenn sie mit Preußen Freundschaft und Verkehr haben 
könnten. Die in den W orten  des Berichterstatters überall durch­
klingende Aufforderung an den Hochmeister, sich an die H anse 
und Lübeck nicht zu kehren, sondern selbständig und lediglich 
nach Gesichtspunkten des preußischen und O rdensinteresses zu 
handeln, en tsp rang  freilich einem roh partikularistischen S ta n d ­
punkt. Denn wenn diese Grundsätze in anderen Teilen des außen­
hansischen Verkehrsgebietes und von anderen Gruppen der H a n se ­
städ te  zur Anerkennung gelangt wären, so wäre eine H anse  und 
eine gemeinschaftliche Vertretung der norddeutschen V erkehrs­
interessen niemals früher zustande gekommen und jederze it  u n ­
möglich gewesen. Aber die Gemeinschaft hat diese P a r t ik u la r ­
bestrebungen im m er nur schwer und recht unvollständig zurück­
drängen  können, und jetzt begannen sie um so k räftiger  w ieder 
hervorzutreten, als nach oberflächlichem Augenschein die Schuld de r  
Verhinderung e iner V erständigung mit E ng land  nur an e iner e in ­
zigen Stadt lag.

Die Preußen w aren nun naturgem äß noch im Ungewissen, 
wie sich die Utrechter Verhandlungen für sie selbst ges ta lten  
würden. Sie fürchteten wie früher, daß  je tz t eine Entscheidung 
getroffen w erden solle über die Berechtigung der Ansprüche d e r  
E ng länder hinsichtlich ih rer Rechte in Preußen* die sie auf a n ­
geblich gültige V erträge  stützten. Die preußischen S täd te  blieben 
daher auch zunächst auf dem S tandpunkt der Lübecker T agfah rt ,  
welche die Privilegien- und die Schadenersatzfrage  als die beiden 
eigentlichen G egenstände der  bevorstehenden V erhandlungen fest­
gesetzt hatte. Sie verlangten, der Hochmeister könne den E n g ­
ländern keine anderen  Freiheiten  und Privilegien bewilligen a ls 
die von a lte rsher  bis je tz t von ihnen besessenen, mit anderen  
W orten : daß ihnen w eder neue noch alle von den E ng ländern  
auf Grund des V ertrages  von 1437 garan tie rten  Rechte zugestanden 
werden sollten. Die Rechte der  englischen Kaufleute sollten dem ­
nach im wesentlichen nicht hinausgehen über die E rlaubnis zu

!) 694 § 10 u. 12.
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sicherer E infahrt, zu Aufenthalt und Abfahrt und zum H andels­
verkehr im Lande, alles aber  mit den Leistungen und Beschrän­
kungen, welche die  Landes- und Ortsgesetze den Frem den auf­
e rleg ten  und auferlegen  würden. Sodann sollte  Schadenersatz  
ge fo rd e r t  w erden nicht nur für die W egnahm e d e r  Baienschiffe, 
sondern  auch für alle Verluste, welche die Preußen vor und nach 
diesem E reign is  von den E ngländern  erlitten hätten. Beschwerden 
der  englischen Kaufleute über grausam e Behandlung in Preußen 
wollte  man wie früher zurückweisen. Aber die H auptsache war, 
daß  m an es über diese F ragen  nicht zum Konflikt mit E ngland  
kommen lassen wollte. Man sah den Fall eines M ißerfolges 
d e r  V erhandlungen voraus. Da machte man im allgemeinen den 
Vorschlag, in solchem Fall einen e tw aigen zw anzig jährigen  S till­
s tan d  mit E ng land  zu schließen auf Grundlage gegenseitigen fr ied ­
lichen Verkehrs und der alten Privilegien. W enn es auch dam it 
nicht glücke, waren die Preußen nie mehr w ieder bereit zu e in ­
se itiger W iederherste llung  des Verkehrs mit E ngland. Die preußi­
schen V ertre ter  sollten diese Absicht bis zuletzt geheim halten. 
W enn  sich in den Verhandlungen alles zerschlüge, würden sie 
schließlich mit den E ng ländern  einen H andelsverkehr zwischen 
ihren L ändern  unter beiderseitigem  Geleit auf drei oder vier 
Jah re  zulassen. Um Vorkommnisse wie die Beraubung der Baien­
flotte zu vermeiden, solle E ngland  sich verpflichten, aus Anlaß 
seiner Kriege mit F rankre ich  die Preußen nicht zu beschädigen1). 
Kurz, aberm als kamen die Preußen den E ng ländern  auf ha lb em ' 
W ege  entgegen. Die Instruktion - der Preußen sprach  zw ar nur 
von den e rs tgenannten , offenkundigen Dingen. Aber die beson­
de re  Vollmacht, welche sie von vornherein mit sich führten und 
auf Grund deren sie englischen Kaufleuten sicheren Verkehr nach 
Preußen  bewilligen konnten, verrä t  ihre Absicht deutlich.

E rs t  a llm ählich sammelten sich die Gesandten beider Parteien  
in Utrecht. Am frühesten w aren  die V ertreter des Stalhofs zur 
S telle  samt einigen E ng ländern , alsdann erschienen die Kölner, 
d ie  Alterleute aus B rügge m it ihrem Sekretär  und die Gesandten 
W esels  und D uisburgs, w ieder nach einigen W arte tagen  die Kam- 
per, dann die Preußen  und H am burger und endlich die Lübecker.

i) HUB. 8, 20.



Bremen und Braunschweig ließen sich entschuldigen, und d ie  • 
livländischen S tädteboten  kamen auf ihrer Reise nicht über Lübeck 
hinaus. Die H ansestäd te  waren ansehnlich vertre ten ; Lübeck in 
e rs ter  Reihe durch den Bürgerm eister Wilhelm van Calwen. D anzig  
hatte  schon im M ärz, schließlich jedoch vergeblich, versucht, bei 
den Utrechter V erhandlungen sich allein die Vertretung de r  p reuß i­
schen Städte zu sichern. Nicht mit Unrecht hatte es ge ltend
gemacht, daß die anderen Städte über die schwebenden han de ls­
politischen F ragen  nicht hinreichend unterrichtet sejen und das  
Auftreten ih rer Gesandten bei diplomatischen Verhandlungen d ie  
preußischen S täd te  schädige. Ein Beweis, wie sehr m it dem  
auswärtigen H andel auch die genauere Beachtung und Kenntnis 
der allgemeinen in ternationalen H andelslage sich von den übrigen  
S tädten nach Danzig hin konzentriert hatte. Selbst der  D anziger 
Komtur stimmte Danzig bei1). Indessen begleitete, neben einem 
V ertreter der Ordensinteressen, Dr. Äst aus Elbing, auch ein
Ratsherr von Elbing, die Gesandten Danzigs. Unter den h a n s i­
schen Gesandten w ar sicherlich Dr. Johann Frunt von Köln e iner  
der bedeutendsten. Ein a lte r  Freund des Enea Silvio aus d e r  
Zeit der Tätigkeit desselben am Baseler Konzil, ein e rfah rene r  
und gew andter Unterhändler, hatte er Köln schon auf den beiden 
H ansetagen des vergangenen Jahres vertreten. Häufig hat e r  
noch später Kölns Recht in dessen hansischen Angelegenheiten 
geführt und im Dienst d ieser Interessen den Tod gefunden.

E rst am 26. M ai erschien die englische Gesandtschaft, an
ihrer Spitze, als Zeichen der  Höflichkeit gegen den preußischen 
Hochmeister, der P rio r des Johanniterordens in E ngland, Robert, 
Botill, dazu ein Rechtsgelehrter, zwei Kaufleute aus London und 
Lynn, darun te r  der bedingungsweise von Lübeck freigelassene 
Joh. Stöcker, und endlich, zur gerechten E ntrüstung der Lübecker, 
auch Dr. Thom as Kent. Dieser w ar nicht nur das geistige H aup t 
der Gesandtschaft, sondern auch offenbar der, welcher die Lage 
zugunsten seiner H eim at zu gestalten und zu beherrschen verstand. 
Sekretär im königlichen Rat, tief eingeweiht gerade  in die Be­
ziehungen und Verwicklungen E nglands mit der Hanse und mit
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• Burgund, und deswegen vielleicht, wie andere M itg lied er  der 
f rüheren  M ißregierung, bei der englischen Opposition nicht ge ­
rad e  beliebt, v e rtrau t  mit der  Stärke und der  Schwäche seiner 
G egner, dabei zugleich verschlagen und heftig, fühlte er sich, 
noch vor nicht vielen W ochen ein Gefangener Lübecks, je tz t in 
überlegener Stellung. Seine E rb itterung  über seine G efangen­
nahm e durch die Lübecker, über die Vereitelung seiner p reuß i­
schen Pläne, über seine m ehr als achtmonatliche G efangenschaft, 
über den Verlust se iner Papiere , vielleicht seiner H abe, ist ver­
ständlich. Die Bedenken gegen seinen Treubruch g laub te  er wohl 
am sichersten w iderleg t durch die förmliche Berufung seiner Re­
gierung  zur w eiteren  Verhandlung mit seinen Feinden. Ihm fällt 
aber  auch offenbar ein wesentlicher Anteil zu an der  für E n g ­
land  günstigen  G estaltung der ganzen Lage im April und Mai. 
Jener Aufenthalt in Lübeck hatte  ihn die schwachen Seiten der  
H anse  kennen g e leh r t;  seine Landsleute in Preußen, deren Ver­
kehr mit ihm der Lübecker Rat e rlaubt hatte, oder auch andere  
w erden  ihn über die Sehnsucht des Hochmeisters und der  Preußen 
nach friedlichem  Verkehr mit E ngland, selbst auf Kosten einer 
gemeinsam en V erständigung, unterrichtet haben. D er Kölner und 
der  Süderseeischen w ar  E ng land  in diesem Punkt nicht w eniger 
sicher als der Preußen. Sollten  Kent, der  w ährend  de r  längsten 
Z eit  seiner G efangenschaft sich frei in Lübeck bew egen durfte, 
die m annigfachen G egensätze und Eifersüchteleien un ter den H anse­
s täd ten  unbekannt geblieben sein, von denen gerade  in jenen 
M onaten der  englische B erich te rs ta tter  des H ochm eisters so vieles 
zu erzählen w uß te?  Zudem  hatte, wie erw ähnt, das  Verhältnis 
E n g lan d s  zu Burgund, vermutlich nicht ohne M itw irkung  Kents, 
sich w ieder besser gesta lte t. Dem Verkehr E ng lands  nach den 
N iederlanden  begann zur Beruhigung der englischen H andw erker 
und Kaufleute das gew ohnte  Absatzgebiet sich w ieder zu Öffnen. 
F ü r  Lübeck bedeutete  die B eglaubigung des w ortbrüchigen Kent 
zum bevollm ächtigten G esandten einen Akt der  M ißachtung und 
d e r  Feindseligkeit. A nders w a r  es von E nglands Seite  auch nicht 
gem eint. Selbst d e r  O rdensvertre te r  konnte nicht umhin, in seiner 
E rö ffnungsrede  am 28. M ai die englischen G esandten vor W ied er­
holung von Schm ähreden, wie sie früher in Lübeck geführt, zu



warnen. Die Lübecker ließen sich nun durch einen n iede r länd i­
schen Rechtsgelehrten, Dr. Franko Kaddeken, vertreten, um nicht 
versönlich mit Kent verhandeln zu müssen. Übrigens knüpfte der  
O rdensvertre ter da ran  die Erklärung, daß irgendwelche Abm a­
chungen zwischen den Parte ien  für beide so lange unverbindlich 
sein sollten, bis man über alle Streitpunkte einträchtig  und e n d ­
gültig  überein gekommen sei. Vielleicht war das ein Versuch, 
die Besorgnis der Lübecker vor einseitiger V erständigung e in ­
zelner hansischer S tädtegruppen mit England zu zerstreuen. Auf 
die E ngländer konnte der Vorbehalt keinen E indruck machen. 
Bevor man noch zur Prüfung der Vollmachten schritt, verlang ten  
die Lübecker durch ihren V ertreter die Ausschließung Kents von 
den Verhandlungen. Kent verteidigte sich gegen den V orw urf 
des Meineides, gab den Bruch des H andgelübdes zu und be­
m äntelte  ihn mit angeblichen Rechtsgründen. Indessen t ra t  der  
P rior für Kent ein mit dem entscheidenden Hinweis, daß die e n g ­
lischen Gesandten ih rer Vollmacht entsprechend ohne Kent nicht 
verhandeln könnten. Indem er den S tre it  als eine Priva tsache  
zwischen Kent und Lübeck hinstellte, rette te  e r  den Schein des 
Gesamtinteresses. Schließlich gab Lübeck unter einigem Vorbehalt 
nach. Nachdem noch die Vertreter des Stalhofs, weil nicht in 
der hansischen Vollmacht genannt, von der Teilnahme an den V er­
handlungen en tfern t und beide Teile sich über die M ängel ih re r  
Vollmacht, wie üblich, ausgesprochen und beruhigt hatten, wollte  
man auf die „rechte Prinz ipa lm aterie“ eingehen. W elches aber 
die H auptfragen  seien, darüber wichen beide Teile im Herzen 
weit von einander ab. Die Hansen hatten  sie auf der Lübecker 
Versammlung herausgeste llt:  die Privilegien und der Schadenersatz. 
M it dem ersten Artikel über die Privilegien sollte je tzt begonnen 
w erden1). Aber diese Punkte jetzt zu beraten  und zu erled igen , 
darum w ar es den E ngländern  nicht zu tun. Zur Bewilligung der  
alten Privilegien w a r  England wohl im allgemeinen bereit gegen 
das Versprechen sicheren Handels seiner Kaufleute im hansischen 
Gebiet, aber die F ra g e  des Schadenersatzes — ? Kent sprengte  
sowohl das V erhandlungsprogram m  der Hanse wie auch den ohne-
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hin schwachen Zusam m enhang der hansischen V ertre ter, indem 
er  sofort eine neue F orderung  in den Vordergrund schob und

v

von deren vorheriger E rfü llung den Fortgang  der V erhandlungen 
abhängig machte. E r  verlangte , unter dem Vorwand d e r  belei­
dig ten  M ajestä t seines Königs, daß vor aller weiteren Verhand­
lung die von den Lübeckern gefangenen englischen G esandten samt 
ihren Dienern, Gütern, Schriftstücken, Bürgen freigelassen würden. 
E r  erk lärte  die Forderung  im Namen seiner Regierung und stellte 
in schroffen W orten  die H anse vor die W ahl: Annahme oder Ab­
lehnung der Forderung  sollte Beginn oder E nde der Verhandlung 
sein. W as sich auch über die Rechtsmäßigkeit oder Zw eckm äßig­
keit der Gefangennahm e d e r  Gesandten sagen ließ — jene unterlag  
keinem Zweifel, da E ng land  den Frieden mit Lübeck vielfach 
gebrochen, das lübische Geleit der Gesandten abgelaufen w ar 
und auch nach in ternationalen  Rechtsanschauungen dam als die 
Unverletzlichkeit der  G esandten nur dann außer F rage  stand, 
wenn sie unter Geleit reisten. Diese ist früher e rö r te r t  worden 
— so viel w ar sicher, daß dieses Verlangen Kents das Program m , 
auf Grund dessen die Hanse die Verhandlungen angenommen, 
veränderte , indem er ihren Fortgang, ja  eigentlich ihren Beginn 
jetzt, also nachträglich, an eine neue Bedingung knüpfte. Es 
w äre  Pflicht der hansischen Vertreter gewesen, diesen Versuch 
de r  E ngländer, die Verhandlungen zu durchkreuzen und ihren 
Zweck, sich der Besprechung der eigentlichen Gegenstände der 
Verhandlung zu entziehen, offen zu kennzeichnen und in gemein­
sam er E rk lärung  zurückzuweisen, oder mit anderen W orten, E n g ­
land ihrerseits vor die W ahl zwischen Frieden und Unfrieden 
zu stellen. Kein Zweifel, daß England, wie es vorher ernstlich 
den Frieden suchte, auch je tz t den Frieden vorgezogen haben 
würde. Aber "Kent rechnete richtig auf die Friedenssehnsucht 
besonders des westlichen und östlichen Flügels de r  Hanse, die 
zudem, wie schon erwähnt, an der Schadenersatzfrage bei weitem 
nicht in demselben M aße beteilig t waren wie Lübeck. D er O rdens­
gesand te  erging sich wohl in breiten Reden über die Verletzung 
de r  H anse  durch Kents W orte, aber es war das eine unw ürdige 
und zugleich die verkehrteste  Ausflucht, die er finden konnte, 
wenn er E ng land  bat, die ganze Hanse nicht entgelten  zu lassen,



was die eine S tad t  Lübeck gesündigt habe. Die E ng länder blieben 
bei ihrer Forderung  und steigerten noch ihre B egründung: Die 
Gesandten müßten freigelassen werden, weil die E ng länder nicht 
Feinde der Hanse gewesen wären, und selbst w ären  sie dies 
gewesen, sollten sie dennoch entlassen werden. Die übrigen h an s i­
schen Gesandten waren schwach genug, den durch Kents W o r t ­
bruch und Auftreten doppelt beleidigten Lübeckern die F re i ­
lassung der Gefangenen, wenn auch bedingungsweise, zuzumuten. 
Die Lübecker allein bewahrten ihre Haltung und Ehre. Gegenüber 
dem früher wie jetzt zweideutigen Verfahren der englischen 
Diplomatie verwiesen sie auf den einen der beiden H aup tpunk te : 
den Schadenersatz; wenn diese F rage  erledigt, w erde sich die 
Sache mit den Gefangenen von selbst finden. Sie fügten ebenso 
sachgemäß hinzu: sie würden in anderen Bedingungen nicht w eite r  
mit den E ngländern  verhandeln, weil sie lieber mit diesen als mit 
ihren eigenen Bürgern Unfrieden haben wollten. Die anderen  
bemühten sich noch, umständliche M ittel zu ersinnen, um die 
Lübecker zur Freilassung der Gefangenen zu bew egen: Die H erren  
und Städte sollten Schiedsrichter sein, ob die Lübecker zuerst 
die Gefangenen loslassen sollten oder zuerst Schadenersatz  bean ­
spruchen dürften. Lübeck beharrte  mit Recht auf seiner E rsa tz ­
forderung, und die Engländer lehnten diese ab, teils unter dem 
Vorwand, daß sie nicht mit Lübeck allein, sondern mit der  ge ­
samten Hanse zu verhandeln Vollmacht hätten, teils durch die 
Betonung ih rer neu aufgestellten Forderung nach vorheriger E n t­
lassung der Gefangenen. In ihren kleinlichen Sonderanschauungen 
befangen, schlugen die anderen hansischen Gesandten den E n g ­
ländern vor, daß sie ohne die Lübecker mit ihnen zu verhandeln 
bereit seien. Sie verstanden gar  nicht, daß die Engländer über 
Privilegien und Schaden im Grunde gar  nicht verhandeln wollten, 
oder sie gaben sich den Anschein der Ahnungslosen und um das 
hansische Gesamtwohl Besorgten. Sie wollten aber Frieden, und 
diesen wollten die E ng länder auch, aber ohne Abrechnung über 
die Vergangenheit. Sie wollten Lübeck die Schuld einer Spaltung 
zuschieben und sahen doch nicht, daß allein Lübeck auf dem 
W ege verharrte , den die Vorschläge und Beschlüsse der Lübecker 
Tagfahrt als Richtschnur für die Verhandlungen mit den E ng ländern
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vorgezeichnet hatten . W enn sie, wie in ihren Beratungen verlautete, 
Lübeck zu ihrem H a u p t  e rw äh lt  hatten, so mußten sie Rücksicht 
nehmen auf dessen berech tig te  Forderungen, nicht m inder auf
dessen Ehre. Sonderverhand lung  ohne die Lübecker lehnten die
E n g län d er  ab, denn der  anderen  w aren  sie eben sicher. T rotz 
a lle r  Beredsam keit des Johann  Frunt wollten sie sich auf eine 
E rö rte rung  der  S chadenfrage  nicht einlassen. Die tie fer liegenden 
Äbsichten der P a r t ik u la ren  t ra ten  dann schon hier deutlich hervor. 
Die Kölner g laubten  schon die E rbschaft Lübecks an tre ten  zu
können. Sie hielten tatsächlich  den Äugenblick für günstig, ihre 
niederrheinischen M ithanses täd te  auf die Gefahren d e r  nach lässi­
gen Geschäftsführung der  hansischen Angelegenheiten durch Lübeck 
hinzuweisen, besonders darauf, daß die E ng länder  sich w eigern  
könnten, zu neuen V erhandlungen den E in ladungen  Lübecks zu
folgen und in Lübeck se lbst zu erscheinen. „Welche Ordnung ist 
zu befo lgen?“ , f rag ten  sie bescheiden mit stillem Hinweis auf 
sich selbst, wenn e iner anderen  S tad t die Last d e r  E in ladungen  
übertragen  w erden  mußte. E ntsprechend der uneinigen H altung  
de r  H ansestäd te  w aren  auch die Abmachungen, die man, freilich 
ohne Teilnahme der  Lübecker, endlich am 12. Juni feststellte , 
nur unbedeutend. Z ur F o rtführung  und Beendigung der diesmal 
unerled ig t gebliebenen F rag en  sollte eine englisch-hansische T a g ­
fah rt  am 24. April des nächsten Jahres  gehalten werden, über 
deren Art man sich noch nicht einigen konnte1). Als E ndterm in 
für die Annahme des T ages  durch König, Hochm eister und H anse­
städ te  wurde der  1. Oktober bestimmt. Gleich wie die E rk lärungen  
der  Annahme sollten dem Sta lhof bis zu demselben Zeitpunkt 
von beiden Seiten die Nam en auch derjenigen  S täd te  und P e r ­
sonen eingesandt w erden, die wegen Beschädigung, Beraubung 
und dgl. verk lag t w aren, dam it sie zur Teilnahm e an den Ver­
handlungen aufgefo rdert  w erden  könnten. Vorher aber sollten 
die geschädigten H ansen  in E n g lan d  und die E n g län d er  in P re u ­
ßen unter dem Schutz der  L andesbehörde  ihre Prozesse  gegen ihre 
Schädiger und B erauber schon selbst oder mit H ilfe  d e r  S ta l­
hofsvertreter, einleiten ode r durchführen  dürfen. Als H aup tgegen­
stand  der  B eratungen der  zukünftigen  T ag fah rt  w urden  die F ragen

i) HUB. 8 n. 47 E in leitung.



bezeichnet, derentw egen die jetzige Zusammenkunft sta ttgefunden 
hatte. Sodann wurde festgesetzt, daß bis zum 15. Äugust und
1. September Lübeck und der Hochmeister dem Stalhof Nachricht 
geben sollte, jenes ob es die Gefangenen und ihre Habe freilassen, 
dieser ob er das beschlagnahmte englische Gut ganz oder zur H ä lfte  
den englischen Kaufleuten zurückgeben wolle, ein W unsch, den  
auch der Johanniterprior den hansischen Gesandten noch besonders 
nahelegte. Die Hauptsache aber war, daß zwischen beiden Teilen 
ein freier und friedlicher Handelsverkehr nach M aßgabe d e r  
alten Gewohnheiten festgesetzt wurde, der auf alle Fälle bis 
zum 1. Oktober, sodann, bei Annahme der erw ähnten Vorschläge, 
bis zu jener zukünftigen T agfahrt und weiter bis zum E nde S ep ­
tember des nächsten Jahres dauern sollte. Vor allem sollten beide 
Teile Feindseligkeiten vermeiden. Somit blieb freilich alles dem 
Belieben und der Zustimmung der Parteien  Vorbehalten, was an de r  
Spitze dieser Abmachungen ausdrücklich betont war. Die hansi­
schen Gesandten, vermutlich ohne die Lübecker, sprachen sich 
schließlich noch dahin aus, daß es möglich sei, die in Aussicht 
genommene T agfah rt  zu besenden. Sie beauftrag ten  ihre nach 
Osten heimwärts reisenden Städtegesandten, bei Bremen und Lübeck 
für den Frieden zu wirken. W enn Lübeck sich entschließen w ürde, 
die Tagfahrt anzunehmen, sollte es die H ansestädte  rechtzeitig 
davon verständigen, und, falls auch der König zustimme, die 
früher bezeichneten Städte, besonders auch die je tzt ausgeblie­
benen Bremen und Braunschweig ernstlich zur Teilnahme an d e r  
T agfahrt ermahnen.

Diese wie andere  vorsorgende Aufträge und M ahnungen 
konnten die Einsichtigen nicht über die . Tatsache hinwegtäuschen, 
daß die H anse in Utrecht eine N iederlage erlitten hatte. Die 
von Lübeck eingeleitete  Aktion w ar mißlungen. Sie war es zum 
Teil durch die kurz vorher eingetretene Verstärkung der po liti­
schen Stellung E ng lands in Burgund, wozu freilich der Beginn 
des H andelskrieges zwischen F landern, und auch im allgemeinen 
des burgundischen S taa ts  mit der Hanse beigetragen haben w ird, 
zum Teil und wohl am meisten durch die innere Uneinigkeit der 
H ansestädte und das Vorherrschen des Sondergeistes unter ihnen. 
Die hansischen Gesandten, mit Ausnahme Lübecks, hatten sich
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unfähig erw iesen, die handelspolitische Lage zugunsten der  gesam t­
hansischen In teressen  auszunutzen. Da sie nun einm al, wie sie es 
wörtlich  taten, Lübeck als ih r H aupt und als die geschäftsführende 
S tad t  anerkannten , deren  Verdienste  um die H anse von keiner 
anderen  S tad t e rre ich t w urden und deren K raft und Ansehen 
noch fest begründet w aren , so hätten  sie nicht da rü b e r  wegsehen 
dürfen, daß diese S tad t  durch E ngland ohne Schuld am schwersten 
geschädig t und daß  überhaup t durch die zahllosen Feindseligkeiten  
E ng lands  w ährend  der  letzten Jah re  sehr das Ansehen der  ganzen 
H anse und Lübecks ge troffen  waren, während doch die einzelne 
S tad t  nicht in d e r  Lage w ar, mit dem Königreich E ng land  eine 
erfolgreiche Sonderfehde, am wenigsten in der N ordsee aufzu­
nehmen. Sie ließen es sich geduldig gefallen, daß die E ng länder 
unverm utet den Beginn der  eigentlichen V erhandlungen über die 
vorher bestim m ten Punkte an die Erfüllung e iner neuen und, 
angesichts des Auftretens des wortbrüchigen Kent, für Lübeck 
beleid igenden Bedingung knüpften. Anstatt die E ng länder in 
diesem Punkte zu fassen, kehrten sie sich gegen Lübeck und 
verlang ten  von ihm, unter Berufung auf das Gemeinwohl und 
das allgemeine Beste, eine unwürdige Nachgiebigkeit. Die P re u ­
ßen mochten sich trösten, daß die alte  gefährliche Frage  der 
englischen Privilegien in Preußen unerörtert geblieben, den 
Kölnern w ar es nicht unwillkommen, daß die Kaufleute des hansi­
schen Ostens mit E ng land  nicht zum Frieden kamen, nachdem sie 
schon gew altigen  Schaden erlitten. Sie arbeiteten nur für sich 
und wollten jeden  anderen  seinem Schicksal überlassen. Da ihr 
W ille  gespalten  w ar, siegte  der des Gegners. Die E ng länder 
hatten  erreicht, was sie wollten. Die E rörte rungen  über die 
hansischen Privilegien in E ngland und besonders über den Schaden­
ersa tz  w aren verm ieden worden. In die Hanse w ar ein scharfer 
Keil getrieben. Die weitere Behandlung der  Schadenklagen hansi­
scher A ngehöriger w a r  der englischen Behörde Vorbehalten. Der 
V erkehr zwischen E ng land  und den hansischen Gebieten, besonders 
m it dem W esten  und mit Preußen, blieb erhalten ode r  ließ sich 
voraussichtlich je tz t  leicht w ieder in Gang bringen.



Wenn die Rechnung der Engländer richtig w ar und die 
Verkehrsbeziehungen ihren ruhigen Gang in der Richtung g e ­
nommen hätten, welche die Mehrzahl der H ansestädte ihnen in 
Utrecht gewünscht und gewiesen hatte, so wäre bald ein F r iedens­
zustand eingetreten, der die Erörterung der früheren G ew alttaten  
Englands in den H intergrund gedrängt und das Verhältnis von 
Schuld und Schaden immer weiter verwischt hätte. Doch zeigte 
es sich bald, daß auch die Hansestädte die Ehre und die beg rün ­
deten Ansprüche Lübecks nicht ohne eigenen Nachteil verletzen 
und mißachten durften. Lübeck war im Überblick über die po lit i­
sche Gesamtlage und in der Findigkeit neuer W ege und M itte l 
jeder anderen H ansestadt und jeder Gruppe weit überlegen. Zudem  
hatte es ohne Zweifel das Recht und die Einsicht in das w ahre  
Gesamtinteresse der  Hanse an seiner Seite. Die E ng länder w aren  
von vornherein darauf bedacht, ihren Hauptzweck, die H erstellung 
eines ruhig-regelmäßigen Handelsverkehrs mit den H ansegebieten 
zu fördern, zumal ja  die Utrechter Abmachungen, wiewohl un ter  
Vorbehalt der Zustimmung der Parteien, einen sicheren Verkehr 
bis zum 1. Oktober angesetzt hatten. Die Engländer hatten schon 
nach Utrecht Vollmachten mitgebracht, um den hansischen K auf­
leuten und Schiffern Geleit für den Verkehr mit England zu 
erteilen. Das w ird den Preußen und Kölnern willkommen gewesen 
sein. Schon am 22. Juli akzeptierte die englische Regierung dies 
für sie so günstige Utrechter Abkommen und setzte alsbald den 
Stalhof davon in Kenntnis. Die englischen Kaufleute in Danzig 
glaubten sich w ieder regen zu können. Ihre Güter lagen noch 
unter Arrest in Danzigs Obhut. Danzig konnte nicht daran  denken, 
sie freizulassen, da es sonst in dieselbe ungünstige Lage geraten 
wäre wie Lübeck. Aber wenigstens mit neuem Gut wollten die 
Engländer w ieder anfangen. Schon w ährend der Utrechter V er­
handlungen ba t ein E ngländer den Hochmeister, ihm wenigstens 
mit denjenigen Gütern, welche ihm Christian von Dänem ark aus 
dem von ihm den Bergenfahrern abgejagten  englischen Schiff 
zurückgegeben hatte, und mit dem, was er sonst noch habe, die 
W iedereröffnung des H andels zu gestatten, W aren in Preußen 
zu kaufen und auszuführen1). Der Hochmeister gab bereits auf

0  HUB. 8 n. 46.
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der M arienburger S täd teversam m lung  vom 6. Äugust seine Z u ­
stimm ung zu de r  in Aussicht genommenen T agfah rt  m it den E n g ­
ländern . W enige T age  sp ä te r  e rk lärte  er dasselbe d e r  englischen 
Regierung und auch, un ter  de r  Bedingung der Gegenseitigkeit, 
d ie Freilassung d e r  gefangenen  E ng länder in Preußen, sobald er 
die Zustimmung des K önigs habe. Freilich be tra f  d ies nur die 
Freilassung der Personen  d e r  Engländer, nicht ih rer W aren . E n t­
sprechend den U trech ter V erabredungen sandte er ein Verzeichnis 
des Schadens, den seine U ntertanen  von den E ng län d ern  erlitten , 
nach E ng lan d1). M it P reußen  und mit Köln2) w ar  der  Verkehr 
im Gang geblieben. Äm 27. Juni scheiterte z. B. ein von Preußen 
nach E ngland und a n d e rw ä r ts  hin befrachtetes Schiff an der 
Küste von Newcastle. Nach Annahme des Utrechter Abkommens 
durch beide Fürs ten  fuhren zahlreiche Schiffe und Kaufleute aus 
Preußen, Köln und anderen  H ansestäd ten  nach E n g la n d 3). Der 
Verkehr schien w ied er  im alten  Geleise zu laufen. W ie verhielt 
sich nun die S tad t  Lübeck?

Von allen Seiten w urden  sie gedrängt, zu erfüllen, w as der  
W unsch der S täd te  und die Forderung  E ng lands w ar, nämlich 
die englischen G efangenen freizugeben und das U trechter Ab­
kommen anzunehmen. Die preußischen Gesandten w irk ten  da rau f 
hin bei ih rer Rückreise von Utrecht, die sie über Lübeck führte. 
Ham burg sand te  R atsherrn , die für die Befreiung d e r  Gefangenen 
w irken sollten. Köln und der  Hochmeister wollten vor allen 
Dingen wissen, wie sich Lübeck nun weiter verha lten  w erde. 
O ffenbar w ar n iem and d e r  Meinung, daß Lübeck sich überw unden 
geben würde. E bensow enig  mögen den extrem en Gruppen B e­
denken über die Zw eckm äßigkeit und die Folgen ih rer  S onder­
politik gefehlt haben. D er ers te  Term in verstrich, ohne daß  
Lübeck sich äußerte. Im S ta lho f gerie t m an in Sorge. Denn die  
E ngländer, welche Schadenansprüche  hatten, verlang ten  die An­
nahm e der U trech ter V ereinbarungen  durch die H ansestäd te , um

x) Das Verzeichnis HUB. 8 n. 8T
2) HUB. 8 n. 75.
3) Bericht des S ta lhofs vom 28. Okt. HUB. 8 n. 100.



ihrerseits mit der  gerichtlichen Geltendmachung ihrer Forderungen 
beginnen zu können. Keine einzige Hansestadt w agte  vorläufig, 
sich zu äußern. E rs t  auf Drängen des Stalhofs entschuldigte Köln 
im September bei der englischen Regierung die Verzögerung mit 
dem Mangel an einem endgültigen Entscheid Lübecks'. Natürlich 
tra t  es für den Frieden ein, bedauerte die Haltung Lübecks, p ries  
die alte Freundschaft Kölns mit England und empfahl seine 
Kaufleute dem Schutz des Königs. Die nach E ngland  H andel 
treibenden Kölner Kaufleute, welche damals gerade  auf der F ra n k ­
furter Messe waren, kehrten unumwunden ihren Vorteil hervor, 
erklärten, mit der Sache der Lübecker nichts zu schaffen zu haben 
und umso weniger für deren Mißgriffe verantwortlich zu sein, 
als die Kölner den Engländern niemals zu W asser oder Land 
Schaden getan hätten.

So wahr die letzte Behauptung sein mochte, so naiv w ar 
ihre Äußerung im Zusammenhang der allgemeinhansischen Fragen  
und Interessen, um die es sich schon seit Jahren  handelte. M it 
der vertretenen kurzsichtigen Politik w ar nicht weiter zu kommen. 
Lübecks W eg ergab  sich aus der Richtung, die es früher e in ­
geschlagen. Nach dem Mißerfolg in Utrecht blieb nur der  Z w ang 
als letztes Mittel zur W ahrung der eigenen Interessen und der  
Ehre des Ganzen. Die englische Frage  stellte sich für Lübeck 
in aller E infachheit so, daß Lübeck, nachdem England in Utrecht 
den auf Genugtuung und Schadenersatz engelegten P lan  Lübecks 
zum Scheitern gebracht, je tzt auch E nglands alte und wichtigste 
Äbsicht, nämlich die W iederherstellung eines sicheren Verkehrs 
in der Ostsee, zu vereiteln streben mußte. Diese Äbsicht mit 
Gewaltmitteln durchzuführen, war für Lübeck immerhin schwierig, 
ja  kaum möglich. Den über Ham burg landw ärts  nach der Ostsee 
gehenden Verkehr der E ngländer oder englischer W aren  konnte es 
leicht absperren. Aber des Sundes .w ar es nicht H err und wegen 
des verhältnism äßig geringfügigen Ostseeverkehrs der E ng länder 
eine größere Seekriegsaktion ins W erk zu setzen, wäre ein U nter­
nehmen gewesen, dessen Kosten zu möglicher Beute von vornherein 
in keinem richtigen Verhältnis stand. Aber dafür, daß dem en g ­
lischen H andel der  Sund versperrt würde, fand es bereitw illige 
Hilfe bei Christian von Dänemark.
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Bei dem Abkommen, welches M itte 1449 zwischen D änem ark 
und E ngland getroffen w ar  und welches bis in den H erb s t  1451 
einen Friedenszustand zwischen beiden hersteilen sollte, ha tte  Chri­
stian allem Anschein nach seine Rechnung nicht gefunden. Heinrich 
von England hatte  zw ar den Vertrag im April 1450 ra tif i­
ziert, aber von Seiten Christians unterblieb die form elle An­
erkennung. Seine Gründe d a fü r  lassen sich vermuten. Christians 
Verhältnis zu E ng land  regelte  sich aberm als unter einem doppelten 
Gesichtswinkel: einem politischen und einem finanziellen. Der 
politische lag in den Beziehungen Christians zu den H ansestäd ten , 
insbesondere zu den wendischen. W enn, wie oben angedeutet,
in der  Tat die Nachricht von der W egnahm e der Baienflo tte  im 
Jah re  1449 die Entscheidung gegeben hat für den Abschluß des
Abkommens mit England , so begreift man soviel, daß in Kopen­
hagen  Rücksichten auf das jew eilige Verhältnis d e r  Hanse zu 
E ng land  von Einfluß auf das von Dänem ark zu E ng land  sein 
mußte. S tärker in Christians H andelspolitik  ist das finanzielle 
Motiiv. Die Konzentration des H andels mit Norwegen und dessen 
Schatzlanden in Bergen und das Verbot des H andels mit den
letzteren, besonders mit Island, ohne königliche Erlaubnis, be­
trach te te  Christian als eine für den Fiskus unzuträgliche E in ­
richtung. Die Zulassung  zum Verkehr mit Island  sollte ihm Geld 
einbringen. E tw a  ein halbes Jahr nach dem englisch-dänischen 
Abkommen, im Dezember 1449, hatte  nun Christian einem englischen 
Kaufmann, John W olf, das  Monopol zum H andel nach Is land  
mit etwa 10 Schiffen verliehen. Die Ausübung dieser Konzession 
w a r  aber geknüpft an die Z ahlung bestimmter Summen an Chri­
stian. Auch gab m an dem E ngländer nicht das O riginal der  
Konzession, sondern, bis zur Bezahlung des Geldes, nur eine 
Abschrift1). Bis M itte  1450 ha tte  er das Original nicht erhalten ,

x) Sie wird aufgesteilt von dem M arschall Claus Romzow 
und dem Kam mermeister E g g erd  Frille . Das M onopol lieg t 
darin , daß  der König und sein Rat verzichten, w ährend  de r  zwei 
Jah re  andere d e ra r t ig e  E rlaubnisscheine zum Besuch Is lands zu 
geben. In dem ganz verständnislosen  Druck bei Rym er Foedera
11 S. 274 ist da rübe r  zu lesen: och schole wy (C hristian) noch 
unse unde der ryken reedere  to Denemarken und N orw egben 
nem ande loff off unse besege lde  breve geven da r  to segelende 
bynnen desser vorscreven tiit  alse wy deme vorbenom eden John



und daher wohl auch Christian das Geld nicht. Denn Heinrich VI. 
gab erst dam als eine Bescheinigung dieser Konzession und zw ar 
nur nach der Abschrift. Auch bei der Gefangennahme der  Ge­
sandten durch die Lübecker hatte  sich Christian den E ng länd ern  
wenig freundlich erwiesen. Die Bergenfahrer, welche die Ge­
sandten gefangen genommen hatten, führten das Schiff nach 
Bergen, gerieten über die Beute untereinander in S tre it  und
brachten die Sache unklugerweise vor den König. Diesem, de r
im August in Drontheim  gekrönt und dann nach Bergen zurück­
gekehrt war, kam nichts willkommener als d ieser Zwist, d e r  
seinem steten Geldmangel vorübergehend abhelfen konnte. E r  
erk lärte  die B ergenfahrer für Seeräuber und ließ sich E nde  August 
auf Grund des norwegischen Gesetzbuches feierlich das Schiff
samt der reichen Tuchladung zusprechen1). Außerdem e rp reß te  
er von den Bergenfahrern  noch eine empfindliche Buß^e. Es w äre  
ihm aber schwer geworden, die in seinem eigenen Geleit g e ­
nommene Beute den Eigentüm ern, seinen englischen Freunden  
oder den geschätzten hansischen Kaufleuten wie den Kölnern 
zurückzugeben. E r  ließ Schiff und Ladung nach Kopenhagen 
schaffen, wo die Lübecker und andere H änd ler  aus den w end i­
schen Städten die meisten Güter e rs te igert zu haben scheinen; 
nur einen Teil lieferte er den E ngländern  wieder aus2).

Im Dezember 1450 meldete sich in de r  englischen S ta a ts ­
kanzlei11) der englische Kaufmann W illiam  Canning, M ajor von
Bristol, einem H aupthafen  für den Verkehr E nglands mit Island,
mit der Behauptung, daß Christian ihm schon spätestens um die 
M itte des vergangenen Jahres  die E rlaubnis zum H andel nach

as [me]  ghegenet hebben. Christensen Unionskongerne S. 205 f. 
ist in den Sachverhalt nicht tiefer eingedrungen. Sollten nicht
die Originale d ieses bei Rymer abgedruckten Inspeximus Heinrichs 
vom 4. Juli, sam t den bei Rymer d a rau f folgenden Reisepässen für 
die englischen G esandten, gleichwie H. R. 3 n. 637, durch die G e­
fangennahm e d e r  G esandten und ih rer Pap iere  in Lübecks H änd e  
gelangt sein?

O Daß de r  W ert  der Ladung 100 000 Gulden be tragen  habe, 
wie Christian von Gerens Chronik berichtet, Bruns S. 352, ist 
natürlich eine s ta rke  Ü bertreibung.

2) Lüb. Chron. 2 S. 132, Knudsen Dipl. Christ, n. 20, Diplom. 
Norw. 7 n. 439, D aae  S. 65 f.; Christensen S. 187 f.; H. R. 3.
n. 686, 701. HUB. 8 n. 6, 14, 46.

3) Buch von der  S taatsk lugheit S. 93, Schanz I S. 233.
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Is land  und F innm arken  w ährend  eines bestimmten Zeitraum es 
und mit e iner begrenzten  Z ah l von Schiffen gegeben habe. Der 
König en tband  ihn d a ra u f  von der Beobachtung d e r  P a r lam en ts ­
akte  von 1429 und g es ta t te te  ihm die F ah r t  do rth in  mit zwei 
Schiffen1). W ie  m an sieht, steht das Monopol W olfs in W id e r­
spruch mit de r  Angabe Cannings, und schon das läß t d a rau f  
schließen, daß  in diesen Dingen, auf englischer oder dän ischer 
Seite, nicht alles im Reinen war, abgesehen von dem  Umstande, 
daß  auch Canning einen Originalschein Christians vorzulegen offen­
bar  nicht im Stande w ar. M an  kann nur vermuten, daß  Christians 
finanzielle  H offnungen unerfüllt geblieben w aren und  daß der  
Verkehr der  E n g lä n d e r  mit Island  ihm Grund zu B eschw erden 
bot. Da er, wie erw ähn t, den V ertrag von 1449 nicht ra tif iz iert 
ha tte , behielt e r  freie  H and  gegen E ngland. Um so bere itw ill ige r  
w ird e r auf Lübecks W unsch e ingegangen sein, gemeinschaftlich 
mit Lübeck E n g lä n d e r  und englisches Gut aufzugreifen, zumal e r  
für den Krieg m it Schweden Geld brauchte. Uber ein gem ein­
sames, auf die S törung  des englischen Ostseehandels gerich tetes 
Abkommen zwischen C hristian  und Lübeck liegt zw ar kein d irek tes 
Z eugnis  vor. W enn  aber in Preußen im November allgem ein das 
Gerücht umlief, Lübeck habe sich mit Christian und dem  Herzog 
Adolf von H olste in  verbündet, um die E ng länder zu bekriegen und 
den Sund zu schließen, wenn Lübeck in seiner vorläufigen A ntwort 
an Köln, nach dessen  A nfrage  über Lübecks Entscheidung in der  
englischen Sache, die M itte ilung seines Entschlusses hinausschob 
bis zur Rückkehr se iner G esandten von Christian, w enn dann, 
wie w ir sehen, die endgültige  Entscheidung Lübecks bald  erfolgte  
und wenn endlich  Christian und Lübeck im April des nächsten 
Jah res  gegen die  E n g lä n d e r  losschlugen, so kann die Annahme

J ) S. den Akt bei Rymer 11 S. 277 f. Die Aussage Cannings 
über die angebliche E rlaubn is  Christians w ird geschlossen m it 
ut d icitur. D aß die  E rlaubn is  als vor M itte 1449 gegeben b e ­
haup te t wird, geh t aus der B estä tigung  der A ussagen Cannings 
durch den R itter  Joh. Beek hervor, der eng lischer G esandter 
in D änem ark  beim Abschluß des Abkommens von 1449 war, oben
S. 26, Knudsen etc. Von e iner  G eldzahlung an C hris tian  fü r  die 
E rlau bn is  ist in C annings A ngaben  nicht die Rede. W e d e r  Canning 
noch Beek beeid igen  ih re  Aussagen, sondern geben  nu r  eine 
Versicherung ab.



nicht abgelehnt werden, daß Lübecks Entscheidung zur Fehde
mit England gefallen ist, nachdem es im August oder Septem ber 
wegen England mit Christian eine Verständigung erzielt hatte.
Sie wird dahin gegangen sein, daß nach W iedereröffnung de r  
Schiffahrt und des Handelsverkehrs mit England im Früh jah r  beide 
zu tatsächlichen Feindseligkeiten gegen englische Personen und
W aren  schreiten wollten. Diese Verbindung w ar  für Lübeck um so
vorteilhafter, als sie an der richtigen Stelle, außer Preußen, wo 
der englische Ostseeverkehr auf die Dauer kontrolliert und g e ­
hemmt werden konnte, im Sund, die Ausübung feindlicher M a ß ­
regeln besonders den Preußen gegenüber das gehässige Geschäft 
der Durchsuchung neutra ler Schiffe nach feindlichem Gut D äne­
m ark  zuschob. In der englischen Frage w ar Christian ein W erk ­
zeug der lübischen Politik gegen England und Preußen1). Als­
dann erfolgte Lübecks Antwort. Am 29. Septem ber rief es E n g ­
land in scharfen W orten die früheren Ereignisse ins Gedächtnis 
zurück, vor allem die verräterische Beraubung der Baienflotte und 
die W ortbrüchigkeit der Gefangenen. Es erhob die neue Anklage, 
daß  noch w ährend  der Utrechter Verhandlungen England die 
hansische Baien- und W achtflotte  heimtückisch habe überfallen 
wollen. Angesichts der treulosen H altung E nglands knüpfte es die 
Annahme der neuen Verhandlungen an vorhergehende Z ahlung 
von Schadenersatz  und Rückkehr der Gefangenen. Für den Fa ll  
der Ablehnung dieser Forderungen kündigte es Fehde an. Die 
nach der Sitte der Zeit in heftigen Formen geprägte  Absage 
w ar die konsequente Fortsetzung der lübischen Politik gegen 
England besonders seit dem R egierungsantritt  des neuen H och­
meisters.

Nachdem Lübeck die Entscheidung schon bis in den H erbst 
verzögert, mag in der  übrigen Hanse der  Entschluß der führenden 
Stadt niemand ganz unerw arte t gekommen sein. Es w ar W in ter  
geworden, wo Schiffahrt und Handel ruhten. Bis zum F rü h jah r  
konnte man hoffen, Lübeck umzustimmen oder der Angelegenheit 
eine W endung zu geben, welche den ersehnten freundlichen Verkehr 
mit England sichern würde. Es stellte  sich aber bald  heraus,

x) Damit läß t  sich auch die Motivierung der Fehde Lübecks 
mit England durch die S tra lsunder vereinigen. (Ropp S. 13)

7
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daß  man Lübecks Einfluß in der Hanse, welchen es allein schon 
durch die T atsache des Vorrechts der Geschäftsführung besaß, 
aberm als  unterschätzte . D er Hochm eister beharrte  bei seiner frü ­
heren Zustim m ung zu den beabsichtigten neuen Verhandlungen 
mit E ngland. E r  d räng te  auch H am burg und Köln, an der zu­
künftigen T ag fah rt  teilzunehmen. Ohne Zweifel tra f  er bei ihnen 
auf Zustimmung. Äuch die anderen H ansestädte , die  früher mit 
der Führung der  englischen Verhandlungen beau ftrag t waren, 

» sollten w ieder herangezogen  werden. Der Hochmeister w ar vor­
schnell oder um Lübeck zu überholen auf die neue T ag fah rt  mit 
E n g land  e ingegangen ; als je tz t  Lübeck wiederum zwischen ihn 
und E ng land  tra t ,  g laubte er es aberm als mit an derer  H ansestädte  
H ilfe beiseite schieben zu können. Äuch eine Versammlung von 
11 süderseeiischen S tädten , welche von Köln im Oktober angereg t 
und von Nimwegen einberufen, zu Änfang November in Nimwegen 
tag te , t ra t  bei Lübeck für die Erhaltung des Friedens mit E n g ­
land  ein. Sie verlangte , erschreckt über Lübecks scharfe Absage 
an England , daß  Lübeck durch seine Absonderung in der  eng ­
lischen Sache keinen inneren Zw iespalt erzeuge, sondern entw eder 
sich an der  Verhandlung m it England beteilige oder mindestens 
eine allgem eine T ag fah rt  der  H ansestädte  zu freundschaftlicher 
Beratung und endgültiger Übereinkunft über die schwebenden 
S tre itfragen  ausschreibe. D ieser H anse tag  sollte baldm öglichst nach 
Anfang F ebruar  zusam m entreten. Die einzige Stadt, die einiges 
Verständnis für Lübecks Politik  durchblicken ließ, w ar  Danzig. 
Sie allein e rk lä r te , daß Lübecks Haltung nach de r  schweren 
Schädigung d e r  Lübecker durch England sie nicht befremde, und 
,.Schaden tu t w eh“ . In welche Lage wäre Danzig selbst geraten, 
wenn es sich nicht an den E ng ländern  und ihrem Gut hätte 
schadlos halten  können? W enn dies nicht gew esen und alles 
auf den Hochm eister angekom m 2n wäre, würden die preußischen 
S täd te  gegenüber den G ew altta ten  E nglands wohl zu e iner ebenso 
wenig ehrenvollen Rolle verurte ilt  gewesen sein, wie im wendisch- 
holländischen Kriege, wo de r  Orden die Interessen seiner U nter­
tanen  schmählich verra ten  hatte. Die Schuld der  augenblicklichen 
V erw irrung schob freilich D anzig  ohne rechten Grund der Ver­
zögerung der E rk lä run g  Lübecks zu. Es w arnte daher  vor Z w ie­



spalt und m ahnte  zur Annahme der Verhandlungen mit E ng land . 
W ie erwähnt, w aren  Gerüchte über ein gegen E ng land  fe in d ­
liches Abkommen zwischen Dänemark, Holstein und Lübeck nach 
Preußen gedrungen. Man fürchtete daher einerseits neue W ied er­
belebung der Feindseligkeiten  von Seiten Englands, Danzig u n te r ­
richtete also die preußischen und livländischen Schiffe, die in den 
Wielingen, der  südlichen Scheldemündung zwischen Seeland und 
Flandern , lagen, über Lübecks Haltung, w arnte  sie vor Angriffen 
auf E ng länder, befahl ihnen aber, sich zusammenzuhalten, um 
einen Überfall k räftig  abwehren zu können. H arnisch und W eh re  
sollten bereit sein, Gehorsam gegen die flottenführenden Adm irale  
wurde eingeschärft. M an e rw arte te  wohl andererseits  ganz richtig 
eine Störung der  F ah rt  in den dänisch-lübischen G ew ässern , 
Danzigs Besorgnisse waren, was E nglands Neigung zu Fe indse lig ­
keiten betraf, unbegründet, wenngleich sich nicht leugnen ließ, 
daß unter den gegenw ärtigen  Umständen ein neuer Zugriff E n g ­
lands Danzig in eine äußerst peinliche Lage gebracht hätte . 
Infolgedessen vergaßen auch die Preußen nicht die gebotene V or­
sicht. Die englischen Kaufleute in Danzig begannen, im A uftrag  
ihrer Genossen in der  Heimat, mit der Rückforderung ihres S cha­
dens und baten  auf Grund des Utrechter Abkommens um Aus­
lieferung ihres in Danzigs Arrest l iegenden ganzen Guts oder 
wenigstens de r  Hälfte. Indessen versagte  der Hochm eister seine 
Entscheidung. Es zeigte sich bald, wie wenig die H an sestäd te  
ohne Lübeck auszurichten vermochten. E ine allgemeine V ersam m ­
lung der H ansestäd te  w ar bereits angereg t. Auch Danzig verlang te  
deren Zusam m entritt, selbst eine solche ohne Beteiligung Lübecks. 
Auch der S ta lhof und die englische Regierung arbeitete  nun bei 
Köln und den Preußen auf Verhandlungen unter Ausschluß Lübecks 
hin. Man kann freilich zweifeln, ob bei der  Lage der D inge 
Englands W unsch nach W eiterführung der Verhandlungen erns t 
gemeint war. Sein Streben w ar und mußte gerichtet sein lediglich 
auf tatsächliche F o rtdauer  des beiderseitigen Verkehrs, un ter  m ög­
lichster Ausscheidung der Schadenersatz- und Priv ileg ienfragen, 
die bei den V erhandlungen mit der  Hanse recht in den V order­
grund zu tre ten  pflegten. England brauchte nur seine B ere it­
willigkeit zum Frieden  zu zeigen und den Frieden wünschen,
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den H ansestäd ten  ein wenig entgegen zu kommen, um seines E r ­
folges sicher zu sein. So w ar seine H altung im Jan uar. W eil 
infolge der H altung  Lübecks die Antwort der H ansestäd te  aus­
blieb, unterließen auch die englischen Kaufleute in E ngland  die 
Überreichung ih re r  Schadenlisten  und die weitere Geltendmachung 
ihrer E rsa tzansprüche  in den H ansestäd ten1). So begann die 
Schadenersatzfrage  allgem ein zurückzutreten. Indessen herrschte 
auf hansischer Seite, außer bei Lübeck, V erw irrung und Un­
gewißheit. Lübeck beschied im Dezember die Forderungen  der 
süderseeischen S tädte , soweit sie sich auf E ngland  bezogen, ab ' 
schlägig, soweit sie auf E inberufung einer allgem einen Versam m ­
lung gingen, unbestimmt. Zwischen Köln, H am burg  und den 
Preußen kam ein E inverständnis über gemeinsames Vorgehen nicht 
zustande. Jeder wies auf Lübecks H artnäck igkeit hin, verurteilte  
dessen Absonderung und rief nach Einigkeit. Niemand wollte 
zugestehen, daß Lübeck volle Ursache hatte  zu seiner Absage 
an E ngland. M an verlangte  die E inberufung einer allgemeinen 
T agfahrt, aber die anerkannte  Befugnis dazu besaß allein Lübeck. 
Eine solche Versamm lung wegen E nglands war aber für Lübeck 
je tz t  überflüssig geworden. Nach den zuständigen Beschlüssen 
der allgemeinen Lübecker T agfah rt  w ar in den U trechter Ver­
handlungen die Unfähigkeit der  Hanse, den Vorgesetzten W eg 
zu verfolgen und E ng land  gegenüber eine Politik der Selbst­
achtung zu treiben, offenkundig geworden. Lübeck ließ sich daher 
auf die allgemeine T ag fah rt  wegen der  englischen F rage  nicht 
m ehr ein. Es schrieb eine T ag fah rt  nach Lübeck aus, die im 
F eb ru ar  sta ttfinden  sollte und wirklich zusam m entrat. Aber nur 
die vor anderthalb  Jahren  deputierten neun Städ te  w aren  über­
haupt, und dazu noch verspätet, eingeladen, noch weniger e r ­
schienen. Die T ag fah rt  w a r  der, E rörte rung  andere r  Angelegen­
heiten, besonders den flandrisch-burgundischen, gewidmet. Ihr 
Rezeß berührte  m it keiner Silbe die englische Frage.

M an erkannte  wohl die durch die Vernachlässigung der  In te r ­
essen und Absichten Lübecks selbst geschaffene Schwierigkeit. 
Köln erhob den entschiedensten  W iderspruch gegen die Absicht,

i)  H. R. 4 n. 56.
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der hansischen Politik die Gesichtspunkte der lübischen aufzu­
drängen. Der W eg, den es selbst einschlug, hätte  freilich noch 
weniger nach einem gemeinhansischen Ziele geführt. Es be ­
schwerte sich, daß Lübeck die Angelegenheiten der Hanse nach 
eigenem Gutdünken lenken wolle und sich weder der  In teressen  
der anderen S tädte  noch der englischen F rage  annehme. Es 
w ar anfänglich bereit zur Teilnahme an der Lübecker Februar-  
Versammlung. Als es aber Lübecks erw ähnte Abweisung der 
Forderung der Süderseeischen erfuhr, w iderrief es seinen E n t­
schluß. Es hielt seinen Wunsch nach w eiterer Verhandlung mit 
England aufrecht, verlangte Lübecks Beteiligung an ih r oder E in ­
berufung einer allgemeinen Tagfahrt nach Bremen und m achte 
von der Annahme dieser Forderungen seine Zustimmung zu den 
Beschlüssen der Hanse über die flandrische Angelegenheit ab ­
hängig. Uber solche Spaltungen hinwegzukommen und durch so 
heftige Zerrungen gehemmt dem Auslande gegenüber die deu t­
schen Interessen zur Geltung zu bringen, w ar  eine Kunst, die 
nur unter günstigen Umständen mit wirklichem Erfolg  geübt w erden 
konnte. M an erw arte te  für das F rü h jah r den Beginn der F e ind ­
seligkeiten gegen England. Die Preußen ahnten, daß auf den 
beiden Verbindungswegen zwischen Ost- und Nordsee ihr H andel 
mit England getroffen und unterbrochen werden sollte. Sie ver­
suchten im Jan uar  sich Gewißheit zu verschaffen, ob ihre Flotte  
ohne Besorgnis vor einem Angriff der Lübecker die F ah rt  nach 
England unternehmen könne1). Lübeck und Dänem ark ließen sich 
nicht beirren. W ährend  des letzten Spätsommers w ar der Ver­
kehr der Hansen nach England lebhaft geworden. Abgesehen von 
der Aufbringung eines preußischen Schiffes durch englische F re i­
beuter nach Scarborough2) verlief er ungestört. Einige H am burger 
Kaufleute nahmen für ihren Handel nach E ng land  Geleit an. Kölner 
und Nim weger hatte  ansehnliche M engen englischer Tücher nach 
dem Festland gebracht, um sie auf dem Landwege ostw ärts  zu 
führen. Mit der preußischen Flotte, die im Früh jah r  vom W esten

0  Instruktion 4 n. 51 § 3. Zu dem Schreiben des Hoch­
meisters an den Ordensm eister vom Nov. 30., H. R. 4 n. 24, be­
züglich der G esandtschaft S tre itpergar  nach Dänem ark vgl. Chri­
stians Antwort vom 29. Sept. HUB. 8 n. 97.

2) HUB. 8 n. 101.



102 Walther Stein.

her den Sund passie ren  sollte, versuchten englische Kaufleute von 
Lynn aus den Verkehr nach Preußen w ieder aufzunehmen. Sie 
benutzten ihre Geschäftsverbindungen mit preußischen Kaufleuten, 
um auf Schiffen de r  preußischen Nordseeflotte ihre W aren , eng ­
lische Tücher, nach der W eichsel zu bringen1). Im April erfolgte 
nach allen Seiten2) die W arnung  Lübecks vor den Verkehr mit 
England. Der Hochm eister mußte wiederum sich d a ran  erinnern 
lassen, daß vor drei Jahren  Lübeck für die Preußen in die 
Bresche getre ten  war. Lübeck kündigte Absendung von Kapern 
gegen die E ng län der  an und w arnte  vor jeglicher H andelsgem ein­
schaft mit ihnen. Um den Landverkehr mit englischen W aren  zu 
unterbrechen, verbot es zunächst die Durchfuhr a ller  englischen 
Tücher und anderer  W aren, die nach dem 5. M ärz gekauft w aren ; 
sodann, um verdächtigen Certificaten zu begegnen und die W irkung 
jener M aßregeln  nicht durch die e rw arte te  Spekulation der Kauf­
leute aus neu tra len  H ansestädten  beeinträchtig t zu sehen, die 
Durchfuhr englischer Laken rundweg vom 7. Mai an. In den­
selben Tagen griff  Christian im Sund zu. Zwischen ihm und E n g ­
land waren die Beziehungen nicht w ieder angeknüpft worden. 
E rst Mitte M ärz versuchte die englische Regierung mit einigen 
leeren W orten eine Annäherung an den H errn  des Sundes11). Man 
möchte vermuten, daß das Schreiben nur die englischen Güter 
decken sollte, die auf der F ah r t  nach Osten in Gefahr schwebten. 
Denn nach M itte April ließ Christian in der Tat eine von W esten 
kommende Flotte anhalten  und untersuchen. In drei Schiffen, die 
nach der Weichsel bestimmt waren, fand man englische Güter 
sam t englischen Geschäftsbriefen. Diese schickte Christian dem

*) Siehe die drei von englischen Kaufleuten aus Lynn am 
E ng län der  in Danzig gerichteten Schreiben, HUB. 8 n. 122, 123, 
128. Leider sind sie nur abschriftlich und in z. T. schwer-, z. T. 
nicht verständlichen Übersetzung erhalten. Der Name des Schrei­
bers der beiden ers ten  ist verkürzt J. F. und ist aufgelöst Johan 
Fraunceys, der N am e des Adressaten des ersten Schreibens, der 
auch in den beiden ändern genannt wird, W ilh ., Jekes, Jegs, 
Gesche, Yngkas ist W illiam  Jakis. Fraunceys u. Jakis wurden 
H49 M ärz 20. von Heinrich VI. dem Hochmeister und Danzig 
empfohlen als F ak to ren  des W illiam Canings aus Bristol. Rymer 
11, S. 227.

2) Auch 4 n. 87.
3) Rymer 11, S. 308.
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Hochmeister zum Beweis der Rechtmäßigkeit seines Zugriffs, jene 
wurden als Feindesgut beschlagnahmt, nach Kopenhagen gebracht 
und versteigert. Ein Teil davon kam in die wendischen S täd te1). 
Christian berief sich auf sein unlängst erlassenes Verbot der  
Führung englischer W aren und des Verkehrs mit E ngland  durch 
den Sund. Es ist nicht sicher, wann das Verbot zuerst e rgangen  
ist. Jedenfalls forderte  aber Christian für April und Mai seine 
Befolgung. W enn er damals beim Hochmeister Klage führte, daß  
eine preußische Flotte durch den Belt s ta tt durch den Sund 
gesegelt sei und ihn dabei um den Sundzoll geschädigt habe, 
scheint auch der  Verdacht nicht unbegründet, daß die aus Preußen 
kommende Frühjahrsflo tte  wegen voraussichtlicher Feindseligkeiten 
des Königs gegen englische W are sich der Kontrolle der Schiffs­
ladungen, die der Sundzollstätte leicht war, durch die B eltfah rt 
entziehen wollte und also wegen des Bestimmungsorts und de r

■ l

Zugehörigkeit der Ladung tatsächlich Grund hatte, sich der D urch­
suchung zu entziehen. Christian und Lübeck wollten sich keines­
wegs an eine Beschränkung der Ausübung feindlicher Handlungen 
auf englische Schiffe oder etwa englisches Gut in nichtpreußischen 
Schiffen binden. Der Hochmeister verlangte von Lübeck, daß 
dessen Auslieger die preußischen Schiffe unbehelligt lassen sollten, 
und versprach dafür, daß die Preußen Handelsgesellschaft und 
Schiffsanteilschaft mit Engländern vermeiden und auch keine e n g ­
lischen Güter durch Scheinkäufe für die Zeit der Überfahrt decken 
würden. Solche hinreichend verdächtige Versprechungen wies Lübeck 
ab. Man kannte die Schliche der Kaufleute. Sie pflegten in 
solchen Fällen nicht selten das Kaufmannszeichen, die Marke, zu 
fälschen, falsche Geschäftsbriefe auszufertigen, betrügerische und 
unwahre Certifikate bereit zu halten. Die Städte hielten wohl 
auf Beweiskraft ihrer Certifikate, aber sie gaben in denselben 
nur eine Bescheinigung über die Aussagen, welche die K auf­
leute, Schiffer oder andere Personen vor den Behörden gemacht 
haben, und hüteten sich also, für die Richtigkeit und W ahrheit 
dieser Aussagen selbst eine Gewähr zu übernehmen. So w ar 
denn gerade in Fällen wie dem gegenwärtigen, wo es sich vor­
wiegend um einen auf fremden Schiffen beförderten Verkehr

D H. R. 4 n. 80 ff., HUB. 8 n. 275, 1161 § 6. ,
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frem der W aren  handelte , dem Betrug Tür und T or geöffnet. 
Lübeck bestand also darauf, jeglichen Verkehr de r  Preußen mit 
E ngland , H andel dorth in  und mit Engländern , Verm engung und 
Verfrachtung englischer Güter mit preußischen auf preußischen 
Schiffen, als V erkehr m it Feinden und demgemäß feindlich zu 
behandeln1). Da konnten S tre itigkeiten  nicht ausbleiben.

Im Mai sand te  Lübeck zwei Kriegsschiffe gegen die E ng länder 
in See. Ih r  A nführer w a r  de r  aus dem dänischen Kriege wohl- 
bekannte  Bartolom äus Voet. Die Besorgnis der N eutralen  vor 
Schädigung ih re r  Schiffahrt durch die iübischen K aper erw ies 
sich schnell als gerechtfertig t. Der K aper bem ächtigte  sich im 
Juni beim Skagen zweier Schiffe, von denen das eine ein see­
ländischer Holk w ar, aus H am burg  nach E ngland segelnd, das andere  
aus Danzig kam und nach H olland  wollte. Beide Schiffe wurden 
in die E lbem ündung gebracht. Der andere  K aper hielt eine 
Anzahl Schiffe aus Zierikzee, Brouwershaven, Vere und Amsterdam 
an, brachte einige von ihnen nach Lübeck und mit diesen auch 
die aus den änd ern  herausgenom mene verbotene W are. Sofort 
erhoben sich laute Klagen d e r  Neutralen. Der Hochmeister, Danzig, 
Elbing, Amsterdam, Enkhuizen, M iddelburg, Zierikzee, der  S ta d t­
herr von Vere in Seeland, forderten  Schadenersatz  und Rückgabe 
der Schiffe und Güter. B rem er waren auf der F ah rt  nach Schott­
land, W ism arer auf dem W ege nach Bergen zu Schaden gekommen. 
Die Gefahren de r  kriegerischen Zugriffe tra ten  rasch hervor, der 
Schaden tra f  die befreundeten  Nachbarn. Das H am burger Schiff w ar 
nach Kriegsrecht verfallen. Das Verhalten des D anziger Schiffers
bei der W egnahm e des Schiffes und der Zustand  seiner Schiffs-♦
pap ie re  ließen den Verdacht begründet erscheinen, daß er en g ­
lische oder nach E ng land  bestimmte W aren  führte. Lübeck sah den 
T atbes tand  der Führung feindlichen Guts als erwiesen an. Aber 
Danzig behaup te te  das Gegenteil. In den n iederländischen Schiffen 
w a r  Feindes- m it F reundesgu t genommen worden. Vorübergehend 
w urden Lübecker W aren  in Amsterdam und Enkhuizen besch lag­
nahm t. Die A ussendung de r  Kaper erwies sich als ein zwei­
schneidiges M ittel. Dem Angriff der Kaper fehlte das  wertvollste

i)  H. R. 4 n. 101.



Objekt- E r konnte sich nicht gegen englische Schiffe rüsten, 
weil diese die F ah rt  in die Ostsee mit englischen Schiffen b e ­
greiflicherweise vermieden und die eigenen W aren  auf frem den 
Schiffen verfrachteten oder die notwendigen W aren  auf frem den 
Schiffen empfingen. Der Verkehr Englands mit den H ansestäd ten  
vollzog sich trotz alledem unablässig, und die H ansestädte  m achten 
kein Hehl aus diesem Verkehr1). Das Eingreifen der  lübischen 
Kaper schädigte daher schließlich d i e , eigenen Landsleute ode r  
die Neutralen m ehr als England selbst — und schließlich brach te  
es -auch den H andel der Lübecker in den Ländern und Gebieten 
der Freunde und Neutralen  in Gefahr. Ein aus diesen V erw ick­
lungen hervorgehender S treit zwischen Lübeck und den N eu­
tralen  hätte dem Anstifter aller dieser Irrungen, E ngland, ein 
ergötzliches Schauspiel geboten. Dahin durfte  Lübeck es nicht 
kommen lassen. Es verzichtete auf das Mittel der Kaperei. Die 
Schiffe, die aus Ham burg und Danzig ausgelaufen, kaufte es seinen 
Ausliegern ab. Das Freundesgut wurde zurückgegeben, allen g e ­
schädigten Schiffern und Kaufleuten, soweit man sieht, E rsa tz  
geleistet. Natürlich waren die Söldner unzufrieden, die sich reichere 
Beute versprachen, und die Lübecker S tadtkasse  mußte die Kosten 
des Unternehmens tragen, nicht viel weniger als 9000 M ark  Lüb. 
— ohne daß es gelungen wäre, durch diesen gewaltsam en Versuch 
von der alten Schadenforderung an England ihren Teil e in ­
zubringen2).

Dagegen hielt Lübeck das Verbot der Durchfuhr englischer 
Tücher durch sein Gebiet aufrecht. Der H andel mit denselben in 
den Nordsee- und Ostseeländern stand  wieder in voller Blüte.
Infolge seines Krieges mit Gent gesta tte te  Philipp von Burgund 
im April vorläufig w ieder den Verkauf derselben in Antwerpen 
und ihren E xport von dort aus. E in ige  M onate spä ter  verlieh
er sogar den H olländern und Seeländern als Lohn für ihre loyale 
Haltung in jenem Kriege Zollfreiheit für englische W olle und 
Laken an der  H auptzollstä tte  Gravelingen. Die Z öllner erhielten

1) Vgl. z. B. HUB. 8 n. 171.
2) Die Quelle für dies Unternehmen der Kaperschiffe gegen E n g ­

land s. Lüb. Chron. 2 S. 152 f., H. R. 4 n. 105, 106; bes. HUB. 8 
n. 155 u. Z usatz  160, 179, 185, 189, 200, 206, 207, 208, 227,
245, 265, 274.
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Befehl, die englischen Tücher ungehindert passieren zu lassen1). 
Lübeck konnte nicht da ran  denken, in weiten Kreisen den Handel 
mit englischem Tuch zu hemmen. Hatte  doch selbst die  Lübecker 
T ag fah rt  im F eb ru ar  und M ärz die gegen F landern  verhängte 
H andelssperre  e in igerm aßen  gelockert, um für das niederländische 
Kontor die E rw erbung  der  englischen, vom Stapelp la tz  Calais 
kommenden Tücher, W olle und W ollfelle zu erleichtern. Von 
seinem eigenen Gebiet schloß es nach wie vor die englischen 
Tücher aus. Das verursachte deshalb mancherlei S törung, weil 
infolge der feindseligen H altung Dänemarks die Durchfuhr en g ­
lischer W aren  durch den Sund gefährlich w ar und daher Ham burg 
als Löschungsplatz für englisches Gut gew ählt werden mußte. 
Preußen, H am burger, Kölner u. a. waren also genötigt, die 
englische K ontrebande an Lübecks Gebiet vorbei durch Holstein 
zu führen. Aus dem N eustädter Hafen an der Lübecker Bucht 
g ingen die Tuche w eiter ostwärts. Aber in diesem engeren Bereich 
fahndete  Lübeck unablässig auf verbotenes Gut. Kölns Ersuchen 
um freien D urchgang englischer Tuche mußte schon deshalb auf 
unfruchtbaren Boden fallen, weil es wieder offen ausging von dem 
unhansischen Gedanken, daß Köln mit den Streitigkeiten  Christians 
und Lübecks mit E ngland nichts zu schaffen hätte. Soviel e r ­
reichte Lübeck, daß  seine Sperrungsm aßregeln  gegen den wich­
tigsten E xportartikel E nglands im Ostseegebiet nicht w irkungslos 
blieben, sondern peinlich empfunden wurden. Immerhin mußte 
es sich eines nicht ungefährlichen Angriffs seiner W idersacher 
erw ehren. Der Hochm eister und seine S tädte  wichen so wenig 
wie Köln ab von dem Gedanken und Wunsch nach weiteren Ver­
handlungen mit E ngland. Lübeck zur Teilnahme daran  zu bewegen, 
blieb das Bestreben fast de r  ganzen Hanse. Aber schon im 
Ja n u a r  rechnete de r  Hochmeister mit der  Möglichkeit, daß Ver­
handlungen und Vereinbarungen mit E ngland auch ohne Lübeck 
geführt und beschlossen werden konnten2). In derselben Richtung 
arbeite te  die englische Regierung bei Köln und Preußen. Ihr 
konnte nichts w illkom m ener sein als die hoffnungsvolle Aussicht, 
die A utoritä t der führenden H ansestadt durch die e igenen Genossen

x) HUB. 8 n. 151 Z usa tz ;  Gentsche Collatie ed. Schayes S. 364.
2) H. R. 4 n. 51 § 3.



schwächen und seine Interessen durch den Streit der H ansestäd te  
untereinander fördern  zu lassen. Für die zu Utrecht in Aussicht 
genommenen weiteren Verhandlungen bot zwar das F rüh jahr 1452 
durchaus keine Gelegenheit. Der Hochmeister faßte nun für den 
Zusammentritt der englischen und hansischen Gesandten den April 
des nächsten Jahres ins Äuge. Er versprach England, sich bis
zum Herbst um die Zustimmung der Hansestädte zur Annahme 
dieser Tagfahrt zu bemühen. Inzwischen aber sollte bis zum 
Herbst und auch weiterhin bis September 1453 ungehinderter und 
sicherer Verkehr zwischen England und den hansischen Gebieten 
stattfinden. Der Vorschlag fiel bei Köln auf günstigen Boden.
Dieses war überhaupt am ersten bereit, Lübecks Sache E ngland 
gegenüber preis zu geben. Es wirkte, auf den Wunsch des 
Hochmeisters, für dessen Plan bei den niederrheinischen H anse­
städten. Ob deren Jahresversammlung in Arnheim vom 9.—11. 
Mai sich mit der englischen Frage beschäftigt hat, ist nicht 
ersichtlich. Auch die T agfahrt in Nimwegen, auf welcher auch 
Köln vertreten war, hütete sich im Juni eine allzu entschiedene
Stellung zu nehmen. Sie beschränkte sich darauf, Lübeck den 
Vorschlag des Hochmeisters mitzuteilen, und verlangte vor allem 
die Einberufung einer gemeinhansischen Tagfahrt in Pommern. 
Von den wichtigeren unter ihnen waren Nimwegen und Kämpen, 
weil sie einen ansehnlichen Handel nach England trieben, mit 
der antilübischen Politik Kölns und Preußens einverstanden, 
während Deventer, wohl mit Rücksicht auf seinen Verkehr mit 
Bergen in Norwegen, wo Lübeck und die wendischen S täd te
dominierten, Zustimmung und Unterschrift zu den Forderungen 
der Süderseeischen verw eigerte1). Lübecks Antwort w ar dann 
auch deutlich genug. Die Berufung der gewünschten allgemeinen
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0  Außerdem fehlten Zütfen, Zwolle, Doesburg, ’Harderw yk und 
Eiborg unter den Städten, die unter das in Nimwegen entw orfene 
Schreiben ihren Namen * setzten. Uber deren Teilnahme bes. Züt- 
fens an der N im weger Versammlung ist aber, entgegen Ther- 
stappen S. 36 nichts bekannt. Zwolle ist wohl nicht mit dem 
Schriftstück bekannt geworden. Vgl. HUB. 8 S. 114 Ä. 6, H. R.
4, 90 § 10, 11. Alle diese Städte, bes. Zütfen, sind vielleicht 
ebenfalls durch ihre östlichen Handelsinteressen bestimmt worden, 
sich feindseliger oder unfreundlicher Äußerungen gegen Lübeck 
zu enthalten. "
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T ag fa h rt  lehnte es wie früher  ab. Seine Bemerkung, welche es 
einflocht, daß die  schw ebende F rage  von wenigen und kleinen 
S täd ten  nicht e rsprieß lich  behandelt werden könne, t r a f  mit ver­
d ien ter  Schärfe die ha lbw ahre  H altung Kölns, welches seiner 
Sonderpolitik  ein b re iteres  Relief zu geben und ihre Schärfe 
zu verhüllen suchte, indem es sich an die Spitze e iner Anzahl 
k leinerer S täd te  und Städtchen, wie Roermond, Arnheim, W esel, 
Duisburg, Tiel und Zaltbom m el stellte, die in dem  größeren 
Verkehrsleben de r  Zeit w enig  bedeuteten und deren Verdienste 
um die hansische Sache gering  waren. Indessen wuchs allmählich 
die Gefahr, daß  die H ansestäd te  untereinander in der  englischen 
Angelegenheit sich unter Ausschluß Lübecks verständigten. Bereit- 
w illig  ging m an in E ngland auf den Vorschlag des Hochm eisters 
ein, dem Köln sich angeschlossen hatte. W enn es im Juni die 
Bedingung d a ran  knüpfte, daß  bis Ende Septem ber ihm sowohl 
der Term in d e r  neuen T ag fah rt  angekündigt, als auch von den 
E n g land  befreundeten H ansestäd ten  Geleitszusicherungen für die 
E n g län d er  e ingesandt w erden  sollten, so sieht man, daß E n g ­
land sich den inneren Zw ist der  Hanse recht geschickt zu Nutze 
machte, um seinen Zweck, die Herstellung fester H andelsbezie­
hungen mit dem Osten ohne Abrechnung über vergangene E re ig ­
nisse, sicher zu erreichen. Der Hochmeister ging nun weiter. 
Auf seine Anregung e rk lärten  im August auch die drei größeren 
livländischen S täd te  ihre Zustimmung zur Fortsetzung der Unter­
handlungen mit E ngland. E r  selbst und Danzig suchten sodann 
Ham burg, Bremen und Braunschweig für den Plan zu gewinnen. 
Auch sie sollten E ngland  ihre Bereitwilligkeit zur Teilnahm e an 
den neuen Verhandlungen im nächsten April ausdrücken und das 
gew ünschte Geleit für die E ngländer dorthin einsenden. An 
Lübeck, wenn es die Beteiligung ablehne, solle man sich nicht 
m ehr kehren. • Die Gefahr der Isolierung Lübecks rückte näher. 
Z w ar  w ar eine Äußerung Braunschweigs, des Vororts der  w est­
lichen Gruppe d e r  sächsischen Städte, nicht zu erlangen. Auch 
Bremen, dessen A ntw ort nicht erhalten  ist, dürfte kaum bedin­
gungslos der W iederaufnahm e der Verhandlungen m it E ngland 
zugestim m t haben. Selbst Ham burg, obwohl es im O ktober seine 
Beteiligung zusagte, hielt an dem ursprünglichen, von Lübeck stets



in den Vordergrund gestellten, aber von den E ngländern  in Utrecht 
umgangenen Gedanken des eigentlichen Zwecks der Verhandlungen 
fest: Genugtuung und Schadenersatz „von England zu nehmen 
und ihm zu geben, wie es die Billigkeit fo rdere“ . Indessen ließ 
sich nicht leugnen, daß die Lage sich doch zum Nachteil Lübecks 
zu ändern begann, daß die nachstehend gerichtete E rk lärung  
Kölns, nach welcher neben Preußen und Köln alle H ansestäd te  
mit einziger Ausnahme Lübecks einverstanden seien mit der E r ­
neuerung der Verhandlungen, wenn sie gleich übertrieben war, 
doch ihrer vollen Berechtigung immer näher zu rücken schien. 
Das sah auch Lübeck ein. Die neue T agfahrt mit England 
sollte wieder in Utrecht stattfinden. Lübeck parierte  den Angriff 
des Hochmeisters auf seine Vorortschaft mit einem meisterhaften 
Streich. Im Dezember erinnerte es den Hochmeister w ieder an die 
entscheidende Hilfe, die es vor fast drei Jahren den Preußen 
gegen England geleistet. Es mahnte ihn, nun auch seinerseits 
Lübeck nicht zu verlassen, indem er sich einseitig mit England 
verständige. Es verweigerte seine Teilnahme an den neuen Ver­
handlungen. Aber es bevollmächtigte zugleich den Hochmeister und 
die übrigen hansischen Teilnehmer, Lübeck in den Frieden mit 
England einzuschließen, wenn England in Utrecht sich zum 
Schadenersatz an die Lübecker verpflichte. Indem es sachlich 
auf seinem alten und gerechten Standpunkt verharrte , befreite 
es sich formell von der Möglichkeit der Vorwürfe, daß es ein 
Abkommen mit England hindern wolle. Dam it nicht genug. W enige 
Wochen später, kurz vor Jahresschluß, berief es den Hochmeister 
und die H ansestädte auf fast genau denselben Tag im April, den 
22., an welchem (am 23.) die Verhandlungen in Utrecht mit den 
Engländern stattfinden sollten, nach Lübeck ein zur Beratung 
über Anträge einer flandrischen Gesandtschaft, die den Frieden 
mit Flandern wiederherstellen sollte.

Indem Lübeck die Verhandlungen mit England vereitelte, kam 
es den früher abgewehrten Wünschen der Städte nach Einberufung 
einer allgemeinen T agfahrt entgegen; es machte zugleich Hoff­
nung auf die ersehnte Aussöhnung mit Flandern und schob den 
Schwerpunkt der auswärtigen Politik der Hanse wieder nach 
Lübeck selbst. Die Aktion des Hochmeisters und Kölns w ar
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gescheitert. Jener  hatte  E ng lan d  mit dem E in treffen  der ver­
lan g ten  Zustim m ungs- und G eleitserk lärungen der  H ansestäd te  
schon bis zum Dezem ber vertrösten müssen. E r sah sich im 
Jan u ar  1453 genötig t, seinen S tädten  beizustimmen, daß  jedenfalls  
schon die Lübecker Versammlung beschickt w erden  sollte. E r 
mußte den W unsch seiner S täd te  erfüllen und der englischen Re­
g ierung die H inausschiebung der beabsichtigten U trechter Ver­
handlung in ungewisse Zukunft mitteilen. Das Schicksal des 
w eiteren Beschlusses der Preußen, daß erst in Lübeck und zw ar 
durch e inm ütigen Beschluß der Versammlung die D eputierten  zu 
den V erhandlungen mit E ng land  bestimmt w erden sollten, ließ 
sich voraussehen. Vor der  drohenden Gefahr der  Z ersp litte rung  
kam auch in den preußischen S täd ten  der  Gedanke der 
E in trach t w ieder zum Durchbruch. Nicht w eniger verle tz t fühlte 
sich Köln, dem wiederum  die schöne Gelegenheit entging, in die 
beneidete  Stellung Lübecks einzurücken. Es e rkannte  die Äbsicht 
Lübecks. Denn in dem Berufungsschreiben zur Lübecker T agfah rt  
w ar von E n g land  nicht die Rede. Es verriet seine E rb itterung  
und E nttäuschung, indem es nun auch die Teilnahm e an den in 
Lübeck bevorstehenden Besprechungen der flandrischen Sache ver­
weigerte. Gegenüber diesen Äußerungen politischer Kurzsichtigkeit 
erschien E ng lan ds  Verhalten klug und zweckentsprechend. Es 
nahm den Aufschub der Verhandlungen hin und versprach  den­
jenigen Angehörigen der  H anse  sicheren Verkehr, in deren Heimat 
die E ng län der  die gleiche Behandlung fänden. Es lag ihm lediglich 
an der  tatsächlichen H erstellung des beiderseitigen Verkehrs. Die 
hansischen Kaufleute aus den mit E ngland befreundeten S taaten  
konnten in E ng land  ungestört ihren Geschäften nachgehen. Selbst 
die G ew alttaten , welche im Spätherbst der  Erzbischof Dietrich 
von Köln in seinem Lande gegen englische G esandte verübte, 
blieben für die Kölner in E ng land  ohne die gewohnten lästigen 
Folgen. B raunschw eiger und andere  deutsche Kaufleute benutzten 
das Anerbieten E ng lands , um sich Geleit für ihren Handel in 
E n g lan d  zu verschaffen. Freilich war der Verkehr d e r  E ng länder 
und m it englischen W aren  nach dem Osten infolge der  Fe ind­
schaft D änem arks und Lübecks noch äußerst gefährdet. Wie zu 
e rw arten , kam auf d e r  Lübecker Tagfahrt, die s ta t t  im April



erst Ende Mai zusam m entrat, die englische Sache gar  nicht oder
kaum zur Sprache. Bemerkenswert ist vielmehr, daß unter den
Anträgen der burgundischen Gesandten auch der alte  Vorschlag
Philipps w iederkehrt, daß die Hanse gleich ihm die englischen
Tücher in ihrem Gebiet vom Handel ausschließen m öge: ein un ter  
den obwaltenden Umständen für Lübeck verlockender Gedanke. 
Lübeck selbst hielt die Verkehrssperre gegen englische W are  
aufrecht. Die Bitten der Preußen um Aufhebung der Sperre  blieben 
unerhört. Im M ai wurden zwei aus Colchester kommende und nach 
der Weichsel bestimmte Schiffe, die von Schiffern aus Antwerpen 
und Termuiden geführt wurden und deren Reeder in Antwerpen, 
Köln, M iddelburg und Arnemuiden wohnten, vor der Trave a n ­
gehalten und reiches englisches Gut daraus, welches Kaufleuten
von England, Nimwegen, Köln, Tiel, Danzig und anderen Orten
gehörte, nach Lübeck geschafft. Christian von Dänem ark hatte  
schon im M ärz ein aus Amsterdam kommendes Danziger Schiff 
bei D ragör angehalten, nach Kopenhagen bringen und das darin  
verfrachtete englische Gut konfiszieren lassen. Nur das O rdensgut 
gab er wieder heraus. E r beschwerte sich über die Betrügereien 
der Danziger, die falschen Certifikate Danzigs, die Durchsteche­
reien mit englischen Gütern. Er verbot wiederum jegliche D urch­
fuhr englischer W are  durch sein Reich zu W asser und zu Land.

So war mithin die Lage im F rüh jahr und in der M itte  des 
Jahres 1453 w ieder dieselbe wie früher. Keine der drei Parteien  
vermochte die andere  zu überwinden. England hatte den ge­
wünschten friedlichen und gesicherten Verkehr mit dem Osten, 
gleichviel auf welcher Rechtsgrundlage, nicht durchgesetzt; sein 
Ostseeverkehr w ar ste ter Gefahr ausgesetzt. Der Hochmeister, 
Köln und die übrigen englandfreundlichen H ansestädte  mußten ein- 
sehen, daß gegen den W illen Lübecks oder unter Ausschluß Lübecks 
eine einseitige Verständigung mit E ng land  unmöglich oder je d e n ­
falls nur von halbem W ert sein würde. In Lübeck endlich gew ann 
die Überzeugung an Boden, daß es dem freilich unklugen D rängen 
der H ansestädte  nach friedlichem H andel mit England auf die 
Dauer kaum werde widerstehen können. Daraus ergab sich für 
alle drei die wachsende Einsicht in die Notwendigkeit, daß jeder  
einen Teil seiner W ünsche opfern müsse.
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Die PreuBen hielten fest an dem Gedanken w eite re r  V erhand­
lung mit E ngland . Köln scheint die Hoffnung auf ein Z ustan de­
kommen derselben aufgegeben zu haben. Denn die Lübecker Ver- 
Sammlung vom M ai und Juni hatte  eine neue T ag fah rt  der H an se ­
s täd te  nach Brem en anberaum t. Aber als G egenstand ih rer  Be­
ratungen w ar keinesw egs d ie  englische Frage, sondern  die bur- 
gundische vorgem erkt, und ih r Zeitpunkt, der  9. Oktober, fiel 
h in ter den Schluß des m it E ng land  vereinbarten Friedenszustandes, 
E nde September. Jedenfa lls  überließ zunächst diese Bestimmung 
die Behandlung der englischen F rage  den einzelnen S tädten  und 
Gruppen und entzog sie d e r  Gesam tberatung. Noch m ehr: die 
W ahl des Termins, ohne Zweifel unter Einfluß Lübecks getroffen, 
deutet darauf, daß die zukünftige Bremer T ag fah rt  nach dem 
Ablauf der bis Ende Septem ber reichenden Friedenszeit, wenn 
bis dahin nicht eine V erlängerung derselben erre ich t war, vor 
die Tatsache eines völlig zweifelhaften, weil geleit- und schutz­
losen, V erhältnisses zu E ng land  gestellt w erden sollte. Dann 
mochten die V erhandlungen mit England w ieder beginnen, aber 
im Sinne der Forderungen  Lübecks. Es w ar fraglos Lübecks H and, 
welche dies Netz geste llt  hatte. Diese Aussicht w ar  es nun auch, 
die den H ochm eister im Juli bewog, die englische Regierung um 
Gewährung eines d re ijäh rigen  Geleits für die P reußen  anzugehen. 
Danzig beauftrag te  gleichzeitig die Stalhofsvorsteher, gleiches Geleit 
für alle hansischen Angehörigen auszuwirken, die nicht im K riegs­
zustand mit E n g land  sich befanden, also mit Ausnahme der  
Lübecker. Es w a r  der  letzte Schlag, welchen der Hochmeister, dem 
bere its  der Boden unter den Füßen wankte, im Auslande gegen 
Lübeck führte. Köln schloß sich dem an und ba t ebenfalls um 
freien Verkehr in E ng land  und weiteren Genuß der  Privilegien; 
na türlich  nur fü r  die Kölner selbst, nicht einmal für seine n ieder­
rheinischen Freunde. Noch am selben Tage, an welchem Köln 
diese Bitte e rgehen  ließ, und ohne langes Z audern  gew ährte  
E n g land  das Gesuch der Preußen. Ende August ste llte  es auf 
drei Jahre, bis E nde  Septem ber 1456 lautende Schutzbriefe aus 
für die U ntertanen  des Hochm eisters im besonderen und für die 
Kaufleute von d e r  H anse  im allgem einen; nur die Lübecker waren 
ausgeschlossen.



W enn in den letzten Jahren  die Preußen eifrig auf W e ite r ­
führung der V erhandlungen mit E ng land  gedrungen hatten, so 
lag ein Antrieb für diese H altung offenbar in ih rer Befreiung 
von der früher gehegten Furcht, daß die E ng län der  ihre a lten  
Forderungen auf Grund des Vertrages von 1436 geltend m achen 
könnten; die Besorgnis, daß England seine alten Ansprüche auf 
Korporationsrechte seiner Kaufleute, unbeschränkten H andel m it 
Einheimischen und Frem den, beliebigen Aufenthalt und W ohnsitz  
in Danzig und anderen Städten geltend machen könnten, w a r  
augenscheinlich geschwunden. Die tie ferregten  und äußerst ge ­
spannten inneren Z ustände Preußens ließen dem Hochmeister keinen 
Spielraum m ehr zur Begünstigung der frem den Kaufleute auf 
Kosten und gegen den W illen seiner S tädte . G erade die innere  
und äußere H andelspolitik  des Ordens hatte  dessen H errschaft  
in den preußischen S täd ten  verhaßt gemacht. D er Hochm eister 
mußte zufrieden sein, den geringen Rest der ehemals bedeutenden 
eigenen H andelstä tigke it  des Ordens noch weiter zu pflegen und 
in damals üblicher W eise mit Hilfe seiner angesehenen Stellung 
noch einigen Nutzen aus eigenen H andelsunternehm ungen ziehen 
zu können. Gegenüber E ngland und den Landesherrn  über das 
Schicksal der englischen Forderungen beruhigt, w aren  ferner die 
Preußen und besonders Danzig dadurch  in günstiger Lage, daß  
sie nicht schwer betroffen waren durch die Gewalttaten  E nglands, 
weil sie mit w irksam en und lohnenden Repressalien hatten  d ie ­
selben erw idern  können. Mithin hatte  die Stellung der preußischen 
S tädte  zu E ng land  • sich w ieder in so günstiger W eise zurecht­
geschoben, daß  sie einerseits zunächst in der Prax is  nichts zu 
wünschen brauchten als lediglich einen tatsächlichen ruhigen F o r t ­
gang des Verkehrs mit E ngland, andererse its  aber auch die Aus­
sicht sich eröffnete  auf eine Legalisierung des ä lteren  für Preußen 
so vorteilhaften, durch den Vertrag von 1436 veränderten  Z ustandes 
der englisch-preußischen Beziehungen; m it anderen W orten :  auf 
bedingungslose W iedererneuerung  der  hansischen Privilegien in 
England ohne Rücksicht auf die Gegenforderung der E ng län der  
für ihren H andel in Preußen. Dieses Ziel gemeinhansischer 
Handelspolitik  zu erreichen, w ar aber nicht möglich ohne E in ig ­
keit innerhalb  der  Gesamthanse, und diese w ar durch Preußens
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Sonderpolitik gestört und vereitelt worden. Die Folge war, daß 
man in Hinsicht der  Privilegien von England nichts erreichte. 
Denn wohlgemerkt, der Schutzbrief Englands w ar ein schlichter 
Geleitsbrief für Preußen und Hansen. Von Privilegien und von 
einer Ausübung ihres Handelsverkehrs in England auf Grund der 
Privilegien w ar darin  nicht die Rede. England hielt in der 
Frage  der Privilegien an dem Grundsatz fest, daß seiner eigenen 
Leistung die Gegenleistung der anderen Seite entsprechen müsse. 
Die Bestimmung des Umfanges der Freiheiten, welche Preußen 
und Hansen in E ngland genießen sollten, behielt sich also die 
englische Regierung vor. Dieser Auffassung entsprechend hatte 
bereits das seit dem 6. März in Reading versammelte Parlam ent, 
als es dem König außer Zehnten und Fünfzehnten, noch Tonnen- 
und Pfundgelder sowie Kopfsteuern von Ausländern auf Lebens­
zeit bewilligte, die Preußen und die Hansen allgemein in gleicher 
W eise wie andere  fremde Kaufleute zu diesen Steuern heran­
gezogen. Sowohl die Gleichstellung der Hansen mit den anderen 
Fremden in bezug auf Pfund- und Tonnengeld, wie auch ihre Be­
lastung mit der Kopfsteuer waren privilegienwidrig. Indessen 
w ar auch für E ngland die Gewährung des dreijährigen Geleits 
ein Rückschritt. Es lag freilich in seinem Interesse, den ta t ­
sächlichen Fortgang des Verkehrs mit den hansischen Gebieten 
aufrecht zu halten und zu pflegen. Denn mit dem Verlust der 
festländischen Besitzungen außer Calais hatte es auch das Über­
gewicht auf der See eingebüßt und waren seine Küsten gefährdet, 
und in den burgundischen Ländern behielt doch die H andels­
politik Philipps von Burgund ihre den Interessen E nglands zuwider­
laufende Richtung. Philipp hatte die englischen Tuche wiederum 
vom Handel ausgeschlossen1). Zudem hatte England bei Verhand­
lungen mit der Hanse immerfort die Aufwerfung der lästigen Frage  
des Schadenersatzes zu fürchten. Und seine Politik war, die 
Gewalttaten von 1449 und 1450, als nicht geschehen, zu übersehen 
und der  Diskussion zu entziehen. Dies alles konnte aber die 
Tatsache nicht beseitigen, daß England jetzt auf eine Reihe von 
Jahren  tatsächlich Verzicht leistete auf die Durchführung seiner 
Ansprüche im Gebiet der  H^tnse. Das den hansischen Kaufleuten

i) HÜB. 8 n. 244, 249, 256.



gew ährte  Geleiit w ar formell geknüpft weder an die W ied er­
aufnahme der Verhandlungen noch an Gegenleistungen der Preußen 
und Hansen. W eiter ließ sich voraussehen, daß England, indem 
es den Verkehr der  H anse mit England wieder auf längere  Zeit 
sicher stellte und dadurch sein Bedürfnis zur Pflege dieses Verkehrs 
kundgab, den Hansen über kurz oder lang einen weiteren Schritt  
entgegenkommen mußte, indem es sie tatsächlich oder form ell 
wieder in den Genuß ih rer alten Vorrechte einsetzte, die ihnen 
in ihrem Verkehr und Handel in E ngland Vorzüge gew ährten  
vor den anderen Fremden. Denn d a rin  w aren doch alle H an se ­
städte einig, daß die alte Rechtsgrundlage ihres Verkehrs in 
England w ieder hergestellt werden müsse. Sowohl aus d ieser 
Selbstbescheidung beider Teile wie nicht weniger aus dem W ech­
sel der politischen Lage, der dam als sich vollzog, ergab sich 
weiter auch die schrittweise Veränderung der H altung Lübecks 
in der englischen Frage. Im Stalhof hatte  man schon im Septem ber 
Grund zu de r  Hoffnung, daß die Regierung nach Schluß der 
Herbstsitzung des Parlam ents  die Hansen befreien würde von de r  
Privilegien widrigen Heranziehung zu den im Früh jah r  beschlossenen 
Steuern. Nur die Rücksicht auf das Parlam ent, sag t ein Bericht 
des Stalhofs, bestimme sie vorläufig zur Zurückhaltung. Der 
Hochmeister befürw ortete  im November, ein letzter Dienst für 
die W ohlfahrt seiner Untertanen in England, die Befreiung der  
Preußen von jenen Belastungen. So schien das Ziel nahe: Die 
wenigstens tatsächliche Anerkennung der hansischen Privilegien 
durch E ngland. Gewiß w ar der englischen Regierung die Be­
lebung des Verkehrs mit Deutschland willkommen. Denn in den 
Niederlanden w ar der englische H andel manchen Störungen aus­
gesetzt. Die Beraubung flämischer Schiffe durch englische K riegs­
fahrzeuge beantw ortete  Philipp mit der  Beschlagnahme der Güter 
englischer Kaufleute in seinem Lande1). Lübeck seinerseits hatte  
einsehen müssen, daß der W ille der  H ansestädte  zur Fortsetzung 
des Verkehrs mit E ngland, ungeachtet der Ereignisse von 1449 
und 1450 fortbestand  und als unabänderliche Tatsache anerkannt 
werden mußte. Aus seinem Streit mit England w ar aber ein 
innerer Konflikt mit dem Hochmeister und den M ithansestädten

U n. 161 § 15, 2, n. 180 § 5.
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en ts tanden . Vor allem die englische Politik des Hochm eisters hatte 
seine V orortstellung bedroht. Die Gefahr, daß  die  Hanse und 
E ng land  sich unter Äusschluß des Vororts der Hanse verständigten, 
hatte  bestanden und bestand noch. Je tzt aber verschw and sie. 
Der W ettbew erber, der mit Lübeck um den entscheidenden Einfluß 
auf die Hanse in der englischen Frage  gerungen hatte, s t ra u ­
chelte. Seit dem H erbst w a r  kein Zweifel über den bevorstehenden 
Äusbruch innerer  Kämpfe im O rdensland. Der Hochmeister hörte 
auf, ein gefährlicher und anspruchsvoller F reund zu sein. Lübeck 
w ar ohne Zweifel un terrich tet über die U nhaltbarkeit der inneren 
Z ustände  P reußens und über die aufrührerischen P läne  der M iß­
vergnügten. Im Septem ber w andte  sich der preußische Bund, 
die gegen den Bestand der O rdensherrschaft gerichtete  Vereinigung 
der unzufriedenen Ädligen und Städte, an Lübeck mit der Bitte 
um ein Darlehen. Die dem Bund angehörigen preußischen S täd te  
w aren  schon vorher für sich in Briefwechsel mit Lübeck ge tre ten1). 
Im Oktober erh ie lt  Lübeck Berichte seines Syndicus Dr. Hrnold 
von Bremen, den es nach Danzig geschickt hatte. So fühlte es 
sich nach d ieser Seite einigerm aßen entlaste t von dem  Druck der 
A utoritä t des Hochmeisters und begann, seine feindselige H a l­
tung gegen E ng land  zu m ildern. Äber auch dies geschah mit 
g roßer Vorsicht und mit dem offenbaren Bestreben, seiner W ürde  
nichts zu vergeben. Äuf der Dezemberversammlung in Lübeck, 
auf welcher V ertre ter  wendischer, preußischer und livländischer 
S täd te  anwesend waren, verstand es sich auf D rängen der S täd te  
zur Teilnahme an neuen Verhandlungen mit E ngland. Als Termin 
für die Zusamm enkunft hansischer und englischer Gesandten sollten 
d e r  Hochmeister und andere  H ansestädte  der englischen Regie­
rung den 1. M ai vorschlagen, als Ort Lübeck oder H am burg. 
Diese beiden S täd te  versprachen, den englischen Gesandten Ge­
leit zu gew ähren  und zu erw irken. Die schon oft und auch je tz t 
von den S täd ten  gewünschte Äufhebung des lästigen  Verbots 
der  D urchfuhr englischer Tücher durch Lübecker Gebiet lehnte 
indessen  Lübeck nach wie vor ab. Es behielt sich die E n t­
scheidung d a rü b e r  vor bis zum Eintreffen der Nachrichten über das

0  Paston  L ette rs  1 S. 267 f. n. 290; HUB. 8 n. 317, 321; 
Gilliodts Inv. de Bruges 5 S. 431.
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mutmaßliche Zustandekommen der T agfahrt mit den E ngländern . 
Der W ert d ieser Verabredungen und Erklärungen ist deutlich. E r 
lag vorläufig lediglich in der Erklärung Lübecks zu g rundsä tz ­
licher Bereitwilligkeit, w ieder mit England in Verhandlung zu 
treten. W enn dagegen die W ahl eines mehr nach Wunsch gelegenen 
den Engländern  bequemeren Ortes von der Versammlung und 
besonders von Lübeck abgelehnt wurde, so war die dafür an ­
gegebene E rk lärung  der Unsicherheit der westlichen Territorien 
ein wenn schon keineswegs tatsächlich unberechtigter, so doch 
für Lübeck willkommener Vorwand. Denn daß die E ng länder 
nach Ham burg oder Lübeck kommen würden, also in immerhin 
nicht ganz sicheres Gebiet, war nach den Erfahrungen des Thomas 
Kent und seiner Genossen vom Jahre  1450 und außerdem auch­
deshalb nicht zu erw arten, weil die Engländer überhaupt, wie 
wir wissen, einer E rörterung der Vergangenheit aus dem W ege 
zu gehen Grund hatten. In dem vorauszusehenden Fall de r  Ab­
lehnung dieser Tagfahrt durch England behielt also Lübeck durch 
seine Aufrechterhaltung des Durchfuhrverbots freie Hand. Das 
erschien ihm um so notwendiger, als ihm erst die Entwicklung 
des inneren Zwistes in Preußen Klarheit verschaffen konnte, ob 
es in der englischen F rage  selbständig und sicher weitergehen 
könne, zum Frieden oder zum Beharren in seiner Feindschaft.

Der Ausbruch des preußisch-polnischen Krieges im F eb ru ar  
1454 entschied zugunsten des Friedens. Die raschen Erfolge der 
Aufständischen bewirkten, daß der Hochmeister als einflußreiche 
Autorität auch für die Beziehungen der Hanse zu E ngland nicht 
mehr in Betracht kam. Statt seiner und des Ordens t ra t  Danzig 
als maßgebende Handelsm acht in Preußen in den Vordergrund. 
Dieses aber war zunächst auf Lübeck und der M ithansestädte  
Freundschaft und auch, wie es hoffte, auf deren tä tige  oder 
mittelbare Unterstützung angewiesen. Die im Dezember von der 
Lübecker T agfahrt  in bezug auf E ngland  getroffene Verabredung 
erwies sich, schwerlich zum Bedauern Lübecks, als unausführbar, 
weil der Hochmeister als M ithandelnder und Vermittler nicht 
mehr in F rage  kam. Danzig aber w ar um so eifriger, die Ver­
bindung Preußens mit England zu erhalten. Der Krieg zwang 
es, seine Kräfte anzuspannen, seine Feinde nicht zu vermehren
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und durch eifrige H andelstä tigkeit seine unvergleichlichen na tü r­
lichen Hilfsquellen für den großen politischen Zweck flüssig zu 
erhalten . Es wünschte daher im Februar und März, daß nun­
mehr die H ansestäd te  der englischen Regierung den Vorschlag 
zur W iederaufnahm e der Verhandlungen machen sollten, und daß 
diese letzteren bis zum 25. Juli herausgeschoben werden möchten. 
Nicht weniger lag ihm am Herzen, daß England trotz  der Um­
wälzung in PreuBen, den Schutz, welchen es den Preußen und
Hansen versprochen, den Danzigern auch wirklich halte. Es 
fürchtete, wie das Einschreiten anderer Mächte, so auch die 
Intervention E nglands zugunsten des Ordens; das speziell für 
die PreuBen ausgestellte Geleit des Königs war, vielleicht nicht 
ohne Absicht des Hochmeisters, formell den Untertanen des Hoch­
meisters verliehen. Äuch dem Stalhof verkündete es den Bruch 
mit dem Orden. Der Stalhof begegnete sich mit Danzig in dem 
Wunsch nach endgültiger Herstellung des Friedens mit der ganzen 
Hanse und nach Fortsetzung der Unterhandlungen mit England.
Tatsächlich w ar lEngland damals gar nicht in der Lage, einen 
wirksamen Schritt für den Hochmeister und dessen Untertanen 
zu tun. Äuch ohne das Unglück der vor kurzem eingetretenen
völligen Verblödung des Königs wäre es bei der durch den
Streit der beiden großen Parteien  geförderten und durch das 
Pro tek tora t des Herzogs von York noch verschärften Zerfahrenheit 
der inneren Zustände und bei der Unsicherheit der äußeren Be­
ziehungen zu den französischen und niederländischen Küstengebieten 
töricht gewesen, den Verkehr mit Danzig durch Verletzung oder 
Bedrohung der PreuBen zu unterbrechen.

Uber die Zuverlässigkeit der englischen Geleitszusicherungen 
konnte der Stalhof beruhigende Erklärungen abgeben. Der für die 
H ansen im allgemeinen ausgefertigte  Schutzbrief deckte auch die 
PreuBen und vor allem die Danziger, und der Stalhof sandte 
die Urkunde an Hamburg zur W eiterbeförderung nach Danzig. 
Die Lage bot im m erfort Schwierigkeiten. Unablässig bemühte er 
sich bei der englischen Regierung, die vom Parlam ent auch den 
H ansen  auferlegten, ungerechten Steuern von denselben abzuwälzen. 
Die Feindschaft Lübecks ließ auch die betreffenden E ngländer 
nicht zur Ruhe kommen. Unaufhörlich hatten die deutschen Kauf­



leute darunter zu leiden. Darum legte die Regierung unzweifel­
haft W ert auf friedlichen Verkehr. Sie gab im Mai dem Stalhof 
die Versicherung, daß die hansischen Kaufleute, ausgenommen 
die Lübecker, in England verkehren könnten auf der G rundlage 
ihrer alten Freiheiten und daß die Ausdehnung der Steuerbe­
willigungen des Parlam ents auf die Hansen aufgehoben werden 
sollte. Freilich blieb es damit bei Worten. Das wichtigste H in­
dernis w ar noch immer Lübecks feindselige Haltung. Aber die 
Lage war verändert. In dem Konflikt Lübecks mit dem Hochmeister 
und den H ansestädten  w ar das Verbot der Durchfuhr englischer 
W aren  für Lübeck mehr ein inneres Zwangs- und Probem ittel 
gewesen. Es konnte den Verkehr mit England doch nur in einem 
wenn gleich wichtigen, so doch nur eng begrenzten Gebiet stören. 
Es sollte in erster Linie gegenüber dem Hochmeister und den 
Preußen die Erinnerung an die gerechten Ansprüche Lübecks 
lebendig halten. Jetzt, wo der Hochmeister nicht mehr zu fürchten 
und Danzig für sich allein stand, wäre seine Aufrechthaltung 
schädlich gewesen. Lübeck sympathisierte mit Danzig und dessen 
Sache. Danzig kämpfte um seine Unabhängigkeit, und in diesem 
Daseinskampf der Genossin kleinliche Schwierigkeiten in den W eg 
zu legen, konnte nicht Lübecks Meinung sein. W egen der en g lan d ­
feindlichen Haltung Dänemarks hatte Danzig das Durchfuhrverbot 
Lübecks als besonders lästig empfunden. Das H indernis wäre 
beschwerlich geworden, wenn Dänemark in dem Konflikt zwischen 
dem Orden und dessen Untertanen auf die Seite des Ordens trat. 
Lübeck mußte jetzt dem englisch-preußischen Verkehr den W eg 
durch Lübeck wieder eröffnen. Es kam ferner hinzu, daß bei 
Danzig die alten handelspolitischen Forderungen der E ng länder 
am allerwenigsten Aussicht auf Gewährung hatten. In das eng­
herzige System des Danziger Frem denrechts, dessen H ärte  auch 
die eigenen hansischen Landsleute, besonders die Lübecker, leb­
haft fühlten, würde England sicherlich nicht Bresche legen. Der 
Zusammenbruch der Ordensherrschafft und die Selbständigkeit 
Danzigs beraubte England jeglicher Hoffnung auf W iedergew innung 
der so hartnäckig erstrebten Ansiedlungs- und Verkehrsfreiheit 
an der Weichselmündung. Endlich ist für Lübecks Entschließung 
die F rage  von Bedeutung gewesen, ob die Verhandlungen mit
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Flandern  über die Aufhebung der H andelssperre  und über die 
Rückkehr der hansischen Kaufleute nach Brügge zum Frieden mit 
F landern  und H erzog Philipp führen würde oder n ich t1). Daß 
der Ausgleich w ieder nicht zu Stande kam, fiel ins Gewicht 
zugunsten des F riedens mit E ngland. So konnte denn Lübeck aus 
hinreichenden Gründen die Z eit für gekommen erachten, das 
Durchfuhrverbot fallen  zu lassen. Auf der Versammlung der Städte, 
die am 1. Juli s ta ttfand , ließ es den Verkehr mit englischen Tüchern 
durch sein Gebiet w ieder zu und zw ar bis zur nächsten T agfahrt  
zwischen den G esandten E nglands und der H ansestäd te . M it 
dieser T ag fah rt  hatte  es voraussichtlich gute W ege. Bisher war, 
wie erw ähnt, noch keine Aufforderung nach E ngland  zu neuen 
Verhandlungen ergangen . Die Lübecker T ag fah rt  m achte jetzt 
E ngland den Vorschlag, daß im Septem ber oder an einem anderen 
den E ngländern  passenden Zeitpunkt Gesandte zusam m entreten 
möchten. An dem Versammlungsort, Ham burg oder Lübeck, hielt 
man fest. Die Aussöhnung Lübecks mit England sollte die Aufgabe 
der beiderseitigen Gesandten sein. An Stelle des Hochmeisters 
übernahm  jetzt H am burg die Vermittlerrolle zwischen E ngland 
und der Hanse. Im Falle der  Annahme des Vorschlages durch E ng­
land sollten die vor vier Jahren  bestimmten H ansestäd te  bei den 
Verhandlungen mit den englischen Gesandten die H anse ver­
treten, Ham burg sollte die S täd te  benachrichtigen, wenn E ngland 
einwillige. Es läß t  sich aus den früher erwähnten Gründen kaum 
annehmen, daß die H ansestäd te  und vor allem Lübeck ernstlich 
die Hoffnung hegten, daß E ngland sich auf den Vorschlag der 
H ansestäd te  e inlassen würde. Je tzt noch weniger als früher konnte 
E ng land  geneigt sein, über die Linie hinauszugehen, die es sich 
in den letzten Jahren  für sein Verhältnis zur H anse  gezogen 
h a tte :  nämlich über die der tatsächlichen Herstellung des Verkehrs 
mit den Hansen. Einzelne Feindseligkeiten der E ng länder  gegen 
hansische Schiffe w ird man auf Rechnung des M angels an einer 
s tram m en R egierungsgew alt setzen müssen. Im April wurde ein 
D anziger Schiff von Leuten aus Berwik beim South F ir th  geraubt. 
A ndere hansische Schiffe erw ehrten  sich im Juni des Angriffs 
e iner englischen Kriegsflotte  beim Kap Skagen, de r  es aber



gelang, sieben seeländische und auch ein deutsches Schiff w eg­
zunehmen1)- Der Verkehr der E ngländer mit Preußen und wohl 
auch mit anderen H ansestädten  dauerte  fort. Im August nahm 
Danzig englische Kaufleute für ihren Handelsverkehr in Danzig
und Preußen auf 12 Jahre  in seinen Schutz. Ausdrücklich ve r­
sprach es ihnen Sicherheit vor allen Anfechtungen durch N icht­
preußen, also auch vor Ersatzansprüchen, welche von Lübeckern und 
anderen in früheren Jahren  zu Schaden gekommenen H ansen  
erhoben werden konnten. Aber nicht mehr der Hochmeister,
sondern Danzig gew ährte  je tzt diese Sicherheit, nicht allein für 
Danzig selbst, sondern für ganz Preußen. Und das war ein w ich­
t ige r  Grund für England, weiteren Verhandlungen mit der H anse 
vorläufig auszuweichen. In der Hanse dominierte jetzt schranken­
los der Einfluß der städtischen Interessen. Die entscheidende 
Stimme mußte wieder Lübeck zufallen, welches formell noch immer 
mit England auf Kriegsfuß stand. Da war vorauszusehen, daß 
bei den Verhandlungen die heikle F rage  des Schadenersatzes w ieder 
vorangestellt werden würde, ohne daß eine Aussicht bliebe auf 
Durchsetzung der alten Wünsche Englands. Die englische Re­
gierung lehnte daher im Dezember, unter Beteuerung ih rer  g ru n d ­
sätzlichen Bereitw illigkeit zu w eiterer Verhandlung, die W ied er­
aufnahme derselben in Lübeck oder Hamburg ab. Sie wünschte, 
daß die Unterhandlungen in England stattfänden, versprach, die 
hansischen Gesandten zu geleiten und versicherte sie freundlicher 
Aufnahme. Natürlich bedeutete das in W irklichkeit eine runde Ab­
lehnung des hansischen Vorschlages und ein Verzicht auf w eitere  
Verhandlungen. Denn daß die Hanse keine Gesandte nach E ngland  
schicken würde, wird man in E ngland bestimmt vorausgesehen 
haben. Im Einklang mit diesem Hinschwinden der letzten Aussicht 
auf Erfolg im Osten gab auch die englische Regierung ihrem 
Versprechen zur Aufhebung der privilegienwidrigen Steuern keine 
Folge. Ihr Befehl vom November zur Einziehung der vom P a r ­
lam ent im vorigen Jah r  bewilligten Steuern traf  außer den ändern  
Frem den auch die Hansen. Die Dinge waren damit auf den 
Punkt gelangt, der in dem englisch-lübischen Zwist vorläufig allein 
die M öglichkeit zur H erstellung eines formellen oder tatsächlichen

i) Bericht vom 1. Juli, H. R. 4 n. 283.
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Friedens darbot. Beide Teile mußten sich zu einem im Grunde 
ihnen w iderstrebenden Verzicht bequemen. Von beiden Seiten 
w ar man daher nicht ge rade  eifrig, ein Ende zu machen und 
den Frieden zu form ulieren. Im Osten waren zudem wieder 
politische F ragen  in den Vordergrund getreten. In Lübeck überwog 
jetzt das In teresse  an den politischen Veränderungen in den 
Ostseeländern das an den Beziehungen der Hanse zum Westen. 
Die englische F rage  spannte  nicht mehr die Aufmerksamkeit, 
seit der Hochmeister das Spiel hatte aufgeben müssen und die 
Vereinigung aller in dem Wunsch nach friedlichem Verkehr 
zwischen England und der Hanse die förmliche Aussöhnung der 
streitenden Teile als eine m indere W ichtigkeit erscheinen ließ. 
An Stelle des Hochmeisters t r a t  jetzt Kasimir von Polen, der neue 
Landesherr an der  W eichselmündung, für die Danziger und P reu ­
ßen ein, bei E ngland zuerst im Januar 1455. Selbst wenn man 
in England vorhergesehen hätte, daß er in den ausw ärtigen Bezie­
hungen Danzigs, vor allem in denen zum Westen, eben nur ein 
Werkzeug in dessen H and sein würde, hätte man den Kampf in 
Preußen mit keinem ändern Interesse verfolgt als den, ob es 
den Handel nach der Weichsel überhaupt stören würde oder nicht. 
Für die Berechnung der handelspolitischen Folgen, welche der 
Sieg oder die N iederlage Danzigs für E nglands H andel haben 
würde, fehlten in E ngland Verständnis und Kenntnisse. Man dachte 
nicht daran, an diesem Kampf einen lebhaften tä tigen  Anteil 
zu nehmen, wie es die H olländer taten, die sich über die kommerzielle 
Bedeutung des Krieges völlig klar waren. Der Ausbruch des B ürger­
krieges in E ngland lenkte natürlich die Aufmerksamkeit der Nation 
vorwiegend auf die inneren Zustände. Der König w ar  vorüber­
gehend wieder geistig zu Kräften gekommen, Som erset aus der 
Gefangenschaft entlassen, York vom Protektora t zurückgetreten. 
Der S traßenkam pf in St. Albans am 22. Mai, wo die König­
lichen geschlagen wurden, kostete Somerset, dem anderen an dem 
Verlust der französischen Provinzen hauptschuldigen Staatsm ann, 
das Leben und brachte  York wiederum an die Spitze. So kann 
es nicht W under nehmen, daß  auch die hansischen Angelegenheiten 
nur langsam  Fortschritte  machten. Um endlich zum Abschluß zu 
kommen, entschloß m an sich im Stalhof, durch einen Gesandten



das sinkende Interesse der Städte wieder anzuregen und dem 
Schifflein nun endgültig  die Richtung in den Hafen des Friedens 
zu geben. Der Gesandte war der Clerk des Stalhofs Heinrich 
Grevenstein1). E r  überbrachte jene Erklärung E nglands vom 
Dezember den S tädten und hat sich offenbar vor seiner Abreise 
mit der englischen Regierung verständigt über den Endzweck 
seiner Reisß. Denn wenn in dem an sich auffallenden auf G reven­
steins Inform ationen zurückgehenden Gesuch der preußischen S täd te  
um Bewilligung eines ziemlich langen Stillstands auch die Stimme 
Lübecks m itsprechen mag, so läßt sich doch nicht annehmen, 
daß  die preußischen Städte diesen Vorschlag, dem auch die anderen  
S täd te  sich anschlossen, England gemacht hätten, wenn sie nicht 
durch Grevenstein versichert worden wären, daß England auf 
diesen Vorschlag eingehen würde. Der Stalhofsklerk w ird gegen 
E nde  Mai in H am burg eingetroffen sein. Nachdem er sich mit
H am burg und Lübeck verständigt, reiste er nach Preußen zur 
Unterrichtung der preußischen Städte. Von diesen ging dann M itte  
Juni der eine Vorschlag aus. Sie lehnten natürlich die Abordnung 
von Gesandten des Krieges wegen ab und schlugen den Abschluß 
eines W affenstills tandes auf 8 bis 10 Jahre  vor, in den auch 
Lübeck einbegriffen sein sollte. W ährenddessen sollten die hansi­
schen Kaufleute in England auf Grund ihrer Privilegien unter 
Ausschluß denselben zuwiderlaufender Verordnungen und P a r la ­
mentsbeschlüsse; die Engländer in Preußen dagegen auf Grund 
ih rer approbierten Gewohnheiten verkehren2). M an erkennt, daß 
die preußischen S täd te  und besonders Danzig von ihren früheren 
Grundsätzen abwichen. Sie forderten für die Hansen allein und 
boten den E ngländern  wenig, dessen Erfüllung zudem unsicher 
und daher in Danzigs Belieben gestellt war. Aber die H a u p t­
sache war doch der S tillstand und dessen längere  Dauer. Mit
diesem Schreiben begab sich Grevenstein nach Lübeck und H am burg  
zurück und erhielt, nachdem auch wendische Städte in Rostock 
über den S tills tand  mit Rostock beraten  hatten, von Ham burg 
ein mit den A nträgen der  Preußen übereinstimmendes Gesuch an

U H. R. S. 209, 210; Christian von Gerens Chron. S. 354;
HUB. 8 n. 380 § 7.

2) Vgl. auch die Notiz HUB. 8 n. 287 A. 2.
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die englische Regierung; er reiste im August von Lübeck nach 
Köln, das sich im folgenden M onat den Wünschen der Preußen 
und Hamburgs anschloß. W enn Köln seine W eigerung zur Ab­
ordnung von Gesandten nach England nicht allein mit den Kriegen 
in Preußen, Sachsen und W estfalen, sondern auch mit den An­
griffen der Türken motivierte, so ist deutlich, daß es nur einiger
Phrasen bedurfte, um den Verzicht auf weitere Gesandtenzusammen-

♦

künfte zu verhüllen, und daß man, durch Grevenstein, die Annahme 
des W affenstillstandes seitens Englands sicher war. So w ar es 
in der Tat. Als Grevenstein nach England zurückgekehrt, erklärte  
die englische Regierung schon Ende Oktober ihre Bereitwilligkeit 
zur Annahme des Stills tandes zwischen England und der Hanse 
auf 8 Jahre mit Einschluß Lübecks. Die einzigen Bedingungen 
waren die vorherige Ausstellung einer ausreichenden Erklärung 
Lübecks und die Befreiung der englischen Gefangenen durch 
Lübeck. Infolge des W iederausbruches der Krankheit des Königs 
wurde York im November wieder zum Protektor bestellt. Im 
Dezember w ar die E rk lärung  Englands samt dem Bericht des 
Stalhofs über den Erfolg der hansischen Anträge in Lübecks 
Händen. Einige Schwierigkeiten mit der Annahme des Stillstandes 
scheint Rostock gemacht zu haben, welches, wie wir gesehen, 
bei der Beraubung der Baienflotte im Jahre 1449 Schaden erlitten 
hatte. Doch befand es sich ja  nicht, wie Lübeck, in offener 
Fehde mit England. Jedenfalls beeilte sich Lübeck die von England 
gestellten Bedingungen zu erfüllen. Schon im Januar sandte es 
sein Geleit für die E ngländer und seine Anzeige von der F re i­
lassung der gefangenen Engländer nach England. Sogleich erfolgte 
dann auch in England am 1. März 1456 die öffentliche Verkün­
digung des achtjährigen W affenstillstandes zwischen England, 
Lübeck und den preußischen Städten. Außerdem wurde in England 
der Friede ausgerufen und jede Feindseligkeit gegen Hansen 
und Lübecker untersagt. Ebenso sollte er, nach dem Wunsch 
des Stalhofs, im Gebiet der Hanse öffentlich verkündet werden. 
Die auf der See stets fortdauernden Feindseligkeiten zwischen 
E ngländern  und Kontinentalen machten die endliche W iederher­
stellung des Friedens zwischen England und der Hanse für beide 
Teile wünschenswert. Die Besorgnis vor den Untaten der englischen



Freibeuter scheint noch M itte 1455 in Lübeck beunruhigt zu 
haben1). Im Kanal nahmen die Spanier englisches Gut weg. 
Nachdem indessen die englische Regierung ihre Proklam ation e r ­
lassen und einige W ochen später die F riedenserk lärung Lübecks 
im Schatzamt n iedergeleg t worden war, schien eine längere  Zeit 
friedlichen Verkehrs zwischen beiden Ländern bevorzustehen. In 
derselben Hoffnung ha tte  auch der Stalhof unter Zustim m ung 
Kölns und Danzigs, nach der Rückkehr seines Klerks vom F e s t­
lande einige Sätze seiner Statuten erneuert und einige neue 
denselben hinzugefügt, von denen sich jene auf verbotene H a n d e ls ­
gesellschaften mit Nichthansen und dem Austritt aus dem Recht 
der Deutschen, diese auf die Leistung von Geldbeiträgen zu den 
gemeinsamen Kosten, die Autorität der Älterleute, die S tellung 
des Stalhofs als oberste Instanz in Rechtssachen für alle  hansi­
schen Kaufleute in E ngland, das Rechtsverfahren u. a. bezogen.

Freilich w ar eben nicht mehr oder w eniger als der F riede  
selbst hergestellt. Unter der Anerkennung des Friedens schien 
die V ergangenheit begraben. Nur mit kurzen W orten  w ar in de r  
englischen Kundmachung auf die zukünftige Beseitigung der  g egen ­
seitigen Beschwerden hingewiesen. Die lange Dauer des S t i l l ­
standes ließ Zeit genug dafür übrig, wenn m an überhaupt d a ra n  
denken wollte, diese F ragen  w ieder anzurühren, wofür denn in 
England und Preußen wohl die geringste  Neigung vorhanden  
war. Die Zum utung der Preußen in Hinsicht der hansischen 
Privilegien und der Parlam entsbeschlüsse ließ man in E n g land  
auf sich beruhen. Die englische Friedensproklam ation  erw ähn te  
die Privilegien mit keiner Silbe. Doch wollte man im S ta lhof 
die anscheinend günstige Stimmung benutzen, um auch in d ieser 
wichtigen F ra g e  einen Schritt w eiter zu kommen. Je tzt schien 
es möglich, auch das Parlam ent w ieder zur Anerkennung de r  h ans i­
schen Freiheiten  zu bringen. Im Ja n u ar  zusam m engetreten, w ar 
es, nachdem der  König das P ro tek to ra t  Somersets w ieder au f­
gehoben, im M ärz wegen des O sterfestes vertag t worden. Der 
Stalhof hoffte bei der W iedereröffnung der Versammlung eine 
noch erw eiterte  E rk lä rung  der Regierung zu erlangen, worin
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auch die Privilegien w ieder zur Anerkennung und praktischen 
Geltung gebracht würden. Aber das Parlam ent kehrte nicht zurück 
und wurde in den nächsten Jahren  nicht w ieder einberufen. In 
dem, was in den öffentlichen Erklärungen nur obenhin berührt oder 
ganz verschwiegen wurde, bekundete sich der Mißerfolg aller 
Beteiligten. Der 1448 begonnene Versuch E nglands zur sicheren 
Begründung seiner kommerziellen Ansprüche und Rechte im Osten, 
vornehmlich in Preußen, w ar mißlungen, die Hoffnung auf Ver­
wirklichung seiner Bestrebungen seit dem Bruch der preußischen 
Städte mit dem Orden noch zweifelhafter geworden, die vielleicht 
günstige Gelegenheit zu ih rer Erfüllung in den vorhergehenden 
Jahren durch die hartnäckige Verweigerung des Schadenersatzes 
verpaßt worden. Lübeck hatte  auf seine gerechten Ansprüche 
auf Schadenersatz vorläufig verzichten müssen. W eder die Preußen, 
noch die übrigen Hansen hatten ihr Ziel, die formelle oder ta t­
sächliche Anerkennung der hansischen Freiheiten in England e r­
reicht. So blieb die Ordnung der eigentlichen Rechtsgrundlage 
der beiderseitigen Verkehrsbeziehungen der Zukunft Vorbehalten. 
Wie schon erwähnt wurde, hatte schließlich und begreiflicherweise 
die englische Frage an Interesse verloren. Andere Vermittlungen 
und Veränderungen, insbesondere in den Ostseeländern, nahmen 
jetzt die Aufmerksamkeit der H ansestädte in höherem Maße in 
Anspruch. Immerhin aber bildeten die Beziehungen zwischen E ng­
land und der Hanse nur einen Teil der gesamten hansischen 
Politik. Auch im Westen standen sie stets im engsten Zusammen­
hang mit den Beziehungen zu den anderen Handelsmächten W est­
europas, vor allem mit denen der Niederländer. Die Schwierig­
keiten der W iderstände, welche sich erhoben, waren noch größer 
und gefährlicher als die, welche Englands H altung der Hanse 
bereitete1).

x) Hier bricht das Ms. ab mit einem kurzen Hinweis, daß die 
Darstellung sich nunmehr den hansisch-niederländischen Verwick- 
lurigen zuwenden wolle. Der Aufsatz war somit offenbar als Teil 
e iner qroßanqeleqten umfassenden Geschichte der deutschen Hanse 
gedacht.

Die Redaktion.



III.

Zur Topographie und Bevölkerungsgliederung 
der Stadt Goslar im Mittelalter.

Von 

Karl Frölich.

Karl ßorchcrs, Villa und Civitas Goslar. B e iträge  zur 

T opograph ie  und zur Geschichte des W andels in d e r  Be­

völkerung der  S tad t  Goslar bis zum Ende des 14. Ja h r ­

hunderts. Leipziger philos. Diss. 1919. 102 S. und 2 Pläne. 

Auch abgedruckt in der Zeitschr. des Hist. Ver. für N ied er­

sachsen 1919 S. 1—102.

Den im Laufe d e r  letzten Jahre erschienenen und sich vor­
nehmlich auf dem Gebiete der  Verfassungsgeschichte bew egenden  
Untersuchungen über das m ittelalterliche Goslar tr itt  in d e r  Ärbeit 
von Borchers eine S tudie  zur Seite, welche neben topographischen 
E rörte rungen  die Aufhellung der  ständischen Gliederung d e r  E in ­
w ohnerschaft und der damit zusam m enhängenden Grundbesitz- und 
Bevölkerungsverhältnisse der S tad t  in den V ordergrund schiebt. 
Sie erscheint also bestimmt, eine Reihe von Fragen  grundsätzlich  
zu behandeln , die in jenen früheren W erken  nur gestreift w urden, 
soweit es der jew eilig  ers treb te  Zweck erforderte , und b ildet 
schon durch ihre P roblem stellung eine dankensw erte  E rgänzung  
des b isherigen Schrifttums. Sie zeichnet sich ferner aus durch 
die Übersichtlichkeit ihres Äufbaus und die gefällige A rt der 
Schilderung, deren  V erständnis noch die beigegebenen K arten­
skizzen zu Hilfe kommen. So ste llt  sie eine für eine A n fän ger­
arbeit sehr beachtliche Leistung dar, die mancherlei Vorzüge auf­
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weist und, wie gerade  auch hier gezeigt w erden  soll, vielfache An­
regungen zu geben geeignet ist.

Jm einzelnen freilich erfü llt  sie nach M ethode und Ertrag  
nicht die E rw artungen, die Vorwort und Jnhaltsangabe  erwecken. 
Sie k rankt an dem M angel, daß die vorhandene L itera tur nicht 
genügend herangezogen und daß ebenso das reiche urkundliche 
M aterial, welches das G oslarer Stadtarchiv  bietet und welches 
nach dem Vorwort (S. 1) dem Verfasser zur Verfügung gestanden 
hat, nur unvollkommen ausgeschöpft ist. E s sind daher die 
auftauchenden Schwierigkeiten nicht immer richtig erkannt oder 
es wird leicht über sie h inw eggeglitten , auch fehlt es nicht an 
W idersprüchen und W iederholungen. Ü berhaupt macht sich ein 
gewisses Haften an der  Oberfläche geltend, w ährend ein tieferes 
E indringen in m ehrfacher Richtung zu abweichenden Ergebnissen 
geführt und die Aufmerksamkeit auf eine Anzahl w eiterer Gesichts­
punkte gelenkt hätte, die dem Verfasser ungeachtet ihrer W ichtig­
keit für das gewählte Thema entgangen sind. Jm Hinblick auf 
die Bedeutsamkeit der angeschnittenen und von B. zum Teil in 
falsche Beleuchtung gerückten Probleme einerseits, die N otw endig­
keit, die Beweisführung ebenso wie B. durch noch ungedruckte 
Quellenzeugnisse zu stützen, andererseits  ist von der üblichen 
Form der Anzeige abgewichen. W enn ich dabei etwas w eiter aus­
geholt habe, so ist es meine Absicht, mich nicht auf die bloße 
Kritik zu beschränken, sondern zugleich die leitenden Gedanken 
zu entwickeln, deren Beachtung m. E. erst von einer Beantwortung 
der aufgeworfenen F ragen  einen bleibenden Gewinn für die E r ­
kenntnis der Goslarer Zustände und in einzelnen Beziehungen viel­
leicht auch für die deutsche Stadtrechtsforschung überhaupt 
erhoffen läßt.

Das erste  Kapitel (S. 2—56) ist der Siedelungskunde von 
G oslar gewidmet. Es ist im E inklang mit dem H aupttite l des 
Buches überschrieben: „Villa“ und „Civitas“ Goslar und bespricht 
die „villa G oslar“ , ihre Erhebung zur Stadt, eine Anzahl topo­
graph ischer Sonderbildungen und endlich das Stadtbild  im 12. 
bis 14. Jahrhundert  sowie den S tadtp lan  als Geschichtsquelle. 
Die e rw ähnten  Sonderbildungen sind die Pfalz, das Bergdorf, 
de r  F rankenberg , die villa Romana, die B. als das „burgum



G oslariae“ bezeichnet, sowie die Ordensniederlassung der  
Johanniter zum heiligen Grabe nebst dem Gericht auf der  Reper- 
straße. Bei dem Stad tb ild  w erden die Straßen, die Verteilung 
der Gewässer, der Verlauf der Befestigung und die Ausdehnung 
der S tad t verfolgt.

Schon die W ahl des H aupttite ls  der Abhandlung, au f  dessen 
Betrachtung der Inhalt  dieses Abschnittes hinlenkt, erscheint nicht 
als besonders glücklich. Man denkt bei den gebrauchten W orten  
„villa“ und „civitas“ zunächst an den Gegensatz zwischen unbe­
festig ter M arktsiedelung und um m auerter S tadt, wie e r  un ter 
dem Einfluß der bahnbrechenden W erke Rietschels in der  W issen­
schaft Boden gewonnen hat1). Allein bei näherem Zusehen zeigt 
sich alsbald , daß B. einen anderen  Sinn mit den Ausdrücken 
verbindet, da  er sich (S. 10) auf den Boden der von G erlach2) 
vertretenen Ansicht stellt, welche nicht nur die Befestigung als 
bestimmendes M erkm al für den Unterschied zwischen M ark t und 
S tad t ablehnt, sondern, was B. nicht beachtet, auch den von Rietschel 
behaupteten Wechsel im Sprachgebrauch zwischen „villa“ und
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1) Das Schwanken der Terminologie zwischen „v illa“ und 
„civitas“ , das bereits in Ansehung des K r o n g u t e s  im 10. Jahrb. 
zu beobachten ist, kommt nach den Ausführungen von B. nicht in 
Frage. Vgl. Eggers, Der königliche Grundbesitz im 10. und 
beginnenden 11. Jah rhundert ,  Zeumers Quellen und S tudien  zur 
Verfassungsgeschichte des deutschen Reiches in M itte la l te r  und 
Neuzeit Bd. III H eft 2 (1909) S. 105 f., 107 f. (s. h ierzu U. 
Stutz Z 2 f. RG. 30 S. 478 f.).

2) Die Entstehungszeit der Stadtbefestigungen in Deutschland, 
Leipziger historische Abhandlungen Heft 34 (1913). Außer der  bei 
B. S. 97 allein angeführten  Besprechung d ieser Arbeit durch 
W iederhold , Harz-Z. 1915 S. ,215 f. ist hinzuweisen auf die An­
zeigen und Ausblicke von P. J. Meier, Korrespondenz-Bl. des 
Gesamtver. der  deutschen Geschichts- und A ltertumsvereine 1914 
Sp. 244, 245; K. O. M üller VSWG. 12 S. 489—492; Grillet, 
Revue critique d ’historie et de lit tö rature  1914 S. 150 f.; Helbok, 
Hist. Vjsch. 18 S. 161—163; Coulin MJÖG. 36 S. 529, 530, die 
beiden ers ten  kritisch, die übrigen im wesentlichen beifällig. Vgl. 
auch die gegen P. J. M eier gerichteten E ntgegnungen von Gerlach, 
Zur F rag e  der G rundrißbildung der deutschen Stadt, Hist. Vjsch. 
17 S. 508—512; Kritische Bemerkungen zu neuen Untersuchungen 
über die Anfänge der S täd te  im M itte lalter, das. 19 S. 331—345. 
S. ferner Spieß, Das M arktpriv ileg , Deutschrechtl. Beiträge, 
herausgeg. von K. Beyerle, XI 3 (1916) S. 371 f., insbes. S. 
371 Anm. 1, 373 Anm. 1 und dazu wieder Schulte Z 2 f. RG. 37 
S. 656 sowie endlich Mack Die kirchliche Steuerfreiheit in Deutsch­
land seit der D ekretalengesetzgebung (1916) S. 183 Anm. 1.

9



„civ itas“ leugnet1) und das V orhandensein e iner besonderen 
S iedelungsform  des M ark tes  neben Einzelhof, Dorf und S tad t 
überhaupt bestreitet. D as deckt sich aber w ieder nicht mit dem 
Standpunkt von B., d e r  sich in dem Urteil über die 
M arktsiedelung G oslar im wesentlichen Rietschel nähert. Als die 
,,villa G osla r“ faß t B., w enn ich ihn recht verstehe (S. 5, 9 Anm. 
49, 10 Anm. 58), den befestig ten  M ark t  G oslar auf. Bei der 
Erhebung Goslars zur S tad t  dagegen  nimmt er  einen stadtähnlichen, 
also doch wohl von de r  bloßen, wenn auch befestig ten  M a rk t­
n iederlassung begrifflich geschiedenen Tgpus des Ortes im topo­
graphischen und w irtschaftlichen Sinne an, zu dem G oslar es 
bereits in der  ers ten  H ä lf te  des 12. Jah rh u n d erts  gebrach t habe 
(S. 11), w ährend  es „als  S tad t  im Rechtssinne mit Sicherheit (!) 
e rs t  in der  zweiten H ä lf te  des 12. Jah rh u n d erts  anzusehen“ sei 
(S. 10, .13). Danach bleibt aber unklar, welche E rw ägungen
für die W ah l der Ü berschrift  m aßgebend gewesen sind. Denn 
falls Goslar bis gegen Ausgang des 12. Jah rhunderts  nur  als 
eine s t a d t ä h n l i c h e  Siedelung im topographischen und w irt­
schaftlichen Sinne zu gelten  hat, so kann de r  Ausdruck „civitas“ , 
wenn er nicht gänzlich farb los  und ohne Rücksicht auf die 
Term inologie Rietschels gebraucht w erden  soll, auf sie keine
Anwendung leiden und m an käme außer den bere its  verw endeten 
Einteilungen zu einem neuen Schema, das aber drei Stufen hat 
und somit in der von B. beliebten G egenüberstellung „Villa“ und 
„Civitas“ keinen scharfen Ausdruck findet.

Jedoch auch sachlich ist die gemachte U nterscheidung kaum 
zutreffend. Eine sichere Grenze zwischen befestig te r M ark ts iede­
lung (villa im B .’schen Sinne) und einem durch topographische 
und wirtschaftliche M om ente qualifiz ierten  Ort von „ s tad täh n ­
lichem “ C harak ter  ist m. E. nicht zu ziehen und ebenso hä lt  es 
schwer, nach  den Angaben bei B. (S. 13, 14) eine k lare  Vor­
ste llung von den rechtlichen M erkm alen  zu gew innen, welche 
einen  G egensatz d e r  von B. behaupteten  Art in der  zweiten

x) Gerlach betont w iederho lt  (s. z. B. S. 20, 21, 26, 27, 75) die 
abw eichende A usdrucksweise der  Quellen und hebt hervor, daß 
zuweilen „v illa“ und „c iv itas“ in demselben Sinne gebraucht 
w erden. v
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H älfte  des 12. Jah rhunderts  gegenüber der Zeit bald  nach dem 
Anfang desselben bedingen sollen. Ein Umschwung hat sich gewiß 
insofern vollzogen, als gegen die W ende des Jah rh u n d er ts1) die 
Ausbildung der  Ratsverfassung Fortschritte  macht. Allein deren 
E inführung ist doch für den S tad tbeg riff  nicht wesentlich, Regungen 
kom m unaler Selbständigkeit und eine gewisse O rganisation  für 
Gericht und V erw altung sind, wie B. selbst hervorhebt, schon 
vorher vorhanden-). Überdies haben wir in der U rkunde vom
13. 5. 11088) über die Abgrenzung eines neuen Paroch ia lbezirks  
für die Kirche St. P e tr i  auf dem F rankenberge  einen Anhalt 
dafür, daß sich dam als  auch Änderungen verfassungsrechtlicher 
Art an gebahn t haben. W enn B. (S. 21) diesem Vorgang nu r  eine 
Bedeutung für die kirchlichen Verhältn isse beimißt, so t r ä g t  er 
dem U m stande nicht genügend Rechnung, daß die Verschiebung 
der P fa rrg ren zen  zugleich auf eine örtliche Ausweitung d e r  An­
siedelung G oslar deute t und daß ge rade  S tad te rw eite rungen  häufig 
von einschneidenden V erfassungsänderungen  begleitet s ind4). Ich 
halte dah er  an der Ansicht fest, daß Goslar schon u ngefäh r seit 
Beginn des 12. Jah rhu nderts  als S tad t  im Rechtssinne zu be trach ten  
ist. G estützt w ird  sie noch durch die Tatsache, daß be re its  um 
die M itte  des Jah rhunderts  die sp ä te re  P farre in te ilung  volls tändig
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1) Ich nehme hier Bezug auf die D arlegungen, die v. Below, 
Z ur Geschichte der  deutschen S tad tverfassung , Jahrb. f. Nat.-Ök. 
und S ta tis tik  105 S. 651—662, insbes. S. 657 f., an die  Aufsätze 
von Bloch, D er F re ib rie f  F ried richs I. fü r Lübeck und der U rsprung  
der  R atsverfassung in D eutschland, Zeitschr. f. lüb. Gesch. und 
A ltertum skunde 16 S. 1—43 und Rörig, Lübeck und der  U rsp rung  
der R atsverfassung, daselbst 17 S. 27—62, knüpft.

2) D aß der Reichsvogt noch an der Spitze der  B ürgerschaft
erscheint und einen starken  E influß ausübt (B. S. 12, 14), ist 
kein G egengrund gegen die Annahme, daß sich Goslar auch schon 
zu jener Z eit zur S ta d t  entw ickelt hatte, da das gleiche V erhältn is  
in de r  Fo lge  ebenfalls  zunächst noch bestehen bleibt.

3) U. B. G oslar I 152.
4) Vgl. v. Below, Entstehung der deutschen S tad tgem einde

(1889) S. 46 Anm. 139; Der deutsche S taa t  des M itte la lters  I (1914)
S. 346 Anm. 1; Hist. Z. 115 S. 410, 411; Keussen, H ist. Z. 105
S. 690; T opograph ie  der S tad t Köln I (1910) Einl. S. 68*; K.
Beyerle Z 2 f. RG. 31 S. 49 f., 57 f.;  Schranil, S tad tverfassung
nach M ag d eb u rg e r  Recht, M agdeburg  und Halle, v. G ierkes U nter­
suchungen zur deutschen S taats-  und Rechtsgeschichte H eft 125
(1915) S. 55, 191, 197. S. fü r G oslar auch meine Schilderung 
Hans. Geschichtsbl. 1915 S. 9, 10. Vgl. ferner VSWG. 15 S, 555.
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abgeschlossen ist1) und daß gewisse Spuren auf die Bildung 
der späteren gerichtlichen Organisation, die in der Ausscheidung 
eines eigenen städtischen Untergerichtsbezirks g ipfelte2), schon in 
der gleichen Epoche hinweisen3). Ich habe das Gefühl, daß bei 
der späten Änsetzung des Zeitpunktes, in dem Goslar als Stadt 
erscheinen soll, dem Verfasser der Blick getrübt ist durch das 
Bestreben, eine zeitliche Übereinstimmung zwischen dieser T at­
sache und dem Äuftauchen des W ortes „burgenses“ in dem von 
B. angenommenen technischen Sinne in den Urkunden4) herzustellen.

Zu den Bemerkungen über die „villa“ Goslar ist noch folgendes 
nachzutragen: B. entw irft einleitend (S. 1—4) ein Bild der  Ver­
hältnisse in der Zeit, die vor der Gründung des M arktes bestanden. 
W enn es in der Hauptsache über bereits Bekanntes nicht hinaus­
führt, so läßt sich zur Entschuldigung sagen, daß an neuem 
Tatsachenm aterial kaum noch allzuviel beizubringen ist. Jedoch 
ist B. entgangen, daß die siedelungskundliche Forschung5) hier 
noch wertvolle Aufschlüsse zu liefern vermag und daß sich diese 
gerade  in neuerer Zeit mit besonderem Eifer e iner Anzahl von 
Problemen zugewandt hat, die auch für die Umgebung Goslars 
Wichtigkeit haben und schon in besonderer örtlicher Beziehung 
auf sie untersucht sind. Z w ar gibt B. ebenfalls einige Hinweise 
der in Betracht kommenden ArtG), die aber kaum dem heutigen 
S tande der W issenschaft entsprechen. Jch mache in dieser 
Beziehung vor allem aufmerksam auf die „Beiträge zur Siedelungs-

4) Frölich, Hans. Geschichtsbl. 1915 S. 9.
2) S. hierzu K. Beyerle, Gött. gel. Anzeigen 1915 S. 224 f.
3) Neben der Urkunde vom 16. 10. 1186 (U. B. I 306, s. dazu 

Frölich, Die Gerichtsverfassung von Goslar im M ittelalter, v. Gier- 
kes Untersuchungen Heft 103, 1910, S. 16), welche zwei judices 
in Goslar nennt, ist vielleicht zu beachten die Urkunde vom 3. 6. 
1156 (U. B. I 229), die zwei möglicherweise mit den späteren 
„judices“ zusammenfallende „officiales“ unter den Zeugen aufzählt. 
Sicher ist die Iden titä t jedoch nicht.

4) Vgl. darüber weiter unten im Text.
,5) S. im allg. je tzt Schönebaum, Siedlungskunde im Dienste 

der  Landesgeschichte, D. Geschichtsbl. 18 (1917) S. 109—123.
6) Vgl. S. 2 Anm. 1, 4, 5 Anm. 30, 93 zu Anm. 371 (an diesem

Orte aber mit nicht ganz e inw andfreier W iedergabe des Sinnes der
Belegstelle).



künde des nördlichen subhercynischen V orlandes“ von W ütschke1) 
und auf den Aufsatz von Beschorner „Fortschritte  der F lurnam en- 
forschung in Deutschland 1913—1917 (VII. F lu rn am enberich t)“ 2). 
Aber auch eine Anzahl von Arbeiten, die für die rechtliche Beur­
teilung der  obw altenden Verhältnisse von W ichtigkeit sind, ist 
nicht benutzt. Ich erw ähne z. B. die Abhandlung von Thimme 
über „F o res tis“ 3), die D arlegungen von Philippi über „ F o rs t  und 
Zehnten“ 4) sowie die Untersuchungen von Lappe, insbesondere
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4) Archiv für Landes- und Volkskunde der Provinz Sachsen 17 
(1907) S. 1—77. Vgl. im Hinblick auf die Andeutungen von B. 
S'. 2 Anm. 1 über die Ortsnamen mit der Endung -rode namentlich 
die Auseinandersetzung bei W ütschke S. 28, 29 über das Älter 
der Orte auf -ingerode (s. zu diesem Gegenstand schon Förstem ann, 
Harz-Z. 1893 S. 416—418; Jacobs, daselbst S. 418—422; Ed w. 
Schröder das. 1908 S. 81; Damköhler, Braunschweig. M agazin  
1905, S. 103 f.), die durch den Aufsatz W ütschkes über „Die O rts­
namen auf - ingerode“ (Harz-Z. 1919 S. 68—72) ergänzt w ird . Eine 
S tellungnahm e zu diesen Arbeiten, bei der die neueren  U nter­
suchungen über die Ortsnamen auf -ing(en) mit zu berücksichtigen 
wären (s, dazu zuletzt Dopsch, W irtschaftliche und soziale G rund­
lagen de r  europäischen Kulturentwickelung I, 1918, S. 34 f., 231 f., 
309; E rnst, Die Entstehung des niederen Adels, 1916, S. 78, 79, 
82; derselbe, M ittelfreie, 1920, S. 90, 93) ist in diesem Z usam m en­
hänge nicht möglich. — W eite rer  siedlungsgeschichtlicher Stoff 
bei Löwe, B ibliographie der Hannoverschen und Braunschweigischen 
Geschichte (1908) S. 26 f. Beachtung verdient auch Schuhmacher, 
M aterialien  zur Besiedelungsgeschichte Deutschlands (1913), insbes. 
S. 52, 133, 140 f., 187 f., 221.

2) Korrespondenzbl. des Gesamtver. der deutschen Geschichts- 
und Ältertumsvereine 1919 Sp. 12—39 (daselbst Sp. 13 auch An­
gaben über die am gleichen Orte  erschienenen früheren  F lu r­
nam enberichte). Vgl. hier zu B. S. 4 (Al, Ala) Sp. 23, 24 (E n t­
stellung grund legender W ö rte r :  Ol aus Allmende, s. fe rner  Sp. 
32, 35), zu B. S. 5 Anm. 30 Sp. 24, 25 (Bedeutung der  E ndung  
-lar, un ter  Bezugnahme auf J. Schnetz, Das Lar-Problem  mit 
besonderer Berücksichtigung der  fränkischen Lohrorte am Main, 
Gymn.-Programm, W ürzburg, J. M. Richter 1913). Nach Schnetz 
bedeutet die urgerm anische Endsilbe -lar w eder Siedelung noch hat 
sie den Sinn von wüst, unfruchtbar oder leer, sondern sie bezeichnet 
die natürliche Viehweide in ihren verschiedenen Arten. — Uber 
den Ortsnam en G oslar s. jetzt auch Schoof, N iedersachsen 24 (1919) 
S. 218. Vgl. noch Beschorner, Flurnam enforschung, K orrespon­
denzbl. 1921 Sp. 7 f., bes. Sp. 23, 24.

'’) Ärch. f. Urk.-Forschung II S. 101—154.
4) D aselbst S. 327—324. S. ferner Philippi, Zehnten und Z ehn t­

streitigkeiten, MJÖG. 33 S. 392—431; W eimann, Die M ark- und 
W alderbengenossenschaften  des Niederrheins, v. Gierkes Unter­
suchungen Heft 106 (1911) S. 50, 53 f. sowie die Ausführungen 
von Pöschl über den Neubruchzehnt im Arch. f. kathol. Kirchenr. 
Band 89 S. 3 f., 171 f., 333 f., 497 f.
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dessen „Rechtsgeschichte der wüsten Marken“ x), mit deren Hilfe 
sich vielleicht gerade über die Überlieferung von der Entstehung 
des Ortes durch die Zusammenlegung mehrerer Dörfer, die von 
B. ( S. 2, 3) als der urkundlichen Stütze entbehrend abgelehnt 
wird, neues Licht verbreiten läBt2).

9

Ein besonderes Interesse dürfen von vornherein die Erör­
terungen der folgenden Abschnitte erwarten, welche die bisher 
außerordentlich stiefmütterlich behandelte Topographie der Stadt 
und ihrer nächsten Umgebung betreffen. Sie stellen sich auch 
in mancher Hinsicht als eine Förderung des heutigen Standes 
unseres Wissens dar, können aber als voll befriedigend nicht 
angesehen werden und sind selbst nicht frei von handgreiflichen 
Irrtümern. Allerdings hat jede Betrachtung dieser Art bei Goslar 
mit einer erheblichen Schwierigkeit zu kämpfen. Sie beruht darin, 
daß es für die Periode, in der bereits in weitgehendem Umfange 
die Grundlinien des späteren Stadtbildes festgelegt sein müssen, 
an genaueren schriftlichen Aufzeichnungen, die hier zu verwenden 
sind, so gut wie völlig fehlt, und daß selbst noch für den Anfang 
des B. vornehmlich beschäftigenden Zeitraumes die Quellen nicht 
übermäßig reichlich fließen. Ihr- läßt sich nur dadurch begegnen, 
daß in ausgedehntem Maße die Zeugnisse der Folgezeit zur Auf­
hellung der früheren Zustände herangezogen werden, die, mit 
der erforderlichen Vorsicht benutzt, schon bei der Aufdeckung 
verfassungsrechtlicher Zusammenhänge wichtige Dienste zu leisten 
vermögen3), bei der Untersuchung topographischer Fragen aber 
von geradezu unschätzbarem Wert sind, wenn wirklich brauchbare 
Ergebnisse erzielt werden sollen. Es ist dies ein Gesichtspunkt, 
der nicht durch die Berufung auf die zeitliche Begrenzung der

Wüstungsverzeichnis der Provinz Westfalen, Einleitung: Die 
Rechtsgeschichte der wüsten Marken (1916). In der Literatur­
übersicht S. XII auch Angabe der früheren Werke Lappes.

2) Ich werde mich an anderem Orte genauer hierüber äußern. 
Vgl. einstweilen meine Besprechung des Lappe'schen Buches in 
der Miszelle „Städte und Wüstungen“ VSWG. 15 S. 546 f.

3) Vgl. den gerade auf Goslar abzielenden Vermerk bei v. 
Below, Ursprung der deutschen Stadtverfassung ( 1889) S. 5 Anm. 2
sowie Coulin Z2 f. RG. 31 S. 454.



Aufgabe ausgeschalte t werden kann und dem sich auch B. trotz
der von ihm in d ieser Richtung geübten und durch die Bem erkung
S. 40 kaum überzeugend begründeten Zurückhaltung nicht völlig
hat verschließen können.

In de r  T a t  bietet für topographische Forschungen das G oslarer 
Stadtarchiv , dessen Schätze an Urkunden und S tad tbüchern1) ers t 
zum Teil freigelegt sind, eine Fülle  einschlägigen M a te r ia ls  aus 
dem spä teren  M itte la lter . Leider ha t sich B. aber auf eine nicht 
sehr in die  Tiefe dringende Ausbeutung beschränkt und so ist 
ihm zum Teil sogar die E igenart  de r  vorhandenen Quellen en t­
gangen, deren E rkenntn is ihm ohne weiteres Fingerzeige geboten 
haben w ürde, die für seine Ausführungen von der größten T ra g ­
weite w erden  mußten. Ich will nur folgendes hervorheben: Unter 
den von B. erw ähnten  H andschriften  spielen eine H aup tro lle  zwei 
S tadtbücher, von denen das eine mit seiner a lten  und wenig 
sachgem äßen Archivsignatur als „H ypotbekenbuch“ , das zweite aus 
Gründen, die  mir nicht bekannt sind, als „Schoßbuch“ z it ie r t  wird. 
Das „H ypothekenbuch“ stellt, was bisher übersehen ist und was 
auch B. nicht bem erkt hat, das wahrscheinlich ä lteste  Grundbuch 
von Goslar d a r3), es müßte richtiger, wie es sich selbst an einer 
a lle rd ings  nicht sehr in die Augen fallenden Stelle nennt, als 
„Registrum dom orum “ , also als Häuserbuch, bezeichnet w e rd e n 5)- 
Das, was seine Verwertung für topographische Zwecke besonders 
fruchtbringend erscheinen läßt, ist der  Umstand, daß sich hier 
genaue Angaben über die Lage der  einzelnen Grundstücke nach 
Straße, N ebenhäusern  oder sonstigen räumlichen M erkm alen finden, 
welche die  sicherste, aber von B. trotz  des H inweises von
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U Uber die Bedeutung der letzteren für die T opographie  s. 
Rehme, Uber Stadtbücher als Geschichtsquelle (1913) S. 17, 20, 22. 
W ichtig für städtische Verhältnisse auch Hohlfeld, S tad trechnungen  
als historische Quellen, Leipzig, philos. Diss. 1912 (das. S. 95 f.:  
Die S tad trechnung  als siedelungsgeschichtliche Quelle).

2) Die bisherige Ansicht, daß  Goslar es nicht zu einem 
Grundbuche gebracht habe (vgl. zuletzt K. Beyerle, Gött. gel. Anz. 
1915 S. 231), läßt sich daher nicht aufrecht erhalten . Ich beab­
sichtige, ü be r ' das Goslarer Auflassungswesen an an d ere r  Stelle 
N äheres zu bringen.

3) Ich wähle im folgenden deshalb  die abgekürzte  Benennung
H. B.



Karl Frölich

F. Beyerle1) im wesentlichen unberücksichtigt gelassene H andhabe für 
die Rekonstruktion des a lten  S tad tb ildes  gew ähren . Das von B. 
sog. „Schoßbuch“ dagegen , das  mit einem im S tad tarch iv  zu Goslar 
aufbew ahrten  und dort als „G rundsteue r-P fa rrreg is te r  1414 f .“ ge­
führten Heft zusam m enfällt, ist in W ahrheit nichts anderes als 
eine dem 15. Jah rhu ndert  angehörende  Sam m lung von Registern 
über die Entrichtung d e r  an das dortige  Dom stift gezahlten 
W ortzinsen, welche über die Höhe dieser Abgabe, mit d e r  sich 
B. an m ehreren Stellen  abm üht (S. 44, 45, 45, 57, 61), eine 
genaue Auskunft gew äh r t2), die indessen von den Annahmen, zu 
denen B. greift, erheblich abweicht und dam it den d a ran  geknüpften 
Schlußfolgerungen über die Z ahl der W ohnstä tten  usw. ohne 
weiteres den Boden entzieht3). Jedoch auch noch in anderer 
Hinsicht ist dieses W ortzinsbuch von Belang, insofern nämlich 
die Erhebung der Z insen ge trenn t nach den P farre ien  und S traßen 
erfolgt. Es bietet mit seinen bis in das Jahr 1415 zurückreichenden 
E in trägen  den ersten zusam m enfassenden Überblick über die kirch­
liche E inteilung der S tad t  und die auf die einzelnen P farrsp rengel 
entfa llenden Straßen. Es hätte  also die M öglichkeit Vorgelegen, 
durch ein Eingehen auf die ä lteren  Parochialverhältn isse , welches

H Z 2 f. RG. 35 S. 579 Anm. 1 (bei d e r  Anzeige des 
Buches von Feine, Der Goslarische Rat bis zum Jah re  1400, 
v. Gierkes Untersuchungen H eft 120, 1913).

2) Der Goslarer W ortz ins  be träg t  danach in der Regel zwei 
Denare.

3) Es w äre  für die Arbeit von Vorteil gewesen, wenn B. 
einzelne der  neueren Editionen historisch-geographischer oder s ta ti­
stischer Art zu Rate gezogen hätte. Ich verweise z. B. auf H e rr ­
mann, Quellen zur Topographie  und Statistik  d e r  S tad t Mainz, 
H äuser- und Steuerlisten aus der  Zeit von 1497—1541 (1914, 
s. dazu Curschmann, D. Lit. Z. 1920 S. 737 f.) oder auf die 
M ünster behandelnden Untersuchungen von Lethmathe, Die Bevöl­
kerung M ünsters i. W. in der  zweiten H älfte  des 16. Jahrhunderts , 
M ünstersche Beiträge zur Geschichtsforschung H eft 41 (1912) und 
Heidem ann, Bevölkerungszahl und berufliche G liederung M ünsters 
i. W . am E nde  des 17. Jahrhunderts , M ünstersche Beitr. H eft 49 
(1917, vgl. die Anzeige von Im berg  VSWG. 15 S. 133 f.). W egen 
d e r  nahen Beziehungen Goslars zu Mühlhausen hä tte  vielleicht auch 
Vetter, Bevölkerungsverhältn isse M ühlhausens i. Th. im XV. und 
XVI. Jahrhundert ,  Leipziger historische Abhandlungen Hefr 17 
(1910) berücksichtig t w erden  können. Ü berhaupt hätte  die Frage  
d e r  M ethodik  wegen der  Bestimmung der  Bevölkerungszahl g rößere  
A ufm erksam keit verd ien t (vgl. hierzu etwa Stieda, Hans. 
Geschichtsbl. 1886 S. 185 f.).



je tzt fehlt, einen weiteren Mangel der Arbeit1) zu beheben, den
B. selbst gelegentlich als solchen empfindet2).

Fügt man hinzu, daß auch in der Äusschöpfung des bereits 
gedruckten Urkundentums und in der Benutzung der vorhandenen 
L iteratur s tarke  Lücken festzustellen sind, so kann es nicht W under 
nehmen, wenn das Bild der topographischen Grundlagen, das B. 
von dem mittelalterlichen Goslar entwirft, in wesentlichen Bezie­
hungen als verzeichnet erscheint. Es ist hier nicht der  Ort, 
an der H and der Hilfsquellen, deren im vorstehenden gedacht ist, 
jede Einzelheit, die danach als unzutreffend oder anfechtbar zu 
betrachten ist, zu berichtigen. Ich beschränke mich darauf, nur 
eine Änzahl von Punkten, denen eine allgemeinere Bedeutung 
zukommt, herauszugreifen, und behalte  m ir vor, das Urteil bei 
sich darb ie tender Gelegenheit noch genauer zu begründen.

W enden  w ir uns zunächst den topographischen Sonderbildungen 
zu, so ist bei der P falz3) vor allem bemerkenswert die im Hinblick 
auf eine e rs t je tzt bekannt gewordene und im 5. Bande des Goslarer
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!) Vgl. über dieses Moment P. J. Meier, Korrespondenzbl. 
1914 Sp. 235 f.

2) B. äußert S. 16, daß wegen des Fehlens von Urkunden 
nicht festgeste llt werden könne, ob sich das kleine Kirchspiel 
der Thomaskirche über den Pfalzbezirk hinaus ers treckt habe. 
H ier enthalten  zum Teil das W ortzinsbuch, zum Teil das H äuser­
buch, für die spätere Zeit auch noch die eigentlichen mit dem 
Jahre 1457 einsetzenden, wenngleich nicht vollständig erhaltenen 
Schoßregister sowie eine Anzahl w eiterer Aufzeichnungen des
G oslarer S tadtarchivs (Landbücher, Immobilienregister d e r  P fa rren  
u. dergl.) die vermißten Unterlagen, aus denen auch Rückschlüsse 
auf das 12. und 13. Jahrhundert zulässig sind und die insbesondere 
hinsichtlich der Thom aspfarrkirche beachtliche Ergebnisse  ver­
sprechen. Ich berühre diese Verhältnisse in einem Aufsatze ,,Das
Goslarer Domstift in der zweiten Hälfte  des 13. Jahrhunderts* ', 
Z 3 f. RG. 41 S. 84 f., insbes. S. 116 Anm. 2.

3) Zu den Bemerkungen über den Gebrauch und den Sinn der 
Bezeichnung „blek“ , die B. (S. 16, 17) mit der ä ltesten  Fron- 
hofsansiedelung bei dem Königshofe in Verbindung bringt, ver­
weise ich noch auf die bei Bruns, Beiträge zu den deutschen 
Rechten des M ittelalters (H elm stedt 1799) S. 178 f. abgedruckten 
Goslarischen Rechtserkenntnisse. Einzelne von ihnen (S. 188 Nr. 
19, 192 Nr. 28, 194 Nr. 33, s. auch S. 219, 223) handeln von den 
Rechtsverhältnissen, die für ein „bleck oder burschop“ gelten, und 
von der Stellung der „Vormunden des blekes“ . S. ferner Gerlach, 
Uber den M arktflecken und S tad tbegriff  im späteren M itte 'a lte r  
und in neuerer Zeit, S. A. aus der  Seeliger-Festgabe (1920) S. 
141 f., insbes. S. 145 Anm. 1.
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Urkundenbuches zum Abdruck' gelangte Nachricht aus dem Jahre 
13951) getroffene Feststellung, daß die Simelingestraße, die zweifel­
los südlich der Abzucht lag  und die nach B. den Pfalzbezirk 
im Norden begrenzt haben soll2), zu dem Bezirk des ,,kleinen 
Gerichts“ , also des „judicium trans aquam “ der Urkunde vom
14. 9. 19203), gehörte. D ieser Umstand ist von außerordentlicher 
Wichtigkeit, da er zu e iner Überprüfung der bisherigen Ansichten 
über den Umfang und die Lage der kleinen Vogteien in G oslar1) 
zwingt, die natürlich an diesem Orte nicht erfolgen kann. Ich 
muß aber hervorheben, daß die Bemerkungen von B. über den 
Verlauf der Straße schwerlich richtig sind5) und daß B. ferner 
eine Tatsache übersehen hat, die auch in anderer Beziehung ent­
scheidend für die von ihm erörterten  Fragen ist. Bestimmend für 
die Richtung des Straßenzuges, die B. angibt, ist scheinbar der 
W unsch gewesen, ihn tunlichst in die westlichen S tadtteile  und 
in die Nähe der B ergstraße  zu verweisen, da in zwei der von B. 
mitgeteilten Belegstellen6) von einer Bergstraße in der Nähe der 
Simelingemtihle die Rede sein soll. In beiden Fällen aber hat 
sich B. verlesen, die von mir verglichenen Originaleintragungen 
zeigen ganz deutlich, daß der hier erwähnte Straßenname „Borg- 
s t ra te “ heißt, und so sehen wir in der Benennung der Straße die 
Erinnerung an die alte Burg Goslar im Pfalzbezirk festgehalten, 
die B. (S. 24, 25) in gänzlicher Verkennung der Sachlage in der 
Nähe des Rosentores im Norden der Stadt sucht. Auf dem von 
B. beschrittenen W ege läßt sich jedenfalls ein irgendwie schlüssiger 
Beweis dafür nicht erbringen. Denn wenn die Gründungsurkunden

4) U. B. V 979. In der Urkunde ist die Überlassung der Hälfte 
eines Hauses, „dat dar steyt over der Aghetucht in dem lutteken 
richte in der Sym elingestraten“ , verlautbart.

2) B. S. 39 Nr. 63—65 sowie die Stadtkarte  am Schluß.
3) U. B. II 412.
4) Vgl. Frölich, Gerichtsverfassung von Goslar, S. 29 f., 46 f., 

57 f.
5) Ich identifiziere die Sim elingstraße mit der heutigen W ort­

s traße  und ih rer Fortsetzung auf dem rechten Ufer der Abzucht, 
d e r  Königsstraße. Die gleiche Ansicht wird schon von Volger, 
W ochenbla tt  der S tad t Goslar 1840 Nr. 84 vertreten.

fi) H. B. 768 (1477) und Brudersch. 1153 (Bl. 23). Vgl. B. S. 39.



lür das Kloster Neuwerk1) von Besitzungen „in parte  burgi, quam 
villam Romanam dicunt“ berichten, so wird damit dem klaren  
W ortlaut nach nichts anderes gesagt, als daß die villa Romana 
einen Teil des „burgum G oslaria“ ausmacht, w orunter aber in 
diesem Falle, ohne den Quellen Zw ang anzutun, nur de r  Ort 
Goslar als solcher verstanden werden kann2). Ich t rag e  keine 
Bedenken, in der „villa Rom ana“ die gleichzeitig auftauchende 
„platea Romanorum“ 3) zu erblicken, die ihren Namen en tw eder, 
wie B. (S. 26) vermutet, von einem urkundlich bezeugten B ürger 
„Äzzo, natione Romanus“ 4) t räg t  oder vielleicht überhaupt auf 
Handelsbeziehungen hindeutet, die Goslar mit Italien verbanden 
und die auf den Bergbau oder den Absatz seiner P roduk te  
zurückgehen5).

W egen der drei weiter besprochenen Sonderbezirke, des B erg­
dorfes, des Frankenberges und der Reperstraße, vertritt Fe ine(i) 
die Meinung, daß es sich bei ihnen um ein ursprünglich ein­
heitliches Gebiet der kleinen Vogtei gehandelt habe, von dem
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Q Vgl. U. B. I 320. Die Bestätigungsurkunde des Papstes  
Innozenz III. vom 20. 10. 1199 U. B. I 351 hat dafür „in porta  
burgi Goslarie . . . . , que villa Romana vocatur“ . Anscheinend 
liegt aber nur ein Kanzleiversehen vor.

2) Die deutsche Übersetzung von U. B. I -320 in einem der  Auf­
merksamkeit der Forschung bislang entgangenen Kopialbuch des 
Klosters Neuwerk aus dem Anfang des 15. Jahrhunderts im Goslarer 
Stadtarchiv, welches Urkundenabschriften von 1186 f. enthält, hat 
(vgl. Bl. 2 v.) an der in Betracht kommenden Stelle: „in deme 
dele der borch Gosler, de se heten dat Romesche d o rp “ . — Ich 
halte im Hinblick auf die Urkunden U. B. I 320, 351 auch die 
Bemerkung von B. (S. 89 Anm. 347), daß die Bezeichnung „burgum “ 
für die S tad t Goslar niemals belegt sei, für nicht zutreffend.

3) U. B. I 301 (1174—1195) S. 330 Z. 11. Über die „curia 
Romana“ in Köln s. v. M aurer Städteverf. II S. 269.

4) U. B. I 238 (1157).
5) Über den Handel Norddeutschlands mit Italien um diese 

Zeit im allgemeinen s. Bächtold, Der norddeutsche Handel im 12. 
und beginnenden 13. Jahrhundert, Abh. z. Mittl. und Neueren 
Geschichte Heft 21 (1910) S. 78 f., 80 f., 84, 86 f., 100. Vgl. 
insbesondere daselbst S. 78, 81 wegen des Vorkommens der  P e r ­
sonenbezeichnung „Romanus“ . S. ferner Keussen, Top. von Köln, 
S. 57*. Uber die Beschäftigung romanischer Conversen im F re iberger  
Bergbau s. Leuthold, N. Archiv für sächs. Gesch. und A ltertum s­
kunde 10 S. 320, daselbst auch ein Hinweis auf den um 1216 
erscheinenden W alkenrieder „ fra te r  Älmantis, m agister casa rum “ 
(U. B. W alkenried  I 99).

e) S. 3 f., 16 f.



140 Karl Frölich.

erst spä te r  infolge d e r  E inverleibung der bergm ännischen Siedelung 
am Frankenberge  in den M auerring  ein g rößerer Bezirk mit der 
S tad t  verbunden sei, w as die Äbsplitterung des kleinen Gerichts 
auf der Reperstraße zur Folge gehabt habe. Dem gegenüber ist 
B. (S. 22, 23) der Ansicht, daß eine ursprünglich selbständige 
Gemeinde mit bergm ännischer Bevölkerung am Frankenberge nicht 
anzunehmen sei. Von der S tad tm auer in Goslar, die von vornherein 
die gleiche L inienführung gezeigt habe wie in den folgenden 
Jahrhunderten  (S. 44), sei auch von Anfang an die Umgebung 
des Frankenberges mit umschlossen gewesen, sodaß die Möglichkeit 
eines früheren Z usam m enhangs zwischen der kleinen Vogtei des 
B ergdorfs und der Gegend der Reperstraße1) entfalle. Faß t man 
aber allein die topographischen Verhältnisse ins Auge, vergegen­
w ärtig t man sich insbesondere die exponierte Lage der F ranken­
berger Kirche, die bei ih rer  Erbauung gewiß als M ittelpunkt 
eines P fa rrsp rengels  gedacht war, in der äußersten Peripherie 
der  S tadt, so d rän g t sich, wie ich bereits bei einer anderen  Gelegen­
heit angedeutet habe2), unabw eisbar der Gedanke auf, daß nach­
träglich durch planvolle Eingriffe  der ursprüngliche Zustand eine 
Änderung erfahren hat, die in der Verlegung des W ohnsitzes 
und der Einbeziehung eines Teils der um den F rankenberg  ange­
siedelten Bergleute in die S tad t  ihren Ausdruck fand, eine Annahme, 
die durch das, was bereits oben über die verfassungsrechtliche Be­
deutung der Ausscheidung einer neuen Parochie in d ieser Gegend 
bemerkt w urde3), eine weitere Bestätigung erhält. Ohne hier 
bereits endgültig  Stellung nehmen zu wollen, möchte ich daher 
bezweifeln, daß der von B. vorausgesetzte Verlauf das Richtige 
trifft. M. E. ha t sich B. eine sehr schöne P ara lle le  entgehen 
lassen, die er durch einen Vergleich mit den in mancher H in­
sicht ähnlichen Einrichtungen bei der B ergstadt Freiberg  gewonnen 
hätte. Denn dort begegnet in der N iederlassung d e r  sächsischen 
Bergleute, der  sog. Sächsstadt, eine anscheinend ganz analoge

0  Auch die Richtung der Reperstraße ist eine andere gewesen, 
als B. (S. 27 und Einzeichnung auf dem angehängten S tad tgrundriß) 
vermutet. Spä tere  Nachrichten tun dar, daß sie nicht östlich, 
sondern  westlich der  heutigen Astfelderstraße verlief.

2) An dem oben S. 132 Anm. 1 bezeichneten Orte.
3) S. oben S. 131.



Bildung, die schon mehrfach Gegenstand der Betrachtung gewesen 
is t1). Das Verhältnis zwischen B ergdorf2) und F rankenberg  hier 
näher zu erörtern , liegt nicht in m einer Absicht3).

Jn  dem Abschnitt über das S tadtb ild  im 12., 13. und 14. 
Jahrhundert und den S tadtp lan  als Geschichtsquelle (S. 28—56) 
wird zunächst das Straßennetz geschildert. Es w erden dabei in 
einer Liste, ge trenn t nach den genannten Jahrhunderten  sowie d e r  
Gegenwart, die Namen der vorkommenden Straßen übersichtlich 
geordnet und durch eine Anzahl von Bemerkungen, bei denen 
eine besonders ausführliche Behandlung M arkt und N eum arkt zuteil 
wird, erläutert. Aufgenommen sind in das Verzeichnis nur die 
bis zum Jah re  1400 erw ähnten Straßen, ein Nachtrag (S. 40, 41), 
der auf Vollständigkeit keinen Anspruch erhebt, verzeichnet noch 
mehrere S traßen  aus späterer Zeit. Z ur Veranschaulichung des 
Gesagten dient eine Skizze, die den M ark t und seine Umgebung 
im M itte la lter  darstellt, sowie eine Karte der Stadt, die u n ter  
Z ugrundelegung der „Pläne der S tad t Goslar vom Jahre  1805/04 
von Thieler und H eerin g“ angefertig t und mit einer Pause ver­
bunden ist, auf welcher die von B. für das M itte la lter  gewonnenen 
Ergebnisse e ingetragen sind. Die Meinung des Verfassers geht 
dahin, daß das Straßennetz der Jetztzeit sich von dem früheren  
nur unerheblich unterscheidet.

Dieses Urteil bedarf jedoch s tark  der Einschränkung. E inm al 
beachtet B. nicht hinlänglich, daß der S tadtgrundriß , wie er 
sich nach den ältesten erhaltenen urkundlichen Nachrichten d a r ­
bietet, doch schon der Niederschlag einer mehr als zw eihundert­
jährigen Entwickelung, die bis in die Zeiten der M ark tg ründung  
und vielleicht noch früher zurückreicht, ist. Auf der  anderen
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!) Vgl. Leuthold, N. Archiv f. sächs. Gesch. 10 S. 321 f.; 
Ermisch, daselbst 12 S. 91 f., 107; Günther, Harz-Z. 1884 S. 26 f.; 
Kretzschmar, Deutsche Geschichtsblätter 9 S. 140, 141. — W egen  
der Übereinstimmung zwischen Berg- und Salzstädten in de r  hier 
fraglichen Beziehung s. Frölich, Zeitschr. des hist. Ver. f. N ieder­
sachsen 1919 S. 334 Anm. 2.

2) Ein Verdienst des Verfassers ist es, über die Lage d e s  
Bergdorfes bezw. seiner Pfarrk irche  durch persönliche E rkun ­
digungen Klarheit geschaffen zu haben.

3) Vgl. dazu Feine S. 18—20.
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Seite ist die auf den ers ten  Blick bestechende Form, in der  B. 
die von ihm für die einzelnen Jahrhunderte  aus den  Urkunden ent­
nommenen Straßennam en grupp iert ,  geeignet, den E indruck hervor­
zurufen, daß  tatsächlich n u r  geringfügige  Verschiebungen eingetreten  
sind. Sowie man aber u n ter  Benutzung des oben beschriebenen 
M ateria ls  den Versuch m acht, sich nicht bloß mit einer äußer­
lichen Aufzählung der W egebezeichnungen zu begnügen, sondern 
genauer den Verlauf der  einzelnen Straßen und die noch zum großen 
Teil nachw eisbaren Ä nderungen in ihrer Richtung und Benennung 
aufzuklären, so enthüllt sich ein sehr viel bunteres und viel­
gesta ltige res  Bild, dem gegenüber die M itteilungen von B. zuweilen 
fas t  ärm lich anmuten. Es zeigt sich, daß eine weit größere 
Anzahl von S traßen auch schon vor 1400 vorhanden gewesen sein 
muß, als B. unterstellt, daß  nicht selten S traßen  gleichen Namens 
erscheinen, daß für dieselben S traßen  oder Teile von ihnen ver­
schiedene Bezeichnungen gleichzeitig in Gebrauch sind, daß heute 
einheitliche S traßenzüge früher in m ehrere Abschnitte zerfielen 
und daß um gekehrt je tz t nicht m ehr zusam m enhängende W ege  sich 
als Überbleibsel eines früher fortlaufenden S traßenzuges 
en tpuppen1).

Ich begnüge mich damit, einige Einzelheiten zu unterstreichen. 
W enn U. B. II 419 (1285—1296) von einem Hause ,,Conradi 
Scriptoris in B edelerehagen“ gesprochen wird, so kann daraus 
kaum eine Verbindung zwischen Bedelerhagen und Schreiberstraße 
abgeleitet werden, da der letztere  Namen bis zum 16. Jahrhundert  
in den Urkunden fehlt und aus der  Art seiner E rw ähnung  zu 
folgern ist, daß es sich um eine e rs t  dam als e ingebürgerte  S traßen­
bezeichnung handelt. Edighehof und Immingehof (B. S. 33 Nr. 
15 und 20) dürften, nach den spä ter  gebräuchlichen N am ens­
form en zu urteilen, identisch sein. Die U. B. IV 528 genannte  
G rubenstraße  (B. S. 34 Nr. 26) ex is tiert überhaupt nicht, da nach 
d e r  O rig inalurkunde des Goslarer Stadtarchivs vom 15. 6. 1355 die

i)  S. über diese E rscheinungen im allgem einen Grolme, 
H ausnam en und Hauszeichen, ihre Geschichte, Verbreitung und 
E in w irkung  auf die B ildung der  Familien- und Gassennamen (1912)
S. 7, 87, 157, 158, 167.



hier von dem kleinen Vogt beurkundete Auflassung ein H aus in 
der „G ronens tra ten“ zum Gegenstand hat. Die U. B. IV 528 
gemachte Angabe beruht also auf einem Lese- oder D ruckfehler. 
Es kommt in W ahrheit  die p la tea  viridis im Bergdorfe  (B. S. 17 
Anm. 94) in Betracht, die somit auch im 14. Jah rhu ndert  b e leg t  
ist (vgl. h ierzu B. S. 32). D agegen w äre  die F rage  aufzuw erfen, 
ob d ie ' ebenfalls in einer V erhandlung vor dem kleinen Vogt 
vom 11. 10. _.1367 (U. B. V 97) bezeugte B ergstraße  mit der  heu ­
tigen B ergstraße  zusammenfällt und nicht vielmehr eine S tra ß e  
im Bergdorfe  dars te llt ,  da in der M ehrheit d e r  sonstigen, die k leine  
Vogtei betreffenden Urkunden (vgl. z. B. U. B. IV 528; V 95) 
gerade  von H äusern  innerhalb  dieses Gerichtsbezirks die Rede ist. 
Die Peksteynstraße  ist nicht mit de r  Bulkenstraße, e iner Q uer­
straße zwischen Berg- und M ark tstraße , zu verwechseln (so B. S.
38 Nr. 51), sondern bildete eine N ebenstraße der  B re iten s traß e  
(Urkunde um 1398, Goslar S tadtarchiv  Nr. 541a). Die V ogtstraße  
(B. S. 32, 39 Nr. 71) erscheint als Bestandteil eines N am ens 
schon in einer Urkunde von etwa 1259 (U. B. II 22, s. auch U. B. 
Hochstift Hildesheim III 154-1267-). Die W ille r ingstraße  (B. S.
39 Nr. 75) deckt sich nach jüngeren  Nachrichten zweifellos m it 
der jetzigen P ipm äkers traße1), w ährend die P ipenportenstraße  m it 
dieser nichts zu tun hat (so fälschlich B. S. 41 Nr. 16, ebenso  
übrigens schon Volger, W ochenblatt der S tadt Goslar 1840 N r. 82), 
sondern ihren Namen dem P ipen thor (B. S. 16; 17) verdank te  
(vgl. U. B. I 332: „domum adjacentem  valve, que Fistula d icitur, 
ad dexteram  manum exeundo“ , ähnlich I 419 S. 425 Z. 15 v. u.: 
„domum ante portam  F is tu le“ ). U ber eine Beziehung der W okken- 
fo terstraße  zu Spinnern und W ebern  (B. S. 41 Nr. 17) ist m ir 
nichts bekannt, ich möchte hier eher an eine Verbindung m it dem 
Hausnamen W okkenfot (vgl. U. B. II 419 S. 423 Z. 18 
„domus W okkenvo t“ ) denken. W ie bei der Simeling- und Reper- 
s traße  sind auch die Annahmen über den Verlauf der Gudem ann- 
und V oghet-K onradstraße (B. S. 34 Nr. 27, 39 Nr. 72) m. E. nicht
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40 Nr. 79).
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als h a ltbar  anzusehen1). B efried igender sind die Bemerkungen 
über M ark t und N eum ark t (B. S. 34—38). H ierbei verweist B. 
(S. 38) zur E rläu te run g  noch auf die angebliche Jah rm ark ts­
ordnung aus der  Z eit um 1392 (U. B. V 906), die ich schon 
frü h er2) als eine Fälschung E rdw in  von der H a rd ts  gekenn­
zeichnet habe. Der N eum ark t w ird  richtig in die Gegend des 
heutigen F leischscharrens verleg t (S. 37), jedoch g e lang t B. nicht 
zu völliger K larheit über seine Entstehung, die als eine M aßnahm e 
de r  Ratspolitik  aus spä teren  Urkunden sicher erschlossen w erden 
kann3). Ebenso entbehrt die  Vermutung B.’s von de r  Ausdehnung 
des neuen M ark tes  nach N orden  (s. die Skizze S. 35) der Begrün­
dung. Beachtung hätte  hier endlich das Auftreten de r  Bezeichnung 
„B äckerm ark t“ im Jahre  1372 erfordert*). Ob die M itteilungen von 
B. über die Lage de r  verschiedenen G ildehäuser durchweg 
zutreffend sind, verm ag ich in E rm angelung genauer Quellen­
angaben  nicht nachzuprüfen.

Die Beispiele für ungenaue oder falsche Aufstellungen lassen 
sich leicht vermehren. Es muß gesag t werden, daß sich in diesem 
Teile des Buches, d e r  auf besondere  Z uverlässigkeit Anspruch 
erheben müßte, eine außerorden tliche  Anzahl von Irr tüm ern  findet, 
die sich nur so e rk lä rt, daß  vereinzelte aus ihrem  Zusam m enhang

*) Hinsichtlich de r  K öterstraße, die in Goslar im Jahre  1251 
(s. U. B. II 4) zuerst e rw ähn t wird, bemerkt B. (S. 34 Nr. 41): 
„nach den Kötnern, den Inhabern  kleiner Grundstücke, b enann t“ . 
W egen der  Bezeichnung d e r  Köter und der mit ihrem V orhanden­
sein verknüpften F ragen  w irtschafts- und verfassungsgeschichtlicher 
Art s. W eim ann S. 117 f. u. dazu M ayer-Homberg, Z 2 1. RG. 34 S. 470 
(Köter kommen schon im 8. Jahrhundert vor, d e r  Name, einem 
Kleidungsstück entnommen, ist freilich jünger) . W eite re  L itera tu r­
nachweise bei v. Below, Zur Geschichte der Kötter, VSWG. 13 
S. 208. Vgl. auch Rhamm, Die Großhufen der Germanen (1905) 
S. 46 f.

2) Hans. Geschichtsbl. 1914 S. 340 Anm. 1 (bei der Anzeige 
d e r  F e ine ’schen Arbeit).

3) N äheres hierüber s. je tz t  Z :i f. RG. 41 S. 142 f. (s. oben 
S. 137 Anm. 2).

4) Das von Schaumann, Vaterl. Archiv des hist. Ver. f. N ieder­
sachsen 1841 S. 24 f. besprochene Privilegienbuch der  Kaufleute 
en thä lt  (vgl. Schaumann S. 37 Nr. 15) den Vermerk „Item egn 
b re ff  besegheld mit des Rades lütteken Ingheseghele, wo sek de 
Vormunden der  Coplüde unde der  Bekkere vordraghen hebben unde 
eyn ghew orden  sgn umme huse unn hove, da r  der  B e c k e r  
m a r k e t  gheheten is. Datum  anno dni M()CCCÜLXXII°. In sente 
M ichaelis d a g h e “ . Die U rkunde selbst ist anscheinend verloren 
gegangen . W egen  ih re r  Bedeutung s. Z 3 f. RG. 41 S. 142 Anm. 5.



gerissene und nicht durch anderw eite  Zeugnisse gestü tz te  N ach ­
richten ohne so rg fä lt ige  und sachgem äße Kritik benutzt sind , um 
daraus zu w eitgehende Folgerungen zu ziehen1).

Die Schilderung von B. über die Verteilung d e r  G ew ässer  
g ründet sich in der H auptsache2) auf den ebenfalls auf näh ere

1) Gelegentlich hebt, wie hier noch eingeflochten w erden  m ag, 
B. (S. 46) hervor, daß  auch das V orhandensein der B rau h äu se r  
in G oslar topograph isch  gewisse W irkungen  geäußert  habe. Da 
für andere  Orte  die  M einung vertre ten  ist, daß in den B esitzern  
der B rauhäuser  die G lieder de r  ursprünglichen  S tad tg em ein de  zu 
erblicken seien (vgl. z. B. fü r O sterode Ubbelohde, Aus vier 
Jahrhunderten , O sterode 1891, S. 32; s. auch v. M aurer, S täd te -  
verf. II S. 775 f. sowie neuerd ings H eym ann Z 2 f. RG. 38 
S. 413), so lieg t es nahe, bei G oslar ebenfalls  die 
F rage  nach einem d e ra rtigen  Z usam m enhang aufzuwerfen, zum al 
hier schon früh die besondere  Bedeutung des B rauw esens e rk e n n b ar  
ist (s. U. B. I 578, 628). Auf Beziehungen zwischen B rauw esen , 
S tad tverte id igung  und B ürgerrech t weist hin die U. B. III  1033 
abgedruckte  W illk ü r  aus der ers ten  H älfte  des 14. Jah rh u n d er ts ,  
in welcher die Verpflichtung der B rau er  zur H altung  von P a n z e rn  
geregelt w ird  (für die Folgezeit vgl. auch Hölscher, G oslarsche 
R atsverordnungen aus dem 15. Jah rhundert ,  Harz-Z . 1909 S. 82 
Nr. 26; 91 Nr. 147). In einem Schriftstück des G oslarer S ta d t ­
archivs (S tad t  G oslar Nr. 1103a) m it der Aufschrift „O rd inans, 
wie Anno 1508 die S ta d t  von Rahtspersonen und B ürgern  bew achet, 
Item designatio  der  B rauhäuser in G o s la r“ w ird die Sum m e d e r  
B rauhäuser beziffert auf 104 für die M ark tp fa rre ,  46 fü r  die 
Frankenberg ische  P farre , 44 für die  Jakobipfarre , 71 fü r  die  
S tephan ip farre  und 2 für die Thom aspfarre . Leider s tam m en die 
Aufzeichnungen ers t  aus einer Zeit, in der  die u rsp rüng lichen  
V erhältnisse schon verdunkelt w aren  und in der die F es tlegun g  
der  Zahl de r  B rauhäuser bereits  auf Gründe zurückgehen kann, 
die auf der  s täd tischen Gewerbepolitik  des M itte la lte rs  beruhen . 
Vgl. hierzu Techen, D as Brauw erk in W ism ar, Hans. Geschichtsbl. 
1915 S. 263 f., insbes. S. 282, 283; Älbrecht, Das Lübecker B rau ­
gew erbe  bis zur Aufhebung de r  B rauerzunft 1865, Z eitschr. d. 
Ver. f. lüb. Gesch. 17 S. 63 f., insbes. S. 75—77, fe rner  P fe iffer, 
Jahrb. d. Geschichtsver. f. Göttingen, Band 4/5 (1918) S. 151 f. 
Für Goslar s. auch noch H ölscher a. a. O. S. 92 Nr. 184.

2) H. B. Nr. 508 (1468) ist die Rede von einem H ause  „an 
sunte Jacobs kerckhoffe am slinge an eynem orde negest D iderick  
Gosken huse up dem beke“ . B. (S. 42 zu Anm. 159) v e rw erte t  
diesen E in tra g  so, daß er einen Gosearm, der bereits  vorher  
die tie fer  ge legene Sommerwohlen- und W oldenbergische S tra ß e  
berührt hat, am Jakobikirchhof eine Art Schlinge b ilden  läßt. 
Gemeint is t  h ier aber ein Schlagbaum  am Jakobikirchhofe (vgl. 
die Beispiele bei Schiller-Lübben M. N. W. B. IV S. 241). S. 
auch H. B. 139: H aus „in der W oldenbergesschen s tra ten  up dem 
orde tigen dem slynge sunte Jacoppes kerkhove by dem e b e k e “ . 
Im 16. Jah rh u n d er t  ist von „dem slinge boven dem m arck tke rk hov e“ 
sowie von einem solchen am Stephanik irchhole  die Rede (s. das 
zweite Grundbuch der  S tadt, das sog. Eigentumsbuch, Nr. 185, 524). 
S. auch U. B. S tad t  H a lb e rs tad t  II 690, 1216; U. B. S ta d t  
Hildesheim  II 213. 10
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Belege verzichtenden Aufsatz von Hölscher, Die Gose und Ab- 
zucht, H arz-Z . 1895, S. 657 f. Sie leidet daher  an dem Mangel 
e inw andfre ie r  U nterlagen  für die vorgetragenen  Behauptungen, was 
auch in einem gew issen  Schw anken der Auffassung hinsichtlich 
des Einflusses der  W asse r läu fe  auf die G estaltung des S tad t­
grundrisses  zum Ausdruck ge lang t (vgl. B. S. 43, 47, 49, 50), 
Die U. B. II 318 überlie fe rte  Notiz aus dem Jah re  1284, welche
von einer „O stergose“ spricht, ist übersehen.

Daß ich die M einung von B. über die ä ltes te  Befestigungslinie 
der S ta d t  nicht teile, w urde  bereits g es tre if t1)- W enn B. (S. 43,
44) die Andeutungen von Fr. Beyerle2) über die wahrscheinliche
Führung d e r  ersten  S tad tm auer  auf eine Um wallung und Verplan- 
kung des Ortes in den frühesten Zeiten der M ark tsiede lung  beziehen 
zu müssen g laubt, so g ib t er dam it im Grunde selbst seine eigene 
These pre is3).

Das Urteil wegen der  Ausführungen über den S tad tp lan  von Gos­
lar als Geschichtsquelle (B. S. 48 f.) wird natürlich  in erheblichem 
Um fange bedingt durch die Stellungnahm e zu den V orfragen, zu 
deren  B eantw ortung  die b isherigen E rö rte rungen  die H andhabe  
bieten müssen und bei denen ich wesentlich von B. abweiche. Ich 
möchte aber w eiter d a ra u f  hinweisen, daß z. B. die  von B. (S. 50 
Anm. 190) anscheinend gebillig te  Ansicht Schm idt’s1) über den 
Verlauf de r  G oslarer H aup ts traß en  in der  Richtung eines großen 
west-östlichen H andelsw eges  auf Grund der D arlegungen  von Bäch-

x) S. oben S. 140.
2) Z 2 f. RG. 35 S. 579 Anm. 1 (s. oben S. 136 Anm. 1).
3) Gegenüber den D arlegungen  von B. S. 44 Anm. 165 (s. auch 

S. 64) über die Juden straße  möchte ich die Vermutung aussprechen, 
daß  die Juden vielleicht ursprünglich  in der H okenstraße  und ih rer 
N achbarschaft geschlossen ansässig  waren (s. U. B. III 860-1330- 
„in der H okenstraten , d a r  de Juden inne w on e t“ , ebenso IV 50 
Nr. 4), wenngleich sich dies Verhältnis spä te r  wohl verflüchtigt 
ha t (s. U. B. IV 50 Nr. 1). Die heutige Judenstraße  erscheint 
e rs t  seit 1368 in den Urkunden (U. B. V 116). W egen des s tä d ti­
schen G rundbesitzes der  Juden vgl. Hahn VSWG. 1913 S. 216; 
Kober, Grundbuch des Kölner Judenviertels (1135—1342), P ub li­
kationen de r  Gesellschaft fü r Rheinische Geschichtskunde 34 (1920) 
S. 3 f., wegen der  Judengassen  daselbst S, 9 f. S. fe rner  v. Below, 
Hist. Z . 115 S. 413.

4) D er Einfluß d e r  alten H andelsw ege in N iedersachsen auf die 
S tä d te  am N ord rand e  des M ittelgebirges, Zeitschr. d. hist. Ver. 
f. N iedersachsen  1896 S. 443.



to ld1) sehr der Korrektur benötigt und daß gerade in letzter Z e it  
eine Anzahl von Untersuchungen dem früheren Zuge der S traßen  
in der Nähe von Goslar, insbesondere auch der W egeverbindungen 
über den Harz, gewidmet ist, über die B. kein W ort ve rlie r t2). 
Sodann vermisse ich in der Beschreibung von B. eine ausreichende 
W ürdigung des Umstandes, daß der Stadtgrundriß  von G oslar 
als Ganzes keineswegs eine einheitliche Gesamtanlage w iderspiegelt, 
sondern die Spuren eines allmählichen Ausbaus mit völliger S icher­
heit erkennen läßt, ein Gesichtspunkt, den übrigens bereits P. J. 
M eier3), F. Beyerle1) und K. Beyerle5) hervorgehoben hatten.

Nicht unterdrücken kann ich einige Bemerkungen über die 
der Arbeit angeschlossenen Pläne, deren Beifügung an sich als ein 
dankensw ertes Hilfsmittel für das Verständnis des topographischen 
Teiles des Textes sehr zu begrüßen ist. Von ihnen ist die Rekon­
struktion des alten M arktplatzes, Kleinigkeiten abgerechnet, im 
wesentlichen gelungen“). Dagegen hätten Mühe und Kosten, die 
auf die Anfertigung der H auptkarte  verwendet sind, zu einem 
besseren E rfolge führen müssen. B. ist dabei, in Anlehnung an  das 
Vorgehen bei der Veröffentlichung des Niedersächsischen S tä d te ­
atlas, so verfahren, daß er eine K arte  von „Goslar im Jah re  
1803/04“ bringt, die mit einer Pause „Goslar im M itte la l te r“ ü b e r­
deckt ist, welche erfreulicherweise auch die a llerd ings wohl 
richtiger auf die neuere Karte gehörigen Höhenschichtlinien träg t .
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1) S. 143 f. Die neueste Arbeit zur S traßengeographie  in der 
Umgebung von Goslar (v. Hofmann, Das deutsche Land und die
deutsche Geschichte, 1920, S. 36, 196 f.) betont m. E. zu aus­
schließlich die m i l i t ä r i s c h e  W ichtigkeit des W egesystems.

2) Vgl. Fischer, Alte Straßen und W ege in der Umgebung 
von Harzburg, Harz-Z. 1911 S. 175—222, dazu Günther, Harz-Z. 1913 
S. 143—149 und wieder Fischer, daselbst S. 149—153. S. ferner 
Denker, Harz-Z. 1913 S. 277—279 und W ieries, Braunschw. M agazin 
1903 S. 133—138.

3) Jahrbuch des Geschichtsvereins für das Herzogtum B raun­
schweig 11 (1912) S. 19, 20.

4) Z 2 f. RG. 35 S. 579.
5) Gött. gel. Anz. 1915 S. 227.
6) Die Fortlassung der Orientierung gründet sich wohl nur 

auf ein Versehen. W egen der Ausdehnung des Neumarktes vgl,
oben S. 144. Die Lage des Schneidergildehauses und der P fa r re  
stimmt nicht.

10*



148 Karl Frölich.

Die K arte  von 1803/04 ste ll t  sich aber  ebenso wie der  dem Goslar 
b ehande lnden  Teil de r  „K unstdenkm äler d e r  Provinz H annover“ 1) 
e inverle ib te  S tad tp lan  nicht a ls das na tu rg e treu e  Abbild e i n e r  
— und zw ar der  die ä lte s te  bekann te  ode r  die beste  Überlieferung 
en tha ltenden  — K arte , sondern  als eine Ineinanderze ichnung  der 
beiden P läne  von T h ie le r  (1803) und H eering  (1804) da r, noch 
dazu in e iner nicht ganz  befr ied igenden  Art d e r  Technik, da sie, 
wie ein Vergleich mit d e r  den K unstdenkm älern  vorgehefteten 
K arte  lehrt, w ichtige E inzelheiten , in sbesondere  die Ansätze zu 
einigen früher  o ffenbar  vorhanden  gew esenen, je tz t  aber ver­
schw undenen S traß en  verw ischt. Sachgem äßer und wohl auch ohne 
g roße  Schw ierigkeiten  zu bew erkste lligen  w äre  es vielleicht ge­
wesen, w enn der  R eproduktion  der  von B. S. 28 Anm. 152 
erw ähn te  handgezeichnete  P lan  auf dem L andeshauptarch iv  in 
W olfenbütte l (III  123 b) zugrunde gelegt w äre . Denn gegenüber 
de r  Beschreibung von B., welche die hier gedach te  Z eichnung eben­
falls in den Anfang des 19. Jah rhunderts  verw eist, möchte ich auf 
Grund eines E inblickes in das W olfenbütte le r  K artenm ateria l  der 
M einung zuneigen, daß  d ieser Plan, über dessen E n ts tehung  sich 
a lle rd ings  G enaueres nicht hat erm itteln  lassen, bere its  e iner etwas 
früheren  Z eit en ts tam m t und daher  das S tad tb ild  in m ancher 
Hinsicht in charak te r is tische re r  W eise  w iederg ib t als jene anderen 
Aufnahmen.

D as zweite  Kapitel behande lt  die g rundherrlichen  Verhältnisse 
in Goslar, den G rundbesitz  und die E inw ohnerschaft in w irtschaft­
licher Beziehung. Aus d e r  p lanm äßigen Anlage d e r  M ark tsiedelung  
auf königlichem Grund und Boden folgt die Belastung d e r  zu 
M ark trech t ausgetanenen  Grundstücke, die zu einem sehr erheb­
lichen Teile in geistlichen Besitz ge lang t w aren , mit dem W ort- 
zins-). Ob daneben  nach  der Ansicht von B. auch gänzlich un­

1) II 1 und 2, S ta d t  G oslar (1901), Tafel II.
2) S. oben S. 136. Äußer dem W ortz ins w ird  in dem ältesten 

Güterverzeichnis des Dom stiftes noch ein höherer census de curtibus
G oslarie  (s. U. B'v I 301 S. 330) genannt, den Schiller (B ürger­
schaft  und Geistlichkeit in Goslar 1290—1365, K irchenrechtl. Ab­
hand lungen , he rausgeg . von U. Stutz, H eft 77, 1912) S. 208 als
A bgabe von einem größeren , dem Domstift un ters tehenden  Fron- 
hofskom plex auffaßt, w äh ren d  B. (S. 57, 58) da rin  einen G rund­
zins en tsp rechend  den Hofzinsen in den rheinischen Bischofs-



belastetes Gut in Goslar vorhanden war, vermag ich nicht m it 
Sicherheit zu sagen. S. 59 wird die Möglichkeit von völlig a b g ab e ­
freiem Land in der Hand einzelner Geschlechter des freien Adels 
eingeräumt, S. 60 dagegen auch bei den Höfen dieser Fam ilien die 
Verpflichtung zur Entrichtung des W ortzinses als wahrscheinlich 
betrachtet1). Neben den Ritterbürtigen freien Standes und den 
M inisterialengeschlechtern taucht um die Mitte des 13. Jah rh und erts  
noch eine Anzahl anderer Familien auf, die mit Grundbesitz bezeugt 
sind. B. vermutet in ihnen „Familien des Handels und Gewerbes,
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Städten (vgl. Rietschel, M arkt und S tadt in ihrem rechtlichen 
Verhältnis, 1897, S. 137 f., s. jedoch auch K. Beyerle Z 3 f. RG. 31 
S. 33 und Keussen, Top. I Ein!. S. 56* Anm. 3), der w egep  
seiner Höhe „wahrscheinlicher als Erbezins für einige auf ewige 
Zeiten ausgeliehene curtes anzusprechen is t“ , sieht. Ich verm ag 
nicht zu finden, daß durch die von B. versuchte Begriffsbestimm ung 
die Sachlage en tw irrt wäre. Das Nächstliegende ist doch wohl, 
bei diesen „curtes“ an Grundbesitzverhältnisse zu denken, in denen 
die Erinnerung an die alte Organisation des Königsgutes in 
Goslar nachwirkt (vgl. hierzu E ggers S. 110, 111. S. fe rn e r  
wegen der königlichen Hofzinsen in den Städten Dopsch, Die 
W irtschaftsentw ickelung der Karolingerzeit vornehmlich in D eutsch­
land I, 1912, S. 181 und dazu Haff Z 3 f. RG. 33 S. 531). E tw as 
Ähnliches deutet B. übrigens selbst an, wenn er (S. 57 Anm. 215) 
die Frage aufwirft, ob etwa die in der S tadt vorhandenen Vor­
werke unter den curtes zu begreifen seien, sofern man das 
Dasein dieser Vorwerke mit der ursprünglichen königlichen G üter­
verwaltung in Goslar, insbesondere der Fronhofsverfassung, in 
Verbindung bringen kann. W egen der  Beziehungen zwischen Allo- 
dien, Vorwerken und Fronhofsland s. P. J. Meier, Jahrb. des 
braunschweig. Geschichtsver. 11 S. 4 f. sowie die daselbst S. 5 
Anm. 3 und bei Heck, Pfleghafte und Grafschaftsbauern in O st­
falen (1916) S. 182 Anm. 2 (s. ferner S. 184 Anm. 2, 185) 
angegebene Literatur. M öglicherweise liegen hier Verhältnisse vor, 
die auch für die Gerichtsverfassung von Goslar bedeutsam sind 
(vgl. Seeliger, Staat- und Grundherrschaft im älteren deutschen 
Recht, 1909, S. 35, 36). — Zu beachten sind hier ebenfalls die 
Bemerkungen bei v. Below, Probleme der W irtschaftsgeschichte 
(1920) S. 636 Anm. 2.

0  B. hat anscheinend die F rage  des Nebeneinanderbestehens 
von freiem, gänzlich unbelasteten Eigen und von nach dem Rechte 
der Gründerleihe besessenen Grundstücken Schwierigkeiten bereitet. 
Es brauchten aber keineswegs alle Grundstücke in den S täd ten  
im grundherrlichen Nexus zu stehen (vgl. v. Below, Hist. Zeitschr. 
91 S. 466 Anm. 2). Hinsichtlich des Erwerbes des Bürgerrechts 
aber erfüllte „der Besitz von Haus und Hof zu Hofstättenzinsrecht 
nach den einheitlichen Bedingungen der stadtherrlichen G ründer­
leihe . . • dieselbe Funktion, wie der Besitz zu freiem E ig en “ 
(K. Beyerle, Die Entstehung der Stadtgemeinde Köln, Z 2 f. RG. 31 
S. 1 f., insbes. S. 25).
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also alte m ercato res“ 1), w ährend  H andw erker  bis 1300 niemals 
als Besitzer von freiem  E igen, das  lediglich m it dem W ortzins 
beschw ert war, sondern  nu r  als Inhaber von Häusern , die in 
E rb le ihe  von dem D om stift oder den Geschlechtern vergeben waren, 
nachzuweisen seien.

W eitere  Ausführungen zur B evölkerungstopographie  betreffen 
die örtliche Verteilung d e r  W ohnsitze  de r  verschiedenen Klassen 
der  städtischen E inw ohnerschaft. Die S traßennam en gew ähren  in 
d ieser Hinsicht kein besonders  anschauliches B ild ; aus den Urkun­
den, die von B. m it Fleiß, aber wohl nicht unter genügender 
Beachtung der  zeitlichen Unterschiede der verw erte ten  Quellen­
angaben benutzt sind, entnim m t er, daß sich die H äuser  der Ritter-

Q S. 61. Ich habe das Gefühl, daß  B. wegen der „m erca to res“ 
der  .älteren G oslarer Urkunden nicht zu völliger K larheit gelangt 
ist. S. 59 bezeichnet er sie in Übereinstimm ung mit S. 61 als 
die „gew erbetre ibenden  B ürger G osla rs“ . W enn er unter diesem 
Ausdruck die „m erca to res“ der  M arkturkunden verstanden  wissen 
will, aus denen sich sp ä te r  die Kaufleute im engeren Sinne heraus­
gelöst haben (so anscheinend S. 70, 71, 73), so ist zu bemerken, 
daß dann doch auch die H andw erker  zu ihnen gehört haben (vgl. 
Hegel, S täd te  und Gilden der  germ anischen Völker im M itte lalter, 
1891, II S. 400 Anm. 2; v. Below, Ursprung der deutschen S ta d t­
verfassung, 1892, S. 46 f.; Frölich, Gerichtsverfassung von Goslar 
S. 19 Anm. 2), die nach  dem im Texte Bem erkten zunächst 
keinen  Hausbesitz hatten . Im anderen  Falle aber bleibt unsicher, 
wann und wie sich nach B. d ieser T rennungsprozeß zwischen 
Kaufleuten und H andw erk ern  vollzogen haben soll, da S. 72 
schon der eigentlichen K aufleutegilde  ein hohes A lter zugeschrieben 
wird, andererseits  aber nach S. 74 die von B. vorausgesetzte  
Entw ickelung im Jahre  1188 noch nicht zum Abschluß gelangt 
zu sein scheint. — M. E. b ilde t die Feststellung des Verhältnisses 
de r  „m ercatores de G os la ria“ zu der spä ter  d o r t  anzutreffenden 
K aufleu te(G ew andschneider)g ilde  ein Problem, das auch durch die 
neueren Arbeiten auf diesem Gebiete (vgl. Opperm ann, Unter­
suchungen zur Geschichte des deutschen B ürgertum s und der 
Reichspolitik vornehmlich im 13. Jahrhundert, Hans. Geschichtsbl. 
1911 S. 33—185, insbes. S. 112 f. und Koch, Die Geschichte der 
Copludegilde von Goslar, Harz-Z. 1912 S. 241—295, 1913 S. 
1—47, hier insbes. 1912 S. 242 f., 256 f., 1913 S. 3 f.) keiner 
völligen Lösung en tgegengeführt  wird. W eitere  Aufklärung ist 
vielleicht von einer V erwertung der  Gesichtspunkte zu erw arten , 
die  sich in den Aufsätzen von v. Lösch, Die Kölner Kaufmanns­
g ilde  im 12. Jah rh u n d er t  (W estdeutsche Zeitschr., E rgänzungs­
heft XII, T rie r  1904, s. hierzu jedoch auch die E inschränkungen, 
die  v. Lösch Hans. Geschichtsbl. 1906 S. 420 f. m ach t) ;  v. Below, 
S tad tgem einde, L andgem einde  und Gilde, VSWG. 7 S. 411—445, 
nam entlich  S. 427 f.; K. Beyerle (an der in d e r  vorigen Anm. 
genann ten  Steile) S. 40 f. finden.



geschlechter ebenso wie auch die der angesehenen B ürgerfam ilien ,
deren M itg lieder vornehmlich als Ratsherren begegnen, über die
ganze S tad t verteilten.

Ich tre te  B. in Bezug auf den letzten Punkt bei, glaube jedoch  
nicht, daß von ihm bereits endgültige Ergebnisse geboten w erden . 
Vor allem bin  ich zweifelhaft, ob nicht eine e indringendere  Be­
schäftigung m it der in Betracht kommenden Literatur, in sbesondere  
mit den führenden Untersuchungen K. Beyerles über die G ru n d ­
eigentum sverhältnisse in dem mittelalterlichen Konstanz, de ren  bei 
den vorliegenden Betrachtungen kein einziges Mal gedacht w ird , 
zur Vorsicht gem ahnt hätte. H ält man sich vor Augen, daß G oslar 
den Höhepunkt seiner Entwickelung vermutlich bereits  im 12. 
Jahrhundert erre icht hatte, und blickt man auf die im ganzen doch 
recht bescheidene Zahl überlieferter Urkunden, die uns eine V or­
stellung von den bestehenden Einrichtungen vermitteln, so schein t 
mir die F rag e  berechtigt, ob nicht in der eigentlichen K aiserzeit 
Goslars der  Grundbesitz der Familien des Ädels und de r  Mini- 
s teria litä t, d e r  hier auch noch spä ter belegt ist, eine viel h e rvo r­
ragendere  Rolle gespielt hat, als B. ihm zuschreibt1), und ob 
dadurch nicht auch seine Rechtslage stark  beeinflußt ist. Ich 
möchte nur auf die Darlegungen anspielen, die Bode2) den
Besitzungen der  mit e inander verw andten Familien de Capella, von 
Ebelingerode und von dem Dike (de Piscina) in und bei G oslar 
widmet. W enn der Ahnherr der Familie de Capella auf seinem  
Eigen in der  S tad t  selbst schon früh eine Kapelle gründet, wenn 
ferner die Fam ilie  von dem Dike auf ihrem Stamm gute dicht
bei Goslar im Bergdorfe, dem Dikhof, eine Kirche, die Johannes­
kirche vor dem Rammelsberge, erbaut, wenn endlich noch in
spä terer Zeit ein der Familie von dem Dike überlassener Hof
im Pfalzbezirk mit einer gewissen Betonung als das Allod bezeichnet
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!) Auf die W ichtigkeit genauerer Untersuchungen des G üter­
besitzes der Dienstmannenfamilien weist neuerdings w ieder Aubin 
VSWG. 15 S. 571, 572 hin. M. E. sind hier m anchenorts für
die städtischen Verhältnisse noch wichtige Aufschlüsse zu e r ­
zielen, die vielleicht auch für die Stellung der M inisterialen  zur
B ürgerschaft in den Anfängen der Entwickelung (vgl. dazu Aubin
a. a. 0 .  S. 569 f.) von W ichtigkeit sind.

2) Der U radel in Ostfalen (1911) S. 128 f.
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w ird 1), so lassen sich d a ra u s  im m erhin gew isse  Rückschlüsse 
auf Art und Umfang des Besitzes d ieser Fam ilien  ziehen. Ver­
w ickelter, aber zugleich noch in te ressan te r  w ürde  die  Sachlage

M U. B. III 213 (S. 143), 858, 879. H insichtlich des hier 
genann ten  Hofes d e r  Fam ilie  von dem Dike habe ich Zweifel, 
ob e r tro tz  der  Rechte des Dom stiftes d a ra n  als ein Ällod 
in dem oben S. 148 Anm. 2 a. E. berührten  Sinne zu betrach ten  
ist. Auffällig sind jed e n fa l ls  die w eiteren  Schicksale  des an der 
gleichen S telle  be legenen  H auses de r  Fam ilie, des sog. Sechs­
m annenhauses, welches im Ja h re  1331 an die Sechsm annen, den 
V orstand  de r  B e rgko rp o ra tion  der  M ontanen und Silvanen, und 
von diesen an die M ünzerg ilde  veräußert  ist (U. B. I I I  885, 887, 
V 379, 403) und m it dem  sp ä te r  bis in die N euzeit hinein ein 
R a tsherr  vom Kaiser be lehn t w urde  (s. Frölich, H ans. Geschichtsbl. 
1915 S. 62 Anm. 1, 82 Anm. 3). Ich finde die e rs ten  Angaben 
üb er  diese Belehnung in den Akten des G os la re r  S tad tarch ivs, 
das Sechsm annenhaus be tr .  von 1514 f., anläßlich  eines Rechts­
s tre its  über dasse lbe  in den Jah ren  1536 und 1537 zwischen
B arto lt  van der  H eide und  P e te r  Grimmens E rben . D anach ist 
B arto lt  van der  Heide u n te r  dem 7. 8. 1514 von K aiser M axim ilian  
und am 1. 5. 1521 von K arl V. m it dem H ause  belehnt. Die
K lageschrift  bem erkt, daß  das  H aus früher H einrich  G erder  von 
K aiser und Reich zu Lehen ge trag en  habe. G erd er  ist e iner der 
A bgeordneten  des Rates, welche nach der  Urkunde M axim ilians 
vom 7. 6. 1494 (Or. G oslar S tad tarch iv  Nr. 949) für die
S ta d t  G oslar dem Könige gehuld ig t haben. In e iner Aufzeichnung 
vom 29. 10. 1494 (N r. 952) begegnet e r  als R a tsh err  und
„rydem este r“ (s. dazu  v. M aurer , S täd teverfassung  II, 1870, S. 845, 
846), ausweislich de r  U rkunde vom 12. 9. 1495 (Nr. 956) ist e r  
verstorben. Nach d e r  S te llung  G erders  als „ ry d em es te r“ zu u r ­
teilen, ist e r  wohl in d iese r  E igenschaft als V ertre te r  des Rates 
belehnt worden. Daß die Belehnung m it den vorstehend geschil­
derten  früheren  V erhältn issen  zusammenhing, scheint eine Bem er­
kung B arto lts  van de r  H eide  in d e r  Instruktion  fü r  seinen Rechts- 

• be is tand  im Jah re  1536 zu ergeben, wonach das Sechsm annenhaus 
als K aiserlicher M a jes tä t  „Eygenhues“ dem K aiser gehört habe 
„der  Privilegien nae  unde alden  herkomen d e r  gerechticheyt, 
szo eyn E. W . Radt G oslar in a lde r  gew onte  tho etlichen tyden 
m yt den keyserlichen Sessm annen tho o re r  ty d t  unde wyllen 
d e r  olden keyserlichen Privilegien nae in Rades wys in gemeltem 
huesse sich plegen d a r  inne to voresam m elen, alsze de gsw orenen 
des kaysers  hochgem elt unde des hilgen Römischen Rykes . . . .  
hochgem elte  Kayserl. M ayest. the hoghen e re n “ . Aus neuerer 
Z e i t  sind die  V erhandlungen  über die E rneuerung  des Lehens 
ziemlich volls tändig  e rha lten , es fehlt jedoch le ider  ein in den 
Akten e rw ähn ter , auf V erlangen des Kaisers e rs ta t te te r  Bericht 
vom 18. 2. 1623 (s. hierzu auch die Urk. K aiser F e rd in an d s  III. 
vom 23. 8. 1644, Or. S ta d t  G oslar Nr. 1414) übe r  das  Haus. 
E s  liegen  h ier vielleicht ähnliche Verhältnisse vor, wie sie bei 
den  F re ihöfen  in F re ib e rg  begegnen (s. E rm isch, N. Arch. f. 
sächs. Gesch. 12 S. 127, 129, 131, 141, 147 Anm. 476, 149 Anm. 
498). G enauere  A ufk lärung  ist wohl nur von d e r  Auffindung 
w eite ren  urkundlichen M a te r ia ls  zu erhoffen.



sein, wenn der auch von B. mehrfach (S. 45, 61) erw ähnte G roß­
grundbesitzer Olricus Dives, der kennzeichnenderweise1) zugleich 
als Inhaber einer Mühle erscheint, ebenfalls als ein M itglied  der 
Familie de Piscina anzusprechen sein sollte. Diese Vermutung 
wird zwar von Bode3) abgelehnt, es ist aber bei der Gleichheit 
des Vornamens Ulrich, der gerade  bei den Herren von dem Dike 
außerordentlich gebräuchlich ist3), und bei der Stellung des Olricus 
Dives in den Zeugenreihen der Urkunden, die ihn in die Nähe 
von M itgliedern  der Familie de Capella4) und auch zu den milites 
verweist3), m. E. keineswegs undenkbar, daß hier eine Verbindung 
vorliegt und daß der Zunamen Dives, zumal in dieser frühen 
Zeit, nicht mit Notw endigkeit im Sinne der Zugehörigkeit seines 
T rägers  zu der spä te r  auftretenden Bürgerfam ilie Reiche, wie sie 
Bode annimmt, zu verstehen ist6).

Wie ich hier Andeutungen finde, welche die Besitzverhältnisse 
des freien Adels in Goslar in e tw as anderer  Beleuchtung erscheinen 
lassen, als sie sich nach den Ausführungen von B. dars te llen7), so 
halte ich um gekehrt den von B. (S. 61, 80) im wesentlichen aus dem 
Schweigen der Quellen gezogenen Schluß auf das Fehlen von 
Grundeigen bei den H andw erkern  für nicht zwingend, da die ü b e r­
lieferten Nachrichten doch zu wenig zahlreich sind, um ein sicheres 
Urteil zu erm öglichen8). Ich komme auf die F rage  im Zusam m en­
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1) S. Schiller S. 63 Anm. 8.
2) Uradel S. 148.
3) Vgl. hierzu Näheres bei Bode a. a. 0 .  S. 136 f.
0  U. B. I 296.
•>) U. B. I 287 „domini Odelrici Divitis“ .
6) Vgl. auch den Giselbertus Dives der Urkunden I 306, 320

(B. S. 77 Anm. 330).
7) S. ferner die Angaben über den Grundbesitz des Vogtes

Volkmar von W ildenste in  in der Bestätigungsurkunde des Bischofs
Adelog von Hildesheim vom 16. 10. 1186 für Neuwerk (U. B. 
I 306): „Hec omnia, cum advocatus sua diligentia et pecunia 
conquisierit, liberum que ei fuerit, sine conpromissiohe heredum  
suorum, cui vellet, conferre, ad sufficientem tarnen cautelam cum 
coniventia heredum suorum hec deo obtulit“ . Vgl. hierzu noch 
Ohlendorf, Das niedersächsische Pa triz ia t  und sein Ursprung, 
Forschungen zur Gesch. N iedersachsens II 5 (1910) S. 74, 75, 
119 Anm. 212.

s) Uber die Grundbesitzfähigkeit der H andw erker im a ll­
gemeinen vgl. v. Below, Ursprung S. 46 f. Für eine Untersuchung, 
wie sie K. Beyerle für Konstanz angeste llt hat (G rundeigentum s­
verhältnisse und B ürgerrecht im mittelalterlichen Konstanz 1 1:
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hang mit den weiteren E rörte rungen  von B. über den Begriff 
de r  Goslarer „burgenses“ nochmals zurück1).

Das Kapitel endet m it einem Überblick über die E inw ohner­
schaft Goslars im 12. und 13. Jahrhundert in w irtschaftlicher 
Hinsicht, wobei zwischen den dauernd ansässigen und den fluk­
tuierenden Schichten unterschieden wird. In der e rs teren  Bezie­
hung betont B. vor allem die Verhältnisse, die durch den Bergbau 
bedingt wurden. Indessen geht das, was hier über die be rg ­
männische Genossenschaft der M ontanen und Silvanen2), über die Gos­
la re r  Kaufleute und das Nichtvorhandensein einer besonderen GroB- 
händlergilde, sowie überhaupt über die H andelsbedeutung Goslars3)

D as Salmannenrecht, 1900, S. 8, 9, 49 f., 66 f.) reichen die 
Goslarer Quellen nicht aus. Anscheinend hat aber auch die E n t­
wickelung in Goslar wegen de r  Bedeutung, die de r  Besitz einer 
Rente hier schon früh gew ann  (s. darüber w eiter im Text), einen 
abweichenden Verlauf genommen. Übrigens gab es nach K. 
Beyerle (S. 67) in Konstanz Handwerker, die wenigstens auf 
Grund besonderen Privilegs das ihnen sonst in Erm angelung 
eigenen Grundbesitzes vorenthaltene Bürgerrecht erw orben hatten.

J ) Vgl. unten S. 156 f.
2) Huch hier entbehren die Bemerkungen von B. der  begriff­

lichen Schärfe. W enn ich B. (S. 68) richtig auffasse, so setzt 
sich nach der an d ieser Stelle  vorgetragenen M einung die Kor­
poration in der Hauptsache aus den Besitzern kleiner Gruben- 
anteile, die überw iegend wohl auch selbst arbeitende Bergleute 
waren, zusammen, w ährend  die E igner größeren Grubenbesitzes 
eher in einem gewissen Gegensatz zu den Angehörigen der  Ge­
nossenschaft zu stehen scheinen. Damit deckt es sich aber wieder 
keineswegs, wenn S. 19 die  Korporation als ,,ein Personalverband 
de r  überall im Reichsgebiet angesessenen B ergbau te ilhaber“ be­
zeichnet wird, wenn S. 67 (zu Anm. 290) „einige Familien des 
Adels und einige B ürgerfam ilien“ wegen ihres Anteils am Bergbau 
als M itglieder der Genossenschaft angesehen w erden und wenn 
endlich nach S. 86 (zu Anm. 354) als M ontanen- und Silvanen- 
familien hauptsächlich Fam ilien bezeugt sein sollen, die B. zu 
den Goslarer Burgensen zählt. Es wird hier offensichtlich B erg­
besitz und Beteiligung am Bergbau durcheinander geworfen. 
Vgl. über eine ähnliche Verwechselung beim Salinenbetrieb  zwischen 
P fännern  und Salzbegüterten , zwischen Salineneigentum  und 
Salinengew erbe Zycha, Z ur neuesten L iteratur über die W irt­
schafts- und Rechtsgeschichte der deutschen Salinen, VSWG. 14 
S. 88—129, 165—205, namentlich S. 203, 204; D. Lit. Z. 1918 S. 
637, 638; MJOG. 38 S. 669.

3) Bei den e tw as dürftig  geratenen D arlegungen S. 70 über 
den Goslarer H andel vermisse ich einen Hinweis auf das W erk 
von Bächtold (s. oben S. 139 Anm. 5), das ge rade  u. a. Goslar 
ausgiebig  berücksichtigt (vgl. S. 96 f., 99, 127, 143—152, 155, 
161, 164 f., 231, 294). Zu erw ähnen ist fe rner  Kiesselbach, Zur 
F rag e  der H andelss te llung  Bardowieks, Schleswigs und Stades 
im 12. und beginnenden 13. Jahrhundert, Zeitschr. des hist. Ver. 
f. Niedersachsen 1912 S. 210—240, insbes. S. 219 f.



beigebrach t w ird, über bereits  anderw eit Gesagtes nicht h inaus, 
sofern  nicht ge radezu  m it einem Rückschritt zu rechnen i s t 1).

D er letzte Abschnitt der  Arbeit betrachtet die s tänd ische  und 
soziale  G liederung de r  G oslarer Bevölkerung, wobei zunächst die 
Bedeutung des W ortes  „cives“ untersucht wird. Es ist nach  B. 
ein a llgem einer Ausdruck, der  keinen Schluß auf die v e rfa ssu n g s­
rechtliche Stellung der  so benannten Kreise gestatte t. D ag eg en  
m ißt B. einen solchen technischen Sinn der Bezeichnung 
„bu rgenses“ bei. Auf Grund einer an der H and  der  U rkunden  
gefertig ten  Übersicht (S. 95 f.) fo lgert er, daß die B urgensen, 
welche seit 1188 in den Goslarer Urkunden erscheinen, noch 
in der zweiten H älfte  des 13. Jahrhunderts  die verm ögende E in ­
wohnerschaft Goslars ausgemacht hätten, die durch den Besitz von 
Grund und Boden, durch Hausbesitz oder den Besitz e iner Rente  
hervorrag ten  und am obersten S tad treg im ent teilnahm en, w ä h re n d  
die H andw erker , eben wegen des bere its  berührten Fehlens e igenen 
Grundbesitzes und ausreichenden Vermögens, unter ihnen nicht 
anzutreffen seien und nur über ein nicht näher zu um grenzendes 
M inderbürgerrech t verfügt hätten. Das E rgebnis seiner B e trach ­
tungen faß t B. (S. 80, 81) dahin zusam m en: „Die städtische Bevöl­
kerung Goslars in der  ersten Hälfte  des 13. Jah rh und erts  ze rfä l l t  
in drei g roße S tän d e :  Den S tand der  Geburt bilden die ritterlichen  
Geschlechter, den S tand  des Besitzes vertreten  vor allem  die am 
Bergbau und H andel beteiligten Familien, den S tand des Berufes 
sehen w ir in den H andw erkern . Diese soziale G liederung w irk t  
auf die politische zurück. Die ers ten  beiden S tände sind im a ll­
gemeinen die verm ögenden Stände, die sich in der  B urgensen ­

H S. 70, 72, 73 w ird  (s. auch oben S. 150 Anm. 1) bezüglich
der G oslarer K aufleute der  S tandpunk t Bodes (U. B. I E inl. S.
93 f., II E inl. S. 59 f.) gebilligt, der  im wesentlichen der
Nitzschschen Theorie  der  großen Gilde entspricht (so ausdrücklich 
Bode U». B. I E in 1]. S. 95 unten) und der schon früh er  von
W eiland  (H ans. Geschichtsbl. 1885 S. 44, 45 und dazu O hlendorf 
S. 56) abgelehnt ist. Vgl. h iergegen Hegel, S tädte  ünd Gilden
II S. 344 f., 498 Anm. sowie nam entlich  die verschiedenen A r­
beiten  v. Belows (Z usam m enste llung  bei v. Below, D er deutsche 
S ta a t  des M it te la l te rs  I S. 81 Anm. 5, ferner Jahrb. fü r  Nat.-Ök. 
u. S tat. 105 S. 659, 660, teilweise abweichend K. Beyerle Z 2
f. RG. 31 S. 40 f.). Vgl. fü r G oslar auch Koch, Harz-Z. 1912
S. 241 f., insbesondere  S. 275 f.
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gem einde zusam m engeschlossen haben. Der d ritte  S tand, vertreten 
vor allem durch die M itg lieder  der  Gilden, besitzt nur ein M inder­
b ü rg errech t;  er besitzt keinen Einfluß auf die W ahlen  zum Rat, 
ist ohne Ratsfähigkeit, da ihm Vermögen oder H auseigentum  fehlt, 
auf Grund dessen er  in den  Burgensenstand e in tre ten  könnte. Die 
Fre iheit oder Unfreiheit des H andw erkers  ist dabei für die Teil­
nahm e an dem städtischen Verfassungsleben ohne Einfluß gew esen“ . 
Die Bezeichnung „burgenses“ sei wohl nach Analogie anderer 
S täd te , wo sie bereits üblich war, eingeführt, nachdem  Goslar den 
Vogt in seinen M achtbefugnissen beschränkt, die E inw ohnerschaft 
eine freiheitlichere Verfassung erhalten  hätte  und der  Ort damit 
zur S tad t (im Rechtssinn) gew orden  sei (S. 84). In der zweiten 
H älfte  des 13. Jah rhunderts  habe sich der Begriff „burgenses“ 
verflüchtigt, der Kreis der  B ürgerschaft sei e rw eitert, jedoch so, 
daß  anscheinend zunächst nur die vermögenden M itg lieder der 
M ünzer- und K räm ergilde  Burgensen werden konnten, w ährend 
ein gleiches den H andw erkern  noch versagt blieb. Das Jahr 
1290 habe den Gilden als Abschluß eines langen Kampfes, dem B. 
in e rs ter  Linie politische Gründe unterschiebt, den E in tr i t t  in den 
Rat, gleichzeitig aber eine Beschneidung der Vorrechte der M on­
tanen  und Silvanen und ihre wirtschaftliche Verschmelzung mit 
der  S tad t gebracht.

Bei diesen Ausführungen in teressiert am meisten die Frage, 
ob es angängig  ist, aus der Verwendung d e r  Ausdrücke „cives“ 
und „bu rgenses“ in den G oslarer Urkunden Folgerungen auf das 
Vorliegen eines bestim m ten Sprachgebrauchs zu ziehen, von denen 
aus Rückschlüsse auf die standesrechtliche Schichtung der s täd ti­
schen Bevölkerung zulässig sind.

W egen der Bezeichnung „cives“ ist zunächst zu bemerken, 
daß  sie, auch wo sie nach dem Auftauchen des W ortes  „burgenses“ 
begegnet, m ehrfach nicht nur die untechnische Bedeutung „S tad t­
bew o hner“ hat, sondern unverkennbar auf die vollberechtigte 
B ürgerschaft h inw eist1). Und ebenso erscheint das von B. (S. 75)

!) Vgl. z. B. U. B. I 384, II 57, 198. W egen des nahen Z u­
sam m enhanges zwischen d e r  Anführung gew isser Zeugen in den 
Urkunden als „cives“ und ih re r  Ratsm itgliedschaft in Lübeck 
s. Rörig, Zeitschr. d. Ver. f. lüb. Gesch. 17 S. 29 f. Uber die



aus de r  W ah l des Ausdruckes „cives“ für die E in g esessen en  
g e w isse r  D ö rfe r  entnom m ene Argument nicht ohne w eite res  a ls  
du rchsch lagend , da  es auch h ier erst e iner genaueren  F es ts te llung  
bedü rf te ,  ob u n te r  den  „cives“ nicht e tw a in e rs te r  Linie ein b e ­
so n d e rs  bevo rrech tig te r  Personenkreis, nämlich die  M itg lied er  d e r  
M arkgem einde , zu begreifen  sind. H ie rfü r  ließe sich w en ig s tens  
ve rw erten , daß  es sich bei einem Teile de r  von B. e rw äh n ten  
F ä l le  um in gem einsam em  Eigentum  befindliche G rundstücke de r  
„cives“ der  au fgezäh lten  Orte, also wohl um A ngelegenheiten , 
bei denen die  grundbesitzenden  Schichten d e r  Bevölkerung in 
B etrach t kamen, h an d e lte 1) und daß in einzelnen Urkunden d iese  
Beziehung soga r  ausdrücklich2) hervorgehoben is t3). Auch w egen  
der  von B. (S. 76) a ls g leichbedeutend mit cives angesehenen

Zur Topographie und Bevölkerungsgliederung 157
der Stadt Goslar im Mittelalter.

V erw endung des W ortes  „civis“ in den S traß b u rg e r  U rkunden 
in dem  p rä g n a n te n  Sinne von „ P a tr iz ie r“ s. Kothe, Kirchliche 
Z u s tän d e  S tra ß b u rg s  im 14. Jah rh u n d er t  (1903) S. 25. E ig en a rt ig  
sind  die V erhältn isse  in Riga, auf welche v. Schröder, Der H andel 
auf der D üna im M itte la lte r ,  Hans. Geschichtsbl. 1917 S. 32 und 
Annu 3 d a s .  aufm erksam  macht. D ort besteh t eine scharfe  T rennung  
zwischen den „cives p e rp e tu i“ , den „burgenses  in Riga m an e n te s“ 
auf de r  einen und den „m ercatores (h iem antes  sive ad  annum  vel 
quan toque  am plius com m orantes in civitate  Rigensi non haben tes  
ibi domum p ro p riam  nec firm atum  propositum  h a b i ta n d i j“ auf 
de r  anderen  Seite, v. Schröder faß t g e rad e  die „cives“ in R iga a ls 
die vollberech tig ten  M itg lieder der S tad tgem eind e  auf.

1) Vgl. U. B. I 196, II 144.
2) U. B. I 196 ist von e iner A useinanderse tzung zw ischen 

den „cives“ zw eier D örfe r  „pro sectione lignorum  in silva quadam , 
que ju re  com m unionis utrisque p e r t in e b a t“ , die Rede. — In 
einer in die  Z e i t  von 1240 bis 1256 fa llenden  Urkunde des 
G oslarer S tad ta rch iv s  (S tad t  G oslar Nr. 7a), die  im U rkunden­
buch ü b e rg an g en  ist, w ird  ein „M arcw ardus , civis et rusticus de 
O tfr id issen“ e rw äh n t,  w elcher A nsprüche auf eine der M a rk t ­
kirche zu G osla r  gehörige  Hufe in O thfresen  erhebt. Die E ch t­
heit d e r  A ufzeichnung ist a lle rd ings  nicht unzweifelhaft.

s) Über d ie  S tre i t f ra g e  wegen d e r  Bedeutung des Ausdrucks 
„cives“ in diesem  Sinne, insbesondere  ob darun te r  die M itg lieder  
eines bestim m ten  w e ite ren  oder engeren  (sich mit dem Kreise 
d e r  m arknu tzungsberech tig ten  Perso nen  deckenden) V erbandes zu 
vers tehen  sind, s. e ine rse its  W opfner, B eiträge  zur Geschichte de r  
M ark g enossenschaft  II, M JÖG. 34 S. 1—42, namentlich S. 24, 25, 
a n d e re rse i ts  Dopsch, Die M arkgenossenschaft  der K aro lingerze it, 
d a se lb s t  S. 401—426. S. auch die ferneren  Bemerkungen von W opt-  
ne r  und Dopsch am gleichen O rte  S. 732—35 und 735, 736.
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B enennung von G o s la re r  B ü rg e rn  a ls  „ u rb a n i“ *) k ann  man ver­
sch iedener M einung se in 2).

Bei dem W o rte  „ b u rg e n s e s “ w ird  z u g eg eb en  w e rd e n  müssen, 

daß  es e tw a vom j a h r e  1188 an ö fte r  in d en  U rk u n d en  aufstößt 

obgleich  sich, wie schon e inm al bem erk t w u rd e , bei d e r  geringen  

Z ahl d e r  ü b e rh au p t v o rh an d e n en  N ach rich ten  au s  f rü h e re r  Z e it,  nach 

denen V er tre te r  d e r  B ü rg e rsc h a f t  fü r d iese  t ä t ig  w e rd e n , allzu 

bestim m te A bleitungen aus einem  W echsel d e s  S p ra c h g e b ra u c h s  

verbieten . Allein auch w enn  m an B. fo lg t, e n t f ä l l t  doch d ie  M ög­

lichkeit, die A nw endung  des W o rte s  m it d e r  E n tw ic k e lu n g  G oslars  

zur S ta d t  im R echtssinne  in V erb indung  zu b r in g e n ,  da  G osla r , wie 

ich zu zeigen versuch te , a ls  s täd tisch es  G em ein w e sen  schon w eit 

eher anzusprechen ist. E benso  e rsche in t bei g e n a u e re r  B e tra ch tu n g  

das V erhältn is  zw ischen B urgensen  und s tä d t isc h e m  G ru n d ­

besitz  o d e r  V erm ögen in G os la r  doch in e tw as  a n d e r e r  B eleuchtung , 
als es bei B. d a rg e s te l l t  w ird .

W enn  ich recht sehe, so ha t  sich g e ra d e  in  G o s la r  d ie  V er­

knüpfung zw ischen G runde igen tum  und B ü rg e rre c h t ,  d ie  auch  nach 

m einer A uffassung fü r  d ie  ä l te s te  Z e it  a ls  K enn ze ichen  des  Voll­

b ü rg errech ts  zu gelten  h a t 1), schon seh r  früh  zu n äc h s t  in so fe rn  

gelockert, als neben dem  Besitz eines e igenen  H a u s e s 4) auch d e r  

e ine r  Rente von g e w isse r  G röße  genüg te , ein P ro z eß ,  d e r  sich 

nach Fe ine  ), dem ich mich durchaus ansch ließe  und dem  auch B.

2! B ' S> 76 Anm * 325)-
U rsp runo  S 4fianÄ  v T ' f  Gesch^ h tsbl. J885 S. 33; v. Below , 
1911 s  5 7 ' 1 ’k : . ^ J e r n e r  O pperm ann , H a n s .  G esch ich tsb l. 
W ea en  dpr V I  W orm s a ls  s täd tisch e  A r is to k ra t ie ) .  -
zur V erfassunnsaocnh^  h f ß r n in ^ u9sb u r9 s. K rieg , B e it rä g e
L eipzioer ohil T o i?  ^ U^ Sq U/ 9 s bis zur E in se tz u n g  des Rates,

1^ Freising vgl Rietschel Vük ®  83' übe? Urb£"U
) S. H ans. Geschichtsbl. 1915 S. 11.

rü h r t  B "denkt® h t ! ’ H o f  hie rb e ‘ auftau.cht, is t  von B. n ich t  be- 
n u r  an die  e in e n t i ie h l  '■i,u rg™ ses, qui p ro p r ia s  h a b e n t  d o m o s" ,
" l e i s e n  d a ?  z B in r dHeK,tz e r - , , E s  is t  Sedoch d a rau t h in ‘ 
d es  B ü rn e rre rh tc  oohn M ag d eb u rg  V o rausse tzun g  d e s  E rw e rb s
l l i e h S  f i rnnd  B e s l t z ,e i" as H auses , w e n n  auch au tg en en e n em  ü ru n d  u nd  B oden  w a r  (vql Schran il
n ach  M a g d e b u rg e r  R echt S. 171, 176). Ü ber d ie  u r e o r ä S c h ?
R ech tsanschauung , d ie  led ig lich  d a s  H aus a ls  E ig e n tu m  d es  nach 
S ta d tre c h t  m it e inem  G rundstiirk  u ^ a ^ u i u m  nau*
S rhrörlp r  nontcou d ?• ü? B eh ehen en  b e tra c h te te ,  s.
S c h rö d er ,  D eutsche R echtsgesch ich te , 6. Aufl. (1919) S. 690, 691.



(S. 78), w enngleich anscheinend nur zögernd, beistimmt, im Ja h re
1219 bereits vollzogen haben muß, da schon in dem Priv ileg
F ried richs  II. vom 13. 7. 12191) die „burgenses, qui p roprias  haben t
dom os“ , als eine besondere, im Prozeß begünstigte Klasse d e r
Burgensen genannt w erden2).

Obwohl einzuräum en ist, daß bereits damit die Entw ickelung 
in G oslar derjen igen  in de r  Mehrzahl der übrigen deutschen S tä d te  
des M itte la lte rs  beträchtlich vorausgeeilt ist3), so sind wir vielleicht 
genötig t, noch w eiter zu gehen und für eine nicht viel sp ä te r  
liegende Zeit ein nahezu völliges Aufgeben der bisherigen G ru n d ­
lage zu unterste llen . Denn während die auf Grundstücke an g ew ie ­
senen ewigen und Leibrenten als Immobilien behandelt w u rd en4) 
und eben wegen ih rer Im m obiliarqualitä t die E rinnerung an den 
bisherigen Rechtszustand festhalten, scheint sich schon um die  
Mitte des 13. Jah rhunderts  der Unterschied, den man zwischen 
verm ögenden und unverm ögenden Bürgern  machte, außer auf H a u s ­
besitz oder  den Besitz e iner Rente auch auf den Nachweis i rg e n d ­
welchen anderen  immobilen oder mobilen Kapitals gegründet zu 
haben. Ich g laube wenigstens, diese Ansicht durch ein u rk u n d ­
liches Z eugnis  stützen zu können, nämlich durch eine Aufzeichnung 
des G oslarer S tad tarch ivs vom Jahre  12465) , die bei der  H erausgabe  
des Tfrkundenbuches versehentlich fortgelassen  ist und die ich auch 
in an d e re r  H insicht fü r so bedeutsam halte, daß ich sie ihrem vollen 
W ortlau te  nach folgen lasse :

„Ludolfus Dei g ra t ia  prepositus et archidiaconus Goslariensis 
omnibus hoc scrip tum  intuentibus in perpetuum. Notum sit ig itu r  
tarn presentibus quam  futuris, quod cum in te r plebanos Goslarienses 
nobis dilectos ex una pa rte  et G., p lebanum  sancti Sepulchri, et
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i) U. B. I 401 § XXXIX. Vgl. hierzu Ä. Schultze Hist. Z.
101 S. 489, 490. S. fe rn e r  U. B. II 412 (1290): „homo residens^
habens domum p ro p r ia m “ .

s) Vgl. auch P lan itz , Z ur sächsischen Vollstreckungsgeschichte,
S. A. aus de r  Sohm -Festschrift  (1914) S. 354 f., 378 Anm. 2,
379 Anm. 2.

3) Feine S. 60.
4) Vgl. S ch röder R G \  S. 747. S. auch Feine S. 128 Anm. 1.
■r») S tad t G oslar Nr. 9a. Urkunde auf Pergam ent. Die vier

Siegel sind abgefallen .



160 Karl Frölich.

alios clericos et laicos de eiusdem  ecclesie f ra te rn i ta te  ex altera  
de quadam  purpura , que ad  parroch ias  nobis com m issas po rtaba tu r  
in exequiis m ortuorum , coram  nobis questio  m overe tu r et nos 
parochiis p refa tis  ex dam pn is  futuris im m inentibus cavere volentes 
pa rte s  ad bonum pacis  revocavimus in hunc modum, quod eadem 
purpura  vel a liqua  alia  am m odo non defe re tu r  ad a liquas personas 
m ortuas, que habeant dom os proprias vel que habecint in rebus 
m obilibus vel inm obilibas u ltra  X X  m arcas, nisi consensu et licentia 
speciali p lebanorum , ad  a lias autem personas  p ro p te r  opus 
p ie ta tis  et f ra te rn i ta t is  de nostra  et p lebanorum  licentia licite 
deferetur. Si vero p lebanus p refa tu s  sancti Sepulcri vel fra tres  
ecclesie sue aliquo ausu tem erario  hanc o rd inationem  m utaverint, 
cadent a ju re  sue f ra te rn ita t is ,  si quod habere  v idebantur. Ut 
autem  hec nostre  o rd ina tion is  form a firma et inconvulsa perm aneat, 
et scripto p resen tis  l i t te re  confirmamus et appensione  sygilli 
nostri  et p lebanorum  G oslariensium  roboram us. Acta sunt hec 
anno incarnation is  dom inice M°CC0XL0VI°. H ujus rei testes sunt 
Lyppoldus, A lexander scolasticus, Bertoldus, canonici G oslarienses; 
Heinricus de Rivo, Rodolfus de Gothinge, W oltherus  sculthetus, 
S ifridüs de Ymmiggehof, Ludolfus corearius et alii quam  p lu res .“

Die Urkunde be tr iff t  also eine Abmachung zwischen den 
Goslarer S tad tk irchen  und dem P leban  d e r  K apelle  zum heil. 
G rabe1) über den unentgeltlichen  Gebrauch e iner purpurnen  Bahr- 
decke bei den Leichenbegängnissen  a rm er Personen. Die kursiv 
gedruckten  W orte  zeigen an, in welchen M erkm alen  je tz t  der 
M aßstab  für die A bgrenzung des Kreises der  reicheren E in ­
w ohner Goslars zunächst fü r den in der Urkunde e rw äh n ten  Zweck 
gefunden wird. Es ist d e r  Besitz eines eigenen H auses oder eines 
sonstigen  beweglichen oder unbeweglichen V erm ögens im W erte  
von über  20 M ark. Ich w age  aber als Verm utung auszusprechen, 
daß  der  in der  Urkunde angegebene  W ertb e trag  nicht nur  für den 
h ier  gedachten  Fa ll B edeutung hatte, sondern  daß  e r vielleicht 
einen H inw eis auf Art und Umfang des Besitzes übe rh au p t en t­
hält, d e r  die verfassungsrech tliche  Stellung seines Inhabers  be­
stim m te, m. a. W . d aß  w ir eine Nachricht vor uns haben, welche

■1} Vor dem V ititore im N ordw esten  der S tad t.



nach Q uantitä t und Q ualitä t das M indestmaß des B ürgern igens,
h ier den Ausdruck nicht in der Beschränkung auf G rundverm ögen1)
gebraucht, in sich schließ t2).
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1) H insichtlich des letzteren ist zu vergleichen z. B. K.
Beyerle, Sa lm annenrech t, S. 85 für Konstanz (s. auch das. S. 8,
9, 49 f., 66). Bem erkungen über feste Minimal w erte  fü r den  
bürgerlichen  G rundbesitz , der verfassungsrechtlich von B elang  w a r ,  
sind m ir u. a. aufgestoßen  bei W orm s und Ältenburg. D ort is t  
in e iner zeitlich nicht genau festzulegenden Aufzeichnung ü b e r  
den E rw erb  des B ürgerrech ts  (vgl. Keutgen, Urk. zur s täd tischen  
V erfassungsgesch. Nr. 130 S. 111) vorgeschrieben: „P re te rea  hoc 
tem pore in num erum  civium nullus receptus fuit, qui bona fide  
non p rom ittere t, se in tra  anni spatium  empturum  donuim  vel 
aliam hered ita tem  ad valorem  decem lib ra m m  in civitate W orm a- 
tiensi“ , hier he iß t es in dem S tad tp riv ileg  des M a rk g ra fe n  
Heinrich des E rlauch ten  von Meißen vom Jahre  1256 (G engier,
Deutsche S tad trech te  des M itte lalters , 1852, S. 5 f.) § 5: Quicun-
que homicidium p erpe traverit ,  et in ipso facto deprehensus non 
fuerit, si in fra  m unicipium  habet proprie ta tes valentes decem  ta len ta , 
ipsemet pro se sp o n d e b it“ . Ich hebe diese Belegstellen hervor 
wegen der  B etonung der  Zehnzahl (vgl. dagegen a llerd ings auch 
die Bestim m ung des F re ib u rger  S tad trech ts  bei Keutgen S. 117 f. 
Nr. 40: ,,Qui p rop rium  non obligatum sed liberum valens m archam  
unam in civitate habuerit,  burgensis e s t“ , zu dessen A uslegung 
wegen des Abzuges von Renten und P fandrech ten  jedoch A. 
Schultze, Hist. Z. 101 S. 489 zu vergleichen ist) . Uber die Bezie­
hungen zwischen A ltenburg und G oslar s. § 33 des P riv ileg s  
von 1256 (G eng ier S. 8 ) :  „Sententias ex tra  civitatem requ irend as  
in Rufo ostio req u ire t is“ und die U rkunde vom 1. 5. 1354 (U. 
B. G oslar IV 503). Vgl. ferner P lanitz  Z 2 f. RG. S. 325 Anm. 4.

2) E inen zw ingenden  Beweis in d ieser Richtung verm ag ich 
natürlich nicht zu e rbringen . W ichtig  erscheint mir jedoch fo l­
gendes: In d e r  oben S. 145 Anm. 1 e rw ähn ten  W illkür über d a s  
Brauwesen de r  B ü rge r  (U. B. III 1033) w ird  die V erpflichtung 
zur H altung  von H arn isch  und W affen  ebenso wie für den B rauer, 
der „in der s tad  en hus uphalt unde  d a r  inne veile b ro w e t“ , 
genau in der  g leichen W eise  fes tge leg t für den, „de nicht ne 
brow et unde doch tw in tich  lodeger marc w ert h e v e tli. H öhere  
A nforderungen w erden  an diejenigen gestellt,  die über ein V er­
mögen im W er te  von 100 und 200 M ark  verfügen, w ährend  die, die 
nur  5 M ark  besitzen, lediglich zur H a ltung  von E isenhaube, 
Schild und S p ee r  verpflich tet w aren. E ine  große Ähnlichkeit m it 
den V erhältn issen in G oslar weist übrigens die in M ünden nach 
de r  Schoßordnung  von etw a 1360 getroffene  Regelung auf (vgl. 
W eißker, V erfassung  und V erw altung der  S tad t M ünden  im 
M itte la lte r , Gött. ph il.  Diss. 1913, S. 49). S. weiter fü r G öttingen  
von de r  Ropp, G ö tt inge r  S tatuten, Quellen und Darst. zur Gesch, 
N iedersachsens B and  25 (1907) S. 29 § 45, 81 un ter 71 II, 119 
u n te r  VII, 485 un ter  III  sowie Kober, Die W ehrverta ssun gen  
B raunschw eigs und se iner N achb ars täd te  Hildesheim, G öttingen und  
G oslar, M arb u rg e r  phil. Diss. 1909, S. 50.

11



162 Karl Frölich.

In de r  E ntw ickelung, die  w ir h ier zu beobachten glauben, ist 
aber  auch nichts Befrem dliches zu erblicken, w enn m an an die 
E ig en ar t  der Z ustände  in Goslar, die auf dem Betrieb der 
Ram m elsberger Gruben beruht, d e n k t  W enn im spä teren  M itte l­
a lte r  Bergbau und E rzh an d e l  a ls  die A rbeitsfe lder erscheinen, die 
besonders geeignete  V orbedingungen  für die Anhäufung be träch t­
licher K apitalverm ögen schufen1}, so dürfen wir bei dem Blühen 
des Goslarer B ergw esens schon im 11. und 12. Jah rh und ert  und 
den dam it zusam m enhängenden ausgedehnten H andelsverb indungen  
d e r  S tad t2) h ier V erhältn isse  voraussetzen, die, wenn auch nicht 
in dem gleichen Um fange wie gegen den A usgang des M itte l­
a lters , das Aufkommen e iner  m ehr kapitalistischen W irtschaftsw eise  
und dam it den Prozeß de r  Loslösung auch des B ürgerrech ts  von 
seiner ursprünglichen  immobilen G rundlage begünstig ten3).

Dam it aber ge langen  w ir  zu e iner weiteren W ahrnehm ung, die 
sich mit den hier gem achten  Beobachtungen durchaus deckt, d a ­
gegen mit der  von B. verfochtenen M einung nicht vere inbar ist. 
Ich stimme der Ansicht F e ines4) zu, nach der in G oslar H and w erk er  
bere its  längere  Zeit vor 1290 im Rat anzutreffen s ind5). Sie 
müssen also wohl schon dam als  den A nforderungen genügt haben, 
welche an die Personenkreise  gestellt wurden, die zum Rate 
Z u tr i t t  hatten , und dem nach rechtlich und tatsächlich  in der Lage 
gewesen sein, eigenen G rundbesitz  oder ein g röß eres  M obilia r­
vermögen zu erw erben . F ü r  diese Annahme s tre ite t  auch eine ge­
wisse innere W ahrschein lichkeit, insofern man ge rad e  für Goslars

!) Vgl. S trieder, Z u r  Genesis des m odernen K apita lism us (1904) 
S. 96, 177, 202, 225 Anm. 7; Studien zur Geschichte kap ita lis t i­
scher O rgan isa tionsfo rm en: Kartelle, M onopole und A ktiengesell­
schaften im M itte la lte r  und zu Beginn der  Neuzeit (1914) S. 13 f. 
und  zu den le tztgedachten  Ausführungen Rehme, Jahrb . f. Nat.- 
ö k .  u. S tat. 106 S. 163; v. Below, W eltw irtschaftl . Archiv 5 S. 
455 sowie Rörig, Hist. Vjsch. 18 S. 111 Anm. 1.

2) N äheres bei Bächtold S. 96 f., 143 f., 155, 164 f.
3) Uber ähnliche Entw ickelungstendenzen in Köln s. K. 

Beyerle, Z 2 f. RG. 31 S. 27, 39.
*) S. 67, 68.
5) S. Hans. Geschichtsbl. 1915 S. 21, 22. Die oben im Texte 

w iedergegebene  U rkunde von 1246 spricht dafür, daß der an 
d ieser S telle  (S. 22 Anm. 1) genannte  Ludolfus Coriarius schon 
vor d e r  M itte  des 13. Ja h rh u n d e r ts  Ratsm itglied w ar.



Frühzeit keine völlig s trenge  Scheidung zwischen H andw erker-  und  
H ändlerzünften  und keine zu erheblichen Unterschiede in der Aus­
dehnung ihrer W irtschaften  vermuten d a rf1).

W ill man im Hinblick auf das s tä rkere  H ervortre ten  d e r  B e­
zeichnung „burgenses“ für eine bestimmte Bevölkerungsschicht tro tz  
des W eite rgebrauchs des Ausdrucks ..cives“ für die gleichen Kreise 
die G oslarer B urgensen  als eine mehr oder w eniger abgeschlossene 
Klasse der V ollbürger betrachten, so läßt sich vielleicht d e r
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i)  Vgl. im allgem. Som bart, Der m oderne Kapitalismus, 2. Aufl. 
Bd. 1 (1916) S. 306 und tiazu (teilweise e inschränkend) v. Below 
Hist. Z. 91 S. 441 f., 453 f.; Probleme der  W irtschaftsgesch . S. 
399 f. Anscheinend sind in Goslar die verfassungsrechtlichen  
Schranken mit außerorden tlicher Z ähigkeit festgehalten (vgl. dazu  
Frölich, Hans. Geschichtsbl. 1915 S. 22, 29, 40, 65, 76, 82, 91, 
93), w ährend  w irtschaftlich  die Grenzen zwischen den einzelnen 
B e ru fs s tän d e n . besonders flüssige w aren . W egen d e r  Z w ischen­
stellung der M ünzer zwischen Kaufleuten sowie M ontanen und  
Silvanen, die von B. S. 79, 82 nicht richtig gew ürd ig t w ird, 
s. Frö lich  a. a. 0 .  S. 33, wegen der Doppelzünftigkeit in G oslar 
überhaupt das. S. 55 Anm. 3. Die K räm er wurden in G oslar im 
allgem einen zu den  H andw erkerzünften  gerechnet (s. die B e­
stimmungen über das E in tr i ttsge ld  bei Frölich  S. 27 Anm. 2, 
vgl. auch v. Below, Jahrb. für Nat. Ök. und Stat. 75 S. 23 Anm. 
71; Hist. Zeitschr. 91 S. 455 Anm. 1). A ndererseits  muß 
aber auch eine nähere  Berührung mit der  K aufleutegilde  
bestanden haben, wie sich aus den S tre itigkeiten  w egen 
der beiderse itigen  Berechtigungen erg ib t (s. U. B. III 
1030, 1031, vgl. fe rner  die von Kräm ern und Kaufleuten handelnden  
Vorschriften d e r  G oslarer Zollordnung aus dem 14. Jah rhun dert ,  
Hercynisches Archiv, Halle  1805, S. 342). O ffenbar handelt  es 
sich bei den Beziehungen zwischen Kaufleuten und K räm ern um 
Verhältnisse, die in eine ziemlich frühe Zeit zurückreichen. D as 
Kräm errecht von 1281 (U. B. II 392) ve rrä t  ein höheres A lter 
der Gilde (B. S. 82 Anm. 343 spricht von einem „fast beendeten  
Ausbau dieser G ild e“ ), w orauf schon die B estätigung der  Rechte 
der K räm er in H a lb e rs ta d t  nach dem Rechte de r  G oslarer K räm er 
im Jah re  1258 (U. B. S tad t  H a lbers tad t  II  S. 443 Nr. XXIX, Auszug 
U. B. Goslar II 49) hinweist. M erkw ürd ig  sind auch die Auf­
schriften  auf de r  U rkunde vom 27. 4. 1229, wodurch die G ra ten  
zu W ern igerode  den  Kaufleuten in W ern igerode  einen G unstbrief 
en tsprechend dem, „quali Goslariensis est civitas a prim is tem- 
poribus in s ig n a ta “ (U. B. W ern igerode  4 =  U. B. G oslar 
II 497), ausstellen. Z uers t  w ar da rau f verm erkt „D er k ram ere  
b re f f“ und d a ru n te r  der  „w antsn ider b re f f“ . Beides ist ge ti lg t  
und in der  M itte  ve rbesser t  in „D er w an tsn ider  b re ff“ . Im H inblick 
zugleich auf den In h a l t  des Schriftsstücks möchte ich annehmen, daß  
h ier die E rinnerung  an einen ä lte ren  Rechtszustand nachw irkt, 
bei dem „pann ic idae“ und „ ins ti to res“ in den Urkunden noch 
nicht geschieden w aren  (vgl. v. Below, Jahrb. für Nat.-Ok. u. 
S ta t. 75 S. 48 f.).
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G esichtspunkt verw erten , d aß  in die Zeit, in d e r  die  „bu rgenses“ 
h äu fig e r  in den U rkunden  auftauchen, auch die E n ts teh ung  des 
R a tes  fä llt,  die nach  unseren  früheren  B em erk ung en 1) ungefähr 
in die le tzten  Ja h rze h n te  des  12. Jah rh u n d erts  zu verlegen  sein 
w ird . M an könnte  e tw a  d a ra n  denken, daß  d iese  Tatsache, die 
m it N otw endigkeit  zu e in e r  gewissen H erausheb ung  der  an der 
Besetzung des R ates be te il ig ten  Kreise aus d e r  ü b rigen  B ürge r­
schaft  Änlaß bieten  mußte, nicht aber die sich nach den Aus­
führungen  von B. e iner scharfen  begrifflichen E rfa ssu n g  en tz ie­
hende  U m w andlung  de r  S ta d t  im w irtschaftlichen  und top o g rap h i­
schen zu der  S ta d t  im Rechtssinne, einen U m stand ausm achte, an 
den  der  von B. beobach te te  W ande l d e r  U rkundenterm inologie  
m öglicherw eise  angeknüpft hat. Es w ürde  also in e rs te r  Linie ein 
verfassungsrech tliches M om ent sein, durch welches die an sich f a rb ­
lose, auf das W ohnen  in  einem  „b u rgum “ h indeu tend e2) Bezeich­
nung „bu rg en s is"  den  technischen Sinn als V ollbürger erhie lt, 
wobei d ie  verm ögensrech tliche  B esserstellung d e r  a ls  B urgensen  
bezeugten  Personen  es e rk lä ren  würde, aus welchem G runde in 
d e r  H auptsache  ihre  Aufnahm e in den Rat e r fo lg te 3), ohne jedoch 
se lbs t ein en tsche idendes und hinreichend sicheres U ntersche idungs­
m erkm al für die Z ugehörigke it  zu d ieser P e rsonenk lasse  abzugeben. 
Als Stütze fü r diese A uffassung ließe sich noch g e ltend  machen, daß  
das  ers te  Siegel d e r  S tad t,  dessen Gebrauch die  E rre ichung  eines 
bestim m ten G rades d e r  s täd tischen  S e lbstverw altung  und Autonomie 
an k ünd ig t4) und das B. se lb s t5) in einem etw as an d eren  Z usam m en­
hänge  erw ähn t, die Um schrift „sigillum burgensium  in G o s la r ia“ 6) 
t r ä g t 7) und u n ter  d ieser oder e iner en tsp rechenden  Benennung

1) S. oben S. 131.
2) S. Feine  S. 29 Anm. 1.
3) Vgl. in  d ieser H insicht z. B. für H ildesheim  v. d. Groeben. 

Z eitschr. d. hist. Ver. f. N iedersachsen  1918 S. 104.
4) Vgl. Bresslau, H andbuch  der  U rkundenlehre  I 2 (1912) S. 710; 

Bloch, Zeitschr. d. Ver. f. lüb. Gesch. 16 S. 36.
ö) S. 82 Anm. 342. W egen  seines frühesten  Vorkom m ens s, 

H ans. Geschichtsbl. 1915 S. 13 Anm. 1, 16 Anm. 5.
ti) U. B. II  A nhang T af. VII Nr. 31.
7) Uber das  sig illum  burgensium  in H ildesheim  s. Pacht, 

H arz-Z . 1877 S. 197 sowie U. B. S tad t  H ildesheim  VII S. 827 f.. 
Arnecke, Die H ildeshe im er S tad tsch re iber  usw., M arb . philos. Diss.



zunächst in den Urkunden überwiegend erscheint1), bis in d e r  
zweiten H älfte  des 13. Jahrhunderts  dafür die W endung  „sig illum  
civitatis n o s tre“ üblich w ird2).

Zu einer endgü ltigen  Stellungnahme ist h ier jedoch nicht d e r  
Ort. Bei dem W id e rs tre i t  der M einungen über den B egriff „bur- 
g en s is“ , der n icht nur bei Goslar3) begegne t1), möchte ich g lauben , 
daß  eine restlose Lösung der auftauchenden Z w eife ls fragen  e rs t  
von einer B e trach tung  zu erhoffen ist, die sich auf b re i te re r  
G rundlage  aufbau t und die Untersuchung gleichzeitig auf e ine  
M ehrzahl von S täd ten  oder S täd tegruppen  ausdehnt, wobei auch
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1913 S. 77 f., in O sterode s. U. B. G oslar II 76; M arw edel, D ie 
Verfassungsgeschichte der S tad t O sterode a. H arz , H arz-Z . 1912 
S. 1 f., insbesondere  S. 58 Anm. 142. S. andererse its  die Bezeich­
nung des ä ltesten  Hildesheimer S tad ts iege ls  im Texte  der U r­
kunden als „sigillum  commune tocius c iv ita tis“ (U. B. S ta d t  
Hildesheim  I 74, 165, 550, VII S. 827), des ersten M ühlhäuser  
S tad ts iegels  a ls „sigillum civitatis et civium“ , „sigillum c iv ita tis“ , 
„sigillum civium“ oder „sigillum consulum “ neben „sigillum bur- 
gensium “ (U. B. M ühlhausen 77, 93, 102, 108, 109, 111, 119). 
Die Umschrift des letztgedachten S iegels lau tet „sigillum Mul- 
husensis civitatis im perii“ (s. die dem U. B. M ühlhausen vor* 
geheftete S iegelabb ildung). In M ünden w urde  1322 die frühere  
Umschrift des S tad ts iegels  „sigillum civium G im undin“ e rse tz t  
durch “ sigillum consulum civitatis G em unden“ (W eißker S. 38).

0  U. B. II 22, 108. — Die oben S. 157 Anm. 2 a. E. angezogene  
Urkunde spricht dagegen  von dem Siegel „honestorum  civium 
nostre c iv ita tis“ . E in  fester Sprachgebrauch ist also nicht n a c h ­
zuweisen.

2) U. B. II 156, 168, 510.
3) Koch S. 280 Anm. 134 nimmt eine topographische Schei­

dung zwischen „cives“ und „burgenses“ an, er bezieht den Aus­
druck „b u rgenses“ auf die Bewohner des oberen S tad tte ils  in 
der  Gegend des F rankenberges . D agegen  (mit un ter sich abw ei­
chender B egründung) Feine S. 29 Anm. 1, B. S. 83.

■) Uber die von Achtnich, Der B ü rg e rs tan d  in S traßburg  bis 
zur M itte  des 13. Jah rhunderts , Leipziger hist. Abhandlungen H eft  
19 (1910) fü r S tra ß b u rg  aufgestellte  Ansicht wegen der Ausdrücke 
cives und burgenses  in den S traß b u rg e r  Quellen (S. 12 f., 16 f.) 
s. B. S. 83. Vgl. fe rne r  K. O. M üller (bei der  Besprechung von 
Nagel, Die E n ts tehung  der S tra ß b u rg e r  S tadtverfassung, 1916, 
in V S W G . 14 S. 397), de r  das Bestehen eines Unterschiedes zwischen 
cives und bu rgenses  in S traß b u rg  leugnet. W ieder andere r  M einung 
ist Kothe an der  oben S. 156 Anm. 1 angegebenen Stelle. H in ­
sichtlich der  burgenses  und cives in Köln s. Hoeniger, K ölner 
Schreinsurkunden  II 2 (1894) R eqister  5 S. 300, in T rie r  Keutgen, 
Ämter und Z ün fte  (1903) S. 105.
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die ä lte ren  Arbeiten aut d iesem  G ebiete1) nicht ü b e rg an g en  werden 
dürfen , sondern  e iner Ü berp rü fung  an der H and  d e r  neuerdings 
e rschienenen L ite ra tu r  zu un te rw erfen  sind2)- E rs t  dann wird 
sich übersehen lassen, ob sich a llgem eine Regeln  für die Ver­
w endung  der  Bezeichnung „b u rg en ses"  herausgeb ilde t  haben, ob 
hierbei das Schw ergew ich t in topographischen, w irtschaftlichen, 
sozialen oder verfassungsrech tlichen  F ak to ren  zu suchen ist und 
ob auch aus dem  zeitlichen Ablauf der E ntw ickelung  Folgerungen  
zulässig  sind.

Nicht zu e rw ärm en  verm ag ich mich für d ie  Art, in d e r  B. 
(S. 80, 81) im Anschluß an seine Festlegung  des Begriffs der 
„ b u rg en ses"  die B evölkerung G oslars schulm äßig in drei große 
S tände , die sich nach Geburt, Besitz und Beruf abgrenzen, zer­
fa llen  läßt. Gewiß ist e inzuräum en, daß sich in dem  von B. behan­
de lten  Z eitraum  die e inzelnen  Bevölkerungsklassen  in G oslar in 
deu tlicher Sonderung  von e inander  abheben, ab e r  es kann m. E. 
keine Rede davon sein, daß  e tw a  die von B. m it so großem  N ach­

!) Vgl. z. B. v. M a u re r  S tädteverf. I S. 129 f., 139 f.; II
S. 191 f.; F rensdorff, D ortm under S ta tu ten  und  Urteile, Hans. 
Geschichtsquellen III  (1882) S. 42 f. (s. dazu  Bode Ü. B. I 
E inl. S. 96, II E inl. S. 57 f.) sowie Pacht, E n tw ickelung  des 
S tad treg im en ts  zu H ildesheim  bis zum Jah re  1300, H arz-Z . 1877
S. 187—215 (hier S. 196 f. E rö rte rung en  über „cives“ und „bur­
g en ses"  in H ildesheim ).

2) Ich e rw ähne  h ier die  Bem erkungen bei Heck, D er Sachsen­
spiegel und die S tände  de r  Freien , B eiträge  zur Geschichte de r  
S tände  im M itte la l te r  II (1905) S. 458 f., insbes. S. 459 Anm. 1,
479 f.; F. Philippi M JÖG. 35 S. 218, 230 f.; S ch röd er  RG6 S.
485 und Anm. 66 das., 487, 689, 690. Es ist fe rn e r  zu verweisen 
auf E rnst,  M itte lfre ie , S. 50 Anm. 18 und 19 und D. Philippi,
Die E rbexen, S tudie zur sächsischen Rechtsgeschichte, v. Gierkes 
U ntersuchungen H eft 130 (1920) S. 104, 112, 113 Anm. 3. An­
deuten  m öchte ich noch eine M öglichkeit, die b isher m. W . nicht
beach te t ist, nämlich daß  bei d e r  V erw endung des Ausdrucks 
„cives"  die Tatsache e iner  S tad te rw e ite run g  durch Aufnahme 
b en ach b ar te r  Ortschaften (s. oben S. 131 Anm. 4, 134 Anm. 2, vgl. 
f e rn e r  Schröder RG.6 S. 690 Anm. 56, 701) eine Rolle gespielt
ha t, so daß  bei den B urgensen  in e rs te r  Linie an die verfassungs­
rechtlich begünstig ten  E in w o hner  des u rsprünglichen  „burgum “ , 
bei den cives dagegen  an  die  sp ä te r  zur S ta d t  gezogenen und 
bei dem E rw erb  von G rundbesitz  zu S tad trech t vielleicht zunächst 
benach te il ig ten  B evö lkerungsk lassen  zu denken w äre . Es handelt 
sich, wie ich ausdrücklich  betone, h ier aber nu r  um eine Ver­
m utung , die einer g en au e ren  Ü berprüfung bedarf .  A llerdings 
g e w ä h r t  ih r der  S p rach g eb rau ch  de r  Quellen eine gew isse  Stütze 
(vgl. dazu  die A usführungen  bei Heck, Sachsenspiegel, S. 459).



druck betonten, un ter  sich völlig ungleichartigen  und -w ertigen  
K riterien  — sofern  m an in dieser E in teilung nicht nur eine g an z  
oberflächliche und deshalb  wegen ih re r  Selbstvers tänd lichkeit b e ­
lang lose  G rupp ierung  erblicken will — einen b rauchbaren  U n te r ­
scheidungsm aßstab  liefern. Die Verhältnisse, die h ier vorliegen , 
sind viel zu verw ickelt, um auf eine so einfache, aber im G rund e  
auch n ich tssagende  Form el, wie sie B. gefunden zu haben g laub t, 
geb rach t w erden  zu können. Es ist nicht richtig, daß die ad lig en  
Geschlechter lediglich  einen S tand  der G eburt da rs te llten , die  
Aufnahme in die M in is te r ia l i tä t1) und vor allem  die W en d u n g  
bürgerlicher Fam ilien  zu ritte r licher  Lebensw eise2) b leiben dab e i  
unberücksich tig t3). Nicht zutreffend is t  ferner, daß de r  S tand  des 
Besitzes vor allem durch die in H ande l und B ergbau  tä t ig e n  
bürgerlichen  Fam ilien  vertreten w äre , da  als „GroBbesitzer von 
G ruben te ilen“ , wie B. selbst gelegentlich  (S. 68) bem erkt, f rü h er  
in e rs te r  Linie die R itterfam ilien  bezeugt sind. Endlich  is t  a b ­
wegig, dem S tand  des Berufes nur die  H a n d w erk e r  e inzureihen, 
denn ihnen gleich w erden  die K räm er behandelt  und es ist 
sch lechterd ings nicht abzusehen, w eshalb  nicht auch die  sich von 
B ergbau und H andel nährenden  Kreise zu den B eru fss tänden  
gerechnet w erden  können, da B. se lbst an anderen  S tellen  B em er­
kungen m acht, die sich zugunsten e iner solchen abw eichenden  
Ausdrucksweise verw erten  lassen4).

1) Ich verw eise  auf Moll, Die R itte rbü rtigen  im B raunschw eiger 
Lande, Zeitschr. d. hist. Ver. f. N iedersachsen  1915 S. 207—315. 
D ase lbs t S. 208 f. L ite ra tu rangaben .

2) S. h ierzu z. B. F rensdorff ,  Jah rb . des Ver. f. n iederdeutsche
Sprachforschung  37 (1911) S. 96 f., insbes. S. 99.

3) Die F rag e , inw iew eit die M in is te r ia len  nicht als Geburts-, 
sondern  a ls B eru fss tand  zu deuten sind  (vgl. M olitor, D er S tan d  
d e r  M in is teria len , v. G ierkes U ntersuchungen H eft 112, 1912, S. 
40 f. und dazu  Aubin VSWG. 12 S. 341) w ird  von B. nicht
angeschnitten .

4) S. 68 w ird  von den freien, übe rw iegend  wohl auch se lbs t 
a rbe itenden  B esitzern  k le iner G rubenanteile , welche gegenüber den 
G roßbesitzern  de r  Gruben völlig zurücktre ten , die aber g e rad e  
de r  K orpora tion  d e r  M ontanen  angehören  sollen, gesprochen (s. 
auch oben S. 154 Anm. 2). Es ist m ir nicht klar, ob d iese  
doch in e rs te r  Linie am  B ergbau  beteilig ten  Kreise m it den  
S tand  des Besitzes b ilden  sollen od e r  nicht. Auch sonst b le ib t  
m anches im U nklaren . Die T a tsache  d e r  Freiheit oder Unfreiheit, 
die  B. z. B. S. 74 h insichtlich  der Kaufleute e rörte rt, w ird  
S. 81 a llein  bei den H a n d w e rk e rn  erw ähnt, sie spielt jedoch
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B rauchbare  E rgebnisse  sind m. E. nur zu erzielen, wenn en t­
w eder für bestimmte abgeschlossene  Perioden die in den Urkunden 
als ein einheitlicher S tan d  hervortre tenden  Bevölkerungsschichten 
mit e inander verglichen und so auf einen gewissen Z eitpunk t oder 
Z eitabschnitt  bezogen die kennzeichnenden standesb ildenden  Fak­
toren  aufgesucht w erden, d ie  ab e r  a lsdann niem als nur in einem 
de r  von B. gew ählten  M om ente, sondern in e iner M ehrheit von 
ihnen und vielleicht noch ein igen  anderen  bestehen würden, oder 
wenn ein  M erkm al, sei es die Geburt, sei es der  Beruf, sei es der 
Besitz oder die verfassungsrechtliche Stellung, als E inteilungsm aß- 
s tab  gew ählt und nun in seinen Abw andlungen durch die Geschichte 
de r  S tad t  verfolgt wird. So gew innt man die M öglichkeit, auch 
dem  Um stande Rechnung zu trag en , daß dieselben Personen ver­
schiedenen Schichten angehören  können und daß die Rechtslage 
se lbst im Laufe der Jah rhu nderte  nicht immer die gleiche 
geblieben ist. Nur auf diesem  W ege winkt m. E. die Hoffnung, 
zu sachlich begründeten  sicheren Unterscheidungen und zu einer 
m it den Quellen sich deckenden greifbaren V orstellung von den 
ständischen Verhältnissen der  Goslarer Bevölkerung zu gelangen.

Daß auf verfassungsrechtlichem  Gebiete einzelne Gemein­
schaften zu besonderen, durch die Übereinstimmung ih re r  E inrich­
tungen und ihren P latz  im Regimente der S tad t gekennzeichneten 
Gruppen zusam m engefaßt w urden, habe ich bere its  an anderem  
Orte d a rg e leg t1). Neben d e r  verfassungsrechtlichen B etrach tungs­
weise aber ist es, wenn ich nicht irre, vor allem die un ter dem 
Gesichtspunkt des Besitzes, bei d e r  eine Untersuchung der Glie­
derung  der G oslarer E inw ohnerschaft Erfolge versp rich t2). Es ist

ebenfalls  bei der im B ergbau beschäftig ten Bevölkerung und ebenso 
bei dem Adel eine Rolle. Dem Ü bergang vom „B esitzs tand“ zum 
„B eru fss tan d “ (S trieder, Genesis S. 33, 34) ist keine Beachtung 
geschenkt. D er Prozeß d e r  E rgänzung  des städtischen Patriz ia ts  
durch das Äufsteigen aus den un teren  sozialen Schichten (S trieder
S. 39, 40, bes. S. 40 Anm. 1) w ird  nicht berührt.

r ) Hans. Geschichtsbl. 1915 S. 25 Anm. 4.
2) Betonen möchte ich a lle rd ings  auch, daß für die  eigentlich

standesgeschichtliche Forschung das Goslarer U rkundentum  eben­
fa lls  noch m ancherlei Ausbeute zu gew ähren scheint. Es käme 
z. B. da rau f  an, die noch keinesw egs völlig g ek lä rten  Beziehungen 
des freien Adels in G oslar zu den m inisterialischen Geschlechtern, 
nam entlich  den vorhandenen  Reichsm inisterialen, zu en tw irren  (s. 
h ierzu e inerseits Bode U. B. I Einl. S. 47; II E inl. S. 63 f.; 
U radel S. 128 f.; auch H arz-Z . 1903 S. 101 f., andere rse its  Niese,



bekannt, wie sehr der Betrieb des Bergbaus die Entw ickelung 
in Goslar beeinflußt hat und es wäre gewiß eine lohnende Auf­
gabe, einmal die Besitzverteilung hinsichtlich des Berggutes in 
Goslar und ihre Änderungen sowie ihre Rückwirkungen auf den 
ständischen Aufbau der dortigen Einwohnerschaft im einzelnen 
nachzuprüfen, etw a unter Verwertung der Momente, welche in d e r  
Schilderung Som barts  über die Entstehung des modernen K ap ita lis ­
mus1) und in der sich an das Sombartsche W erk anschließenden 
Diskussion2) entw ickelt sind. Besonders dankbar scheint mir eine 
E rörterung, die sich etw a nach folgenden Richtungen e rs treck te :  
Beteiligung d e r  freien und m inisterialischen Adelsgeschlechter am 
G oslarer Bergbau, O bergang ihres Bergbesitzes als E igen oder
Lehengut in bürgerliche Hände, Akkumulierung von B erggut seitens 
einzelner Persönlichkeiten oder Fam ilien — hier w äre  z. B. auf
die Stellung des Bürgers Tile Unruhe im G oslarer Bergwesen
einzugehen, auf die Bode aus anderem  Anlaß3) aufmerksam macht,

Die V erwaltung des Reichsgutes im 13. Jahrhundert, 1905, S. 136 
Anm. 1). Sodann rechtfertig t es sich, soweit ich sehe, gerade  
hier, dem V erhältnis gew isser besonders hervortre tender b ü rg e r ­
licher Kreise zu den in Goslar selbst und in seiner Umgebung 
bezeugten Adelsfamilien näher nachzugehen und die W irkungen 
zu beleuchten, die sich aus Eheschließungen für verw andtschaftliche 
Verbindungen, für die Grundbesitzverschiebungen, für die S tif ts ­
fähigkeit (Dom stift!) ergeben. Auch de r  Anteil der  S ta d tb ü rg e r ­
schaft an de r  Bildung des Adels im späteren  M itte la lter  ist 
vielleicht ein Problem, dessen Verfolgung unter Berücksichtigung 
des jetzigen S tandes der W issenschaft bei Goslar sich verlohnt 
(s. auch oben S. 167). Angeregt sind diese Bemerkungen durch 
die Aufsätze von Moll (s. oben S. 167 Anm. 1) und G anzen­
müller, Neuere Theorien zur Entstehungsgeschichte des niederen 
Adels, Zeitschr. d. hist. Ver. f. N iedersachsen 1917 S. 272—283. 
W egen der bürgerlichen milites in M agdeburg  und Halle s. 
Schranil S. 170, 171, 318.

0  S. oben S. 163 Anm. 1.
2) Vor allem  sind hier wichtig außer den schon mehrfach 

erw ähnten Büchern von S trieder die Aufsätze von v. Below, Die 
Entstehung des m odernen Kapitalismus, Hist. Zeitschr. 91 S. 432 f. 
und Keutgen, H ansische H andelsgesellschaften  vornehmlich des 
14. Jahrhunderts , VSWG. 4 S. 278 f., 461 f., 567, namentlich 
S. 288 f. S. fe rne r  die Übersicht bei Som bart I S. 650.

3) U B. I I I  Einl. S. XXIX. Vgl. auch die Nachweise über den 
Bergbesitz e inzelner G osla rer Familien, die in den Verzeichnissen 
von den Bergteilen  des G osla rer Rates am Rammelsberge (Neuburg, 
Goslars B ergbau  bis 1552, 1892, S. 73 f., Abdruck im Vaterland. 
Archiv des hist. Ver. für N iedersachsen 1841 S. 341 f.) enthalten  
sind. S. je tz t  Frölich, Die Verzeichnisse über den Grubenbesitz 
des Goslarer Rates am Ram m elsberge um das Jahr 1400, H ans. 
Geschichtsbl. 1919 S. 103 f.

Zur  Topographie und Bevölkerungsgliederung 169
der Stadt Goslar im Mittelalter.



170 Karl Frölich,

— sow ie endlich Aufhellung der  verw andtschaftlichen  Bande, durch 
welche die einzelnen In h ab e r  von Bergteilen verknüpft sind und 
welche die Verm utung nahelegen , daß der G os la rer  B ergbau  im 
13. und 14. J a h rh u n d e r t  m ehrfach in Form  von Fam iliengesell- 
schaften1) betrieben  wurde. Ähnliche U ntersuchungen ließen sich 
anste llen  über den Fors tbesitz  bei Goslar, über dessen  Verhältnis 
zum B ergbau  überhaup t noch keine vollständige K larhe it  he rrsch t2), 
sowie über den H üttenbesitz , dessen ebenfalls in den  Goslarer 
U rkunden häufig  gedach t w ird 3). Ich glaube, daß  dabei w ert­
vollere Fests te llungen  für die w irtschaftliche, ab e r  auch für die 
soziale  und rechtliche Schichtung der G oslarer Bevölkerung e r ­
w ar te t  w erden  können, als sie die doch an sich recht vage 
D efinition eines S tandes  des Besitzes, der vor allem  durch die im 
B ergbau  und Handel beschäftig ten  Familien vertre ten  wird, bedeutet.

Der fo lgende Abschnitt beschreibt den A usgang de r  Kämpfe 
um die S tad tverfassung . W äh ren d  B. (S. 81) bei den S tre itigkeiten  
um 1219, die dem E r la ß  des Priv ilegs F ried richs II. für G oslar 
vorhergegangen  sind, a ls Ursache die Ansprüche de r  Gilden auf 
D urchbrechung de r  Schranken  des B urgensenstandes und auf Teil­
nahm e am obersten S tad treg im en t be trach te t und verm utet, daß 
diese Ansprüche dam als zurückgewiesen w urden  und eine Auf­
lösung der  Innungen im Gefolge hatten , sieht e r  1290 die Sachlage 
so an, daß  je tz t  die w ahrscheinlich  ,,zum großen T e il“ 4) zu den

4) S. hierzu noch S tr iede r ,  Studien S. 95 f. und die B em er­
kungen bei Rörig, Hist. Vjsch. 18 S. 115 Anm. 1.

2) Vgl. Neuburg, D er Einfluß des B ergbaues auf die  erste  
Entw ickelung d e r  F o rs tw ir tsch a ft  in D eutschland, Festschrift  der 
U niversitä t E rlang en  1901 (1901) IV 1 S. 235—270, insbesondere  
S. 237 f. und dazu Zycha, Z u r  neuesten L ite ra tu r  über die W irt- 
Schafts- und Rechtsgeschichte des deutschen B ergbaues, VSGW. 6 
S. 232—276, vor allem  261 f. Das E rscheinen e ine r  Ärbeit über 
die Fors tpo lit ik  der Reichsstad t G oslar bis zum Jah re  1552 von
A. Völker is t  zu e rw arten .

3) S. Bode U. B. II E inl. S. 20. In te ressan t is t  z. B. die 
U. B. II 596 (1300) bekundete  Abmachung. Auch d e r  Z usam m en­
hang zwischen H ütten  und M ühlen (vgl, D enker, Harz-Z . 1915
S. 196; 1918 S. 70, 71) w äre  dabei zu beachten.

4) B. S. 87. Vgl. dazu  w ieder S. 81 (s. oben S. 166).
D e ra r t ig  schillernde U rteile  f inden  sich e tw as zu häufig. — In 
e in e r  Urkunde von 1261 (U. B. II 76) wird „ Joh an nes  m ercator 
e t burgens is  G os la r ie“ a ls  A ussteller aufgeführt. U ber die Äus-
drucksw eise  englischer Z ollpriv ileg ien  für Köln („cives et mer- 
ca to res  et hom ines C o lon ienses“ ) s. K. Begerle  Z 2 f. RG. 31 
S. 49 Anm. 2 sowie K eussen Top. I Einl. S. 58* Anm. 6.



Burgensen gehörigen  Kaufleute mit den H andw erkern  gem einsam e 
Sache gem acht hä tten  in d e r  Hoffnung, ihre w irtschaftlichen Z ie le  
zu erreichen, w enn d e r  politische Einfluß der Gilden a llgem ein  
gehoben w ürde  (S. 86, 87). Dazu ist zu bemerken, daß  1219, w ie  
schon W e i la n d 1) im Gegensatz zu W olfs tieg2) beton t hat, doch 
anscheinend a lle  Gilden, also wohl auch die der Kaufleute, a u f ­
gehoben w urden , sodaß die Beurteilung de r  Kämpfe von 1219 du rch  
B. nicht in vollem Umfange zutreffen kann. Bei dem C h a rak te r  
aber, den f3. den  S tre itigkeiten  von 1290 beimißt, ist keine b e f r ie ­
d igende E rk lä ru n g  für den Umstand gegeben, daß nunm ehr u n te r  
den sich bekäm pfenden  Parte ien  die Silvanen und M ontanen  e ine  
H auptro lle  spielen, deren  B. bei den Z erw ürfn issen  um 1219 
überhaupt keine E rw ähnung  getan hatte . T rotzdem  ist a n z u e r­
kennen, daß sich in den Ausführungen dieses Abschnittes m anche 
durchaus richtige  Beobachtung findet. Ob m an den Schw erpunk t 
der  Kämpfe um 1290 mehr nach d e r  politischen, wie B. es tu t, 
oder nach d e r  w irtschaftlichen Seite hin verlegen will, ist m. E. 
von geringerem  Belang, da die w irtschaftlichen  und politischen 
Ziele dabei in einem unlösbaren Z usam m enhang  stehen. I r r e ­
führend ist es dagegen  wieder, wenn B. das W esentliche bei 
den V erfassungsänderungen  des Jah res  1290 d a rin  erblickt, d aß  
je tz t die S tad tverfassung  „dem o kra tis ie r t“  w urde (S. 87). F a l ls  
damit behaup te t w erden  soll, daß hier dieselben T rieb k rä f te  w irk ­
sam waren, wie sie sonst in den g roßen  Z unfts tre itigkeiten  des 
13. und 14. Ja h rh u n d e r ts  zum Durchbruch gelangen, so übers ieh t 
B., daß bere its  vor 1290 im w esentlichen die gleichen B evölkerungs­
klassen Anteil am Rate hatten  wie nachher;  auch w ird  die K enn­
zeichnung des Kollegiums der  Sechsm annen als e iner a r is to k ra ­
tischen Insti tu tion  (B. S. 87) für diese Zeit der Sachlage nicht 
g e re c h t1). Die Bedeutung der V orgänge um 1290 beruht in e iner  
Neuordnung d e r  Beziehungen der  einflußreichen bürgerlichen

0  Hans. Geschichtsbl. 1885 S. 18 f.
2) V erfassungsgeschichte  von G oslar bis zur Abfassung der  

S ta tu ten  und des B erg rech ts  (1885) S. 59, 62.
3) Vgl. Frölich , H ans. Geschichtsbl. 1915 S. 31, 60. Ü brigens 

herrscht kein vö lliger E in k lang  zwischen den Bem erkungen bei 
B. S. 87 und S. 80 Anm. 340. Die D arste llung  Feines (S. 113 f.) 
von den A lveldeschen H ändeln , auf die sich B. S. 87 Anm. 359 
stutzt, ist kaum  ganz h a ltb a r  (s. Frö lich  a. a. O. S. 77 f.).
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172 Karl Frölich.

K örperschaften  zum Adel e inerse its ,  zu d e r  B ergbevölkerung 
andererse its .  W äh ren d  e rs te re r  aus dem R ate  v e rd rä n g t  wurde, 
is t  d ie  le tz te re  in e ine fes te  verfassungsrech tliche  V erb indung  mit 
dem  städtischen  G em einw esen  gebracht, nachdem  eine E inigung 
über verschiedene S tre itp u n k te  zustande  gekom m en w ar, und w a h r­
scheinlich ha t übe rhaup t e rs t  die erfo lg te  V e rs tänd igu ng  dahin  ge­
führt ,  daß nunm ehr zah lenm äßig  die Ansprüche d e r  im Rate v e rtre ­
tenen  V erbände auf die B esetzung  e iner  bestim m ten Anzahl von R a ts­
stühlen  fes tgeste ll t  s in d 1)- D as ist aber  e tw as ganz anderes  als 
eine D em okra tis ie rung  d e r  R atsverfassung  in dem  bei den Z u n f t­
käm pfen  im a llgem einen zu beobachtenden S inne2). Von inneren  
U nruhen d ieser Art ist G osla r jeden fa lls  auch in der  spä te ren  
Z eit  zunächst völlig verschont geblieben. Die E in füh rung  d e r  
G ildem eister  in die R a tso rg an isa tion  im Laufe des 14. J a h r ­
hu n d e rts  ha t sich anscheinend  auf durchaus friedlichem  W ege 
vollzogen.

D er S ch lu ß p arag rap h  behande lt  die H e rk u n ft  der  Bevölkerung 
in soz ialer  und lokaler H insicht, ohne besonders bem erkensw erte  
Aufschlüsse zu gew ähren . H ervorzuheben ist v ielleicht noch, daß 
eine Anzahl von S traßennam en  in G oslar auf eine B erührung mit 
O rtschaften  im Osten d e r  S ta d t  in der U m gegend von H a lb e r ­
s tad t  h inw eist3). Vielleicht haben, e tw a verm itte lt  durch den in 
d ieser Gegend schon im 12. J a h rh u n d e r t  s ta rk  verb re ite ten  G rund­
besitz  des G osla rer  D om stifts , h ier noch engere  Beziehungen ob­
gew alte t ,  als die A ngaben  von B. (S. 90) über d ie  U rsp rungso rte  
d e r  G osla rer  Bevölkerung bis 1300 vermuten lassen.

!) H ans. Geschichtsbl. 1915 S. 32.
2) E h er  könnte  m an an eine A ristokra tisierung  d e r  V erfassung

in dem Sinne denken, daß  eine Schließung des K reises der rats"-
fäh igen  K örperschaften  vorgenom m en wurde, die ihre W irkungen
bis in die N euzeit g eäu ß e rt  ha t (vgl. Frölich, H ans. Geschichtsbl. 
1915 S. 54, 65, 75, 82, 91, 93). Ich verm ag d a h e r  die M einung 
von O hlendorf (S. 51), de r  die G oslarer W irre n  um 1290 als 
einen „typischen Z u n f tk a m p f“ auffaßt, nicht zu teilen. Davon 
kann  in G oslar m indestens bis zur M itte des 15. Jah rh u n d er ts  
keine Rede seiri (vgl. Sch ille r  S. 203 Anm. 1; F e ine  S. 116, 151) 
und auch die Ä lveldeschen H ändel, die in die zu le tz t gedach te  
Z e it  fallen , s ind  nicht in vollem Umfange als re ine  Z u n f ts tre i t ig ­
keiten  anzusprechen.

3) Z. B. Bateslevestr.,  Berew inkelstr ., sp ä te r  auch die Dedele- 
vesche S tr.



Das, was vorstehend von mir in engem Anschluß an d ie  
E rörte rungen  de r  B .’schen Schrift ausgeführt ist, erhebt n icht 
den Anspruch darauf, eine erschöpfende Behandlung der in B e ­
trach t kom m enden Problem e zu bieten und zur restlosen K lä rung  
d e r  vorliegenden Zw eifelspunkte  vorzudringen. Mein Zweck is t  
erreicht, wenn es gelungen ist, gegenüber den nicht im m er zu ­
treffenden D arlegungen  von B. die Frageste llung  zu berich tigen , 
sie schärfer zu fassen und weiteren Untersuchungen auf dem  
Gebiete der  Verfassungsgeschichte von Goslar im M itte la l te r  
Richtung und Z iele  zu weisen. I r re  ich nicht, so ist h ier bei 
methodisch e inw andfreiem  Vorgehen über die E rgebnisse  de r  
B .’schen Arbeit hinaus noch manche wertvolle Ausbeute auch für 
die Städteforschung im allgemeinen zu erw arten .
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Hansische Bundesbestrebungen in der ersten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts.

Von 

Wilhelm Bode.

Viertes Kapitel.

Die hansischen Tohopesaten bis zur Mitte 
des 15. Jahrhunderts.

IV .

(  F o rtse tzu n g  ). 1)

D rin gender  als je  h a tte  d e r  Krieg die N o tw end igke it  e iner 
fes teren  V erbindung den S tä d te n  vor Augen geführt. Ohne die w endi­
schen S täd te  stockte a lles hansische Leben (254). H ussitengefah r und 
eigene Fehden, vielfach d ro hende  H altung  von H e rre n  und Fürs ten  
ließen es den B innens täd ten  erw ünsch t erscheinen, das  gelockerte  
B and  m it den k r ieg se rp ro b ten  Seestäd ten  fester zu knüpfen. Die 
örtlichen  Schutzbündnisse  w urden  nun fast rege lm äß ig  erneuert. 
Am 4. April 1429 w urde  das  sächsische Bündnis im wesentlichen 
unv eränd ert  um drei Ja h re  v e rläng ert  (255). Von einem B eitr i tt  
ode r  e iner Sondere in igung  m it F ü rs ten  verlau te t  nichts m ehr; 
aus e iner A ndeutung scheint hervorzugehen, daß  m an keinen be­
sonderen  E rfo lg  gehab t ha tte  und ihnen offenbar m it dem  größten  
M iß trauen  g egenü bers tand  (256). M erseburg  und H am eln  tra ten  
hinzu, im M ai 1430 schlossen sich auch M ühlhausen, Nordhauser; 
und  E rfu r t  an. F a s t  im m er w a r  die H ussitennot die tre ibende  
K raft,  die in den fo lgenden  Jah ren  eichsfeldische, sächsische und

0  Vgl. Jah rg . 1919 S. 173—246.



märkische S tä d te  zusammenführte (257). Jetzt zum ersten  M ale  
lösten Bedrohung und Furcht auch eine fieberhafte  T ä t ig k e i t  
der S täd te  an ihren  Befestigungen aus in einer neuen Form  von 
mächtigen E rdw erken  und Gräben (258).

So w ar d e r  Boden für einen neuen großen H anse tag  vo r­
bereite t; schon 1429 geplant, kam er am 1. Januar 1430 zustande. 
E inunddreiß ig  S tä d te  aller Gruppen w aren in Lübeck versam m elt, 
und ohne die Besorgnis vor den Hussiten w ären weit m ehr g e ­
kommen (259). Der Orden, dem zurzeit sehr an einer Füh lung  
mit den W enden  lag, hatte  seinen S tädten endlich die T eilnahm e 
erlaubt. Im Ladungsschreiben der in M arienburg  versam m elten 
W enden und P reußen  heißt es, man müsse endlich einmal fe s t ­
stellen, „wer bey der freyheit der gemeynen hense welle bleiben 
und der mitgebruchen, ader  wer die welle obirgeben“ (260). D ie  
L ivländer dachten nach wie vor nicht daran , sich den krieg- 
führenden S täd ten  anzuschließen, anderse its  hielten sie G eldun ter­
stützung für ra tsam  (261), aber man sollte  „das M indeste“ (d a t  
mynste) ausbedingen, was man könne, „da diese S täd te  nicht 
sehr begütert s in d “ (w ante  desse stede nycht zere vormogen- 
aftig zind) (262). D as kennzeichnet ihre Gesinnung.

Lübeck zur Rechten saßen Köln, Rostock, S tra lsund, W ism ar, 
M agdeburg, Braunschweig, Breslau, Thorn, Danzig, Riga, D orpa t, 
Reval, Stade, K iel; Lübeck zur Linken H am burg, Dortm und, Soest, 
Lüneburg, P aderborn , Kolberg, Stettin, Hannover, Ülzen, F ran k fu r t  
a. 0 .,  Berlin, Nym wegen, Zütphen, H arderw yk , W esel, H erfo rd
(263). Unter dem Eindruck der alle Gemüter bew egenden 
H ussitengefahr s tand  der Beschluß an der  Spitze, einer von den  
bösen Ketzern überfa llenen  H ansestad t mit H eeresm acht getreulich 
zur Hilfe zu eilen. W urden  doch die Sendboten M agdeburgs und 
Braunschw eigs schleunigst heimberufen, weil man einen Ü berfall 
auf ihre S täd te  befürchtete . Herzog W ilhelm  von Lüneburg eilte  
mit allen seinen M annschaften  und 500 von den H ansestäd ten  
gestellten Schützen den Böhmen nach Meißen entgegen. Aben­
teuerliche Gerüchte über geheime Verbindungen König Erichs rnit 
dem M arkgrafen  von B randenburg  gingen von Mund zu M und
(264). Die k rieg führenden  S täd te  verbreiteten sich über den Grund 
der V ersam m lung; es w a r  die unumgänglich notwendige, k räftige
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176 W ilhelm  Bode.

H ilfe  in ihrem  Krieg fü r  die  hansische A llgem einheit. Sie be­
tonten , daß  sie auf ihr e igenes W ohl um den P re is  e ine r  Splitte rung 
d e r  H anse  verzichtet hä tten . M an darf  es a ls einen großen 
F ortsch ritt  bezeichnen, daß  ih r  S tandpunk t unum w unden  anerkann t 
w urde  und dam it eine G run d lage  geschaffen w ar. W enn  die ge­
p lan te  Vermittlung des E rzbischofs von Köln fehlschlüge, seien 
die  S täd te  zw ar genötig t, so w eitgehende Pläne, die doch schließ­
lich in einem Anschluß an  die K riegführenden  gipfelten , nur  ad 
referendum  zu nehmen, im Prinzip  aber sei die H ilfe  notw endig , 
„denn wenn eine S tad t  d e r  H anse  der  anderen  nicht einm al in 
ih ren  redlichen Notsachen Hülfe, T rost und U nters tü tzung  leiste, 
e rw eise  sich offen, daß  die H anse  und der  Bund der  H anse  (de 
henze unde vorbund der  henze) garn ich ts  nütze se i“ (265). Die 
e rs te  Vorbedingung, zu festen  Entschlüssen zu kommen, w a r  die 
genügende  Besendung de r  a llgem einen T agfah rten . In A nbetracht 
d e r  durch die  w eiten E n tfe rn ung en  verursach ten  Schwierigkeiten 
so llten  sie w enigstens alle  drei Jahre  P fingsten  an einem von 
Lübeck bestim m ten O rt s ta ttf inden . Säumigen w urde  die schärfste  
S tra fe , Verhansung, angedroh t. Sofort w urde ein Verzeichnis der 
U ngehorsam en, die d iesen  T ag  nicht besand t ha tten , im Rezeß 
n iedergeleg t. Auch die  S te llung  d e r  kleinen S tä d te  w urde  ge­
reg e lt;  nach dem V orbild  des sächsischen B ündnisses könnten 
sie sich vertre ten  lassen, sollten aber an den Kosten 
teilnehm en (266).

Im Gegensatz zu 1418 w urde  eine K am pfansage der  S täd te  
gegen  die Fürs ten  ganz offen in den Rezeß aufgenom m en. Die 
politische Lage w ar  d e ra r t ,  daß man die S p annung  nicht zu 
verheimlichen brauchte, ja , von de r  entschlossenen K undgebung 
de r  versam m elten  H an ses täd te  wohl politischen E indruck  erhoffte. 
D abei w urde  gleichzeitig a lles vermieden, w as den  Anschein e r ­
weckte, als ob es sich um ein Bündnis handle. E s ist nicht die 
Rede davon, daß  die H an ses täd te  sich „v e rbü nde t“ haben oder 
„verbünden  w o llen“ , sondern  es heißt n u r:  „D ie S täd te  haben 
v e re in b a r t“ usw. Schon d a rin  zeigt sich äußerlich  die Form  der 
O rdonanz, aus der  sich alle Abweichungen gegen  den Bündnis­
e n tw u rf  von 1418 e rk lä ren . In sechs Artikeln ist de r  H aup tinha lt  
des alten T ohopesa tep lanes  in den Rezeß aufgenom m en. Nachdem
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Rücksicht gegen  die Fürs ten  unnötig erschien, w ar  die V e r­
m eidung der Form  eines Bündnisses ein kluger Schachzug d e r  
lübischen D ip lom aten  zu dem Zweck, die gep lan ten  po litischen 
E inhe itsbestrebungen  den selbstsüchtigen S tädten  m undgerech t zu 
machen, ohne ihnen zugleich den praktischen W ert  zu nehm en. 
W enn wir berücksichtigen , daß die politische Ordonanz als e ine  
Vorstufe zur B ündnisform  angesehen w erden  kann — ich e r in n e re  
an die Kölner K onföderation, die häufig geradezu  O rdonanz g e ­
nannt wird —-, w ird  uns de r  Sinn dieser typisch hansischen F o rm  
k la r :  Es w a r  die geschickte Auswertung de r  g rundsä tz lichen  
A nerkennung, daß  der im Aufträge der  Allgemeinheit k r ieg fü h ­
renden Z e n tra lg ru p p e  der  Hanse von allen H ansestäd ten  H ilfe  zu 
leisten sei, sonst habe die Hanse und der „Bund der H a n s e “ 
keinen Zweck. So beginnt der g rund legende  Artikel 18 des R e­
zesses mit e inem  gewissen S chw u ng :

„Um F rieden  und Nutzen des gem einen Gutes, und weil es 
sich um den B estand  der S täd te  handelt, besonders aber auf daß  
man wissen m öge, was Nutz und From m en die Hanse e inbringe , 
so sind die gem einen S täd te  der deutschen H anse Gott zu Lobe 
und dem Reich zu E hren  eins g ew o rd en :  W enn künftig  e ine  
S tad t der deutschen H anse von H errn  oder  Fürsten, geis tlichen  
oder weltlichen, Rittern oder Knechten oder von H aup tleu ten  und  
Gemeinden e tl icher  Lande (267) überfa llen  w ird  und die  angeru fene  
rechtliche V erm ittlung vor den anderen  S täd ten  vergeblich w ar, 
so wollen und sollen die anderen  S täd te  der  Deutschen H an se  
alle der befehdeten  S tad t  treulich beistehen und zu Hülfe kommen 
mit einer Anzahl w eh rhaftiger  Leute mit Lanzen, wie fo lg t:

1. Lübeck 16
2. H am burg 12
3. Rostock 8
4. S tra lsund 12
5. Lüneburg 10
6. W ism ar 10
7. S te ttin 6
8. Änklam 5
9. S ta rg a rd 5

Summe 84 W ehrhaftige
12
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Ü b e r t r a g ............................. 84 W eh rh aft ig e
10. K olberg 5 J J

11. S tade 5
12. Buxtehude 2 >>

13. Kiel 5
14. die p reußischen  S täd te 40
15. die  liv länd ischen  S täd te  20
16. B reslau 10 »>

17. K rakau 10
18. Köln 20
19. D ortm und 6
20. Soest 6 J *

21. M ünster 10
22. O snabrück 8 »»

23. P a d e rb o rn 4
24. M inden 4 M

25. H erfo rd 2
26. Lemgo 3 t »

27. G oslar 5
28. M ag d eb u rg 16

29. B raunschw eig 20
30. H alle 12
31. H a lb e rs ta d t 8
32. Q uedlinburg 5
33. Äschersleben 5
34. G öttingen  ' 10 M

35. H ildesheim 10 )  1

36. H annover 5
37. Einbeck 4
38. Nordheim 2
39. H elm sted t 3
40. H am eln 4 y j

41. Ulzen 2 i }

42. S ten da l 6

43. Sa lzw ede l 3 »»

44. Berlin 4 t  j

Summe 358 W eh rh aft ig e
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Ü b e r t r a g .....................  368 W ehrhaftige
45. F ran k fu rt  a. 0 .  6
46. Nym wegen 5
47. W esel 3
48. Deventer 6
49. Z ütphen 3
50. Z w olle  6
51. H arderw yk  2
52. D uisburg 3
53. Emmerich 3

405 W ehrhaftiige  
W ie kam diese Liste zustande?  E rinnern  wir uns auch h ier  

w ieder an den Unterschied zwischen Ordonanz und Bündnis. Jene, 
durch M ajoritätsbeschluß  geschaffen, bestimmt auch über abw e­
sende H ansestäd te , ohne sie zu fragen. Dieses, auf den s tä rksten  
m ittelalterlichen Rechtssicherungen fußend, bedarf der persönlichen, 
schriftlichen, beg laubig ten  und besiegelten Zustimmung jedes e in ­
zelnen Gliedes. Sobald die Bundesform gew ählt ist, wie 1418, 
können nur anw esende S täd te  vorerst berücksichtigt werden. W ie  
steht es hier d am it?  E rstens sind zw ar alle 31 -anwesenden 
S täd te  in die M atrikel aufgenommen, zweitens aber auch noch 
25 abwesende S tädte , die keineswegs a lle  von ihren Vororten 
gutgesagt sein können, und ein Teil d e r  livländischen und p reuß i­
schen S täd te : Änklam, S ta rgard , Buxtehude, Krakau, M ünster, 
Osnabrück, M inden, Lemgo, Goslar, Halle, H alberstad t, Q ued­
linburg, Aschersleben, Göttingen. H ildesheim, Einbeck, Northeim , 
Helmstedt, H am eln, S tendal, Salzw edel, Deventer, Zwolle, D uis­
burg, Emmerich, (dazu Kulm, E lbing, Königsberg, B raunsberg , 
W enden, Fellin , Kokenhusen, Lemsal, W olm ar, W indau, Goldingen). 
Diese Verfügung über die Abwesenden ist das M erkm al de r  
freieren O rdonanz, die uns als das typische hansische O rgan i­
sationsmittel bekann t ist. Man gedachte, wie bei der Seew ehr­
m atrikel von 1407, un ter Umgehung d e r  umständlichen Bundesform  
durch Abstimmung auf de r  nächsten Versammlung einen raschen, 
praktischen E rfo lg  zu e rz ie len : nichts w eniger als die bew affnete  
oder doch finanzielle  H ilfsaktion  de r  ganzen Hanse im K riege 
gegen D änem ark. Ein Vergleich de r  beiden Listen der  H anse-

1 2 *
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s ta d te  von 1418 und 1430 e rg ib t zwar, daß das letz te  Verzeichnis 
die  m eisten g rößeren  H a n se s täd te  der wendischen, pommerschen, 
sächsischen, süderseeischen, westfälischen, niederrheinischen, 
preußischen und liv ländischen Gruppen umfaßt, aber  immer noch 
sehr von Z ufälligke iten  und W illkürlichkeiten  abhäng ig  ist. So 
ist z. B. völlig unverständ lich , weshalb einige Süderseestäd te  
im Anschlag fehlen, die in der gleichzeitigen Liste der ungehor­
sam en H ansestäd te , die die  T ag fah rt  nicht besand t hatten , auf­
gezäh lt  w erden . Im m erhin  kann man diese M atrikel das erste, 
leidlich vo lls tänd ige  Verzeichnis der g rößeren  H an ses täd te  nennen
(268). Im Vergleich zur M atrike l von 1418 sind die  Sätze w ieder­
um e tw as herabgem indert .  Die Schützen sind überhaup t gestrichen
(269). Eine bescheidene Bundesm acht!

In fünf w eiteren  A rtikeln  w urden in g roßen Z ügen  alle Aus­
führungsbestim m ungen des H ilfsp lans mnrissen (270). Offenbar 
fußen sie auf dem E n tw u rf  von 1418, obwohl e r  nicht e rw ähn t 
w ird  (271). Große E n tfe rnung  und besondere Gründe, (na geleghen- 
heyde openbare), sollten die  Ablösung durch Geld gestatten , umso 
k räftiger, (mit gan tzer m acht), sollten die N achbars täd te  helfen. 
Person  und Gut des A ngreifers sollte in den S täd ten  keinerlei 
Geleit, noch offene oder heimliche Unterstützung durch Zu- oder 
Abfuhr finden. Diese G rundzüge sollte man bis zu r  nächsten T a g ­
fah rt  ad referendum  nehm en. D ort sollten auch die endgültigen  
Beschlüsse über Beköstigung, Sold und Risiko gefaß t  und dam it 
die ganze H ülfso rdonanz. vollzogen werden.

W ieder w urde ein energisches Vorgehen gegen  das au f­
rührerische Bremen ins Auge gefaß t (272), nachdem  m an schon 
1427 sich die E inm ischung des Erzbischofs auf das  Bestimmteste 
verbeten hatte, als in eine innerpolitische A ngelegenheit d e r  Hanse, 
die keiner R echtfertigung außerhalb  des S täd tekre ises  bedürfe 
(273). Aber e rs t  im April 1433, a ls Bremen vom Erzbischof 
aufgegeben und selbst erschöpft w ar, w urde d ie  alte  Ordnung 
d e r  D inge w ieder he rg es te ll t  (274).

Vorläufig blieb die  P ra x is  w eit h in ter den großen E inheits­
p länen  zurück. D er K rieg  führte  zu e iner bedenklichen  inneren 
Krisis, die sogar den K ern d e r  H anse  ze itw eilig  ause inander­
sp reng te . Auf G re ifsw alds  Zurückhaltung  und V erhansung  folgte
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Rostocks und S tra lsu n d s  schmählicher Sonderfrieden, beide schon 
immer lau, nun Druck von außen und innen, L andesherrn  und 
Gemeinde nachgebend  (275). Das w ar ein harte r  Schlag! E r  
w urde nur überw unden  durch die Überlegenheit der  S täd te  zu r  
See und den beg innenden  Zerfall  der Union, dessen ers te  An­
zeichen den M ut de r  vier S täd te  aufrechterhielten. E r  entschied 
eigentlich den Krieg.

Eine positive H ilfsaktion der H ansestäd te  für die nächsten 
K riegsjahre  d a r f  m an schon deshalb nicht e rw arten , weil die  
Vollziehung der  H ilfspflichtordonanz e rs t  für die nächste a l l ­
gemeine T ag fah rt  vorgesehen war, da allgem eine T ag fah rten  aber nur 
alle drei Jah re  s ta ttf inden  sollten, kaum vor Pfingsten  1433.
M indestens bes tanden  vorher keine b indenden Verpflichtungen. Auch 
ohne den W affens til ls tand  zu Horsens, der am 22. August 1432
auf fünf Ja h re  geschlossen, den Krieg faktisch beendete, hä tten
die K riegführenden auf eine nennensw erte  W affenhilfe  kaum rech ­
nen können; denn die Lage im Reiche w ar  d e ra r t  verw orren, daß  
alle B innenstäd te  genug mit sich selbst zu tun hatten. Die Preußen, 
noch am ers ten  bereit, hielt der  H ochm eister zurück, die Pom m ern, 
die Furcht vor ihren Herzögen, die m ärkischen S täd te  der  neue 
L andesherr  und s te te r  Unfriede im eigenen L ande ; W estfa len  
und n iederrhein ische S täd te  schauten g leichgültig  zu, w ährend  
die n iederländischen S täd te  sich den K am pf sogar zunutze m achten.

Nur e tw as  anders  stand  es mit den Sachsen (276). Auf dem 
üblichen B undestage  zu Braunschweig, am 1. M ai 1430, v e r­
kündete dieses den wegen der  H ussitennot fast vollständig  ve r­
sam melten sächsischen S täd ten  die Beschlüsse des H anse tages (277). 
Aber der Rezeß nimmt mit keinem W o rte  Stellung dazu, er 
beschäftigt sich nur mit ihrem  eigenen Bündnis, das im V orjahre  
erneuert w a r  und durchaus bei B estand  bleiben sollte, wo es 
seine F euerp robe  bestehen konnte (278). Allerlei ve rs tä rkende  
Abmachungen zur gemeinsam en Abwehr d e r  Hussiten, Anlage von 
Befestigungen, insbesondere  Bau von W agenburgen  wurde be ­
sprochen und beschlossen, für E rfurt, M ühlhausen, N ordhausen  
und N aum burg  so llten  diese aber  e rs t  geltend sein, wenn sie 
ihre — bis dah in  also  noch ausgebliebene — besiegelte  B e itr i t ts ­
erklärung zum sächsischen Bunde Braunschw eig übersand t hä tten
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(279). A llerlei u n d a tie r te  sächsische B undesp iäne  gehören  wohl 
in d iese  Z eit, so ein vo rs ich tiger  M einungsaustausch  zwischen den 
B ürgerm eis te rn  von H ildesheim  und B raunschw eig , in dem  ein 
S täd tebündn is , ,,je m ehr S täd te  je  b esse r“ , w ünschensw ert g e ­
funden, aber  pein lichst je d e  N am ensnennung verm ieden  w ird (280). 
Ob aber  die hansische T ohopesate  gem eint w ar, b leibt sehr 
zw eifelhaft. E in  g le ichfa lls  u n d a tie r te r  sächsischer E n tw u rf  zeigt 
deutliche Beeinflussung du rch  den  hansischen E n tw u rf  von 1418, 
s teh t ihm jedenfa lls  w e it  n ä h e r  a ls dem schon m ehrm als  erneu­
e r te n  sächsischen Schutz- und T ru tzbündnis  (281). Bezeichnend 
genug  nim m t e r  den Ä ngriffsfa ll  a ls  V oraussetzung. Die an g e­
griffene  S ta d t  soll es e id lich  einem gew ählten  V orort  verkünden, 
d e r  es a llen  S täd ten  b ek an n t gibt. Is t  die fo lgende  Verm ittlung 
a lle r  vergeblich, so w ird  w ieder  Klage beim V orort  eingereicht,i
auf dessen V erkündigung  „von S tund  a n “ der  B undesfall  gegeben 
ist, indem  der ganze  B und dem  W idersach er  so fo rt  Fehde ansag t 
und binnen M onatsfr is t  bew appne te  Hilfe sendet. Ä ndere E inze l­
bestim m ungen sind unwesentlich. Die Z ahl der G ew appneten  kann 
nach dem G rade de r  G efah r e rhöht w erden. G eldablösung ist 
möglich. F ü r  S traß en rau b  soll die nächstbelegene S ta d t  S chaden­
e rsa tz  und S tra fe  w irken  (282). Angriffe sind grundsä tz lich  durch 
sofortige  G egenangriffe  zu bekäm pfen. N euart ige  Bestim m ungen 
sehen den F a ll  vor, daß  m eh re re  S täd te  in B edrängn is  gera ten  
und Klage e rheben : D ann  geh t die ers te  K lage vor, es sei denn 
ein außerorden tlich  d r in g e n d e r  N otfall (d a t  den anderen  steden 
e re  anstande  nod so sw a r  unde undrechtlek w erc, d a t  se des ane 
g ro t  vorderf  nicht a ffw arden  konen); dann so llen  die N achbarn  
übe r  eine gerech te  V erte ilung der  G ew appneten  entscheiden, und 
fü r  jeden  Teil soll a llen fa lls  ein besonderer  H aup tm ann  geste llt  
w erden . E s fo lgen alle üblichen Bestim m ungen über L ander­
oberungen , Beute, Fe indgele it ,  Sonderfr ieden  und anderes . Auf­
n ahm e von M itg liedern  soll nur einstim mig erfo lgen . S tre i t ig ­
ke iten  soll de r  V orort en tscheiden, ist e r  se lbst bete ilig t, zwei 
passen d e  S täd te . S tra ffe  O rgan isa tion  und fo rscher  A ngriffsgeis t 
kennzeichnen den  P lan . E r  blieb auf dem P ap ie r ,  im m erhin be­
leuchte t e r  scharf  die zunehm ende  Spannung zw ischen B ürgertum  

e inerse its ,  Adel und F ü rs ten tu m  anderse its . *



Die N achrichten über die Tohopesatenordonanz in den Jah ren  
bis 1434 sind ziemlich spärlich. Das steht in engem Zusam m enhänge 
mit dem beinahe e ingestellten diplomatischen Verkehr der H anse , 
worüber sich schon 1429 selbst die Livländer beklagten (283). 
Kaum wird viel verloren gegangen sein. Im April 1431 w urden  
die Livländer zum Junitage nach Lübeck geladen wegen e in iger  
„stucke und a rticu le“ des Rezesses von 1430, die noch unbe­
schlossen seien, obwohl es für die ganze Hanse dringend not sei, 
„daß man diese und andere notwendige Stücke erschöpfend v e r­
handle und endgü ltig  beschließe“ . Preußen, Sachsen und viele 
andere S täd te  hätten  wehmütig über die traurige  Lage des K auf­
m anns in a llen  Landen geklagt. Deshalb sei es für alle H a n se ­
s täd te  gleich wichtig, daß diese „bem erkenswerten Stücke, an 
denen Gedeih und Verderb unserer H anse  hän g t“ , endgültig  b e ­
schlossen w ürden  (284). M it b itte ren  W orten  hielt m an den 
Livländern vor, wenn die gemeinen H ansestäd te  nicht zusam m en­
kämen und je d e r  nur auf sein eigenes W ohl sehe, daß dadurch  
„der ehrenw erte  Bund unserer H anse (de erlike bund unser 
hense), der m it g roßer W eisheit, Arbeit und Kosten verknüpft und 
mit dem Blut manches Ehrenm annes zusammengeschweißt ist, g e ­
löst und zerstö rt w e rd e“ (285). H ier sei bemerkt, daß „der e h r ­
liche Bund unserer  H a n se “ nur ein s ta rker, tendentiöser Ausdruck 
zur Betonung der  engen Gemeinschaft ist, ein Wunsch, der den  
Tatsachen vorgreift. Schwierige politische Lagen, Kriegszeit, H ilfs ­
gesuche veran lassen  auch sonst ähnliche, rechtlich unhaltbare  B e­
rufung auf Bund und Bundespflicht (286). Tatsächlich scheint 
die Kürze de r  Zeit neben zahlreichen Fehden der Grund des 
geringen Besuches der Versammlung gewesen zu sein. Alle P läne  
mußten verschoben werden (287). Braunschw eig und ein Teil der 
sächsischen S täd te , unter ihnen vielleicht auch M agdeburg, ve r­
standen sich im F rü h ja h r  1431 endlich dazu, den K riegführenden 
geringe Bundeshilfe zu leisten (288). Vielleicht rechneten sie auf 
Gegenleistung in dem bedrohlichen S tre it  M agdeburgs mit seinem 
Erzbischof, d e r  die sächsischen S täd te  stark  beschäftigte (289). 
Trotz a ller V erm ittlungstä tigkeit schien im September des Jah res  
die Fehde unabw endbar. Befestigungsbauten M agdeburgs gegen die 
böhmischen Ketzer boten den äußeren  Anlaß zum Streit. F ü r  uns
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w irf t  die Polem ik zwischen dem Erzbischof und d e r  S ta d t  in teressan te  
S tre if l ich te r  auf das  g esp an n te  V erhältnis zwischen Fürs ten  und 
S tä d te n  a llgem ein  und ih re  Ansichten über die s täd tischen  Bündnisse 
im besonderen . Die t ie fe re  Ursache des S tre ites  w aren  die g ru n d ­
verschiedenen A uffassungen des fürstlichen und des städtischen 
U n te rtanenbegriffs ,  die  in K lage  und G egenklage h a rt  au fe in an der­
stießen. D er E rzb ischof suchte Quedlinburg abzuhalten , „dem 
Bündnis, d a s  sich die S tä d te  un tere inander besiege lt  hä tten  und 
m it jäh rlichen  E iden b e s tä t ig te n “ — dies ist d as  einzige Zeugnis 
fü r einen solchen jäh r l ichen  Bundeseid — Folge, zu leisten. Die 
V erpflich tungen gegen den L andesherrn  g ingen vor. Alle ä lte ren  

■ V erträg e  seien dadurch  ungültig , überhaup t dürfe  die S tad t  ohne 
seinen W illen  kein B ündnis  m ehr eingehen. D aneben  verw ies er 
auf die üblen Folgen, die  der  Christenheit en ts tehen  w ürden, wenn 
solche Frevel, {wie das  V erhalten  M agdebu rg s) ,  noch durch Ver­
b indungen  g es tä rk t  w ürden . Diese Ansicht rief M agd eb u rgs  
schroffsten  P ro te s t  he rv o r;  Cs brauche nicht be ton t zu w erden, 
daß  die S tä d te  sich zu keinem anderen  Zweck verbündet hä tten , 
a ls um m it Gottes H ilfe, mit Recht und E h ren  w ohlzutun zu 
E h r ’ und Nutz des heiligen römischen Reiches und  vieler from m er 
Christen, w äh rend  im G egenteil Zweifel, I r ru n g  und Z w ie trach t 
un ter  der  C hristenheit höchstens von den U nta ten  des Erzbischofs 
kommen könne. D eshalb  solle sich Q uedlinburg  nicht von der  
H ilfsleistung abhalten  lassen , „denn sollten die S täd te  sich nicht 
gegen Frevel, G ew alt und  U nrecht durch A bw ehrbündnisse  schützen 
dürfen , das  w äre  eine unbegre ifliche  D um m heit“ . Außerdem  stehe 
dem  Erzbischof w eder zu, Bündnisse mit H e rrn  o d e r  S täd ten  
zu verbieten, noch könne von irgendw elchen  V erpflich tungen die 
Rede sein, die diesen V ertrag  nichtig  m achten (290). Auch für 
die  B edeutung der  hansischen  B undesbestrebungen  läß t sich 
m anches aus diesem P r in z ip ien s tre i t  ersehen.

Am W eih nach ts tage  w urde  beschlossen, a lle  B undesstäd te  
so llten  — jed e  e inzelne fü r  sich — ih re  A bsagebriefe  an den E rz ­
b ischof nach H a lb e rs ta d t  e insenden . Das geschah  im Laufe des 
J a n u a r  1432. An d e r  ta tk rä f t ig e n  U nterstü tzung  be te il ig te  sich 
auch Lübeck m it 80 G ew appneten , gew isserm aßen  a ls  A nerkennung 
fü r  M ag d eb u rg s  B undestreue . D am it ha tte  das  gem einsam e Bündnis
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von 1427 einen gewissen W ert bewiesen. Im Februar kam eine  
Einigung zustande , die freilich nicht von langer D auer sein so llte  
(291). Im M ai erneuerten die Sachsen zum dritten  M al ih ren  
Bund mit geringen  Ä nderungen; Naum burg t ra t  hinzu (292). Die 
Form  der H ilfsleistung, Gewappnete oder Geld, wurde den B undes­
städ ten  fre igeste ll t;  Göttingen verw ahrte  sich im Juli ausdrücklich 
gegen eine andere  Auslegung (293). Im Septem ber w ar schon 
w ieder der Bundesfall gegeben, indem Braunschweig in Ausübung 
seiner Landesfriedenspflichten mit einigen mächtigen Fürsten, dem 
Erzbischof von M agdeburg, den Bischöfen von Hildesheim und 
H alberstad t,  dem M arkgrafen  von Brandenburg, einem Braun- 
schweiger H erzog  und anderen H erren  in schwere Fehde g e ra ten  
war. Im K lagebrief betonte es als Grund sein E in treten  für 
beraubte  hansische Kaufleute, (Lübecker, H am burger, Lüneburger, 
B raunschw eiger) und bat nach gescheite ter Vermittlung um B undes­
hilfe (294). Zahlreiche Zusam m enkünfte  der sächsischen S tä d te  
bezeugen ih re  verm itte lnde T ätigkeit (295). W affenhilfe  is t  kaum 
erfolgt. Der Gedanke, m it Geld fürstlichen Beistand zu e rw erben , 
wurde immer noch erwogen, (296). K leineren S tädten gew ährte  
das Bündnis nicht den erhofften Schutz, ihre Klagen fanden  taube  
Ohren. Northeim  hatte  deshalb beim letzten Bundestag in B rau n ­
schweig seinen Austritt erklärt. Im M ärz 1434 lehnte es m it 
b itteren W orten  auch die Besendung des H ansetages ab, es be­
trachtete  sich schon seit drei Jahren  als nicht mehr zur H anse  
gehörig, B efriedung der  freien S traße  und des Kaufmanns habe 
ihm Not und Fehde eingetragen , aber tro tz  aller dringenden Bitten  
habe niem and von den S tädten  geholfen (297). Trotzdem  blühten 
die örtlichen Schutz- und Trutzbündnisse  w eiter; auch die sächsi­
schen H arzs täd te  verlängerten  w iederum  ihre Vereinigung mit 
thüringischen S täd ten  (298). Die pommerschen Städ te  nahm en 
in ihren schon im m er bem erkensw ert energischen Vertrag  nun auch 
die Bekäm pfung von Seeräubern  auf, sahen auch in Notfällen eine 
Erhöhung des Anschlages im steigenden Verhältnis vor (299). Dem 
von Polen und böhmischen Ketzern schwer bedrängten  O rden  
sandte  Lübeck im Hochsom m er 1433 240 Schützen, die bis zum 
H erbst getreu liche Hilfe leisteten und dann zu Schiff he im ­
gesandt w urden (300). Aber n irg en ds verlautet etwas von hansi-
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sehen  B undesb es trebu ngen . W egen  der schw eren  K osten d e r  See­
räu b e rb ek äm p fu n g  in d e r  N o rd see  w urde  d ie  E rn eu e ru n g  des 
P fundzo lls  e rw ogen , a ls  d e r  e inzig  m öglichen Form , d ie  B innen­
s tä d te  zu den hansischen  A ufgaben  heranzuziehen, nachdem  andere  
V ersuche gesche ite r t  w a re n  (301). E rs t  als im N ovem ber 1433 die 
v ier  K rieg führenden  e rn e u t  einen a llgem einen  T a g  ausschricben, 
se tz ten  sie a ls  H a u p tp u n k t  auf ihre T ag eso rd n u n g , daß  noch 
schw ebende  P unk te  aus dem  Rezeß von 1430 besch lossen  w erden  
so llten , in sbeso ndere  ,,da t stucke, oft eyne s ta t  overva llen  w orde  
teghen  recht, wo s ta rk  de  an d e ren  s tede  d a r  to  hulpe kom en 
sc h o ld en “ (302).

D ieses M al, wie schon 1430, g ingen d ie  W en d en  von der  
V orausse tzung  aus, w enn e inm al d e r  K ernpunkt, positive W a ffe n ­
h ilfe  durch O rdonanz, a llgem einhansische  A nerkennung  gefunden  
hä tte ,  daß  d an n  de r  Ausbau zu einem B ü n d n isv e r träg e  keine 
g ro ß en  S chw ierigke iten  m eh r  b ie ten  könnte. Dem  üblichen Aus­
w eichen durch  „ ru g g e to ch “  und  vorgeschütz te  m an g e ln d e  Voll­
m ach t w a r  dan n  ein Z iel gesteck t. Soest und den P reußen  g e g en ­
ü b e r  w urden  als b e so n d e re r  G rund  de r  T a g fa h r t  gem einhansische  
M aßnahm en  gegen  die  H ussiten  angegeben. Die S tä d te  a rgw öh n ten  
m erk w ü rd ig e rw e ise  h in te r  d e r  K etzernot einen heim tückischen A n­
sch lag  des F ürs ten tum s g egen  ih re  S e lb s tänd igkeit ,  „w enn man 
es auch nicht aussprechen  d ü r fe “ (303). D aß d am it  nur d e r  g roße  
A bw ehrp lan  gegen  jede  po litische  G efahr versch le ie rt w erden  sollte , 
e rw eis t  sich deutlich  in d e r  U n te ro rdn ung  d ieser augenblick lichen 
B ed rohung  u n ter  den a llgem einen  T ohop esa tena r tike l  von 1430, 
d e r  nun „vultogen unde g e s lo te n “ w erden  so llte  (304). In  e ine r  
V orversam m lung  bevollm ächtig ten  die  L iv länder ih re  Sendboten , 
in Sachen des H ilfsa rt ik e ls  den  Beschlüssen d e r  ve rsam m elten  
H a n se s tä d te  „to bes ten tn isse  d e r  hense unde s te d e “  redlich  zuzu­
stim m en (305). O ffenbar sahen  sie in d e r  a llgem ein  gehaltenen  

F assu n g  keine gefährliche  B indung . Auch die im M ärz  1434 

ta g e n d e  V ersam m lung d e r  b ran denb u rg ischen  S tä d te  beschloß den 
H a n se ta g  zu besenden , jed och  ohne daß ihre  S te llu ng  zu dem 

T o h o p esa ten a r t ik e l  s ich tb a r  w ä re  (306). N achdem  d e r  O rden  im 
J a n u a r  einen z w ö lf jäh r ig en  F ried en  m it Polen abgesch lossen  ha tte  

(307), fan d en  V orve rh an d lu ngen  de r  P reußen  ü b e r  die  In s truk tion



der Sendboten  zum H anse tage  im F ebruar in Anwesenheit des 
Hochmeisters s ta t t ;  ihm wurde der P lan  der „czusasze, die d ie  
hensestede von den s te ten  deszes landes begeren czu h a b e n “ , 
unterbreitet. Sie ließen sich also durch die Form  der O rdonanz  
nicht täuschen. E r  an tw orte te  ausweichend, riet d r ing en d  davon  
ab, sich auf politisches Gebiet zu begeben und über das b ishe r ige  
Z usam m engehen mit der  Hanse in H andelssachen hinaus sich fe s t ­
zulegen. E r  w arn te , „sie sollten sich weislich vorsehen, daß  sie  
nicht dadurch  zu Krieg und Verdruß kämen, indem  sie sich 
höchstens bei solchen Angelegenheiten beteiligten, die sich auf 
den Schutz d e r  Ström e bezögen, sofern  ihnen da  eine ih re n  
Kräften en tsp rechende  Hilfe zugemutet w ü rd e “ . Nach w eite ren  
V erhandlungen sicherten ihm die S täd te  zu: „sie w ürden sich 
in diesem P unk t auf weiter nichts einlassen, a ls zur a ltgew ohn ten  
Beteiligung an d e r  Beschirmung d e r  Rechte und Privilegien d e r  
gemeinen H an ses täd te ,  sowie am Schutz der  W asser-  und L a n d ­
s traß en “ (308). N ur in Sachen des Schutzes von Land- ^und 
W assers traßen  ges ta tte te  der  H ochm eister also un ter W ah ru n g  
der O rdensin teressen  die Zusam m enarbeit m it d e r  H anse  (309). 
Auch im April bew ah rte  er seinen a lten  S tandpunk t (310). U n e r­
schütterlich fo rderte  er von seinen S täd ten , daß  sie niem als ohne 
seine Zustim m ung mit den H ansen  verhandeln  sollten. D a rin  
allein lag eine s ta rk e  Bindung zum Schaden der  gem einhansischen 
Politik, handelte  es sich doch um politische Pläne, deren  G eheim ­
haltung den S täd ten  d ringend  erw ünscht sein mußte.

Im April und  M ai nahm en auch die sächsischen S tä d te  in 
m ehreren Zusam m enkünften  Stellung zur Besendung des H an se ­
tages ;  sie lehn ten  sie ab, da seit M itte  des V orjahres die Fehde  
ihres Vororts M agdeburg  mit seinem Erzbischof heftiger a ls  je  
ausgebrochen w a r  und M agdeburg  Bann, In te rd ik t  und Reichsacht 
zugezogen hatte . T ro tzdem  führte  es den Kampf, von den B undes­
städten  und H erzog  Heinrich von B raunschw eig  nachhaltig  u n te r ­
stützt, m ilitärisch  m it glücklichem E rfo lge  (311).

Als der  allgem eine H an se tag  am 5. Juni 1434 in 'Lübeck 
zusam m entrat, du rften  die vier k riegführenden S täd te  mit S to lz  
auf ihre k riegerischen  E rfo lge  blicken. Z w ar  standen  der o ff i ­
zielle Friedensschluß  und die endgü ltige  Bestätigung a lle r  ih re r
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F o rd e ru n g en  noch aus, a b e r  die Krisis w ar sieg re ich  überw unden. 
D ie  B estä tigung  ih res  S ieges  w ar  nur noch eine F ra g e  d e r  Zeit. 
Die nord ische  F ra g e  s ta n d  nicht m ehr im M itte lpun k t d e r  B era ­
tu n g en  (312). Die b edeu tsam en  Beschlüsse aber, die de r  Tag 
faß te , sind nur d e n k b ar  u n te r  dem m ächtigen E ind ruck  des E r ­
fo lges der  lübischen Politik .

Z ah lre iche  S tä d te  aus a llen  Gruppen w aren  e rsch ienen : Köln, 
S tra lsu n d , W ism ar, D anzig  (fü r alle  P reußen ) ,  Riga, D orpat, 
Reval, S te ttin , F ra n k fu r t  a. 0 . ,  Berlin , Anklam, O snabrück , Lemgo, 
Sa lzw edel, S tenda l — H am bu rg , D ortm und, Soest, L üneburg , Greifs­
w ald , M ünster, K olberg, D uisburg , Kiel, W esel, S tavoren  saßen  
be ide rse its  von Lübeck. D a  die T ag fa h rt  der G esand tschaften  nach 
D än em ark  und P reußen  w egen  erheblich v e r län g e r t  w urde  (313), 
kam en noch eine Anzahl hinzu, die im Rezeß nicht au fgeführt  
sind, bestim m t M a g d eb u rg  und B raunschw eig (314), n icht s icher 
B rem en, S tade, H alle  (315). Auch w aren  viele S tä d te  erschienen, 
d ie  an fangs  schon a b g esa g t  ha tten  (316). Vor B eginn d e r  a ll­
gem einen B era tungen  w u rd e  e ine  G esandtschaft, bestehend  aus 
Köln, Lübeck, H am burg , G re ifsw ald  und Danzig zum H ochm eister 
geschickt „aus m ehreren  d r in g en d en  G ründen“ (317). Ih r  A uftrag  
w ar, den schwachen und energ ielosen  H ochm eister  aus seiner 
ängstlichen  N e u tra l i tä t  zu reißen und für die s ta rk e  hansische 
Politik  zu gew innen. Schuld  an d e r  üblen H an d e ls lag e  sei nur 
die m ange lnde  Vollm acht d e r  preußischen S täd te ,  ihre  „Rück­
zugspo lit ik“ habe jed es  energ ische  Vorgehen verh indert.  Da nun 
d e r  O rden m it L and  und S täd ten  „mit in die H an se  g e h ö r te n “ , 
ih re  Vorteile im m er genossen  habe und auch von a lte rs  her ein 
Schutz  und Schirm d e r  H anse  gew esen sei, m üsse  er auch t a t ­
k rä f t ig  fü r die E rh a l tu n g  ih re r  F re iheiten  e in tre ten . W enn der  
H ochm eister  versprach , die  alte, w ertvo lle  V erm ittle rro lle  zwischen 
S täd ten  und Fürs ten  noch e inm al zu spielen, so ha tte  das  doch 
nur bed ing ten  W ert ,  denn sein Ansehen w ar  inzw ischen schw er 
gesunken . D a rü b er  h inaus — und  das  w a r  w ich tiger — versprach  er 
den  S täd ten , falls  V erm ittlung  nicht helfen w erde, sich a llen  gem ein­
hansischen  Beschlüssen anzusch ließen  (318). S icherlich  g a l t  das 
n u r  fü r die H ande lsp o li t ik ,  in Lübeck g laub te  m an a lle rd ings, 
d am it  auch die A nnahm e e ine r  Art politischen B undesgem ein­



schaft e rre ich t zu haben, sodaß nicht e ingetfeih te  Kreise sogar ein 
formelles Schutzbündnis annahmen, dergesta lt , daß der H ochm eister 
gleichsam in die Hanse eingetreten und ihr Schutzherr gew orden  
sei (319). Sicherlich aber e rw arte te  man, er würde seinen S täd ten  
in Sachen des ,,czusasze“ -Artikels, der  in den ganzen V erh an d ­
lungen unerw ähn t bleibt, keine Schwierigkeiten in den W eg legen.

Die a llgem einen B eratungen nach Rückkehr der G esandtschaften  
trugen durchaus Handelspolitischen Charakter. Mit Kraft und E n t ­
schlossenheit nahm en die W enden w ieder die Führung in d ie  
Hand. Alte Grundsätze, „leges et s ta tu ta  ab omnibus c ivitatibus 
hansae et m ercatoribus inviolabiliter observanda“ (320), w urden  
erneut und verschärft» W ichtige Beschlüsse regelten die in nere  
Organisation, Z ugehörigkeit zur Hanse, Besendung der a llgem einen  
Tagfahrten , zu deren  Kosten die kleineren S täd te  be itragen  so llten . 
Unentschuldigtes Fehlen wurde unter die sehr scharfe S tra fe  von 
einer M ark  Goldes und Verhansung bis zur Z ahlung genom m en 
(321). Das aber, was an der Spitze de r  T agesordnung gestanden  
hatte, die das  politische Bündnis vorbere itende  Ordonanz, w urde  
mit einem kurzen Artikel abgetan, § 38, der  lau te te :  „A ußerdem  
haben die S tä d te  nach reiflicher Ü berlegung endgültig  und e in ­
stimmig beschlossen, im Falle, daß irgend  ein Herr, Fürst, R itter, 
Knappe, eine S tadt, Gemeinde irgend  eines Landes, kurz irgend  
ein Mensch sie in ihren Privilegien, Fre iheiten  und alten, löblichen 
Gewohnheiten vergew altigen  oder schm älern w agen  sollte, sie 
diesen Versuch e in trächtig  und mit ganzer Treue m it a llen  ih ren  
M achtm itteln  kehren und wehren w o llen“ (322). Dam it w a r  im 
wesentlichen der  T ohopesateartikel beseitig t und eine ganz be ­
deutende Abschwächung im Sinne de r  W ünsche des Hochm eisters 
vollzogen. T rotzdem  bedeutet die Annahme des Prinzips vor e ine r  
so starken  Versamm lung immer noch einen bedeutenden E rfo lg  
der lübischen Politik, die mit zäher H artnäck igkeit diese ers te , 
rein politische Ordonanz erkäm pft hatte. E r ist der  G rundste in  
der Tohopesaten . Trotz der  denkbar allgem einsten F orm : jed e n  
Angreifer auf städtische Rechte mit allen Kräften gemeinsam  ab- 
wehren zu wollen, sollte  und m ußte  er auf die Fürsten w ie  ein 
drohendes M anifest  w irken. Der W ordingborger F rieden  w irf t  
seine Schatten  voraus. Diese S täd te  hatten den mächtigen D änen-
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könig  besiegt, w arum  n icht auch ihre  eigenen L an d esh e rren !  Die 
s ta rk e  P o lit ik  nach außen m ußte  auch im B innen lande  einen 
k rä f t ig en  Änstoß geben. Lübeck riß alle Schw ankenden  und Vor­
s ich tigen  m it sich fo r t  auf das politische G eb ie t:  ohne innere  
S e lb s tän d ig k e it  keine H an d e ls f re ih e i t!  „Denn w ie m anchen H a lun ­
ken g ib t es u n te r  den  H e rrn  und  Knechten, d e r  g e rn  d e r  S täd te  
U n te rg an g  sähe, hä tte  e r  n u r  E u re  M ach t!“ (323).

Diese F lu tw e lle  s täd tisch en  M achtgefühls verlief  rasch, w ie sie 
gekom m en w ar ,  ohne in den  nächsten  Jah ren  s ich tba re  Spuren 
zu h in te r lassen , bis die d roh en de  w achsende F ü rs te n g e fa h r  sie 
höher und  m äch tig e r  em porhob .

( F o rtse tzu n g  fo lg t). '
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Änmerkungen.

254. Daenell Blütezeit, I, S. 242—250.
255. H. R. I, 8, Nr. 594, 595 H. U. B. 6, Nr. 781 und Änm. 3. 

M erseburg  und Ham eln w urden au! je  30 rheinische Gulden 
angesetzt, Q uedlinburg nur noch auf 50.

256. H. U. B. 6, Nr. 624 § 2. Vor de r  M atrikel ist e inge füg t:  
wenn ab er  die Angelegenheit ,,so merklick und so g rod  
were, d a t  me hier der  heren d a r  nicht to hebben unde be- 
komen konden edder da t me d a t  an de heren nicht wol konde 
u th rich ten“ , soll es dam it stehen bleiben bis zum jährlichen  
Bundestag.

257. H. U. B. 6, Nr. 858, E rfu r t  250, M ühlhausen, N ordhausen  je  
80 Gulden. Auf dem Tage zu Braunschweig verhandelten  
diese d re i  S tädte , ebenso N aum burg  über ihren Anschluß,
H. R. I, 8, S. 502, Nr, 791, 792. Sicherungsm aßnahm en gegen  
die H ussiten  w urden gleichzeitig bera ten . Die B eitrittsurkunde, 
U. B. d. St. M agdeburg  II, Nr. 235 zählt nochmals kurz den 
H aup tinha lt  auf: Besendung der  H ansetage, Schutz der S tä d te  
des Kaufmanns, Geldhilfe, U nterdrückung von Aufruhr A bw ehr 
der westfälischen Gerichte, Benachrichtigung über 1 ruppen- 
ansam m lungen, Zusam m enkunft usw.

258. Korner, ed. Schwalm S. 499, 503 f., 508.
259. H. U. B. 6, Nr. 845.
260. H. R. I, 8 Nr. 669; § 2 670, 671.
261. H. R. I, 8, Nr. 677 § 2 und 5.
262. H. R. I, 8, Nr. 678.
263. H. R. I, 8, Nr. 712.
264. H. U. B. 6, Nr. 845.
265. H. R. I, 8, Nr. 712 § 5.
266. H. R. I, 8, Nr. 712 § 13—15. § 27: Genannte S täd te  sind  

ungehorsam  gewesen und haben den Tag trotz  der  s trengen  
M ahnung bei S trafe  des Verlustes de r  Hanse nicht b e san d t:  
Salzwedel, S tendal, Halle, Aschersleben, Quedlinburg, H a lb e r ­
stadt, H elm stedt, Goslar, G öttingen, Hildesheim, Northeim , 
Einbeck, Ham eln, Minden, Lemgo, Osnabrück, M ünster, Deven- 
ter, Zwolle , Stavoren, Groningen, E iburg, S ta rg ard , Anklam, 
Buxtehude, Krakau, Duisburg, Emmerich.

267. Die H ussiten!
268. Stavoren, Groningen, E iborg  sind im Verzeichnis der U ngehor­

samen, (§ 27), aufgeführt, dagegen  im Anschlag fehlen sie.
269. H. R. I, 6, Nr. 556, *557; a lle rd ings trifft die M inderung  nur 

die K riegführenden, einige andere  S täd te  sind sogar erhöht.
270. H. R. I, 8, Nr. 712 § 18—23.
271. Die Behauptung Daenells, Blütezeit II, S. 480, wenigstens die 

H aup tg ru ppen  der  Hanse hä tten  die 1418 vorgeschlagene 
Tohopesate  als bestehend betrachtet, weil 1430 — a l s o . nach  
den vorgesehenen zwölf Jah ren  — die E rneuerung gep lan t sei, 
geht sicherlich zu weit. Sie läß t  sich durch nichts beweisen.
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272. H. R. I, 8, Nr. 712 § 29.
273. H. R. I, 8, Nr. 247.
274. H. R. II, 1, S. 119 Nr. 171.
275. H. R. I, 8, Nr. 169, 316, 338, Daenell B lü tezeit I S. 245 ff.

H. R. I, 8, bes. S. 522 ff.
276. H. R. II, 1, E inl. S. XVII.
277. H. R. I, 8, Nr. 718, 790, 791, S. 502.
278. Die p rak tische  A usführung sehen w ir aus fo lgendem  u nd a­

tie rten  Schre iben : H ildesheim  te ilt  G oslar  mit, daß  ihm 
H annover verkündet habe, es sei schw er b e d rä n g t  und da
H ildesheim  die nächstbe legens te  S tad t  sei, ,,bort uns, da t  we 
des hulpere  und v o rtd r iv e re  s in “ , beruft e ine T a g ta h r t  zur 
Besprechung. H. R. I, 8, Nr. 1128.

279. H. R. I, 8, Nr. 792.
280. H. R. I, 8, Nr. 1132.
281. H. R. I, 8, Nr. 1124.
282. Nach dem  B ündnis w ird  1430 Septem ber 7, als E inbecker

K aufleute von dem  H errn  von H anstein  b e ra u b t  w aren , das 
nächstbelegene G öttingen  durch B raunschw eig  um Bemühungen 
zur Rückgabe des Raubes e rsuch t;  wenn d as  vergeblich, will
m an an einem gee igneten  O rt bera ten , w as  nötig" sei. H. ü .
B. 6, Nr. 858.

283. H. R. I, 8, Nr. 631.
284. Gemeint ist die H ülfso rdonanz . Vgl. H. R. II, 1, Nr. 195.
285. H. R. II, 1, Nr. 11.
286. H. R. I, 8, Nr. 182, §§ 2, 4, 10, Nr. 148, Nr. 183 § 1, Nr.

712, § 5; II, 2 Nr. 429.
287. H. R. II, 1, S. 27 Nr. 41—46.
288. H. R. II, 1, S. 13, Nr. 22, 59. Daenell B lütezeit I, S. 249.
289. H. R. II, 1, S. 13 und Änm. 1.
290. U. B. d. S tad t  M a g d eb u rg  II. Nr. 258, 259, 266, 267, 279,

283, 284. Uber die ganze  Fehde Nr. 258—357.
291. U. B. d. S tad t  M ag d eb u rg  II Nr. 265 V erm ittlungsgesuch

H ildesheim s; Nr. 268 F ehdebrie f  M a g d eb u rg s ;  Nr. 269 F eh de­
brief H am elns; Nr. 272 Fehdebrie f H ildesheim s. H ild esh e im > 
frag t  an, ob es se inen  Verpflichtungen m it Geld s ta t t  m it 
M annschaften  nachkom m en dü rfe ;  Nr. 308 H ildesheim  kann 
die M annschaft  n ich t stellen, da es selbst in schw ere Fehde 
ist und Schlimmes fürchten  m üsse; Nr. 309 H alle  w ird  zur 
sofortigen  Bundeshilfe  m it s tä rksten  K räften auf g e fo rd e rt  (von 
sunderliker vo rd rach t wegen, d a r  ane sy und wy se ten).
H. R. II, 1, S. 55 Nr. 78—90.

292. H. R. II, 1, Nr. 126, 128 H. U. B. 6, Nr. 1017. Im K osten­
ansch läge  wurden H a lb e rs ta d t ,  Q uedlinburg  au f  40 rheinische 
Gulden erm äßigt, N aum burg  auf 30 angesetzt.

293. H. R. II, 1, Nr. 129. F ü r  die  übliche Form  d e r  L and tr iedens-  
tä t igke it  vgl. H. U. B. 6, Nr. 929.

294. H. U. B. 6, Nr. 1042 H. R. II, 1, Nr. 20, 130 Anm. 4. Lüb.
U. B. 7, Nr. 540—542. Vgl. H. R. II, 1, S. 122, 123. Nr.
176—178.

295. H. R. II, 1, Nr. 130— 132. U. B. d. S tad t  M ag d eb u rg  II, Nr. 
357.

296. H. R. II, 1, Nr. 129.
297. H. R. II, 1, Nr. 253.
298. H. U. B. 6, Nr. 1053, 1066.
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299. H. U. B. 6, Nr. 1100, vgl. Nr. 382.
300. H. R. II, 1, Nr. 210. Nach Angabe des Hochmeisters nu r  

200 M ann. Nr. 211.
301. H. R. II, 1, S. 126, 127, Nr. 182—188.
302. H. R. II, 1, Nr. 195.
303. H. R. II, 1, Nr. 242, vgl. Nr. 195.
304. Vgl. dazu  H. R. I, 8, Nr. 712 § 1; ein Sonderartikel gegen  

die Ketzer, § 18 der  allgem eine Äbwehrartikel.
305. H. R. II, 1, Nr. 226 § 15: „vortmer alse de gemeynen s ted e

to Lubeke in tiiden vorgangen overspreken hebben unde eynen
ruggetogh deden, van-der hulpe, de eyne hensestad  der  an d eren  
in redeiiken  notsaken don sali, hebben desse stede eyns- 
gedregen, eren baden darvon ere meninghe mede to do nde  
in aisulken schyne, wes de anderen  gemeynen stede donde  
werden to bestentn isse  der hense unde stede, d a t  se des n icht
entslan  willen, sunder bii en to blyvende unde to donde na
legenicheyt unde erem reddliken vorm oghe“ . Vgl. Nr. 233, 
235, 236.

306. H. R. II, 1, Nr. 212.
307. H. R. II, 1, S. 174, Nr. 294, 314. Vgl. Nr. 215.
308. H. R. II, 1, Nr. 268 § 3, Vgl. Nr. 239, 240, § 1, 2, 241, § 3 ,  14.
309. H. R. II , 1, Nr. 268 § 2.
310. H. R. II, 1, Nr. 285 § 1.
311. H. R. II, 1, S. 174, 175, Nr. 270—273.
312. Daenell, B lütezeit I, S. 254.
313. H. R. II, 1, Nr. 329.
314. H. R. II, 1, S. 187, bes. Nr. 333, 351, 352, 353.
315. Die von K orner und dem F o rtse tze r  des D etm ar genannten  

Rostock und Hildesheim  w aren  nach Nr. 337 und 353 nicht 
anwesend.

316. H. R. II, 1, Nr. 296—298, Nr. 301—303, Nr. 308, 311, 313—316.
317. H. R. II, 1, Nr. 321 § 1, 2.
318. H. R. II, 1, Nr. 355 § 4—6.
319. H. R. II, 1, S. 226 F. und Änm. 1, S. 188, Änm. 1. Beachte

daselbst K orner und den Fortse tze r  des Detmar.
320. H. R. II, 1, S. 188 Änm. 1 (K orner).

•321. H. R. II, 1, Nr. 321, § 12, § 41, 42.
322. H. R. II, 1, Nr. 321, § 38. D er geplante  H ussitenartikel 

konnte w egfallen, weil das hansische Gebiet nicht mehr von 
ihnen bed roh t wurde. Die Nachricht der schweren N iederlage  
der Ketzer bei Böhmisch-Brod am 30. M ai 1434 erre ich te  
gerade  den H ansetag. H. R. II, 7, Nr. 435.

323. H. R. I, 8, Nr. 234.



Hastethouge.
Zum HUB. III 602.

Von 

Paul Feit.

Im G lossar zu Bd. I—III  is t  d e r  A usdruck h as te th o n g e  verkehrt  
e rk lä r t  w orden , weil die  B em erkung  Rileys in den  iWunimenta 
G ildha llae  L ondonien is  II  1 S. 732 „a hybrid  w o rd  a p p a re n t ly “ 
dazu  verle ite t  ha tte , d ie  H e rk u n ft  de r  beiden T eile  des W o rte s  
in zwei versch iedenen  S p rach en  zu suchen. Bernh. H a g ed o rn  führt 
in seinem Buche Die E n tw ick lung  d e r  w ich tigsten  Schiffstypen 
S. 43 Anm. 2 die in B e tra ch t  kom m ende S te lle  an, läß t  a b e r  das 
frag liche  W o rt  fort, ein Z eichen  dafü r, daß  er  d ie  Ü berlie ferung  
fü r  v e rd e rb t  hält. Und m it Recht; -Riley ha t näm lich  m ehrfach  
unrich tig  gelesen  und  II 2 S. 528 f. falsch ü b e rse tz t ;  das  e rs te re  
is t  en tschu ldbar, da, w ie die  N achbildung  e ine r  Seite  d e r  H a n d ­
schrift  vor dem T ite lb la t te  zeigt, n und u m anchm al sch lech te r­
d ings  nicht zu u n te rsche iden  sind. 4

E s w ird  zu lesen se in :  E t  si ceo est kiel, il p re n d ro n t  toneus 
h a s t e t h o u g e ,  et d evaun t le m eillour pu r  a u tre  a taun t, com 
lern vendra  le meyn, e t  le m eyn p u r  au tre  a taun t, com lern 
v en d ra  le peiour. E t  si ceo est hulk ou a u tre  nef, un tonel 
devaun t et au tre  de re re , le m eillour pur a u tre  tau n t,  com lern 

v en d ra  le peur.

H aste th oug e  ist ein dän isches  W ort,  ein D ativ  in in s tru m en ­
ta lem  Sinne. H a s t  b ed eu te t  w ie  im A ltnordischen und  Schw edischen 

und wie das ange lsächs ische  haest Ungestüm , E ile  und geh t auf 

e ine  w estgerm an isch e  U rfo rm  ha is ti  zurück; th o ug  ist g leich toug 
T a u 1). H as tverk  er la s tv e rk  ist eine dän ische  R edensar t .  C. Mol-

L) H. S. F a lk  und Alf Torp , N orw eg isch -dän isches  e tym olog i­
sches W örte rb uch , H e id e lb . 1911, S. 384. 1250 .



Paul Feit, Hastethouge. 195

bech e rk lä r t1): Hastvaerk en Gierning, som skeer eller maa skee 
i Hast. Altnordisch hast-orctr bezeichnet ein heftig gesprochenes 
W ort. Das Deutsche W örterbuch  verzeichnet H astekopf und Hastm ut. 
Hasttoug ist also ein Schnelltau, womit e tw as em porgeschnellt w ird .

Dem Kiel en tsprich t HUB. I 2. III 599 der ceol, der ebenso 
wie hulcus 4 Pf. zollt, w ährend  ein kleines Schiff nur 1/ 2 Pf. 
entrichtet. Angels, ceöl, altnord, k jöll ist also ein g rößeres Schiff, 
die Fortentw icklung des alten Rindenbootes, und es ist verschieden 
von kjol carina, dem Schiffskiel2).

Das Löschen der  Ladung geschah, wie nach HUB. I 716 
anzunehmen ist, per  malum navis et instrum enta. Das H a u p tw erk ­
zeug w ar ein s ta rk e r  Ladebaum. E r  w urde unten gegen den M ast 
gestützt und schräg  gelehnt, sodaß sein oberes E nde über d e r  
Luke lag ; ein T au  vom M ast zum Bord hielt ihn in seiner Stellung. 
Oben w ar eine Scheibe angebracht, um die eine M antel führte. 
An dem einen E nde  dieses Taus w aren  eiserne Klammern, um 
die Dauben des Fasses zu packen, an dem ändern  ein Kranz von 
kurzen Tauen befestigt. E ine Anzahl von Schiffsleuten stieg auf 
eine Art T reppe, sie faßten die kurzen Taue und sprangen  auf 
ein gegebenes Zeichen herunter. So w urde  das Faß in die H öhe 
geschnellt und konnte auf das Deck gero llt  werden. W ie auch 
die Beschwerde der Kölner von 1315 HUB. II 252 sagt, ste llte  
man un tonneau  devant la mast et au tre  derere, sodaß W eine  
verschiedener Güte ge trenn t w aren3). F ü r  den besten W ein w urde  
nicht, wie Riley sinnw idrig  sagt, just as much gezahlt wie fü r 
geringeren, sondern  autre  taunt, das ist, wie im Lateinischen 
alterum tantum , das Doppelte.

Den aus dem Dänischen überkom m enen Ausdruck „mit dem 
Schnelltau löschen“ ersetzten  die E n g län d er  später durch das a n ­
schauliche whip, die N iederländer ebenso treffend durch uitluien 
ausläuten. Die Romanen haben kein eigenes W ort und sagen 
decharger ä l ’anglaise, descarger al ing les usw.4).

4) Dansk Ordbog, Kopenh. 1859.
2) Falk und Torp S. 523. W. Vogel in den HGB1. 1907 S. 187 

und der P räh is to r . Zeitschr. IV 1912 S. 6 ff. H agedorn, Schitfs- 
typen S. 4 ff. 12.

3) Auch in der Kölner Beschwerde ist fünfmal n für u verlesen 
in der Verbindung tiens vins; tieus ist gleich tels, solche.

4) Joh. H inr^  Röding, Allgemeines W örterbuch der M arine, 
Hamb. u. Leipz. 1794—1798 unter Ausleuen. 13*
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des Mittelalters.

Von
Leopold Karl Goetz.

VI.

Vorbemerkung.

Die U ngunst d e r  Z e it  ha t  es b isher n icht e rlaub t, meine 
„Deutsch-Russische H andelsgesch ich te  des M it te la l te r s “  zu veröffen t­
lichen1), die als P a ra l le le  zu m einen früher  ersch ienenen  „Deutsch- 
Russischen H an d e lsv e r trä g e n  des M it te la l te rs“  (H am b u rg  1916) 
d ruckfertig  vorliegt. W e r  sich nun fü r  den G egenstand  bezw. für 
d ie  in diesem  Buch behande lten  F ragen  in te ress ie rt ,  m ag  gerne  bei 
m ir E insicht in das  (Schreibm aschinen-) M an usk rip t  nehm en oder 
kann Abschrift e inzelner T eile  erhalten .

W ann  die F o rtfü h run g  m einer S tudien ü b e r , Deutsch-Russische 
H andelsgesch ich te  in die  Neuzeit hinein m öglich sein w ird , liegt 
ganz  im Dunkeln. D as viele M ateria l, das ich d a fü r  schon g e ­
sam m elt habe, ist na tü rlich  vorwiegend deu tscher H erkunft. Aber 
eine deutsch-russische H andelsgesch ich te  d e r  N euzeit, die ein eben­
solches B edürfn is  ist w ie m eines E rach tens die  des  M itte la lte rs , muß 
g e rad e  so au f  den russischen Quellen ruhen wie auf den deutschen. 
W ir  haben in d e r  N euzeit nicht m ehr nu r  ein ige b re i te  S tröm e von 
Quellen, sondern  ein in vielen V eräste lungen  verzw eig tes  Q uellen­
netz, das  also  auch zu F riedensze iten  in R ußland seh r  schw er zu 

bearbeiten  gew esen  w äre.

i) D er H ansische G eschichtsverein  ist an d ie  N otgem einschaft 
d e r  Deutschen W issen sch a f t  m it d e r  Bitte h e ran g e tre te n ,  die D ruck­
legung  des ho chbedeu tsam en  W erk es  zu erm öglichen . E instw eilen  
b r ing en  w ir n ach s tehende  Inha ltsübers ich t. Die Red.



Daß die e rs te  g rößere , quellenm äßige Geschichte des Deutsch- 
Russischen H a n d e ls  g e rad e  in einer Z eit nicht gedruckt w erden  
kann, wo man ü b e r  die N otw endigkeit der  W iederherste llung  d ieses 
uralten H andels  fü r  beide Völker sich so k lar ist, erscheint m ir  
und vielleicht auch den Lesern dieser Übersicht besonders b e ­
klagenswert.

B o n n ,  O ktober 1921.
K urfü rs tenstraße  13. Goetz.
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Übersicht.

/\. Das Novgoroder Handelsgebiet. S. 1—676.

E r s t e r  c h r o n o l o g i s c h e r  T e i l .

E in le itung :
V o r g e s c h i c h t e  : Die Anfänge des deutsch-russischen H a n ­

dels. Die a ltrussischen H andelsw ege, N ovgorod als H andelss tad t, 
V arjager als K riege r  und Kaufleute, H andel von der  Insel G otland  
aus, Deutsche auf G otland, G otländer in Rußland, N ovgoroder auf 
Gotland und in D eutschland, Deutsche in Rußland, Slavische H anse . 
S. 1—18.

E rs tes  K ap ite l:
G rundlegung, 1189—1269. Der „gem eine  deutsche K aufm ann“  

zu G otland in N ovgorod. S. 20—46.
Vorbem erkung S. 20—21.

E r s t e r  A b s c h n i t t :  Die g rund legenden  V erträge von 1189, 
1259 und 1268—1269: V ertragsen tw urf  von 1189, W eite ren tw ick lung  
und V ertrag  von 1259, V ertragsen tw ürfe  von 1268—1269. S. 34—41.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t :  Die ä ltes te  deutsche O rgan isa tion  
in Novgorod. E rs te  Redaktion der  Schra. S. 41—46,



Z w eites  K apite l:
Ausbau, 1269—1392. Die deutsche S täd tehanse  als Schutzherr

des deutsch-russischen H an de ls .  S. 46—103.
V orbem erkung S. 46—48.
E r s t e r  A b s c h n i t t :  Sieg Lübecks ü b e r  W is b y ; W e ite r ­

entw icklung bis zum Ja h re  1300; zweite R edaktion  de r  Schra. 
S. 48—61.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t :  W isbys G e g en s ie g ; zunehm ender
Einfluß L ivlands in N ovgorod ; W eite ren tw ick lung  bis zum Jah re  
1361; H ofordnungen , d r i t te  und vierte Redaktion d e r  Schra ; W e i te r ­
entw icklung bis zum N ieburfrieden  des Jah res  1392; fünfte
Redaktion  der  Schra. S. 61— 103.

D ritte s  K a p i te l :
Höhe und Verfall, 1392— 1494. Livland als Leiter der  deu tsch­

russischen H andelsbeziehungen  und des N ovgoroder Kontors, dessen 
V erfall und Schließung. S. 104—236.

V orbem erkung: S. 104— 106.
E r s t e r  A b s c h n i t t :  E rrin gun g  der  V orherrschaft im

deutsch-russischen H an de l durch Livland. H em m nisse  des H andels , 
Konkurrenz durch P reußen  und Orden, s te igender E influß der Liv- 
länder, B estä tigung des N ieburfriedens im Ja h re  1405. V erträge  
im Jah re  1409 und 1411, S tre itigkeiten  des K ontors m it Russen, 
Deutschen, L ivländern. L ivlands Leitung des Kontors, L ivlands 
Gegensatz zur H anse bezw. Lübeck—W isby, E rn euerung  des N iebur­
friedens im Jah re  1417, deutsch-russische S tre itigkeiten , V ertrag  des 
Jah res  1423, H andelshem m ungen  und H andelssperren , Beifriede des 
Jah res  1434, V ertrag  des Jah res  1436, zunehm endes Übergew icht 
d e r  L iv länder im N ovgoroder H andel, ihre G egensätze  zum O rdens­
m eis te r  und zur H anse, R egelung der  S te llung  Livlands durch den 
S tra lsu n d er  H anse tag  des Jah res  1442. S. 106— 159.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t :  H errschaft  L ivlands im deutsch­
russischen H andel, Verfall und Schließung des N ovgoroder Kontors. 
S. 159—238.

Unsicherheit des H a n d e ls  und H andelssperre , Gegensatz von 
H an sehande l und O rdenspolitik , F riede  des O rdens  mit Novgorod 
im Jah re  1448, B eifriede  d e r  H anse  mit N ovgorod im Jahre  1450. 

S. 159-173-

1^8 Leopold Karl Goetz.
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Gebrechen und Hemmungen des Handels, beg innender V erfall  
des Kontors, außerhansische Konkurrenz, livländische V orherrschaft ,  
Klagen Lübecks über sie, V erlängerungen des Beifriedens, B e ifr ieden  
des Jah res  1466- S. 173—186.

Regelung der  äußeren und inneren Kontorverhältn isse durch  d ie  
Livländer, Bevollm ächtigung der L ivländer zu F r iedensv erhand -  
lungen durch die Hanse, ergebnislose Verhandlungen, H an d e lssp e rre ,  
Friede des Ja h re s  1472, Landfriede des Jahres 1474. S. 186—196.

Z unehm ender Verfall des Kontors, innerliv ländische K äm pfe  
und H andel, volle Kontrolle Livlands über den H andel, E n d k a m p f  
zwischen N ovgorod und Moskau, sein Einfluß auf die L age  des 
Kontors, L ivlands Hilfegesuch bei der  Hanse, deren  H ilfe le is tung  
gegen die Russen, Landfriede des Jah res  1481, H ansefr iede  des 
Jahres 1487. S. 196—210.

S tändige  Verschlechterung der Lage des Kontors un ter  d e r  
M oskauer H errschaft ,  seine innere Schwächung, K onkurrenz d e r  
Nichthansen, G esandtschaft und Lübecks Bitten in M oskau im 
Jahre  1489, V erhandlungen und E rneuerung  des L andfriedens im 
Jahre 1493, neue Beschwerung - des H andels, G esandtschaft des 
Jahres 1494, Schließung des Kontors, G efangensetzung der K aufleute  
im ja h re  1494. S. 210—236.

S c h l u ß  : Gründe des U ntergangs des N ovgoroder K ontors, 
Hufhören des a lten  H ansehandels in Rußland. S. 236—238.

Z w e i t e r  s y s t e m a t i s c h e r  T e i l .
V orbem erku ng : S. 238a—238b.

E rs te s  K apite l:  Die Reise S. 239—338.
See- und Nevaw eg älteste  Reise S. 239. Landw ege durch  

Livland S. 244, via recta  S. 262, Landreise  und „ w a k e v a r t“ 
S. 267, Reiseziele de r  Deutschen und Russen S. 277, Aus­
führung der  Reise S. 300, F lo tte  S. 301, Söldner S. 303, 
N ovgorodfahrer S. 304, Geleit und H aftung  S. 308, W eg esp erru n g  
durch Schweden S. 312, D änem ark  S. 317, Seeräuber S. 318, 
Fehden e inzelner S. 319, Deutscher O rden S. 320, Krieg und H andel, 
S trandrech t und Berglohn S. 320, W in te rfah rt  und Som m erfah rt  
S. 321, ihr Beginn und E nde  S. 325, Schiffahrtszeit S. 328, Z u re ise  
und Abreise nach und von Novgorod S. 329, Dauer des A ufen thaltes



200 Leopold Karl Goetz.

im Kontor S. 331, Deutsche Seeschiffe und russische Flußschiffe 
S. 333, N ovgoroder T ransportm onopo l S. 335, Schlitten  S. 336, 
Fuhrleu te  S. 336, P fe rd e  S. 337.

Zw eites K ap ite l:  Die W aren  S. 339—493.
V orbem erkung: S. 340—343.

Ä. Ausfuhr aus Novgorod:
I. P e l z w e r k  : S. 344, Arten S. 346, Fälschungen S. 347,

S icherungen gegen Fälschungen  S. 350, Pelz- und Ledereinfuhr nach 
Rußland S. 355, Verkaufsm engen, Umfang der Pe lzausfuhr S. 357a, 
P re ise  S. 357.

II. W  a c h s : S. 360, seine Bedeutung und H erkunft  S. 361, 
Fälschungen und Aufkauf gefälschter W aren  S. 364, P rü fung  S. 371, 
S iegelung, Beklopfen des W achses S. 374, W achsw age  S. 378,
deutsche Ü bertre tungen  d e r  V erordnungen S. 379, V erpackungsart 
S. 381, W achsgew ich t S. 382, Umfang des W achshandels  S. 383, 
P re ise  S. 383.

III. K l e i n e r e  A u s f u h r a r t i k e l :  S tö r S. 386, Tran
S. 387, Talg, S. 389, Seife S. 391, Getreide S. 391, Gemüse S. 392, 
B irkenrinde  S. 392, S ilber S. 393, Falken S. 394, Seide S. 395, 
D rogenw aren S. 395.

B. Einfuhr nach Novgorod:
I. S t o f f e :  Allgemeine Bew ertung d e r  frem den Tuche in

Rußland S. 398, Arten der  Tuche S. 401, flämische S. 402, 
holländische S. 402, deutsche S. 403, englische S. 405, schottische 
S. 414, polnische S. 414, ita lienische S. 414, W olle S. 414, zu kurze 
und sonst gefälschte Tuche S. 415, M aßnahm en de r  Hanse gegen 
Fälschung S. 421, a ltgew ohnte  vlämische Tuche S. 423, norm ale 
L änge S. 424, nur Tauschhandel S. 425, Preise S. 425, Umfang 
des Tuchhandels S. 426, Leinwand S. 427, nur Verkauf, keine Ver­
arbe itung  der  Stoffe ges ta t te t  S. 429, Garn und Z w irn  S. 429,
N adeln  S. 430, Handschuhe S. 430.

II. L e b e n s m i 11 e 1 : Salz  S. 431, M ittel d e r  Hanse- und 
O rdenspolitik  gegenüber N ovgorod  S. 432, Arten S. 434, schlechtes, 
v e rb rann tes  Salz S. 438, russische Klagen über Salzgew icht S. 439, 
Reval, Gotland, D anzig im Salzhandel S. 446, V erpackungsart 
5- 448, P re ise  S. 449, Um fang der  Salzeinfuhr S. 451, H ering,



Volksnahrung S. 452, Arten S. 453, Fälschungen S. 454, Prüfung  
S. 458, V erpackungsart S. 459, Preise S. 459, Umfang des H andels  
S. 460, Honig und Seim S. 461, russische Klagen S. 463, F ä l ­
schungen der Undeutschen S. 465, H onigprüfer S. 465, Umfang des 
H onighandels S. 466, Preise S. 467, W ein S. 467, Angaben de r  
Schra S. 468, Arten S. 468, russische Klagen S. 469, W ein p rü fe r  
S. 469, P re ise  S. 470, Umfang des H andels  S. 471, Bier S. 472, 
alleiniges Recht des Hofknechts auf B ierverkauf an Russen S. 472, 
Getreide S. 475, N otw endigkeit für Novgorod S. 475, Z ufuhrverbote  
S. 476, Umfang des Getreidehandels S. 478, P reise  S. 478, D ro gen ­
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H andelskap ita ls  S. 518, ta tsächlicher Umfang des Novgoroder 
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III. S a t z u n g e n  d e s  H a n d e l s v e r k e h r s :  B orghandel 
S. 541, Term inhandel, Vorkauf S. 558, Uberkauf S. 560, H a n d e ls ­
gesellschaften S. 561, Kommissionsgeschäfte S. 564, M akler S. 566, 
Zölle und A bgaben S. 566,

D eu tsc h -R u ss isch e  H a n d elsg esch ich te  d es M ittelalters. 201



202 - L eop old  Karl Goetz,
i

IV.  S t r e i t i g k e i t e n  i m H andelsverkehr, G astgericht, Ge­
rich tsverfassung , G erich tsverfahren , zivilrechtliche und  s tra frech t­
liche Bestim m ungen, Se lbsth ilfe  d e r  Deutschen S. 571.

V. H a n d e l s s p e r r e n  S. 579a.

Viertes K a p i te l ; Die Personen  S, 580—667..
I. D i e  G o t l ä n d e r  S. 581.
II. D i e  D e u t s c h e n :  1. p riv ileg ierte  E inzelpersonen , Boten, 

Dolm etscher, Ä lterleute, P r ie s te r  S. 587; 2. deutsche S täd te  im 
N ovgoroder H a n d e l:  Lübeck S. 599, andere  deutsche S täd te  S. 601, 
das  H ansekon to r zu B rü g g e  S. 613.

III. D i e  L i v l ä n d e r :  Riga, Dorpat, Reval S. 614, N arva 
S. 629, d e r  Deutsche O rden  S. 633, der  Bischof von D orpa t S. 644, 
d ie  Undeutschen S. 645.

IV. D i e  N i c h t h a n s e n  S. 648, Allgemeines, L andfahrer  
S. 653, L om barden S. 653, H o lländer S. 654, E n g lä n d e r  S. 664, 
N ü rn b e rg e r  S. 665, S kand inav ier  und Griechen S. 667.

S c h l u ß :  Die H ansen  als K u ltu rträger  S. 668—676.

B. Das Düna-Handelsgebiet. S. 677—780.

E r s t e r  c h r o n o l o g i s c h e r  T e i l .

E in le itung :

Die Anfänge des D ünahandels  S. 677—681.

E rs te s  Kapitel :
Der g rund legende  H an de lsve r trag  vom Jah re  1229 für die 

G ebiete  von Polock, Vitebsk und Smolensk zusammen. S, 681—686.

Z w eites  K apite l:
H andel und V erträge  d e r  Deutschen m it den  einzelnen Ge­

bieten von Polock, Vitebsk und Smolensk bis zum Frieden  von 
Kopussa im Jah re  1406. S. 687—711. Reaktion zugunsten  der  
Russen im Sm olensker V e rtrag  um 1250 S. 687—690; R igaer Privi- 
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Eine E inführung .in  das Studium  der W irtschaftsgeschichte. 
Tübingen, J. C. B. M ohr (Paul Siebeck 1920) XX. 710.

Von 

Ernst Baasch.

VII.

Mit D ank  ist es zu begrüßen, daß  in diesem Bande ein Teil 
der zahlreichen, fü r die W irtschaftsgeschichte so wichtigen A bhand­
lungen v. B elow s  vereinigt w orden  sind. W ir  finden h ier  die 
Aufsätze über die Lehre vom Ureigentum  (1), die Fürsorge  des 
S taats  für die Landw irtschaft (3), die Theorien der w ir tsch af t­
lichen Entw ickelung der Völker (4), die Motive der Zunftb ildung  
im deutschen M itte la lter  (5), über G roßhändler und K leinhändler 
(6), über die E ntstehung des m odernen Kapitalismus (7), über  den 
U ntergang der  m ittelalterlichen S tad tw irtschaft  (8). Alle diese
älteren, z. T. vor 20 und mehr Jahren  zuerst veröffentlichten 
Aufsätze haben eine erw eiterte  Gestalt erhalten, sowohl durch
Vervollständigung der Z itate  wie auch ganz neue Abschnitte. 
Völlig neu sind zwei Abhandlungen, „Die H auptta tsachen der  
älteren deutschen A grargeschichte“ (2) und „Die älteste deutsche 
S teuer“ (9).

Den meisten v. Bciow schen  Arbeiten ist eine E igenschaft 
gem einsam : sie räumen mit einer früher oder später herrschenden 
Theorie auf und schaffen durch Neubeackerung einen fruch tbaren
Boden, auf dem sich die Erkenntnis lichtvoll aufbaut. Das tr iff t
auch für die in diesem Bande vereinigten Abhandlungen zu. 
So wird in 1 die L aveleye’sehe Theorie vom Ureigentum, de r  auch
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die deutsche Rechtsgeschichte  zeitw eise gehuld ig t hat, beseitigt 
auf G rund versch iedener w ertvo lle r  V eröffentlichungen und die 
höchst bedenkliche B ew eisführung  durch Analogien in scharfe 
kritische Beleuchtung geste llt ,  ih r  die unm itte lbare  Quellenanalyse  
a ls no tw end iges E rfo rd e rn is  en tgegengesetz t. In  dem  Äufsatz 4 
w erden  die T heorien  übe r  die  Stufen der w irtschaftlichen  E n t­
w ickelung e rö r te r t  und d ie  P rio r i tä tsan sp rüche  über die heute 
a n e rkann te  Anschauung von d e r  m itte la lterlichen S tad tw ir tsch af t  
nach  ihrem  W erte  b e h an d e lt ;  das sachliche V erhältn is  von H ild e - 
brand, Schönberg , Bücher, Schm o ller  zu jener  Anschauung w ird  
k la r  ge leg t bis zu dem P un k te  de r  E ntw ickelung, wo diese Theorie 
a ls  Gem eingut de r  w issenschaftlichen Forschung anzusehen war. 
H ie ran  anschließend w ird  die  B üche / s e h e  Theorie von de r  S tufen­
fo lge  der w irtschaftlichen  E ntw ickelung de r  Völker auf ihren 
W e r t  untersucht, w o rau f  die  Som barV sehe Theorie  fo lg t;  v. B elow  
b ese itig t  die von S ch m o lle r  angenom mene W irtsch a f t  des 
„S tam m es“ , ebenso den von dem selben Forscher behaupteten  Ge­
gensa tz  von T errito ria l-  und  S taa ts  W irtschaft; e r  s te ll t  die bedenk­
liche Vermischung von W irtschafts theo rie  und W irtschaftsgeschichte, 
die  sich bei B ücher  f indet, fest, ebenso die übertr iebene  W ertung , 
die d ieser N ationalökonom  d e r  geschlossenen H ausw irtschaft  im 
Altertum  und M itte la l te r  zuschre ib t; er leg t das  V erhältn is  der 
V olksw irtschaft zur W eltw ir tschaft  d a r  und ste llt  sich auf den 
S tandpunk t, daß von e iner Ablösung de r  e rs teren  durch le tztere  
nicht die Rede sein kann, daß  keineswegs die V olksw irtschaft 
völlig ausgetilg t w erden  könne. Als E rgebnis d ieser  E rö rte ru ngen  
f inde t  v. B elow , daß  alle  jen e  Theorien a llgem eingü ltige  E n t­
w ickelungsgesetze  nicht b ieten  und daß  für den H is to r ik er  nicht 
das  N orm ale  das besonders  W ichtige, Anziehende ist, sondern 
daß  ge rad e  die Abweichungen m indestens ebenso wichtig  sind 
wie die Regel; in d ieser Beziehung leg t v. B elow  d ie  Unterschiede 
zwischen der historischen und nationalökonom ischen B etrachtung 
de r  w irtschaftlichen  E n tw ickelung  k la r  d a r ;  die S tufentheorien 
b ieten  hierzu einen vortrefflichen  Anlaß. W eiterh in  w ird  der von 
B ücher  a llgem ein angenom m ene U rsprung  der  S ta d tw ir tsc h a f t  aus 
de r  H ausw ir tschaf t  w id e rleg t  und in Ü bereinstim m ung mit Som bart 
die B ücher'sehe' E rk lä ru n g  des s tad tw irtschaftl ichen  H andw erks
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ais einer reinen Kundenproduktion bekämpft, wobei auf die geringe  
Beachtung hingewiesen wird, die Bücher der Vielgestaltigkeit des 
geschichtlichen Lebens schenkt, die ihn verleitet, Verhältnisse, die 
zu allen Zeiten  Vorkommen können, als Kennzeichen eines b e ­
stimmten Z eita lte rs  zu be trachten; im Zusamm enhänge dam it und 
mit der B ücher’sehen Lohnwerkstheorie w ird auch seine Huffassung 
vom m ittelalterlichen Handel, die in dem direkten Austausch das 
wesentliche M erkm al desselben sehen will, bekäm pft; Kunden- 
und M arktproduktion  werden erw iesen als Betriebsformen, die 
von der Zeit unabhängig, in mancher Beziehung jedoch von de r  
W are abhängig  sind. In weiteren Ausführungen weist ü. B elow  
gegenüber den m ehrfachen gegenteiligen, auch von Bücher v e r­
tretenen B ehauptungen nach, daß der  abgeschlossene C harak ter 
der m ittelalterlichen S tad t durchaus nicht als natürliches P roduk t 
der Verhältnisse anzusehen, sondern daß diese Abschließung im
wesentlichen auf eine bewußte Politik zurückzuführen ist, w ie 
vorzüglich die Ausbildung des Gast- und Stapelrechts zeigt. Von 
allen Abhandlungen dieser Sammlung geh t m. E. diese den g ru n d ­
legenden F ragen  der  m ittelalterlichen W irtschaftsgeschichte am 
entschiedensten zu Leibe.

Denselben Charakter kritischer Betrachtung träg t  der Aufsatz 
5 über die Zunftbildung und ihre Motive, v. B elow  vertritt h ier 
die Ansicht, daß  die Zünfte auf die Initiative der H andw erker
zurückgehen und zw ar mit dem Zweck, den Zunftzw ang e in ­
zuführen. E r verw irft mit v. Lösch die K eutgen’schz Ämtertheorie,
nach der die Zünfte für obrigkeitliche Zwecke von den O brig­
keiten geschaffen seien, betont die rein gewerblichen Zwecke der  
Zünfte, die auf die Fernhaltung unbequem er Konkurrenz hin­
zielen, und bekäm pft die Schm olle r ’ sehe Ansicht, wonach bei 
den Zünften die Bestrebungen für den Erw erb  der Gerichtsbarkeit 
weit im V ordergrund ihrer W irksam keit gestanden haben. W ie v. 
B elow  die E ntstehung der Zünfte wesentlich wirtschaftlichen M o ­
tiven beimißt, so hält er die Ansicht, daß die Zünfte aus religiösen 
Vereinen der betreffenden H andw erker hervorgegangen sind, für 
ir r ig ;  er meint, daß  die berufliche Form der Zunft, d. h. das
Zusam m entreten von Angehörigen desselben Gewerbes, d a fü r
spreche, daß die Zunft in e rs ter  Linie gemeinsame w irtschaftliche
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In te ressen  verw irk lichen  w ollte  (S. 299). Ich kann  diese Ansicht 
n icht ganz teilen. W aru m  sollten  nicht A ngehörige  desselben Ge­
w erbes zu e iner re lig iösen  ode r geselligen V erein igung zusam m en­
tre ten , ohne daß  zunächst w irtschaftliche  In te ressen  bestim m end 
s in d ?  D er Z usam m enschluß von G ew erbsgenossen zu e iner Ver­
ein igung  b ed ing t  doch noch nicht, daß  g e rad e  ein beruflicher 
Z w eck vorlieg t;  g e rad e  d e r  gleiche Beruf füh rt  leicht zu re l i­
g iöser und gese llige r  V ere in igung ; diese M otive sind  von jeher, 
und das re lig iöse  nam entlich  im M itte la lte r ,  so s ta rk  gewesen, 
daß  sie auch ohne W eite re s  wohl einen engeren  Zusam m enschluß 
beg ründen  konn ten ; sp ä te r  w ird  dann das w irtschaftliche  Motiv 
hinzugekomm en sein und  den  V orrang  gew onnen haben. Immerhin 
m ag  für d ie  H andw erkerzün fte ,  bei deren Zusam m enschluß die 
beruflichen M otive gew iß  besonders  s ta rk  w aren, das w irtschaft­
liche M otiv im V o rd erg run d  gestanden  haben; bei d e r  B egründung 
d e r  K auffahrer-Z ünfte  in den  Seestäd ten , denen ja  v. B elow  
in d e r  6. A bhandlung (S. 338 ff.) eine eigene B etrach tung  widmet, 
h a t  o ffenbar das re lig iöse  und gesellige M otiv eine besonders  
g ro ße  Rolle gesp ie lt;  bei den Lübecker Schonenfahrern  z. B. 
t r i t t  dies k la r  hervor. Im  allgem einen w ird es schw er sein, eine 
tatsächliche  T rennung d iese r  Motive festzustellen, wenn nicht 
urkundliche Belege vorhanden  sind.

In der 6. A bhandlung über die Groß- und K leinhändler, die 
zuerst 1900 erschien und je tz t  s ta rk  e rw eite r t  i s t f w ird  ein für 
die H andelsgeschichte  besonders  bedeutsam es T hem a behandelt. 
D er Verf. t r i t t  h ier in scharfen Gegensatz zu N itzsch . Daß es 
in nerha lb  der  o rgan is ie r ten  Kaufmannschaft der  S ta d t  keine G roß­
händ le rg ild en  gab, wie v. B elow  meint, scheint fü r das M itte l­
a l te r  a lle rd ings  zuzutreffen; aber, wie e r  se lbst  bem erkt, w ar 
die  Z unftb ildung  un ter  den K aufleuten nicht so ausgedehn t wie 
un te r  den H an d w e rk e rn ;  es könnten  daher  wohl G roßhändler 
außerha lb  de r  Z unft bes tan den  haben. Die „ K au ffah re rg i ld en “ 
sind  a lle rd ings  wohl im w esentlichen G roßhänd le rg ilden  gewesen, 
ohne daß  sich ihre  M itg lied er ,  w orauf ja  auch v. B elow  h in­
weist, s treng  auf den G roßhandel beschränkt h ä t te n ;  de r  Seehandel 
is t  m it Recht a ls d e r  ä lte s te  G roßhandel bezeichnet worden. 
W irtschaft l ich  genom m en w aren  auch gewiß die K auffahre rg ilden
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eine „lockere, sich auf das Notwendigste beschränkende O rgan i­
sationsform “ (S. 349); ih r Hauptzweck war, wie schon bem erkt, 
offenbar die P f lege  der  Geselligkeit und die kirchliche B etätigung. 
Im allgem einen w ird  man wohl mit v. B elow  annehmen können, 
daß im M itte la l te r  Groß- und Kleinhandel nicht scharf ge trenn t 
sind, sondern eine Vereinigung beider die Regel is t ;  es w ird  
sehr schwer sein, h ier scharfe Grenzen zu ziehen; ein erzw ungener 
Großhandel is t  ebenso wenig durchzuführen gewesen wie ein 
erzwungener K le inhandel; e rs t in den späteren  Jahrhunderten  voll­
zieht sich eine schärfere  Scheidung; doch ist auch dann noch 
die Neigung d e r  Großhändler, am Kleinhandel, und der K lein­
händler, am G roßhandel teilzunehmen, nicht zu verkennen; de r  
Handel ließ sich ungern  in derartige  Fesseln schlagen. In d e r  
von mir angefertig ten  Arbeit über die Lübecker Schonenfahrer 
werden diese V orgänge eine eingehende Beleuchtung finden. M it 
Recht weist aber  v. B elow  auf die örtlichen Unterschiede hin, 
die für die Beurte ilung d ieser F rage  in Betracht kommen; zweifellos 
sind die Verhältn isse  des hansischen H andels dem Großbetriebe 
günstiger gew esen als die des oberdeutschen.

Mitten in eine noch heute nicht ruhende Polemik führt die  
Abhandlung 7 üLer die Entstehung  des m odernen Kapitalism us. 
Hier setzt sich der Verf. mit B ren tano7s Ansicht vom H andel 
als dem von a lte rs  her kapitalistischen W irtschaftsbetrieb  ausein ­
ander, sodann aber vorzüglich mit Som bart. E r  bekäm pft des  
letzteren Beurteilung der Technik des alten Handwerks und sein 
Urteil über den m ittelalterlichen Kaufmann, den er ebenso gering  
schätzt wie den H and w erker;  er k ritis ie rt  dann die Ansicht 
Som bart7s, nach  der  de r  Reichtum o d e r  das Kapital der  neueren 
Zeit größtenteils  aus der Auswucherung des Grundbesitzes e n t­
standen sei und daß ein Gegensatz bestanden habe zwischen 
den alten „handw erksm äß igen“ und den neuen, auf jene W eise  
reich gew ordenen  Kaufleuten. Es w ürde  zu weit führen, diese 
in teressanten E rö rte rungen  hier auch nu r  kurz zu ch a rak te r is ie ren ; 
nur eines sei bem erk t:  die v. Belowsche Darlegung einschließlich 
ihres „A nhanges“ (S. 496 ff.) verdient nicht die schroffe, p e r ­
sönliche Zurückw eisung, die ihr Som bart (Schm oller7s Jah rbuch  
1920 H. 4) h a t  angedeihen lassen.

14
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Die 8. Abhandlung fü h rt  uns zu der deutschen W irtschafts­
verfassung  in den spä te ren  Jah rhunderten , als die Leitung der 
W irtschaftspo litik  von den S täd ten  auf die L andesherren  überg ing ; 
d e r  Aufsatz endet mit d e r  Schilderung des M erkantilism us und 
dessen  V erhältn is zur m itte la lter lichen  S tad tw irtschaftspo litik . Im 
G egensatz zu Schm oller  b e s tre i te t  d e r  Verf., daß  die im 16. 
Jah rh u n d er t  bem erkbaren  A nsätze  zu e iner „V olksw irtschaft“ eine 
F ruch t der  politischen Z en tra l isa tion , d. h. dem F ortsch ritt  der  
T err i to r ia lb ild ung  zu danken  seien.

H aben  die vorstehend kurz skizzierten A bhandlungen einen 
vorw iegend  kritischen C harak ter , so stellen die üb rigen  drei Ab­
hand lungen  dankensw erte  Z usam m enfassungen d e r  b isherigen  F o r­
schungen, an denen der  V erfasser selbst regen Anteil gehabt, dar.

D as ganze W erk  en thä lt  eine so überaus reiche Fülle  von Be­
lehrung, d e r  kritische und quellenm äßige A ppara t,  der  sich in 
den  Anm erkungen findet, ist so erdrückend, daß  ich mich keines 
neueren  Buchs erinnere, aus dem man für die  W irtschaftsgesch ich te  
m ehr lernen könnte als aus diesem. Gewiß sind nicht alle P ro ­
bleme, die der Verf. aufw irft, ge lös t;  e r  selbst e rheb t d a rau f  nicht 
den Anspruch; h inter m anche Bemerkung m öchte auch ich ein1k
Fragezeichen setzen. Daß die  w irtschaftsgeschichtliche Forschung 
durch diese Arbeiten in hohem G rade  g e fö rdert  w orden ist und 
noch w eiter gefö rdert  w erden  w ird , dürfte  keinem Zweifel 
unterliegen.
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2.

Hans Much, Norddeutsche Backsteingotik. Ein H eim at­
buch. H ansische W elt Bd. 1. Dritte, völlig um gearbeitete  
Auflage. Braunschw eig 1919. 48 S. u. 87 Bildtafeln.

Georg Rosenthal. Lübecker Gotik. Streifzüge durch Lü­
becks altdeutsche Kunst, Heft 1. Lübeck 1921.

Von 

Fritz Rörig.

Innere Vertiefung in die Schöpfungen norddeutscher Backstein­
gotik und ehrfurchtsvolles E indringen in ihre Form ensprache haben 
Hans Much zum begeisterten  und begeisternden Herold ihrer E igen­
art werden lassen. Liebe und Leidenschaft führen seine Feder, 
und deshalb ist er so weit en tfern t von jener  unpersönlichen 
aesthetischen Kühle, die alles verstehen und alles genießen will. 
Man beachte nur seine scharfen W orte, die er für Humanismus, 
Renaissance und Klassizismus findet. Aber in der W elt der 
hansischen Kultur wurzelt Much mit ganzer Seele; und so kann 
es ihm gelingen, verstummte Größe unseres Volkstums w ieder in 
wuchtigen Akkorden für den Deutschen der Gegenwart zum 
Schwingen zu bringen.

Gewiß bedingt solches W iedererw ecken manche Einseitigkeit 
und vielleicht auch Überschwänglichkeit. Aber es w äre  verfehlt, 
sich hieran stoßen zu wollen. Gerade de r  nüchtern arbeitende 
wissenschaftliche Forscher kann das W iederfinden  eines inneren 
Zusamm enhangs des Deutschen der G egenw art zu der künst­
lerischen H in terlassenschaft der Hansezeit nur mit herzlicher 
Freude begrüßen. So w ird echter historischer Sinn in weiteren 
Kreisen unseres Volkes w ieder erwachen und auch für andere  
Gebiete hansischer Geschichte w ahrhaft empfänglich werden. Und 
das umso eher, wenn der Forscher selbst ein inneres Verhältnis 
zu hansischer Kunst hat und sie zum mindesten als Veranschau­
lichungsmittel in seiner Arbeit ihren Platz einnimmt.

14*
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Vortreffliche Anschaulichkeit vermitteln die m it feiner H and  
ausgew ählten  B ild ta fe ln ; in ih rer  M ehrzahl auch in Aufnahme und 
W iedergabe  im Rahmen des M öglichen vorzüglich. Immerhin hier 
ein p a a r  Ausstellungen, die vielleicht bei einer N euauflage  Berück­
sichtigung finden. Vom Innern  des S tendaler  Doms sähe man 
doch lieber eine Aufnahme, welche die g roß art ig en  Raum verhält­
nisse dieses Baues zum Bewußtsein bringt, als das Lettnerbild  
mit seinem m odernen A ltar. Unglücklich ausgefallen  ist die G egen­
überstellung des R athauses von Tangerm ünde (ganzseitig) m it 
Katharinenkirche-Lübeck und Rathaus-Lüneburg (je  halbseitig). So 
w irk t das in W irk lichke it schm uckkästchenartige T angerm ünder 
Rathaus g rö ßer  als der  gew altige  Giebel de r  K atharinenkirche. 
Von der  K atharinenkirche w äre  ein Bild vorzuziehen, das von d e r  
W akenitz  her die üb erw ältigende  W irkung  des über  den H äusern  

.au fragenden  Chores g ib t;  das je tz ige  Bild ist wenig glücklich. 
In der „H ansischen W e l t“  verm ißt man imm erhin die A rchitektur 
Livlands. Die D orp a te r  Dom ruine w äre  h ier ein bered tes Zeugnis 
fü r kulturelle Zusam m enhänge. W isbys Bauten sind ja  a llerd ings 
in Haustein  ausgeführt1).

Ähnliches W ollen lieg t dem Rosenthalschen Buche zugrunde; 
aber an Muchs Leistung gemessen, w ird der  A bstand fühlbar. 
Bei Much alles aus einem Guß, bei Rosenthal sprunghafte , im 
einzelnen w iderspruchsvolle  Beobachtungen. M anches aus dem Vor­
stellungsschatz entnommen, der sich in der L ite ra tu r  (W orringer, 
Spengler) mit dem „gotischen M enschen“ zu verbinden pflegt, 
ab e r  für die B acksteingotik  nicht zutrifft; in ihr w ill „das B lühen“ 
doch sehr bald  „enden“ . D er eigene Instinkt en tbeh rt  der Sicher­
heit, d ie  Much auszeichnet, und deshalb  g le ite t  so m anches Urteil 
h inüber auf den T rugsand  haltloser W illkür. E s ist ein gutes 
Zeichen für das geistige Leben des heutigen Lübecks, daß man 
in Lübeck selbst k rä f t igen  W iderspruch  gegen diese Art von 
B etrachtung der einheim ischen Kunst — m ag sie auch noch so

1) Nach dem E rscheinen  von G e o r g  D e h i o s  Geschichte 
d e r  deutschen Kunst w ird  Much die Behauptung, daß  die Kunst­
geschichte die H anse ig n o r ie r t  habe, nicht m ehr aufrecht erhalten  
wollen. W er einen gu ten  Rahmen gewinnen will, um hansische 
Kunst zu verstehen, lese einmal bei Dehio im 2. Bande das 
K apite l über die m itte la lte r liche  S tadt.
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gut gemeint sein — erhoben hat. Der sachlich beach tensw erten  
Kritik von Fink, Heise, Rahtgens- und Struck sind inzw ischen 
gutachtliche Äußerungen von P inder und Goldschmidt gefo lg t1). 
Kunstgeschichtlich kann die E rörte rung  über Rosenthals Schrif t  
dam it als erschöpft gelten. Dem H istoriker sei ein k le iner E p ilog  
gesta tte t. Ein w eit unm itte lbareres V erhältn is zu unserer  m itte l­
alterlichen Kunst ist gewiß ers trebensw ert. W er sich aber  dazu  
berufen fühlt, än d ern  den Z u tr i t t  zu diesem Schatz zu verm itte ln , 
b ed arf  erst se lbst einmal des rechten D istanzgefühls zu den ih re r  
seelischen Geltung nach sehr verschiedenen Perioden, in denen 
Lübecker Gotik geschaffen w urde-). D as H olsten tor ist in e iner 
Z eit en ts tanden, die auf Sicherung des von früheren Geschlechtern 
E rrungenen  bedach t w a r ;  nicht erfüllt von dem V orw ärtsd rängen  
des 13. Jah rhunderts .  Schon aus diesem  Grunde ist es schwer, 
einzusehen, w arum  sich seine beiden Ecktürm e „wie die N ebel­
massen der U rw elt zu ro tierenden K ö rp e rn “ geballt  haben sollen. 
Die „Seele des B aum eis ters“ w a r  von den  W allungen  und Z uckun­
gen, die Rosenthal in ih r  sucht, s icher frei. M an stelle dem 
H olstentor die M arienkirche  gegenüber — d a n n  hat man den 
rechten Gegensatz. Von falschem D istanzgefühl zeugt auch der  
Einfall, in de r  Lübecker Kunst — „B au erng o tik “ zu suchen. 
K unstbetrachtung unter falscher D istanz fälscht aber nicht nur 
das ästhetische Gefühl, sondern  ve rw irr t  den historischen Sinn, 
s ta tt  ihn zu wecken. Dagegen E inspruch zu erheben, dürfte  h ier 
der  rechte Ort sein.

0  Die als s igna tu ra  tem poris sehr in te ressan ten  A useinander­
setzungen sind zum großen Teil in den  „Liibeckischen B lä tte rn “ , 
Zs. der  Gesellsch. z. B eförderung  gem einnütz iger Tätigkeit, 1921, 
Mai bis Juni, n iedergeleg t.

2) E iniges d a rü b e r  f indet sich in meinem  Aufsatz: „Die Hanse, 
ihre europäische und na tionale  B edeu tun g“ . Deutsche Rundschau 
1921, Septem berheft.
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3.

Karl Kübel, Geschichte der  G rafschaft und der fre ien  
Reichsstadt D ortm und. Band I : Von den e rs ten  Anfängen bis 
zum Jah re  1400. D ortm und. Im Verlage des H istorischen V er­
eins, D ortm und. Im Buchhandel durch Fr. W ilh. Ruhfus. 1917.

Von

Hermann^Keussen.

Als K arl Rübel i. J. 1916 starb , lag eine m ehr als 40 jährige  
T ätigke it h in ter ihm, die so gut wie ganz d e r  Aufhellung d e r  
D ortm under Geschichte gew idm et gewesen w ar. I. J. 1872 bei d e r  
Gründung des H istorischen  Vereins für D ortm und und die G ra f­
schaft M ark  in e rs te r  Linie bete ilig t und von Anfang an dessen 
Schriftführer, ist er Jahrzehn te  hindurch der H aup tm ita rbe ite r  de r  
vom Verein herausgegebenen  B eiträge  gewesen. In diesen sind die  
meisten seiner Aufsätze erschienen, die H au p tg ru n d lag e  für die  
von ihm gep lan te  Geschichte Dortm unds neben dem Urkundenbuch, 
das er selbst bis zum Jah re  1410 geführt hat. Rübel hatte  b e a b ­
sichtigt, diese Geschichte in zwei Bänden zu geben. Der I. B and 
sollte bis zum Jah re  1400 reichen, der II. bis zum Jahre  1803, b is 
zum U ntergange der  Reichsfreiheit D ortm unds. Die V ollendung 
seines Lebensw erkes sollte  Rübel aber nicht m ehr erleben. E r  
hat den I. Band noch im Ms. vollendet und 8 K orrek tu rbogen  
fertiggeste llt ,  a ls  de r  Tod ihn ereilte. Prof. G ronem eyer ha t dann  
unterstü tz t von K. Schütter, die H erausgabe  zu E nde  geführt, indem  
dankensw erterw eise  Orts- und P ersonenreg is te r  (von Barich) und  
Sach reg is te r  (von H ohl) beigegeben wurden. So ist denn d e r  
vorliegende Band glücklicherw eise kein Torso geb lieben ; e r  ist 
m it des V erfassers Bild geschmückt worden.

Freilich b ietet der  B and keine geschlossene, leicht lesbare  
D arste llung, sondern  die e inzelnen  Teile des W erk es  stehen vielfach 
ziemlich unverm itte lt  n eb en e in an d er ;  manche W iederho lung  ist 
dadurch  unverm eidlich gew orden . Uber die A usdehnung und innere  
G liederung der  D a rs te l lu n g  w ürde  sich wohl s tre iten  lassen. Es 
w ürde  z .B . r ich tiger gew esen  sein, Kap, IV und VII des II. Teiles zu
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vereinigen, d a  das Jah r 1350 keinen E inschnitt in die Geschichte 
des D ortm under H andels macht. Äußerlich genommen, ist d ie  
Stellung de r  Änmerkungen hinter jedem  einzelnen Kapitel für 
die w issenschaftliche Benutzung recht unbequem.

W er Rubels Forschungen mit Anteil begleitet hat, w ird  sich 
des Aufsehens erinnern , welches s. Zt. das Erscheinen seines 
Buches über die F ranken  gemacht hat, und ebenso der fast e in ­
stimmigen Ablehnung, welche die Kritik  diesem W erke  angedeihen  
ließ (vgl. vor allem die Besprechung von Stutz in der Z eitschrif t  
der Savigng-Zeitschrift für Rechtsgeschichte, Germ. Abteil., Bd. 38 
(1917), 417 ff.). Trotzdem träg t  R. seine Anschauungen über, die 
Eroberungs- und Siedlungspolitik der  F ranken im sächsischen Ge­
biete in seinem neuen W erke w ieder in eingehenden Ausführungen 
vor. W enn R. sich durch seine K ritiker offenbar nicht ha t b e ­
lehren lassen, so wäre es doch erw ünscht gewesen, wenn er w egen 
dieses W iderspruchs seine problem atischen Ansichten nicht in das 
g rundlegende W erk  über die Geschichte Dortm unds übernom m en 
hätte. Noch in einem anderen  wesentlichen Punkte dürften Rübels 
Anschauungen überholt sein. Seine Äm tsnachfolgerin L. v. W in te r ­
feld h a t  in ihrem W erke Reichsleute, E rbsassen  und Grundeigentum  
in Dortm und (D ortm und 1917) nachgewiesen, daß die D ortm under 
„Reichsleute“ des 14. Jhdts. durchw eg kaufmännischen Fam ilien  
entstamm en, ebenso wie die P a tr iz ie r  in anderen deutschen S täd ten .

Diese H auptbedenken möchte ich einem Gange durch d as  in 
vieler Hinsicht vortreffliche Buch vorausschicken, einem Gange, der  
Gelegenheit gibt, hier und da kritische Bemerkungen einzuflechten, 
aber in de r  Hauptsache bezweckt, auf den reichhaltigen Inha lt  
aufm erksam  zu machen. Das e in leitende Kapitel schildert die vor­
geschichtliche und frühgeschichtliche Z eit der Umgebung D o rt­
munds. G räberfunde  und die alten Befestigungen geben die G ru n d ­
lage der D arste llung. Keltische Ansiedlung, wie Meitzen sie a n ­
genommen hatte, ist ausgeschlossen. Römerbefestigungen sind in 
unserem Gebiete bei H alte rn  und bei Oberaden an der m itt le ren  
Lippe aufgedeckt worden. Besonders wichtig ist der röm ische 
M ünzenfund im W esten von Dortm und i. J. 1907. Die Münzen reichen 
bis etwa 408; man e rk lä r t  den Fund für den Kriegsschatz eines 
fränkischen Führers. Nun schildert R. das Vordringen der  salischen
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F ran ken  und ih re  F estse tzung  im eroberten  Sachsenlande, wie es 
sich nach seinen s ta rk  u m str it tenen  Anschauungen abgesp ie lt hat. 
D aß  er in diesem  Buche d a ra u f  e ingegangen  ist, dü rfte  e r  wohl 
dam it haben rech tfertigen  w ollen, daß es auch die Geschichte der  
G r a f s c h a f t  D ortm und um fassen  soll.

In dem nun fo lgenden  I. Teile  w erden  behande lt  die innere  
Geschichte, B ildung und E n tw ick lung  der  S tad t  und  Grafschaft 
D ortm und von den e rs ten  Anfängen bis zum Schlüsse des 14. 
Jah rhunderts .  Das 1. Kap., D ie ersten  Jah rhunderte  D ortm unds nach 
urkundlichen  und sonstigen  Nachrichten w ird von Rübel selbst 
(S. 48) eine trockene A ufzählung von N achrichten genannt. D ort­
m und w ird  zuerst 899 e rw ähn t.  W iederho lt  ist es im 10. J a h r ­
hun dert  A ufen thaltsort und S tü tzpunkt fü r die Könige. 990 w ird  
in e ine r  K önigsurkunde das  D ortm under K aufm annsrecht e rw ähn t;  
i. J. 1000 ist es als M ark tans ied lung  zu erkennen, 1074 als Z o ll­
s tä tte .  Von den Zeiten  der O ttonen ab w erden in D ortm und D enare  
g ep räg t .  E s w a r  der D urchgangsp la tz  für die Kaufleute, die auf 
dem  H ellw eg vom Rhein nach  Sachsen w anderten . In  den Jahren  
1005 und 1016 w erden Synoden in D. gehalten. 1166 finden sich 
zum ersten  M ale Beziehungen zu S. M ariengraden  in Köln, deren  
Bestehen in e iner gefä lsch ten  Urkunde schon 100 Ja h re  früher b e ­
haup te t w ird. — Kap. II  behande lt  die Bodenbeschaffenheit der 
S ta d t  und Grafschaft. M an verm ißt nicht nur an d ieser Stelle, 
sondern  überhaup t eine K arte  des Gebietes, w ofür m an auf 
Band XIV und XXIV der  D ortm under Beiträge verw iesen w ird , die 
nicht jedem  zur H and  sind. Auch ein P lan  der  S ta d t  w äre  eine 
no tw end ige  Beigabe gew esen, zumal nicht auf A bbildungen ver­
zichtet w orden ist, sondern  30 Bilder das  W erk  schmücken. — 
Kap. III. Die ländlichen V erhältn isse  der  S iedlung Dortmund. 
1. in d e r  S tad t  selbst. Die D ars te llung  w ird  e ingele ite t durch e in ­
gehende  A usführungen über die  Reichsleute in Dortm und, wobei die 
analogen  Verhältn isse in den änd ern  Königssiedlungen de r  N ach­
b a rsch a f t  zum Vergleich herangezogen  werden. Insbesondere  leg t 
R. d ie  Lage“ des Königshofes, des Königskamps, des a lten  G rafen­
hofes und de r  Burg östlich vom Königshof fest. E r  weist nach, 
daß  das A ckerland  des K önigsgutes gegenüber dem  G esam tareal 
de r  S ied lung  recht ge ring  ist. Nach Rübel ha tten  die  drei Bauer- 
scbaften  D ortm unds (S. 75) nu r  Bedeutung für die Nutzung des
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Forstes; wie e r  ausführt, sind sie späte  G ründungen wie die K ölner  
Bauerbänke. Rübel b ring t  sie mit der  Um m auerung der  S ta d t  in 
Verbindung, durch  welche die S truktur de r  ganzen S iedlung s ta rk  
verändert  w urde . 2. In der späteren Grafschaft sind die A g r a r ­
verhältnisse wesentlich  anders  als in den Reichshöfen: a ltsächsische  
S iedlungsverhältn isse  mit kleinbäuerlichen N iederlassungen . D a ­
neben gab  es eine Anzahl von H errensitzen  an der E m scher und  
an der Lippe. Rübel nimmt für diese g le ichartige  E n ts tehungsw eise  
und system atische Anlage zum Zweck der  gesicherten Ausnutzung 
der  W asse rk ra f t  durch M ühlen an, die e r  für fränkischen Im p o rt  
hält. — Kap. IV. Die Grafen von Dortm und. 1189 w ird  zuers t  
ein Graf von D ortm und erw ähnt. Rübel folgt hauptsächlich den 
E rgebnissen von M eininghaus in dessen Buch über die Grafen von 
Dortmund. Doch erhebt e r  in der D ars te llung  gegen die T rennung  
des R ichteram ts in einen städtischen und einen ländlichen Bezirk, 
die M eininghaus um 1255/57 setzt, s ta rk e  Bedenken. Die ganze  
Entw icklung d e r  D ortm under Gerichts- und Ratsverfassung b e ruh t 
auf Kom prom issen zwischen dem Grafen und der  Bürgerschaft. — 
Kap. V. D er R at von Dortm und. D. ist nicht durch Z usam m en­
siedlung örtlich g e trenn te r  B auerschaften  ents tanden . Die M a rk t­
gründung  w a r  die Ursache einer re icheren  E ntw icklung auch in 
Dortmund. D er M ark t hatte  schon im 10. Jah rh und ert  e ine 
erhebliche Bedeutung. D. erscheint 1103 als D urchgangsort fü r den  
H andel vom Rhein her nach Sachsen. F ü r  die Bedeutung des 
D ortm under M a rk te s  spricht die - Münze, die seit Otto III. n ach ­
zuweisen ist. E rs t  im 13. Jah rh u n d er t  finden sich Spuren e iner  
städtischen V erfassung, die nach Rübel nicht aus der Gilde h e r ­
vorgegangen sein kann, deren Nam en zuerst 1260 hervortritt .  
Vielmehr sucht er in der  U m gestaltung der  S tadt, die durch den 
M auerbau und die E rrich tung  des Rat- und W andschneiderhauses 
ihren p räg n an tes ten  Ausdruck fand, den G rund zur entscheidenden 
V eränderung d e r  früheren  Verfassungsform en. Von der Zeit des 
M auerbaues, von e tw a 1239 ab, stand ein Schöffenkollegium von 
18 M itg liedern  dem Richter zur Seite. Das nun sich b ildende 
D ortm under S ta tu ten rech t w a r  in e rs te r  Linie Kaufmannsrecht. Die 
G erichtsstä tte  w a r  das Richthaus, dessen un terer Raum die H a lle  
war. Die Schöffen nann ten  sich auch Ratsherren. 1241 ersche in t 
zuerst ihr S iegel (sigillum burgensium  in Trem onia), 1257 schon
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ein  zweites (sigillum  T rem onie  civitatis W estfa lie) . Rübel verfolgt 
d ie  M ach terw eiterung  des R ates als V ertre ters  d e r  Bürgerschaft, 
d ie  auf der  s te igenden  finanziellen Bedeutung d e r  D ortm under 
Geschlechter beruht. D er Rat e rw arb  in w achsendem  M aße 
die  H oheitsrechte  des Grafen, bis 1320 (endgültig  1343) die H älfte  
d e r  ganzen G rafschaftsrech te  in und außerhalb  D ortm unds ati 
d ie  S tad t  überg ing . Die Ratswahl w ar ein verw ickelter  Vorgang. 
E rs t  se it d. J. 1400 w urden  von den 18 Ratsstellen  die 6 unteren 
durch  Gildegenossen besetz t;  vorher gehörten alle  den Erbsassen. — 
In einem Anhang zu Kap. V behandelt Rubel die rechtlichen 
Verhältn isse  der  B auerngü ter  in der Grafschaft D ortm und und in 
den  angrenzenden  Teilen d e r  Grafschaft Mark. — Kap. VI. Die 
Befestigungen von Alt-Dortm und trugen  einen durchaus einheit­
lichen C harak te r ;  sie w aren  3,3 km lang. W esten- und O stentor 
w aren  1,1 km von e in an der  en tfern t. Bei jedem  Tore bestanden 
doppelte  Torburgen . Das W esten to r  w ar noch durch eine besondere 
Z w in g eran lag e  geschützt. Insgesam t gab es 6 H aupt- und 2 N eben­
tore , daneben eine Anzahl von Türmen. Vor der  S tad t standen
noch vorgeschobene W achttü rm e, von denen besonders bem erkens­
w e r t  der steinerne Turm  650 m vor der Stadt. D azu w aren die 
Z u gangsw ege  durch Schlagbäum e (Rennbäume) gesichert. — 
Kap. VII. Die P lä tze  und Straßen in Dortm und. Die meisten 
S traßennam en sind verhältn ism äßig  spä t überliefert, anscheinend
keiner vor dem 13. Jah rhundert .  Up dem oyrde (auf dem Eck) ist
eine allgem eine Bezeichnung; Rübel scheint sie für einen S on der­
nam en zu halten. Von 56 S traßennam en der A ltstad t i. J. 1820 ist 
kaum die H ä lfte  aus m ittelalterlichen Quellen zu belegen. Man 
verm ißt die Nam en der 1858 ausgemerzten anstößigen S traßennam en. 
— Kap. VIII. S tädtisches Bauwesen; H äuser und Buden für 
G ew erbe; G ruthaus und G ru tenbier; H äuser d e r  Dortm under 
B ürge r;  H äuser für W ohlfahrtspflege. Auch in D ortm und bildeten 
S te inhäuser eine Ausnahme. Fachw erkbauten  w erden  die Regel 
gew esen sein. Von den Verkaufsbuden, den G addem en, w ar eine 
Anzahl bew ohnt; sie g ingen  guten Teils in feste H äuser über. 
F ü r  die  Bestimmung d e r  E inw ohnerzahl im M itte la l te r  ergeben 
sich nur w enige A nha ltspunk te ; man d a rf  sie m it allem V or­
behalt  auf etw a 10 000 ansetzen. H ausnam en sind nu r  in geringer 
Zahl überliefert, B em erkensw ert ist, daß die Zahl d e r  H äuser in
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der inneren Stadt von 1400 ab stark zurückgeht; sie haben um 
1406 eine viel schmalere Straßenfront gehabt als 1611.
Kap. IX. Kirchen-, Schul- und Bildungswesen. Offenbar ist die 
Reinoldikirche die Mutterkirche der Stadt, als welche schon die 
Lage sie erkennen läßt. Im 13. Jahrhundert behauptet der Dechant 
von S. Märiengraden in Köln, daß er der Dortmunder Ärchidiakon 
sei, und beansprucht als solcher das Kollationsrecht der kirch­
lichen Benefizien. Im Streit mit dem Dortmunder Rat kam es zu 
Fälschungen, welche die älteste Dortmunder kirchliche Überlieferung 
entstellt haben. Im 13. Jahrhundert kamen zu S. Reinold die 
Marien- und Nikolaikirche hinzu, im 14. Jahrhundert beim An­
wachsen der Bevölkerung noch die Petrikirche. Nur ein S tad t­
schreiber ist mit Sicherheit nachzuweisen; am bekanntesten ist als 
solcher Dietrich Hoike von der Nyenborg. Zu Rübels Angaben 
möchte ich hinzufügen, daß in den ersten 75 Jahren der Kölner 
Universität an ihr 70 Studenten aus Dortmund immatriku­
liert wurden. — Kap. X. Die 3 Dortmunder Klöster; die 
Ballei des deutschen Ritterordens in Brakei. Das älteste Kloster 
Dortmunds war ein dem Prämonstratenserkloster Knechtsteden, bei 
Dormagen — Rübel nennt es irrig S. 287 Knechtstetten bei Dörn­
hagen am Rhein — unterstelltes Frauenkloster S. Katherina. 
Daneben hatten die Bettelorden der Franziskaner und Dominikaner 
Niederlassungen. Das Franziskanerkloster entstand jedenfalls bald 
nach dem Brande von 1232; die dürftige Überlieferung ist ver­
wirrt. Die Dominikaner haben ihr Kloster zu Anfang des 
14. Jahrhunderts unter schweren Kämpfen mit der Bürgerschaft 
begründet, die auf Seiten Kaiser Ludwigs stand, während die 
Dominikaner von Papst Johann XXII. gefördert wurden; die neue 
Gründung war erst i. J. 1332 gesichert. Die benachbarte Deutsch­
ordenballei Brakei wurde erst um 1300 gegründet. — Kap. XI. 
Die Juden müssen schon um 1200 in Dortmund gewesen sein, da 
in Köln damals ein Nathan v. Dortmund erwähnt wird. Es war 
niemals eine große Zahl, nur etwa 10 Familien gleichzeitig. 
I. J. 1350 wurden sie vertrieben und das Judengut zwischen der 
Stadt und dem Grafen von der Mark geteilt. Aber 1373 waren 
sie wieder in Dortmund zugelassen.

Teil II. Die äußere Geschichte bis z. J. 1400. Kap. I. 
Verhältnis der einzigen freien Reichsstadt in Westfalen zu den
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N achbarn  A rnsberg , A ltena-Lim burg, M ark  und den Erzbischöfen 
von Köln im 13. Jah rhundert .  — 2. Die V erpfändungen  des Reichs­
besitzes im 13. und 14. Jah rh u n d er t  an die K ölner Erzbischöfe 
und die Grafen von der M ark  und die Lösung D ortm unds aus 
d ieser  Reichspfandschaft. Im 13. Jhdt. w urde D. m ehrfach von 
den Königen an die Kölner E rzbischöfe  verpfändet, doch erfolglos. 
Die S tad t  e rw arb  sog a r  1376 den Reichshof in de r  S tad t, dessen 
P fa n d h e rr  vorher der  Graf von de r  M ark  gew esen  war. — 
Kap. II. Dortm und in S täd te-  und L andfriedensbündnissen  und im 
H andelsverkehr m it der engeren  und weiteren Heim at. Bei der  
Kolonisation im Osten und in den H andelskontoren  von Brügge 
und London sind D ortm under tätig . An den westfälischen S tä d te ­
bündnissen  des 13. Jhdts. ist D ortm und vornehmlich beteilig t, ebenso 
im rheinischen S täd tebund  seit 1255, dann in der  H ansa . Dem 
D ortm under H ansegrafen , übe r  den nur dürftige  Ü berlieferung 
vorlieg t, un te rs tand  der H andelsverkehr nach dem westlichen Teile 
des m ittle ren  M ünsterlandes m it dem Hauptsitz  Borken. Besonders 
s ta rk  t r i t t  die Bedeutung D ortm unds im fernen Osten hervor, 
gekennzeichnet durch die — allerd ings nicht ausgeführte  — Ab­
sicht, die spä tere  S tad t Memel un ter dem Namen Neu-Dortm und 
mit D ortm under Recht zu bewidmen. Im Brügger Handel w ar 
D ortm und die hervo rragendste  unter den w estfälischen S täd ten ; 
V ertre ter  des westfälischen D ritte ls  w a r  jedesm al ein Dortm under. 
Besonders groß w ar  die Beteiligung der D ortm under Kaufleute 
am englischen Handel. I. J. 1273 waren sie m it an der 
deutschen W ollausfuhr beteiligt. — Kap. III. Reichsstadt und 
G rafschaft Dortm und im V erhältn is  zu e inander und zu den G renz­
nachbarn  in der  ersten H älfte  des 14. Jhdts. D er D ortm under 
Rat h inderte  das Entstehen neuer Befestigungen am Rande der 
G rafschaft. 1343 sicherte sich de r  Rat die halbe G rafschaft;  erst 
1504 fiel die ganze G rafschaft an die Stadt. Schw ankend w ar 
das V erhältn is  de r  au fs trebenden  Grafen von d e r  M ark , deren 
T err ito ria lhohe it  eine an d au e rn d e  G efahr für die F re iheit  und 
S e lbständ igkeit  der G rafschaft D ortm und war. Vielfach w ar D. 
an S täd te -  und L andfriedensbündn issen  beteiligt. In der  ersten 
H älfte  des 14. Jhdts. w ar  die S ta d t  in raschem Aufstieg begriffen. 
Z eugnis  d a fü r  sind die zahlreichen  B ürgeraufnahm en, das  ka iser­
liche Privileg  v. J. 1332 (mit den eigentümlichen nicht befolgten
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S tadt an de r  F re igrafschaft 1335, der E rw erb  der  halben G rafschaft  
1343. — Kap. IV. Dortm unds H andel und D ortm under im Hus- 
lande in der  ersten Hälfte  des 14. Jhdts. Besonders in te ressan t ist 
das Huftreten der Dortm under Kaufleute in E ng land  als Äusfuhr- 
händler und Gläubiger des Königs E duard  III. 1337—53, un ter  
ihnen die e igenartige  Persönlichkeit des Tideman Lemberg, dessen  
wechselnde Schicksale geschildert w erden. — Kap. V. R eichsstad t 
und G rafschaft Dortm und von der M itte des -14. Jah rh u n d erts  bis 
zur g roßen Fehde 1349—88. In diesem Kapitel wird u. a. das  
Heerwesen (die equitatio und die Schützengesellschaft) behandelt .  
Der Versuch eines H andstreichs gegen die S tad t 1352, der  V erra t 
der Ägneta v. der Vyrbecke 1378, d e r  Prozeß um die B ened ik ts ­
kapelle auf dem Ostentore. — Kap. VI. Der Kampf de r  D o rt­
m under um ihre Reichfreiheit 1388/89 und die Folgen des K am pfes 
1388/91. D ieser große Kampf um die Selbständigkeit m it dem 
Kölner E rzbischof und dem Grafen von der M ark  und ihren zah l­
reichen H elfern  (außer den L andesherrn  und Städten m ehr als 
1200 Rittern und Knappen) ist zw ar ein hervorragendes R uhm es­
blatt  in D ortm unds Geschichte, zugleich freilich auch ein un he il­
voller W endepunkt. Die S tad t e rh ie lt  ihre Freiheit, stürzte ab er  in 
eine große Schuldenlast, die schließlich zur finanziellen K atas trophe  
führte. — Kap. VII. Dortm unds H andel und D ortm under im 
Huslande in der zweiten H älfte  des 14. Jhdts., 1. in F lan d ern  und 
Holland, 2. in England, 3. in der Ostsee und im Ostseegebiet. Der 
Schwerpunkt des D ortm under H andels  nach dem Huslande lag  in 
London und in Flandern. Der Durchgangsverkehr durch B rügge 
nach London spielte eine große Rolle. In den einheimischen 
hansischen Beziehungen t ra t  neben D ortm und Köln allm ählich in 
den V ordergrund. Huffallend ist S. 559 de r  Irr tum : Die D o r t­
munder, die  dam als in F landern  tä tig  waren, nahmen ihren  Huf­
enthalt nunm ehr in D o r d r e c h t ,  a l s o  i n  B r a b a n t .  — 
Kap. VIII. Die F inanzlage der S tad t  Dortmund in der zweiten 
H älfte  des 14. Jahrhunderts  und der  finanzielle Zusam m enbruch 
um 1400. H ier konnte sich Rübel hauptsächlich auf sein 1892 
erschienenes Buch über das D ortm under Finanz- und S te u e r ­
wesen stützen.
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Hans Witte, M e c k l e n b u r g i s c h e  G e s c h i c h t e .  
In Änknüpfung an E rn s t  Boll neu bearbeitet. B and I I :  Von 
d e r  Reform ation bis zum landesgrundgesetz lichen  Erbvergleich . 
W ism ar, H insto rff’sche V erlagsbuchhandlung. 1913. V und 
295 S. 8°.

Von
Adolf Hofmeister.
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L angsam er, als gehofft w erden  konnte, ist das W erk  W ittes 
fortgeschritten . D er 2. Band, de r  uns e rs t im Jah re  1919 zur
Anzeige zuging, führt die D arste llung  von den A nfängen der
Reform ation bis zum S ieben jährigen  Krieg (ausschließlich), oder 
wenn w ir die für das allgem eine In teresse  durchaus voranstehende 
innere  Entw icklung ins Auge fassen, e tw a  von der e rs ten  Union 
der  S tänd e  gegenüber den Teilungsbestrebungen  der L andesherren  
1523 und ih rer  Vorgeschichte bis zu dem dauernd  m aßgebenden 
Abschluß der Verfassung in dem  Landesgrundgesetzlichen E rb ­
vergleich (LGGEV.) von 1755. D ieser 2. Band, der mit e iner sehr 
klaren, wenn auch in recht g roßen  Zügen zeichnenden Übersicht 
über den allgemeinen K ulturzustand vor dem Anbruch d e r  Refor­
m ation beginnt, zeigt im ganzen dieselbe Anlage und dieselben 
Vorzüge, die an dem 1. Bande hervorzuheben w aren  (vgl. Hans. 
Gbl. 1918, S. 281 ff.). E igene Forschung fehlt h ier natürlich 
nicht, ist aber doch wohl nicht in dem M aße die Grundlage, wie 
es bei dem 1. Bande der Fall w a r  und vielleicht w ieder bei dem
3. B ande der Fall sein wird. Gewinnt man hier im ganzen den
E indruck  etw as s tä rk ere r  Anlehnung an tüchtige V orgänger, 
nam entlich an das auch im T itel genann te  W erk  von E rn s t  Boll, 
so w erden  diese für unseren Z eitraum  neben W itte  auch weiter 
in s tä rkerem  M aße herangezogen w erden  als für das M itte la lter , 
zumal z. B. Boll vielfach m ehr E inzelbelege und bei W itte  leider 
noch (hoffentlich nicht endgü ltig !)  fehlende Quellennachweise bietet.

W ittes  Buch is t kein Repertorium , kein Nachschlagew erk, in 
dem m an auf beliebige F rag en  A ntw ort findet, aber es ist eine 
sehr lesbare  und eindrucksvolle  D arstellung, die, kürzer und 
ged rungener, und doch wohl auch flüssiger, als Boll, in ih rer
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stra ffen  G liederung  und lebhaften  S prache  das W esentliche  u nd  
den zusam m enhängenden  F o r tg a n g  der  E re ig n isse  gut h e rv o r tre te n  
läßt. Die V orzüge  W ittes  w erden beson ders  deutlich, w enn m an  
sein W erk  m it d e r  kürzlich erschienenen Geschichte M eck lenbu rg s  
von Otto Vitense {Gotha 1920, XXXIV und 610 Seiten  8°) v e r ­
gleicht, die eine fleiß ige und lesbare, beson ders  die neueste  Z e i t  
von der  M itte  des 18. Ja h rh u n d e r ts  bis 1919 e ingehend  b eh an d e ln d e  
D arste llung  g ib t, der  es aber, nam entlich  für das  M it te la l te r ,  
zu sehr an n ä h e re r  V ertrau the it  m it den  e igentlichen  Q uellen  
und de r  e igentlichen Forschung und an d e r  da raus  en tsp r in g en d en  
lebendigen  Fühlung  m it w ich tigen  P rob lem en  m angelt.  W it te s  
Buch w ird, w enn  vollendet und m it B elegen  und R egis te r  v e r ­
sehen, durchaus den V orrang behaup ten .

Die Geschichte des m ecklenburg ischen  S tän d es taa te s ,  dessen  
G rundlegung und B efestigung  W itte  in d iesem  B ande  sch ildert, 
liegt je tz t  abgesch lossen  h in ter  uns. E in  S tück a ltdeu tschen  Lebens, 
das dem H is to r ik e r  einen A nschauungsun terr ich t erte ilte , wie e r  
lehrre icher nicht gedach t w erden  konnte , ist m it ihm versunken. 
Kein V ers tänd iger  kann wünschen, daß  das, w as w ar, w as sein 
Leben hier reichlich ausgeleb t hat, künstlich  e inm al w ie d e rh e r ­
geste llt  w erde. Die geschichtliche E n tw ick lun g  kehrt, wie d as  
Leben, n iem als w ieder eben auf den P unk t zurück, de r  g e s te rn  
war. Älte Form en, die zu eng g ew o rd en  w aren , sind g e sp ren g t  
worden. Neues Leben sucht endlich auch  sich die seinen B e d in ­
gungen m ehr en tsp rechenden  Form en zu schaffen. Es ist b illig , 
über das V erg an g en e  abzuurte ilen , dessen  U nzulänglichkeiten  offen 
zu T age  liegen. Aber dem H isto riker  z iem t nicht die abg egriffene  
Parte i-  und T ag esp h rase . E r  w ird  die  schw eren  M ißgriffe , die  
unverzeihlichen V ersäum nisse  nicht en tschu ld igen , aber er w ird  
die tüch tige  und ehrliche Arbeit anerkennen , die hier zw ar in 
ändern , ö fter  schw erfä llige ren , aber  n icht im m er ohne w eite res  
schlechteren Form en , als sie der  m o dernen  Theorie  geläufig  w aren , 
mit E rn s t  und  gew issenhaftem  Fleiß sich für das W ohl von Volk 
und H eim at e in se tz te  und den jew eils  besonderen  V erhältn issen  
nicht selten  n icht schlecht gerech t zu w erden  verstand . E in e  
gerechte, von S achkunde  und liebevollem  V erständnis für M enschen 
und D inge g e tra g e n e  D arste l lung  d e r  letzten 1V2 Ja h rh u n d e r te
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d er  m ecklenburg ischen  G eschichte, die uns das R ingen der  fast 
noch m itte la lte r lichen  s tänd ischen  S taa tsfo rm  m it den  F o rde rungen  
d e r  m odernen  deutschen E n tw ick lung  zeigen, ist heu te  m ehr als 
je  B edürfn is , se it  d ieses g anze  W esen  abgeschlossen, nach Leistung 
und Schranken , voll übe rsehen  w erden  kann. So sehen  w ir dem 
SchluBbande W ittes , d e r  hoffentlich  nicht durch d ie  neuen V er­
h ä ltn isse  g e fä h rd e t  ist, m it beson dere r  E rw a r tu n g  en tgegen .

D ie innere  E n tw ick lung  M ecklenburgs in d ie se r  und der  
fo lgend en  Z eit  ist b eh e rrsch t  von dem G egensatz  zwischen F ürs t  
und S tänden . Von der S te llung , die de r  G eschichtsschreiber zu 
d iesen  beiden G egensp ie lern  einnimmt, häng t das  U rte il  über die 
w ich tigsten  V orgänge  ab. H ie r  haben sich oft genug  die Geister 
geschieden . Auch gegen  W it te  ist d e r  E inw and  erhoben  worden, 
e r  sei ungerech t gegen d ie  S tände  (von F. Techen in e iner auch 
im einzelnen be leh renden  Anzeige in der  Zeitschr. des Ver. für 
Lübeckische Gesch. u. A ltertum skunde 1918, Bd. XIX S. 264 ff.), 
und  daß  er  im ganzen  in diesen  nie abre ißenden  S tre it igkeiten  auf 
Seite  de r  L andesherren  steht, ist unbestre itbar. Das gu te  Recht der  
S tä n d e  in ihrem  S träuben  gegen die bed ingungslose  Ü bernahm e 
d e r  durch w eitausg re ifende , den L andesin teressen  fern liegende, 
w enn nicht zuw iderlaufende  Politik  und nicht im m er haushälterische  
F in anzgebaru ng  erw achsenen  Schulden der  L andesherrn  hat Techen 
m it Grund un ters tr ichen . Aber Licht oder Schatten  sind h ier 
übe rhaup t nicht restlos nur auf e iner Seite zu suchen. D er 
G egensatz  und seine e inzelnen  A uswirkungen können gerecht nur 
im Ganzen de r  geschichtlichen Entw icklung ve rs tand en  werden. 
Z w eife llos  ist durch ihn m anches verh indert w orden , w as nicht 
h ä tte  un terb le iben  sollen, und das Hem m ende g ing  in der  Regel 
von den  S tänd en  aus, die dadurch  aber auch m anchem  Un­
erfreulichen  vorgebeugt haben. In diesen „ R it te rn "  und Ver­
t re te rn  d e r  S täd te  lebt d ie  g anze  K ernhaftigkeit  n iedersächsischen  
W esens, freilich auch sein S ta rrs in n  und seine Schw erfä ll igke it .  
D ie schw erste  Schuld des A dels ist das  B auern legen  nach dem 
30 jäh rigen  Kriege. D adurch  is t  die ganze fo lgende  E ntw ick lung  
auf das  unheilvolls te  b ee in f lu ß t;  die Auswirkung davon tr i t t  noch 
heu te  in d e r  politischen  G rup p ie rung  nach dem N ovem ber 1918 
zu tage, tro tz  d e r  Reform en, -die im Dom anium  seit E nde  des 

18. J a h rh u n d e r ts  einsetzen.
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Auch die Fürs ten  w aren  meist nicht aus dem Holze d e r  
Reform er, neuzeitlich  vorausschauender Regenten, auch w enn sie  
nicht f inanz ie ll  von den S tänden  ab häng ig  gew esen  w ären . D e r  
einzige Fürs t,  d e r  in der  Zeit von 1500—1755 nach W ollen  und  
Können im s tan d e  gewesen w äre, g rund leg en d  W and e l zu schaffen  
und w eite r  zu führen, war, das w ird  aus W itte  seh r deutlich , 
im G runde W allenste in , dessen H errsch af t  aber  ein kurzes 
Zw ischenspiel w en iger  Jah re  (1627 bezw. 1629—1631/32) blieb . 
Nächst W allen s te in , de r  doch als G esam tpersön lichkeit nicht in 
diesen Kreis g ehö rt ,  ist eine der  in te ressan tes ten  E rsche inungen  
neben dem, w ie sein V ater Älbrecht VII. d e r  Schöne, hohen Z ie len  
in der  F e rne  nach jagenden  und persön lich  gewiß bedeu tenden  
Johann Ä lbrech t I. (1547—1576) C hristian  I. Louis (1658—1692), 
ein m erkw ürd ig es  Gemisch von B eschränk theit  und hoher B e­
gabung. E in e r  de r  w enigen guten H ausha lte r ,  d e r  bei se inem  
Tode tro tz  fa s t  d auern den  A ufenthalts im Auslande ein b e trä c h t­
liches V erm ögen  h in te rließ  und das, w as  e r  aus dem gewiß b e ­
d räng ten  L and e  herauszog, doch nicht nur, wie es nach S. 236 
scheinen könnte , fü r seine persön lichen  B edürfn isse  verw and te , 
brachte er sich in allem  um die rechte  F ruch t durch einen g re n z e n ­
losen E igensinn  und eine m aßlose H eftigke it .  So w enig  sym ­
pathisch als G anzes die Persön lichke it d ieses freilich wohl an 
den Folgen  e iner  verkehrten  E rz iehung  le idenden  F ü rs ten  ist, 
so ist neben ihm doch noch viel un e rfreu licher  sein G üs trow er 
Vetter G ustav A dolf (1636—1695), an  dessen Andenken u n te r  
anderem  tro tz  spä ten  (und ziemlich w irkungslosen) E in lenkens 
g rauenhafte  A usschreitungen  de r  H exenprozesse  haften. Am ab en ­
teuerlichsten  und g rausigsten , in d iese r  Art g lücklicherw eise  seh r 
a lleinstehend, ist der  kleine D espot K arl Leopold (1713—1747), 
der S chw iegerneffe  P e te rs  des Großen, d e r  m it russischer H ilfe  
und b lu tige r  R ücksichtslosigkeit vergebens den W id e rs tan d  der  S tä n d e  
zu brechen versuchte , die schließlich bei dem K aiser und den  

N achbarn  w irk u n g sk rä f tig e  Hilfe fanden. E inzig  versöhnend, sow eit  
das möglich, ist an seinem Bilde die im m er w ieder durchbrechende  
A nhänglichkeit de r  Bevölkerung im Dom anium , dieses dynastische  
E m pfinden  d e r  Z usam m engehörigkeit von F ü rs t  und Volk, d a s  
e rs t s th w e rs te  Leiden und b itte rs te  E rfah run gen  n ied e rzu tre ten

15
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verm och t haben. Ein reiches, unersetz liches K ap ita l  ist h ier 
schm ählich  vertan  w orden , n icht bösw illig , a b e r  umso öfter in 
u n b e g re if l ich e r  G edanken losigkeit .  Auf Karl L eopo ld  fo lg t de r  
n ü ch te rne  H au sh a lte r  C hris tian  Ludw ig II. ( f  1756), der, sich auf 
d a s  E rre ich b a re  besch rän kend , endlich den  F r ie d e n  im Innern  
w ie d e rh e rs te l l t  und  in dem  LGGE. von 1755 die G ru n d lag e  vere in ­
b a r t ,  auf d e r  F ü rs t  und S tä n d e  sich bis 1918 zu gem einsam er Ä rbeit 
neben  und  m ite inand er  zusam m enfanden .

N ur w enige  E inze lhe iten  seien angem erk t. D er H erzog-B i­
schof M agnus { f  1550) w a r  nicht der  einzige, a b e r  freilich d e r  
e inz ige  „hoffnungsvolle“ Sohn H einrichs des F r ie d fe r t ig e n  (S. 71). 
— D er L and tag  in Sachen von H erzog  Christophs Befreiung kann 
n ich t 1556 ausgeschrieben  sein (S. 97), da  C h ris toph  ers t  1563 
in d ie  polnische G efangenschaft  ge ra ten  w ar  (S . 95). — Die
B ese itigung  de r  S ünderbank  in den Kirchen durch  H erzo g  C hristian  
L udw ig  II. ( f  1758) e rfo lg te  nicht 1759 (S. 117), sondern  1755 
(B oll I 239; in S tre li tz  e rs t  1773). — Der Vorzug, den  nach d e r  
„ lan d s itt l ich en  W itw en g erech tig k e i t“ der zur H e ira t  d e r  W itw e  
o d e r  e iner T ochter des V orgängers  bere ite  P fa r rb e w e rb e r  ha tte  
und  für den W. auf  die rev id ierte  K irchenordnung  von 1650 
verw eis t  (S. 118), ist nach Vitense S. 181 schon in d e r  K irchen­
o rdn ung  von 1603 anerkann t. — S. 198, Z. 15 v. u. soll es wohl 
C hris tian  s ta tt  Ädolf F r ied r ich  heißen. — In fo lge  de r  a lles in 
e ine einheitliche zeitlich fo r tsch re itende  D ars te l lung  zusam m en­
fassenden  A nlage kann die Entw ick lung  e inzelner G lieder des 
L an d es  nicht recht in ihrem  Z usam m enhang  hervo rtre ten . Das ist 
be so n d ers  im H inblick  auf die S eestäd te  Rostock und W ism ar 
zu b edauern , fü r die be ide  bei e iner bedeu tenden  V ergangenheit  
und re icher Ü berlie ferung  d ie  m ancherlei V ora rbe iten  noch nicht 
zu e ine r  G esam tdars te llung  zusam m engefaß t sind. Auch eine solche 
m öchten  w ir ba ld  aus b e ru fen e r  F eder wünschen.
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5.

Friedrich Barnewitz, Dr. phil. et. jur., Geschichte des 
H afenörts  W arnem ünde  unter besonderer Berücksichtigung d e r  
Volks- und Bodenkunde. M it 96 Abbildungen und einer B ei­
lage. Rostock, G. B. Leopolds U niversitäts-Buchhandlung 1919. 

II und 294 Seiten.

Von
Friedrich Techen.

Ist auch W arnem ün de  w ährend  d e r  längsten  Zeit seines B e­
stehens nur ein F ischerdorf  gewesen und ers t  seit rund v ierz ig  
Jahren  als B adeort,  hernach auch als A usgangspunkt d e r  F ä h r ­
verbindung m it D änem ark  w eiteren  K reisen bekannt gew orden, so 
hat es doch im m er als Vorhafen Rostocks g rößere  Bedeutung 
gehabt und e tw as  erlebt, w as des E rzäh lens  w ert ist. B arnew itz  
aber ha t sich se iner Aufgabe m it H ingebung  unterzogen und  
Quellen und L ite ra tu r  in weitestem  U m fange und mit V erständnis 
verw ertet. W e r  sein Buch benutzt, w ird  ihm D ank wissen.

Nach e iner auf Grund von Geinitzens geologischen Forschungen 
aufgebauten D ars te l lu ng  de r  B odengesta ltung  beg inn t d e r  V erfasser 
seine geschichtlichen D arlegungen  m i t 'd e r  P räh is to rie , um sie in 
zwölf w eite ren  Abschnitten bis in die G egenw art  fortzuführen. Die 
der Volkskunde und dem B adebetriebe gew idm eten  sind geeignet, 
besonders viele Leser anzuziehen. F ü r  H andels- und Seegeschichte 
kommen die K apite l über den Schifferstre it  und den W arnem ü nder  
Zoll in B etrach t, daneben aus dem d e r  Volkskunde der U nter­
abschnitt über das  E rw erbsleben  w egen de r  M itteilungen über die  
Fischerei und die sehr seetüchtigen W arnem ü nder  Boote, denen 
man im N ovem ber eine F a h r t  nach F a ls te r  zumuten konnte. Aus 
der H errschaft  Rostocks über W arnem ünde  ergaben  sich e igen tüm ­
liche Verhältn isse. — Die zahlreichen guten Abbildungen w erden  
dem Buche F reu n d e  gewinnen. Sehr dankensw ert ist das au sfü h r­
liche Register.

E in ige  E rinnerungen , die sich m ir beim Lesen aufd räng ten , 
w erden nicht m ißverstanden werden. Unter den Quellen hä tte  
die von S chrö ter herausgegebene Rostocker Chronik nach dem von

15*
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K rause  gefüh rten  N achw eise  ih re r  A bhängigkeit von K irchberg 
n ich t m eh r  neben  d iesem  g e n an n t  w erden  sollen . I r r ig  sind  die  
P e rso n en n am en  G ruder, N ag e l  und Stuve für L okalbezeichnungen  
angesehen  w orden  (S. 73). Auch tra g e  ich B edenken  den nach 
E n g la n d  handeln den  K aufm ann  G erke von W arn em ü n d e  als H o rt  
angesessen  anzusprechen  (S. 53, 93). Die B e lageru ng  von K open­
hagen  ist auf S. 78 und  196 versehentlich  aus dem  Jah re  1523 
ins Ja h r  1511 versetz t w orden . Auch ist auf S. 196 Anm. 3 S. 838 
Anm. 4 s ta t t  Nr. 819 zu lesen und in der  fo lg en den  Anm. 545 
nach  492 einzufügen.

Daß die W arn em ü n d e r  den  H ering  nicht nu r  fischten, sondern  
ihn auch salz ten , lä ß t  sich aus HUB. 10 Nr. 836 belegen. Sonst 
h ä t te  B arnew itz  noch den  U m stand verw erten  können, daß  sich 
d ie  hansischen R a tssendebo ten , nicht nur die Rostocker, sondern  
auch die  Lübecker, W is m a re r  und D anziger, und ebenso die 
m ecklenburg ischen  H erzoge  zu ihren F ah rten  nach  D änem ark  und 
Schw eden  vielfach in W arn em ü n d e  eingeschifft haben , wie auch 
König A lbrecht von d o r t  aus im Dezem ber 1388 die  F a h r t  a n ­
g e tre te n  hat, die  ihm zum V erhängnis w erden  so llte  (Koppm ann, 
H ans. Gesch.-Bl. Jah rg . 1898 S. 137, 139). Auch d ie  anschauliche 
Z eugenaussag e  von 1466 übe r  den Kampf, den d e r  Rigische R at­
m ann und Schiffer H erm an  Reinem an mit D än en  vor W a rn e ­
m ünde zu bestehen h a tte  (Lüb. U.-B. 11 Nr. 54), hä tte  sich 
benutzen lassen.

M it Recht e rk lä r t  B arnew itz  es auf S. 74 fü r  unsicher, daß  in 
W arn em ü n d e  M ünzen gesch lagen  seien. Ja, m an w ird  es geradezu 
in A brede  nehm en m üssen, abwohl auf Tafel VII zu de r  jüngst 
ve rs te iger ten  Sam m lung  Em il B ah rfe ld ts  ein P fenn ig  abgeb ilde t ist, 

den  d ieser  h e rvo rrag en d  sachvers tänd ige  G elehrte  W arnem ün de  
zuweist. Ich will B ah rfe ld ts  Lesung nicht anzw eife ln , w enngleich 
ich aus d e r  A bbildung keine  B estä t igung  herau szub ring en  verm ag. 
D a jedoch  zu der  Z eit, wo je n e r  Pfennig  gesch lagen  ist (nach 
1389), die  H e rren  von W e r le  m it W arnem ünd e  n ich ts  zu schaffen 
h a tten , wohl aber  e ine  L in ie  zu W aren  herrsch te , so sollte  ohne 
a llen  Z w eife l M one ta  W a rn e n s is  gelesen w erden , m ag  nun falsch 
g e p rä g t  o d e r  fa lsch  g e d e u te t  sein,. Sonach t r i t t  zu den  b isher 
bek an n ten  P rä g e s tä t te n  d e r  H erren  von W er le  nicht W a rn e ­

m ünde, so nd ern  W a re n  hinzu.



R ezen sion en . 229

6.

Carl Max Maedgc, Ü b e r  d e n  U r s p r u n g  d e r  
e r s t e n  M e t a l l e ,  d e r  S e e -  u n d  S u m p f e r z v e r ­
h ü t t u n g ,  d e r  B r o n z e w e r k s i n d u s t r i e  u n d  i h r e r  
ä l t e s t e n  O r g a n i s a t i o n  i n  S c h w e d e n .  E ine p r ä ­
historisch- und historisch-ökonomische Abhandlung. — Prob lem e 
der W eltw irtschaft .  Schriften des Königlichen Institu ts  fü r  
Seeverkehr und W eltw irtschaft  an der Universität Kiel. H e ra u s ­
gegeben von Prof. Dr. B ernhard  H arm s Nr. 25, — Jena. 
Gustav Fischer. 1916.

Von

Johannes Kretzschmar.

M ägdes U ntersuchungen zerfallen  in zwei Teile, einmal in 
einen solchen über die präh is to rischen  Zeiten  des Bronze- und 
E isenzeita lte rs  in Schweden und d ann  in U ntersuchungen über 
das 13. und 14. Jah rh u n d er t  nach Christi Geburt, in die der U r­
sprung des schwedischen E rzbergbaues  zu verlegen is t;  d ie  
Zwischenzeit w ird  nur vorübergehend e rö r te r t  und ist von 
geringerer B edeutung. E r  selbst geht nicht auf die Quellen zurück, 
sondern benutz t nur die neuere  und neueste  L ite ra tu r  über die  
von ihm behande lten  G egenstände — das aber in um fassender 
W eise; so kom m t es, daß er im w esentlichen nicht g rundsä tz lich  
neue R esulta te  b ring t, wohl aber die Ansichten seiner V o rgänger  
in m anchen E inzelheiten  verbessert.

Obwohl Schw eden bekanntlich zu den an Kupfer- und E isen ­
erzen reichsten  Ländern  gehört, ist doch d ieser N ationalre ichtum  
bis in das 13. Jah rhu ndert  n. Chr. nicht bekann t oder doch n icht 
genutzt w orden . W äh rend  der ganzen, über tausend Jahre  langen  
Periode, die m an als B ronzezeitalter zu bezeichnen p fleg t und  
deren Anfänge in Skandinavien um 1650 v. Chr. angesetzt w erden, 
haben die B ew ohner des Nordens das  Kupfer nur durch Im port  
aus dem Süden (M itte leuropa) erhalten , und zwar nicht als R oh­
kupfer, sondern  in der Form  von Fertigw aren , die das ihnen 
ebenfalls feh lende  Zinn bereits enthielten. Aus diesem M ater ia l  
haben sie dan n  ihre E rzeugnisse  in ih rer  eigenen Form ensprache,
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d e re n  h e rv o rrag en d e  Schönheit bekann t ist, hervorgeb  rächt. Das 
H a n d w e rk  w urde  im Um herziehen ausgeübt — eine Tatsache, die 
B each tung  verd ien t, da  d iese  Ärt des B etriebes sich auch bei 
uns bis in d a s  M it te la l te r ,  j a  bis in das spä te  17. Ja h rh u n d e r t  
e rh a l te n  hat. D er g rö ß te  G lockengießer a lle r  Z eiten , G erhard  
d e  W ou (um 1500 n. C hr.) ,  d e r  z. B. die  schönste  Glocke, die 
ex is tie r t ,  die G loriosa  in E rfu r t  gegossen  hat, h a t  seine Kunst
n ich t  and ers  ausgeübt, und  noch in der  zweiten H ä lf te  des 17.
J a h rh u n d e r ts  w aren  — um  nu r  ein Beispiel zu nennen  — zwei
lo th ring ische  M eister im H olsteinischen von O rt zu Ort
z iehend  tä tig .

Auf die Bronzezeit fo lg t um 500 v. Chr. d ie  E isenzeit in 
Schw eden . D as Eisen, dessen  B earbeitung in M esopotam ien  und 
am  Nil bere its  e tw a  1500 v. Chr. nachzuweisen is t  und das sich 
d a s  Gebiet des Pon tus und der  M itte lm eerlän der  ziemlich rasch 
e ro b e rte ,  d r in g t  nach dem N orden  nur langsam  vor, da  es do rt
d ie  überlegene  Kultur d e r  Bronze zu verd rängen  hat. E isen ist
g eg en  Bronze ein R ückschritt:  es ist nicht so ha rt ,  rostet, muß 
geschm iedet und kann noch nicht gegossen w e rd en ;  nur in der 
ungenügenden  Q uantitä t des Kupfers, die dem B ed arf  nicht en t­
sp rach , sieht m an den G rund für den Sieg des E isens über die
Bronze. D as E isen kam wie die Bronze nach Skandinav ien  als
H a n d e lsw are  aus dem Süden, nam entlich  im A ustausch gegen den 
B ernstein . Daneben nim m t ab er  M. eine u ra lte  eigen  gefundene 
E isengew innung  prim itiver Ärt aus Sum pferzen im ganzen  N orden 
an, wie sie im Ural seit dem  3. Jah r tausend  v. Chr. nachw eisbar 
ist. E r  h ä lt  sie so g a r  fü r  die ä ltes te  a lle r  dortigen- M e ta l l­
gew innungen , die schon im Stein- und B ronzeze ita lte r  geübt, dann  
a b e r  von der  b rau chbare ren  Bronze zunächst v e rd rä n g t  w orden  
sei. E r  lehnt die Ansicht M on te liu s’ von der  M onogenesis  d e r  
E isengew innung  in V orderas ien  oder E gyp ten  ab. Von an d ere r  
S e ite  is t  schon d a ra u f  h ingew iesen  worden, daß  d ie  b isher g e ­
m ach ten  Funde  nicht fü r  die  Ansicht von M. sprechen . Die Ver­
a rb e i tu n g  der  E isenerze  geschah  in primitiven Öfen, wie sie im 
in n e re n  R ußland  noch heu tigen  T ages im G ebrauch sind und in 
S chw eden  bis zum A nfang des vorigen Jah rh u n d e r ts  verw endet 

w u rd en . D as R esu lta t  d e r  in einem solchen Ofen gew onnenen
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Erze w ar  ein Eisenklumpen, Osmund genannt, der ein so fo rt  
schm iedbares, weiches und zähes Eisen darstellte , zum Teil auch
Stahl w a r  ode r  sich leicht in Stahl um w andeln  ließ. W ie b e ­
kannt, w ar das Osmundeisen noch zu Zeiten der  H anse ein 
w ichtiger Ä usfuhrartikel von Schweden.

Auf die Z e it  der V ölkerw anderung und der  W ikingerzeit geh t 
Al. nur sehr kurz ein. W ichtig ist, daß  sie die Perioden  d e r  
hohen Gold- und Silberschm iedekunst sind. Auch diese M eta lle  
sind Im p o r tw are ;  das Gold stamm te teils von den römischen 
und byzantin ischen Münzen, teils von den reichen Beutestücken, 
die die e robernden  Gotenscharen in ihre H eim at schickten, das  
Silber hauptsächlich  von den Münzen de r  Angelsachsen, Deutschen 
und A raber, die an der  Elbe- und Rheinm ündung und sonst 
erbeutet w urd en  oder durch den H andel in großen M engen nach 
Schweden ge lang ten .

Aus a lledem  geht hervor — und das in te ressiert  an d iese r
Stelle am m eisten  —, wie lebhaft de r  H andel und der W a re n a u s ­
tausch seit den ä ltesten Zeiten zwischen dem Süden und dem 
Norden gew esen  ist. Die S traßen  w erden  im wesentlichen d ie ­
selben geblieben sein, in geschichtlicher Zeit sind sie durch die
M ünzenfunde erkennbar.

Der zweite Teil der  Abhandlung beschäftig t sich mit dem 
Ursprung des schwedischen Bergbaus im 13. und 14. Jahrhundert .  
M. fo lg t h ie r  in der Hauptsache den Untersuchungen von J. 0 .  
C a r l b e r g ,  h isto risk t sam m andrag  om svenska bergverkens upp- 
komst och utveckling, Stockholm 1879, und vornehmlich von 
E. S o m m a r i n ,  B idrag  tili kännedom  om arbe ta re fö rhä lland e  
v. svenska bergverk  och bruk i ä ld re  tid tili omkring ä r  1720 
(Lund 1908); Sveriges äldsta  , bergverks första  an läggn ing  och 
Organisation under M agnus Laduläs. S to ra  K oppenberget och 
Ramm elsberg. Statsvetenskapelig  tidskrift. Lund 1910, und D et 
svenska b e rg reg a le ts  Ursprung, ebd. 1910. 1288 wird zum ers ten  
M ale der B ergbau  in Schweden e rw äh n t:  die große K u p fe r­
berggrube  bei Fa lun ; 1332 wird die K upfergrube G arpenberg  
genannt, d ie  ihren Namen von den sie bearbeitenden  Deutschen 
erhielt ( ,,Garp hieß vormals in Schweden ein D eutscher“ , G e i j e r ) ; 
1340 das E isenbergw erk  Västra berge t und aus den Jahren um



232 R ezen sio n en .

1350 da tie ren  die ä ltes ten  B ergw erkspriv ileg ien . Und zwar sind 
es die  Deutschen gew esen, die den Schweden die Kenntnis des 
B ergbaus , vielleicht ü b e rh au p t des E rzreichtum s ih res  Landes g e ­
b rach t haben. Das P riv ileg  B irger  Ja rls  von 1250/51 — das 
üb rig en s  kein „ F ra g m e n t“ ist, wie M. S. 103 sa g t ;  es befindet 
sich noch heute w oh le rha lten  in der  T rese  zu Lübeck — spricht
von einem F ried en sv ertrag  zw isch en“König Knut {+ 1195), H erzog
H einrich  d. Löwen und B irg er  Jarl (doch wohl de rse lbe  F r iedens­
v e rtrag , auf den sich die bekann te  Urkunde H einrichs d. Löwen 
vom 18. Okt. 1163, Lüb. U. B. I. nr. 3, b ez ieh t) ;  in ihm w aren  
bere its  V ereinbarungen  super purgatione  ferri candid i getroffen, 
die die Schweden sich von neuem verpflichteten, zu halten. Aus 
dem  Jah re  1322 erfahren  w ir  dann, daß die W itw e des Gottschalk 
Z w irre n  in Lübeck ihrem Schw iegersöhne Johann de  Lapide die 
H ä lf te  pa rtis ,  quam haben t in monte, ubi fod itu r  cuprum, in 
Sw ecia als M itg ift  ih re r  T och ter übergibt. Und am 10. Septem ber 
1344 g ib t  König M agnus dejn Lübeckern alle ih re  Güter und
G erechtsam e zurück, que et quas e x  a n t i q u o  j u r e  in monte 
cupri regni nostri Swechie racionabiliter habuisse d inoscuntur 
(Lüb. U. B. II. S. 752). So vereinzelt diese N achrichten sind, 
zeigen sie doch, daß  die Lübecker und mit ihnen die H ansen  an 
diesem  Bergbau beteilig t gewesen sind, nicht nu r  am H andel 
m it den B ergw erksproduk ten . Aber nicht nur als Unternehm er
sind die Deutschen beteilig t, auch Bergleute selbst stam m en aus 
Deutschland. Nach den Untersuchungen von Som m arin  ist ga r  
kein Zweifel, daß  das B ergw erk  am großen K upferberg  bei Falun 
seinen U rsprung vom Ram m elsberg bei Goslar h e rle ite t;  und da 
de r  K upferberg  das Vorbild für den gesam ten schwedischen B erg ­
bau gew orden  ist, geht d ieser ind irek t auf den B erg bau  im Harze 
zurück. M it Recht ha t Som m arin  auf die engen persönlichen 
Beziehungen H erzog  Albrechts I. d. Großen ( f  1279) und 
seines Sohnes Albrechts II. ( f  1318) von B raunschw eig zu 
D än em ark  und König M agnus II. Laduläs von Schw eden ( f  1290) 
hingew iesen, der  w egen se iner Vorliebe für die A usländer bei 
se inen L andsleu ten  verhaß t w ar. E ntscheidend aber is t  die Gleich­
heit de r  E in rich tungen  bei be iden  Bergw erken, w äh ren d  sich die 
B ergw erke  in Sachsen, Böhm en usw. hierin vom Ram m elsberg



und dem K upferberg  unterscheiden. D er Ramm elsberg und der  
große K upferberg  haben gleiche Arbeitszeit und die gleichen 
M ethoden beim  Sprengen des Erzes und beim W asserschöpfen . 
Bergm annen und H üttenbesitzer am H arz  (montani et s ilvani) 
w aren eine K orporation, der  die A rbeiter g egen ü b e rs tan d en ; 
ihnen gleichen die M eisterm annen und das Arbeitsvolk in Schw eden. 
Am H arz  le ite te  der  „Rat der weisen M ä n n er“ die K orpora tion , 
eine Institu tion , die sonst n irgends vorkom m t; ihnen en tsp rachen  
die „ R a tm ä n n e r“ in Schweden. Der „B ergm eis te r“ am R am m els­
berg w ar  R ichter und V erw altungsbeam ter, der den Z ehn ten  
kontro llierte  und bei der Abrechnung zugezogen w a rd ;  in Schw eden 
wählten die R atsm änner zwei be rgm ästare  aus ih rer  Mitte, .von 
denen der  e ine  Richter war. In Sachsen, M ähren, Böhmen usw. 
wurden w ichtige  gemeinsame G rubenarbeiten  meist privaten  U n te r­
nehmern gegen  E rbrech te  an den ausgeführten  Arbeiten ü b e r la ssen :  
am Ram m elsberg  und dem K upferberg  fehlt dergle ichen vo ll­
ständig . Bei beiden w aren  wöchentliche Zusam m enkünfte  v o r­
geschrieben, auf denen die gemeinsam en Arbeiten besprochen 
wurden. Beide hatten  die M ark tfre iheit. Die Rechte des R eg a l­
herrn  beschränk ten  sich am H arz  vom 13. Jah rh u n d ert  an auf 
die E rhebung  des Zehnten, wozu noch die persönlichen H o h e its ­
rechte: Gericht, Vogtei und dgl. kamen. Ebenso am K upferberg , 
w ährend sich in Sachsen usw. der  R eg alherr  ein M itbaurecht, 
H eim fallrecht u. a. vorbehielt, Rechte, die in Schw eden fehlten. 
Auch das V erkaufsrech t auf die B ergw erksproduk te  in Sachsen 
usw. fehlt am Ramm elsberg, in Schw eden erhebt der  R egalherr  
nur den Zoll. Der Bergbau tr i t t  in Schweden sogleich völlig 
o rgan is ie r t  auf, und zw ar in der Form , wie sie sich am H arz  
nach e tw a d re ihu ndertjäh r ige r  Entw ick lung  ausgebildet h a tte :  er 
ist demnach a ls  Ganzes vom Ram m elsberg um 1280, wie es schein t 
vom König se lbst mit Hilfe deutscher K apita listen  ü b e r tra g en  
worden.

M ädge  geh t dann sehr ausführlich auf die E ntw ickelung des 
Bergbaus am Ram m elsberg ein, indem er hier besonders C. N euburg , 
Goslars B e rg b au  bis 1552 (H annover 1892) und Ad. Zycha, D as 
Recht des ä ltes ten  deutschen Bergbaus bis ins 13. Ja h rh u n d e r t  

(Berlin 1899) folgt. Dabei s te llt er Ansichten Sommanins richtig ,
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D anach w ar die  kap ita lis t ische  Entw ickelung bis 1280 soweit vor­
geschritten , daß  sich der B ergbe tr ieb  vollständig  vom G rundherrn  
losgelöst hatte, der  nur noch verleiht, Abgaben erheb t, Aufsicht 
füh rt  und Gerichts- und S chu tzherr  ist. U rsprünglich w ar  der 
K aiser der  G rundherr, an seine S telle  treten  seit dem 11. J a h r ­
hun dert  die S ta d t  G oslar, das  Stift W alkenried  und noch zwei 
an d e re  Stifte. Dem K aiser verblieb  nur noch der  Zehnte, den er 
1235 den H erzögen von B raunschw eig  ebenfalls  a b tra t .  Außerdem 
aber  e rw arben  die S tad t  G oslar und das Stift W alken ried  — neben 
an d eren  K apita listen  — Anteile  am Bergbau, sodaß d e r  Großbesitz 
im 13. Jahrhundert durchaus herrschend gew orden w ar, der se lb ­
s tän d ig e  kleine U nternehm er w a r  verschwunden. Die Bergleute 
te ilten  sich dam als in Kapital besitzende U nternehm er und 
A rbeiter. Dieselbe E ntw ickelung  fand im Betriebe de r  Hütten 
s ta tt ,  von denen sich viele im Besitze der A nte ilbesitzer im 
B erg bau  befanden : W alk en r ied  besaß um 1300 13 Hütten. Bei 
de r  Ü bertragung  de r  E inrich tungen  am Rammelsberg nach Schweden 
sind sie den dortigen  prim itiven Verhältnissen an g ep aß t worden. 
D ort beruht die älteste  O rganisation  auf dem H üttenbetrieb , der 
E rzbau  w ar nur Vorarbeit, die H ütte  w ar erbliches P rivate igentum , 
am Berge gab es nur N utzungsrechte. Die Inhaber sind nicht wie in 
G oslar Kapitalisten , sondern  die „M eis te rm annen“ d. h. se lbst­
a rbe itende  Gewerken. Die soziale Scheidung zwischen U nter­
nehm ern und Arbeitern w a r  in Schweden viel schärfe r  als im 
H arz. Die M eisterm annen w aren  ein tatsächlich geschlossener 
und bevorrechtig ter Stand, sie durften allein W affen  trag en  und 
sie, wenn es notw endig  w ar, auch gegen das au fs tändische  Volk 
anw en den ; auch bestand  d o rt  Ärbeitszwang. M ägde  führt das 
d a ra u f  zurück, daß  die e rfahrenen  M eister bei ih rer Übersiedelung 
aus D eutschland dera r t ig e  Bestim m ungen gefo rdert  und vom König 

bew ill ig t  e rha lten  haben.
Schm oller ha t den deutschen B ergbau  bis ins 16. Jah rh und ert  

t re ffend  als eine Kolonie im G ebirge  mit Selbstverw altung  charak te ­
r is ie r t .  Dem entsprich t in Schw eden der b e rg s lag :  der D istrikt, 
d e r  die Gruben einschließt, dessen Bewohner in steuerlicher, 
m ark th än d le risch e r  und rich terlicher Art bevorzugt sind.
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V orbem erkung: Unter d ieser Rubrik beabsich tig t die R e d ak ­
tion B eiträge  zur hansischen Geschichte, die in and eren  V eröffen t­
lichungen gedruck t w erden, nicht m inder auch N euerscheinungen  
aus dem Gebiete de r  allgem einen W irtschaftsgesch ich te  kurz zu 
besprechen. Aus m ehrfachen Gründen erschein t dies angebrach t. 
E inmal ha t d e r  Krieg die a llgem eine w issenschaftliche O rien tierung , 
besonders auch über ausländische L ite ra tu r , erschw ert, ja  teilw eise  
unmöglich gem acht. H ier müssen in g e d u ld ig e r  Arbeit die k la ffen ­
den Lücken gefü llt  und die zerrissenen  F äden  aufs neue g e ­
knüpft w erden . Sodann  p fleg t in a llgem einen  G esch ich tsdars te llun­
gen, auch w ehn sie sonst Handel und W and e l berücksichtigen, 
die hansische W elt  in bedenklicher W eise  vernach lässig t zu w erden . 
Vielleicht können diese Zeilen eine W en d u n g  zum Besseren h e rb e i­
führen, indem  sie auf diese V ersäum nisse  h inweisen und die 
vielen w eitve rb re ite ten  schiefen V orste llungen ge rad e  rücken.

Die Redaktion.

In de r  zw eiten  um gearbeite ten  A uflage von Rudolf K ötzschke, 
G rundziige d er deutschen W irtsch a ftsg esch ich te  bis zum 17. J a h r ­
hundert (B. G. Teubner, Leipzig-Berlin 1921, Al. M eisters  G ru n d ­
riß d. Gesch.-W issenschaft Reihe II Abt. 1) begrüß t d e r  H is to r ike r  
einen trefflichen  F reund  und Führer, den  e r  schon viel zu lan g e  
entbehren m ußte , da  die ers te  Aufl. Jah re  hindurch verg riffen  
war. F ü rw a h r  ein G rundriß , wie e r  sein soll, kurz und knapp , 
zuverlässig und um fassend! Sorgfä ltig  is t  verarbeite t  und n a ch ­
ge tragen , w as die Forschung  seit dem E rscheinen der 1. Aufl. 
Neues b rac h te ;  auch d e r  w issenschaftlichen E rö rte rungen  ist mit 
wenig tre ffenden  S trichen  in dankensw erte r  W eise  gedacht und 
ein harm onisches Z usam m enarbeiten  von W irtschafts theorie  und



H a n s isc h e  U m sch a u .

E rfo rschung  der  einzelnen T a tsachen  mit Erfo lg  an ges treb t.  Aber 
auch d ieser trefflichen L eistung  deu tscher Forschung  gegenüber 
m üssen w ir betonen, daß  die  H an se  zu kurz kommt. Knapp 11j 2 
Se iten  (von 194) sind ihr g ew id m e t;  w äre  denn w irk lich  nicht 
m ehr zu sagen als diese e tw as  bunten Notizen üb e r  hansische 
H andelsbez iehungen?  Wirtschafts/;o/i7//e — und das w a r  W esen 
und S tä rk e  der deutschen H an se  — d a rf  in e iner W ir tsch a f ts ­
geschichte nicht fehlen, m ag  sie auch nicht ganz  leicht d a r ­
zustellen  sein. Die g roßen  F riedenssch lüsse  der  H anse  zu S tra l ­
sund (1370) oder U trecht (1474), nicht m inder auch die Konflik te  des 
16. Ja h rh u n d e r ts  m ußten in diesem  G rundrisse  ihre S tä t te  finden.

W eit  w en iger  a ls der  ruhig abw ägende  Kötzschke zeigt sich 
W . S o m b d rt in der  2. n eu bearbe ite ten  Aufl. seines m odernen  
K ap ita lism us  I (1916) II 1 u. 2 (1917)1) über die H anse  u n te r­
richtet. W ed er  die hansische da rs te llende  L itera tu r  noch auch 
die Q uellenpublikationen sind herangezogen; denn sonst 
w ürden  so krause  G edanken über den „ Z w an g sh an d e l“ der 
„ H a n s e a te n “ , die nach „w id ers tandslosen  Völkern zu be lieb iger  Aus­
beutung  — — im russischen Reiche“ „ihre F angarm e ausgestreck t
h a t te n “ , schwerlich zu P a p ie r  geb rach t w orden sein. Auch haben

%
w ir doch treffliche E inze ldars te llungen  zur ä lte ren  F ischerei­
geschichte von D. Schäfer, Tom fohrde, Jagow  (vgl. auch W . Vogel 
in diesen B lä ttern  Jg. 1915 S. 201 ff.), so daß  S om b art  nicht 
m ehr von „blutigen K rieg en “ reden  dürfte, in die de r  Fortzug 
des b isher vor den w endischen  S täd ten  gefangenen H erings  an 
die Küste von Schonen und d as  norw egische Ufer die „ H a n s e a te n “ 
mit E n g län d ern , Schotten und H olländern  verw ickelt hätte. Im 
übrigen  übergeh t e r  die H anse  mit S tillschweigen, w as  zur Not 
m it dem  H auptti te l  des Buches, wie Som bart ihn versteh t, gewiß 
aber  n ich t m it dem Untertite l „H istorisch-system atische  D arste llung  
des gesam teuropäischen  W irtschaf ts lebens  von seinen Anfängen 
bis zur G e g en w art“ zu vere in igen  ist. Som barts v ielbeachtetes 
W erk  is t  ein M usterbeisp ie l fü r  den in der  V orbem erkung d ieser 
Umschau ge rüg ten  geringen  Z usam m enha lt  zwischen d en  einzelnen 
F orschungsgeb ie ten  der  deu tschen  W irtschaftsgesch ich te .

i)  Jetzt auch in 3. u. 4. u n v e rä n d e r te r  Aufl. nebst R egisterband .
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E duard  E ueter  ha t fü r seine Geschichte des Europäischen. 
S ta a ten system s  von 1492—1559 (H andbuch  d e r  m itte la lterl. und 
neueren Gesch. von Below-Meinecke, M ünchen und Berlin 1919) 
die hansische  Geschichtsforschung nicht außer Acht gelassen. W ä h ­
rend er  fü r  die a llgem eine W irtschaftsgesch ich te  D eu tsch lands 
des 16. Jah rh u n d erts ,  soweit sie den Süden angeht, nur  e inzelne  
a llerd ings um fassende  M onographien  zu nennen weiß, m ein t e r  
S. 127, daß  es mit N iederdeutschland besse r  stünde, „weil die 
eifrige A rbeit zur Geschichte der  H anse  zugleich auch die G ru n d ­
lagen zu e ine r  D ars te llung  d e r  w irtschaftlichen  Z ustände  ü b e rh a u p t  
gelegt h a t“ . U ber die D inge selbst, z. B. über das deutsche M a r in e ­
wesen geht e r  indessen rasch h inw eg (S. 161) „und zw ar nicht 
deshalb, w eil das  Reich als solches keine F lo tte  besaß, sondern  
weil die Seem acht, über d ie 'R e ic h sa n g e h ö r ig e  verfügten, auf das 
Z en tra lp rob lem  de r  Periode, nämlich auf die G estaltung  der  Lage 
in den M itte lm eerländ ern , keinen E influß auszuüben verm och te" . 
D ieser ausgesprochene  m editerrane  S tandpunk t läß t F u e te r  die 
U ferstaa ten  von Nord- und Ostsee mit spärlichen an sich r ich ­
tigen Bem erkungen abspeisen, d rä n g t  sie im übrigen aber aus de r  
Geschichte des europäischen S taa tensystem s im Z e ita l te r  K arls  V. 
heraus. Is t  diese s tark  stilis ierte  Geschichtsschreibung, um von 
der Hanse und den deutschen K üsten territo rien  abzusehen, b e re ch ­
tigt gegenüber dem selbstbewußten dänischen Reiche oder dem au f­
strebenden Schw eden?  H ätten nicht die im N orden se lbs tänd ig  
erw achsenen politischen Probleme w enigstens E rw ähnung  finden 
sollen? W ir  gedenken auf diese F ragen  zu gegebener Zeit 
zurückzukommen und melden e instw eilen  P ro test  an.

W as  d ie  Hansegeschichte im Rahmen der allgem einen H andels-  
und V erkehrsgeschichte  beeinträchtig te , w ar  d e r  M angel an b ra u c h ­
baren z iffe rnm äßigen  Angaben über Um fang und Ausmaß des 
H andels, d e r  verschifften W aren , S ee transporte  usw. Daß die 
letzten Ja h re  b rauchbare  Feststellungen und Schätzungen e rb rach t  
haben, scheint übersehen zu werden. W ir  weisen daher  ausdrücklich  
auf die  g e ra d e  in d ieser Hinsicht ergiebigen Arbeiten W a lth e r  
V ogels  hin und zw ar insbesondere auf seinen Beitrag  zur D. 
Schäfer-Festschrif t  1915, der die „Größe der europäischen H a n d e ls ­
flo tten  im 15., 16. und 17. Jah rh .“  mit gutem Erfolge fes tzu ­
ste llen  untern im m t. .
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Von E rn st Baasch  verzeichnen w ir zwei Schriften, die in 
d iese Umschau gehören, seinen B eitrag  zu dem Sam m elw erk 
„ H am burg“  d e r  Deutschen Ä uslandsarbeitsgem einschaft daselbst, 
w orin  e r  „das W irtschafts leben  in der V ergangenheit“ , im wesent­
lichen seit dem 16. Jahrh ., in großen Zügen schildert, sowie 
seine M itteilungen „aus e iner ham burgischen F a llite n s ta tis iik 11, die 
von 1772—1800 von d e r  K om m erzdeputation (vgl. dens., die 
H andelskam m er zu H am burg  1665—1915, Hamb. 1915) geführt 
w urde. Der Äufsatz, der  in der  V ierte ljahrsschrift fü r Soz.- u. 
W irtschaftsgesch . Bd. 15 1920 erschien, bew erte t diese ä lteste  
vorhandene S ta tis tik  der B ankero tte  im Zusam m enhang mit dem 
allgem einen  Gang des H am b u rg e r  H andels, stellt d ie  einzelnen 
G ruppen  der Falliten  (Juden , F ranzosen usw.) fest und  untersucht 
sie auf die Zugehörigkeit zu den drei seit 1753 gesetzlich vor­
gesehenen Kategorien der  unglücklichen, leichtsinnigen, boshaften 
oder vorsätzlichen Schuldner. Auch die Frage, welche Quoten 
die G läubiger aus der  M asse erhielten, wird behandelt.

E inen  Beitrag zur Handelsgeschichte, der zw ar auf süddeu t­
schen Quellen fußt, aber auch den hansischen H istoriker in te ressie ­
ren w ird , ha t Franz B astian  (M ünchen) in den Jahrb . für Nat.- 
Ök. u. S tat. III. Folge 60. Bd. 1920 S. 385—442 geliefert. „Das 
M anual des Regensburger K aufhauses Runtinger und die m ittel­
alterliche F rau en frag e“ lau te t  d e r  e tw as seltsam  anm utende Titel 
des Aufsatzes. Das „R untingerbuchc<, mit dessen H erausgabe  Dr. 
B astian  beschäftig t ist, w urde  von 1383—1407 von den Regens­
bu rg ern  W ilhelm und M atthäus  Runtinger geführt;  zum kleineren 
Teile en thä lt  es E in tragungen  über W arenhandel und Geldgeschäfte, 
zum größeren  Abrechnungen des M atthäus als M ünzer und 
W echsler  seiner V aterstad t. In  e ingehender Untersuchung, die 
auch durch einen Ausblick in die  hansische und n iederländ ische  
W elt  e rgänz t  wird, s te llt B astian  auf Grund des Buches den  Anteil 
dar, den  Frauen an H an d w erk  und H andel nehmen. Ih re  E rw erb s ­
tä t ig k e it  ist gewiß auch im H ansegeb ie t s tä rker  gew esen, als man 
im allgem einen anzunehmen gene ig t is t1).

i) F ü r Lübeck vgl. H a r tw ig  in diesen B lättern  Jg. 1908 S. 53.
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Bis tief in den W eltkrieg  hinein haben die H ansischen  
G esch ich tsb lätter  es sich angelegen sein lassen, über die  F o r t ­
schritte  de r  F orschung in  den N iederlanden  zu berichten. D o r t  
ha t zw ar d ie  wissenschaftliche Arbeit w ie  überall m it den  m a te ­
riellen Schw ierigkeiten  der  D rucklegung usw. zu käm pfen, im  
ganzen gew äh rt  sie aber das Bild erfreu lichen  F o rtsch ritts  und  
ernsten  S trebens . H ie r  ist vor allem die H erausgabe  des U rkunden-  
buchs des B is tu m s U trecht zu verm erken, von dessen ersten  Teil 
die ers te  L ieferung  von 695—1000 im vorigen Jah re  zu U trech t 
erschien. W ir  verdanken  dieses W erk  dem Altm eister m it te la l te r ­
licher G eschichtsforschung in den N iederlanden  S. M üller Fz. 
und seinem M ita rb e ite r  A. C. Boum an. Auf die  E dition  als 
solche, die b is  1301 reichen soll, gedenke  ich an an d e re r  S te lle  
zurückzukom m en; hier sei an die g roße  B edeutung  erinnert,  d ie  
das Bistum U trech t für die ä ltesten  H andelsbeziehungen  u n se re r  
deutschen K aufleu te  mit den N iederlanden  besaß  und die d e m ­
entsprechend auch stets in der hansischen L ite ra tu r  g e w ü rd ig t  
worden ist.

Bei der W icjitigkeit, welche die H andelsgesch ich te  m it Recht 
den H andlungsbüchern  beimißt, sei die H erausgabe  eines solchen 
vermerkt, auch w enn das Jahrbuch d e r  Vereinigung n ieder län d ische r  
W einhändler, Am sterdam  1920, dem W . S. U nger es zum Abdruck 
überlassen hat, außerhalb  H ollands n u r  schw er zu beschaffen sein 
wird. (M ein E xem plar  steht In te ressen ten  zur Verfügung.) Es 
handelt sich um den M iddelburger W ein händ le r  E ustace C aigniart, 
der 1541—62 d a s  Buch geführt hat. C aigniart stam m te aus de r  
Umgegend von Paris , e rw arb  1539 zu M iddelburg  in Seeland das 
B ürgerrech t und  vers tarb  1570 zu B rügge, nachdem  er durch e rfo lg ­
reichen H an d e l  in W ein, Branntw ein, Genever, Essig , Hering, Salz, 
m it K leidungsstücken aller Art, K upferd rah t und Nägeln, frem den  
und einheim ischen Landesprodukten  ein verm ögender M ann und 
Besitzer von L iegenschaften in F landern  und N ordfrankre ich  g e ­
worden w ar. Seine Buchhaltung ist recht einfach und u n e n t­
w ickelt; am in te ressan tes ten  sind die nach W etten  aussehenden E in ­
tragungen  — ein Kauf w ird abgeschlossen, a condition si m a 
femme a ung filz du prem ier enffant q u ’elle au ra ;  et si d ’aven tu re  
ayent que eile  est une fille, ledict Allonse Payen (K äufer) a u ra
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la piece de vin d ’Äuxerre pour riens — ; handelt es sich hier 
mehr um Scherz als um Geschäft, so bedarf doch die Wette als 
beliebte Form der damaligen Spekulation unserer Äufmerksamkeit. 
Die vortreffliche Einleitung behandelt Middelburgs vergebliche 
Versuche, gegen den Rheinweinstapel Dordrechts aufzukommen; 
wohl aber wird die Stadt Haupthandelsplatz in französischen und 
spanischen Weinen. In dieser Eigenschaft hat Middelburg auch 
mit hansischen Kaufleuten in Beziehungen gestanden.

So reich die niederländischen Ärchive sind, so spröde erweist 
sich ihr Material in den für die allgemeine Geschichte besonders 
interessanten Fragen nach dem Äufkommen der holländischen 
Handelsgeltung im 16. Jahrh. und nach ihrer Fortentwicklung 
während der kritischen Jahrzehnte des Äufstands gegen Spanien. 
Hier helfen nur Einzeluntersuchungen, die in ihrem Ergebnis 
um so befriedigender ausfallen, als auf diesem Gebiete tatsächlich 
noch Neuland zu beackern ist. Es gilt nicht nur die großen See­
fahrer und Seehelden auf ihren Zügen zu begleiten, wie es etwa 
die Linschoten-Vereinigung mit gutem Erfolge tut, sondern auch 
den typischen Geschäftsbetrieb holländischer Kaufleute zu erfassen, 
mag er sich auch in der Hauptsache durchaus auf den bekannten 
Handelswegen zwischen der Pyrenäenhalbinsel und Italien und 
den Nord- und Ostseehäfen abspielen. Die Veröffentlichungen von 
H. E. van Gelder (Dir. der Städtischen Museen, Haag) aus den Ge­
schäftspapieren des Delfter Bürgermeisters und Kaufmanns Nikolaus 
Adrlaanszoon van Adrichem  sind daher durchaus zu begrüßen. 
Sie beziehen sich auf Heringsfischerei (Bijdragen en Mededeel. 
v. h. Histor. Genootschap XXXII 1911), Frachtfahrten von 1569 
bis 1596 (Econ. Histor. Jaarboek III 1917) und Guineareisen von 
1594—96 (das. II 1916) und werden durch 83 Handelsbriefe von 
1580—86 in erwünschter Weise ergänzt. Ädriaanszoon' und sein 
Schwager Gerrit Fransz. Meerman — das Museum Meermanno- 
Westreenianum im Haag bewahrt noch den Namen seiner Familie 
— mit ihren Verwandten und Geschäftsfreunden sind zwar keine 
Finanzmagnaten im Stile der Fugger, aber als Kaufleute in Korn, 
Holz, Salz, Hering, als Reder und Brauer unverzagte Unternehmer, 
die sich auch durch widrige Zeitumstände (von Gefangennahme 
ihrer Leute und Beschlagnahme des Bargelds in Lissabon ist
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mehrfach die Rede) von der See nicht abschrecken lassen. Ihre 
Schiffe schicken sie auch auf Routen, die nicht zu den meist- 
befahrenen gehören. So fährt ihr Schiffer Leenert Pietersz aus 
Schiedam 1571 nach den Vlämischen Eilanden, den Azoren, von 
wo er W aid  (Pastel) heimbringt, und 1568 ist derselbe in ,,Russia“ 
(S. 139 nr. 11) oder „Lapfinlant“ (S. 150 nr. 2, dazu S. 158 nr. 
1 und 3). Das bedeutet aber nichts Geringeres als den frühen 
Versuch einer direkten Verbindung mit den Russen „buten Nor­
wegen um b!“ 1) W er die Entstehungsgeschichte der großen n ieder­
ländischen Fernfahrten (Ostindien! Entdeckungsreisen!) am Ende 
des 16. Jahrh. verstehen will, der darf  in Zukunft an diesen Vor­
läufern, die Erfahrungen sammeln und W ege bereiten, nicht vor­
über g e h en !

Ferner haben wir die Diss. von Ä l d e r t  N o e ,  De Handel 
van Noord-Nederland op Engeland in de 13. eeuw, Harlem 1918, 
104 S., und J a n  R u i n e n ,  De oudste Handelsbetrekkingen van 
Holland en Zeeland met Engeland tot in het laatste kw artaal der 
14. eeuw, Amsterdam 1919, zu verzeichnen. Der Umstand, daß die 
englische Forschung trotz trefflicher Quellen den Aktivhandel der 
Engländer im Früh- und M ittelalter vernachlässigte — hier k lar­
zusehen, wäre dringendes Bedürfnis —, hat beiden Verfassern viel 
Neuland zu bearbeiten gelassen. Uns interessiert hier besonders 
die Korrektur, die vornehmlich Ruinen an der in Kunzes H anseakten 
aus England wiedergegebenen wichtigen WollausfuhrstaListik für 
1277 und Jan. 1278 vornimmt. Für das in Nr, 366 an d ritte r  Stelle 
aufgeführte Holland ist England zu setzen. Vom Deputy keeper 
of the Public Record Office ist Ruinen eine zweifelsfreie Auskunft 
erteilt worden. Die Tabelle erfährt daher eine ziemliche Um­
gestaltung. Ruinen stellt zu 1310—70 Holländer und Seeländer 
namentlich in Lynn (Königs-, Bischofs- und Nordlynn) sowie in 
Great-Yarmouth fest; es sind M änner aus dem Mündungsgebiet 
von M aas und Schelde, zum Teil vom platten Lande, mehr noch 
aus den Städten Dordrecht, Zieriksee, Briel und Middelburg. 
1295 zuerst wird auch die holländische Heringsflotte vor Great-

x) Vgl. meine Regierung Karls V. u. d. europ. Norden, wo 
ich das erste niederländische Schiff im Nordmeer zu 1564 nachweise.
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Yarmouth erwähnt. Ruinen glaubt die besondere Betriebsamkeit 
seiner Landsleute in der Frachtfahrt für fremde, auch deutsche 
Rechnung mit der frühen Hochseefischerei in Verbindung bringen 
zu sollen. Die in England mit leeren Fahrzeugen ankommenden 
Fischer hätten ihren Laderaum für den Handel von England nach 
Brabant und Flandern zur Verfügung gestellt. Hier, im Verkehr 
mit den Nordseeküsten und nicht in der Ostsee, glaubt R. die 
Wurzeln der holländischen Frachtfahrt und damit auch der ganzen 
späteren Handelsgröße entdeckt zu haben. (S. 112) „Erst, wenn 
man die Handelsbeziehungen mit den englischen Küsten hat 
wachsen sehen“ , so schließt Vf., „begreift man, daß Städte wie 
Zieriksee und Briel auch im Verkehr mit Schonen und der Ostsee 
rasch einen solchen vornehmen Platz eingenommen haben. Die 
Kenntnis unserer Handelsbeziehungen zu England ist der Schlüssel 
für das Verständnis des Aufkommens von Handel und Schiffahrt 
von Holland und Seeland südlich von den großen Strömen“ . 
Diese Darlegung hat jedenfalls das für sich, daß sie zwei bisher 
vernachlässigte Betriebszweige der altniederländischen Wirtschaft, 
die große Fischerei und den Nordseeverkehr, besser bewertet. 
Legt man den Nachdruck auf die letzten einschränkenden Worte 
„südlich der großen Ströme“ , so verträgt sie sich auch ganz gut 
mit der bisherigen Anschauung, die den Verkehr nach der Ostsee, 
und zwar der Friesen östlich und westlich der Südersee nebst 
der Sachsen aus Overyssel als „Mutterhandel“ des holländischen 
Verkehrs betrachtete und die auch beizubehalten ist. Jedenfalls 
haben weder die Stapelstadt Dordrecht noch Zieriksee, das auch 
heute noch den Charakter einer Stadt des 14. Jahrhunderts trägt 
und am meisten an deutsche Ostseestädte erinnert, oder auch das 
entlegene Briel lange gegenüber Amsterdam und dem Waterland 
sich behaupten können.

Jn die hansische Spätzeit führt die Utrechter Diss. von
H. D a s  über F o p p e  v a n  A i t z e m a  (Utr. 1920), der aus der 
bekannten friesischen Familie stammend uns als Agent bei den 
Hansestädten (seit 1617, mit dem Titel Resident seit 1619)
interessiert. Foppe, nicht zu verwechseln mit dem Geschichts­
schreiber Lieuwe, als Charakter eine wenig erfreuliche Erscheinung, 
hat bis zu seinem Tode 1637 seine Hand in den Händeln des
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30jähr. Krieges, namentlich in Niedersachsen, gehabt, so daß  man 
seinen Berichten manche interessanten Einzelheiten über die so 
bedrängten H ansestädte  entnehmen kann. Foppe hat insbesondere 
auch Tilly, W allenstein und den Kaiser aufgesucht, zu deren
Religion e r  übertra t. D a s ,  der bei seiner Arbeit umsichtig vor­
geht, hat die verschlungenen Fäden der zahllosen „P rak tiken“
wohl zu entw irren  verstanden. Bei dieser Gelegenheit sei darauf
hingewiesen, daß die umfangreichen Papiere Lieuwes v. H. aut 
dem Reichsarchiv im Haag nunmehr neugeordnet zugänglich sind 
(vgl. Versl. omtrent ’s Rijks Oude Archieven, 1916 T, H aag  1917 
S. 209 ff.).

W enden wir unseren Blick unmehr nach England hinüber, so 
haben w ir eine zusammenfassende E n g l i s c h e  W i r t s c h a f t s ­
g e s c h i c h t e  von G e o r g  B r o d n i t z  zu verzeichnen, m it deren
1. Bande (Jena 1918) der Verf. eine von ihm als Handbuch der 
W irtschaftsgeschichte bezeichnete Sammlung von W irtschafts­
geschichten einzelner Länder ein leitet1). Verf. hat angesichts seiner 
schweren Aufgabe die gigantischen englischen Urkunden- und Re­
gestenpublikationen nicht ausgeschöpft, und die oben angedeutete  
Auffassung, daß etwa die Anfänge des englischen H andels mit 
dem Festlande noch näherer Untersuchung bedürften, w ird durch
die Lektüre des Buches verstärkt, aber im übrigen legt es eine 
beachtenswerte Belesenheit und ein ruhiges Urteil an den Tag. 
Auch die Finanzgeschichte ist in die Darstellung hineingearbeitet. 
Man beneidet die englischen H istoriker fast um ihre ebenso früh 
wie reichlich fließenden Quellen urkundlicher und statistischer 
Art — wo gäbe es ein zweites Domesdaybook? —, und die 
gründliche Kennerschaft eines Ashley und Vinogradoff in spezifisch 
englischen Fragen  wird niemand bestreiten. Bedenklich aber e r­
scheint uns, wenn Brodnitz sie als Kronzeugen für kontinentale 
Verhältnisse anruft. Hier kennen sie offensichtlich vorwiegend, 
um nicht zu sagen ausschließlich, Jnama-Sternegg, und dessen 
W erk war, von Dopsch’ seit 1918 einsetzenden Angriffen ganz 
abgesehen, denn doch schon vorher überholt und ergänzungs­
bedürftig. Feststellungen von Vinogradoff (S. 46) fü r das

1) Außerdem ist eine allgemeine W irtschaftsgeschichte des 
M ittelalters aus der Feder R, Kötzschkes vorgesehen.

1 6 *
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12. Jahrh., „daß England durch seine politischen Verhältnisse 
auch in wirtschaftlicher Hinsicht vor anderen Staaten einen Vor­
sprung von nahezu 2 Jahrhunderten hat“ , bestreite ich entschieden. 
Das ist nur eine irrige Spiegelung, hervorgerufen durch veraltete 
Literatur. England hat sich vielmehr im Vergleich zu Flandern, 
Nordfrankreich, dem Rheingebiet, um von den Mittelmeerländern 
gar nicht zu reden, recht langsam entwickelt, wie denn Brodnitz 
selbst an anderer Stelle (S. 231) für Eduards I. Zeit vom 
„fortgeschrittenen Ausland“ spricht. Ober die Hanse und England 
berichtet Verf. im wesentlichen nach den bekannten Arbeiten von 
W. Stein und F. Schulz; als interessante Einzelheit (S. 177) 
ist mir aufgefallen, daß 1365 die Londoner Weißgerber sich dagegen 
wehren, daß die Gewerbetreibenden für Osterlinge, Vlamen usw. 
arbeiten. Älso Hansen als — freilich unerwünschte — Arbeitgeber 
und Verleger und damit als Förderer des gewerblichen 

.Kapitalismus! Das führt uns hinüber zu einem ganz anderen 
Gebiete.

Aus dem reichen Ergebnis langjähriger Studien schöpft 
G u s t a v  A u b i n ,  indem er in der Ztschr. f. das gesamte 
Handels- und Konkursrecht Bd. 84 S. 423—458 über die Bezie­
hungen N ü r n b e r g e r  V e r l e g e r  zu den Leinewebern der 
O b e r l a u s i t z e r  S t ä d t e  im 16. und 17. Jahrh. berichtet. 
25 vollständige Verlagskontrakte aus den Jahren 1590—1690 hat 
er zusammengetragen. Insbesondere treten die Familie Gewand­
schneider und der reichste Nürnberger Bürger seiner Zeit 
Bartholomäus Viatis der Ältere hervor. Für Viatis mögen etwa 
im zweiten Jahrzehnt des 17. Jahrh. in der Oberlausitz und in 
Böhmen 750—1000 Weber gearbeitet haben und zwar auf Grund 
von Kollektivverträgen, die von den Leineweberzünften unter Mit­
wirkung der Stadträte meistens auf ein ganzes Jahr abgeschlossen 
wurden. Solchen Kollektivverträgen mit ihren für die gesamte 
Gewerbeverfassung bedeutsamen Folgen und überhaupt dem Auf­
treten kaufmännischer Verleger sollte man auch im Hansegebiet 
nachspüren; Aubin selbst macht auf das von Stieda zu 1424 hervor­
gehobene Beispiel der lübischen Paternostermacher aufmerksam. 
Meinerseits möchte ich dann auf den Vertrieb Poperinger Tuche 
hinweisen (vgl. meine Niederl. Akten I nr. 709 zu 1517 bezw,
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1554). H ier kaufen die Hansen zwar von den vlämischen Klein­
unternehmern, den Tüchern, aber „durch denselben M ark t oder 
Kontrakt wohl 3500 Tuche mehr oder minder jedes J a h r “ . — 
Die E rben  jener  N ürnberger sind nach dem 30jährigen Kriege 
die H a m b u r g e r ,  die jedoch nicht wie jene an die W eberzünfte  
herantraten, sondern sich einheimischer Leinwandhändler bedienten. 
So w urde die Oberlausitz in den Bereich des deutschen S e e -  
h a n d e l s  e i n b e z o g e n  und hat nebst Schlesien ihm im 
18. Jahrh. zu dem wichtigsten Ausfuhrgegenstand verholfen, der 
Leinwand.

Zu ähnlichen Gedankengängen, freilich auf einer de r  Hanse 
ganz abgew andten  Seite des m ittelalterlichen W irtschaftslebens, 
führen die E rgebnisse der tüchtigen Diss. von H ektor A m m a n n  
über F r e i b u r g  (im Uchtland) und B e r n  und die Genfer 
Messen (Langensalza 1921). Ausführlicher bespreche ich die Schrift 
in der V ierteljahrsschrift für Soz.- u. W irtschaftsgesch., h ier daher 
nur so viel, daß  in dem gewerbfleißigen Freiburg die S tad t  seit 
dem ausgehenden 15. Jahrh. die ganze für den E xport verfügbare  
Tuchproduktion einem oder einigen Großabnehmern — von 1491
bis 1524 sind es die W elser — verkauft. Offenbar w ar  dieser 
Gesamtvertrieb der W eg, auf dem der auf Handel und F inanz­
geschäfte aufgebaute Kapitalismus des späteren M itte lalters  E ingang 
in das Gewerbewesen fand.

Über Südfrankreich erreichte der Verkehrszug aus Süddeutsch­
land, den auch die Freiburger benutzten, das Meer. Von M arseille  
aus haben in den 70er Jahren des 16. Jahrh. die Manlich von
Augsburg bis zu ihrem Bankrott i. J. 1574 eigene Schiffe nach der 
Levante fahren  lassen. Diese Episode der deutschen Seegeschichte, 
die bisher nur aus den Denkwürdigkeiten des Hans Ulrich Krafft 
bekannt war, hat J. S t r i e d e r  unter dem Titel „Levantinische 
H andelsfahrten  deutscher Kaufleute des 16. Jahrh .“ in d e r  Slg.
„M eereskunde“ 13. Jg. 5. H., Berlin 1919, dargestellt. Kraffts 
Angaben ergänzt e r  durch wertvolle Darlegungen aus neugefun­
denen Akten über Seedarlehen, womit sich die M emminger H and e ls­
gesellschaft David Dettigkhofer und M itverwandte an dem U nter­
nehmen beteiligte.
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Den Beschluß dieser Umschau bilde ein Hinweis auf einen 
in Leipzig gehaltenen Vortrag von F r i t z  R ö r i g ,  der im Sep­
temberheft 1921 der Deutschen Rundschau (Gebr. Paetel) zum 
Abdruck gelangte und die H a n s e ,  i h r e  e u r o p ä i s c h e  u n d  
n a t i o n a l e  B e d e u t u n g  behandelt. Jeder, der versucht, die 
Geschichte der Hanse einem größeren Kreise klarzulegen, wozu 
das weitverbreitete Interesse an hansischen Dingen geradezu auf­
fordert, macht die Erfahrung, daß zunächst verschwommene und 
schiefe Vorstellungen weggeräumt werden müssen. W as an ihre 
Stelle gehört, also die Darlegung der verkehrsgeographischen 
wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse Nordeuropas, aus 
denen die Hanse emporwuchs, sodann die Schilderung ihres eigen­
artigen, losen und doch elastischen und leistungsfähigen Verbandes, 
seines Gedeihens und Absterbens ist darum um so schwieriger, weil 
abgesehen von gewissen kleineren Fachkreisen noch immer eine 
staunenswerte Unkenntnis in diesen Dingen herrscht. Rörigs 
Vortrag ist populär im guten Sinne, allgemein verständlich und 
wissenschaftlich zuverlässig. Aber Rörig will mehr, als nur einen 
allgemeinen Überblick über die Hanse geben; seine Spezialstudien 
schimmern durch und lassen den Wunsch erwecken, bald aus­
giebigere Mitteilungen zu erhalten, sei es über die Grundbesitz­
verhältnisse im neugegründeten Lübeck, sei es über die Umkehr 
von einer freieren Betätigung des Einzelkaufmanns zu seiner Bin­
dung im Sinne der Stadtwirtschaft oder über die Beziehungen 
Nürnbergs zum hansischen Norden. Deutschlands Mittlerstellung 
in Europa, wirtschaftlich seine bis zu einem gewissen Grade 
unverlierbare Stärke, ist zum ersten Mal von den hansischen 
Kaufleuten im Verkehr zwischen Nowgorod und Brügge verwirklicht 
worden; gewiß hat Rörig recht, wenn er diese Tat nicht einfach aus 
wirtschaftsgeographischen Verhältnissen, sondern aus der städte­
gründenden Tätigkeit des norddeutschen Bürgertums erklärt.

Häpke.



247

Nachrichten 
vom Hansischen Geschichtsverein.

1. Bericht über die Jahre 1915—1920.

Der letzte  Bericht ist zu Pfingsten 1914 in Lüneburg e rs ta t te t  
worden — seitdem sind 7 Jahre  verflossen, so schicksalsschwer, 
wie wohl noch keine in der Geschichte unseres Volkes. Das U nw etter, 
das uns dam als  bere its  bedrohte, ist über uns hereingebrocheri 
und ha t seine verheerende W irkung in e iner W eise ausgeübt, 
die selbst die schlimmsten Befürchtungen übertrifft, und  noch
zeigt sich kein Ausweg aus dem finstern Tale, in dem  wir 
wandeln. W enn der Vorstand es tro tzdem  unternimmt, d ie  M it­
g lieder zur W iederaufnahm e der Arbeit aufzufordern, so geschieht 
dies in dem Vertrauen, daß es den in unserm Volke sch lum m ern­
den unverwüstlichen Kräften schließlich doch gelingt, diese 
schwerste a ller  Prüfungen zu überw inden, und in dem B ew ußt­
sein, daß  es nicht unsere Aufgabe sein kann, die H ände  in
den Schoß zu legen und mutlos bei Seite zu stehen.

In ter a rm a silent a rte s :  Das hat sich auch auf unserem
A rbeitsgebiete  bew ahrhe ite t;  auch wir sind durch den K rieg  und 
seine Folgen in schwere M itleidenschaft gezogen worden. Nicht 
nur, daß eine Reihe unserer jüngeren M itarbeiter  und Forscher 
auf dem Gebiete hansischer Geschichte zu den W affen  gerufen
worden Ist, so daß wir gezwungen wurden, einen großen Teil 
unserer w issenschaftlichen Arbeiten zunächst einzustellen, w ir haben 
auch schw ere E inbuße gerade  un ter ihnen erlitten. Theodor Thom- 
forde, H erm ann Heineken, F riedrich  Schulz, vor allem B ernhard  
H agedorn  haben ihr Leben dem V aterlande zum Opfer g eb rach t;  
ihnen hat ih r Lehrer und M eister Dietrich Schäfer im Ja h rg an g  
1914 ehrende W orte  des Andenkens gewidmet. Aber w eite r  noch 
hat de r  Tod  auch unter den älteren  M itarbeitern uns schm erz­
liche Verluste gebracht. Paul Simson in Danzig ist, e rs t  47- 
jährlg, am 5. Januar 1917 abberufen worden, dem wir das  w e r t ­
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volle Danziger Inventar verdanken (vgl. G. Bl. 1917). Am 17. 
November 1919 ist ferner Professor Dr. Goswin Frh. v. d. Ropp in 
Marburg und am 29. September 1920 Professor Dr. Walther 
Stein in Göttingen ganz plötzlich gestorben; in beiden betrauern 
wir zwei Mitarbeiter, die ihr ganzes Leben der hansischen Ge­
schichtsforschung gewidmet haben. Beide gehörten dem Vorstande 
an, v. d. Ropp seit 1892, Stein seit 1907. Ihr Wirken und ihre 
Bedeutung für unsere Wissenschaft wird in diesem Heft von 
berufener Seite gewürdigt.

Trotz der stürmischen Zeiten des Krieges hat der Vorstand 
es sich angelegen sein lassen, unsere wissenschaftlichen Arbeiten 
fortzuführen, so gut es die Verhältnisse gestatteten. Der 11. 
Band des Urkundenbuchs, bearbeitet von Prof. Stein, konnte fertig­
gestellt und im Jahre 1916 ausgegeben werden. Im übrigen mußten 
wir uns darauf beschränken, die Geschichtsblätter weiter fort­
zusetzen, von denen die Jahrgänge 1914 bis 1919 erschienen 
sind. An Stelle des verstorbenen Prof. Stein hat Privatdozent 
Dr. Rudolf Häpke die Schriftleitung übernommen. Als Pfingst- 
blatt konnte den Mitgliedern im Jahre 1915 eine „Kurze Ge­
schichte der Deutschen Hanse“ von Walter Vogel übergeben
werden, die sich inzwischen • viele Freunde erworben hat. Das
Pfingstblatt 1921 ist fertiggestellt und wird den Mitgliedern jetzt 
zugehen; es enthält eine Abhandlung von Dr. Adolf Jürgens, 
Skandinavien und Deutschland in Vergangenheit und Gegenwart. 
Von den „Abhandlungen zur Verkehrs- und Seegeschichte“ ist 
der 9. Band: Willy Cohn, Geschichte der sizilischen Flotte unter 
der Regierung Konrads IV. und Manfreds, im Jahre 1920 aus­
gegeben worden. Ein weiterer Band, der ein Bruchstück der von 
Prof. Stein begonnenen, groß angelegten Geschichte der Hanse 
enthalten wird, ist in Vorbereitung. Es ist ein besonders schmerz­
licher Verlust für die Wissenschaft, daß Stein mitten in der 
Arbeit an diesem Werk abberufen worden ist, in dem er die
Summe aller seiner langjährigen, sorgfältigen Untersuchungen hat 
ziehen wollen, zu dem er wie kein zweiter berufen war. Der 
Vorstand hat es für seine Pflicht gegen den Verstorbenen wie 
gegen die Wissenschaft gehalten, wenigstens die Veröffentlichung 
der Bruchstücke in die Wege zu leiten, die Stein im wesentlichen
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abgeschlossen  hatte. Sie behandeln  die Vorgeschichte d e r  Hanse, 
die Z eit von der  M itte  des 10. bis zur M itte des 13. J a h r ­
hunderts . Die Fam ilie  des V erstorbenen hat dankensw erte rw eise  
M ittel fü r  die  D rucklegung zur Verfügung gestellt.

E in g eg an g en  ist fe rner die A rbeit von Dr. E rn s t  Baasch, 
B ib lio theksd irek to r  a. D. in F re ibu rg  i. Br.: Geschichte der  
Schonenfah rer  in Lübeck. Sie verdank t ihre E n ts teh un g  einer 
A nregung des vers torbenen  G eneralkonsuls  Gossmann in Lübeck, 
der  im Ja h re  1909 h ierfü r  eine Summe von 3000 Mk. zu r V er­
fügung g es te l l t  hat. Ob es möglich sein wird, sie unter 
den je tz igen  V erhältn issen  zu drucken , steht dahin. — Die schw ere  
N otlage, in die die deutsche W issenschaft und w ir  m it ihr 
durch die V erhältn isse  nach dem  Kriege g e ra ten  sind, m acht 
es dem Verein vorläufig  unm öglich, an eine W ied erau fnahm e  
der g roßen  Q uellenveröffentlichung im alten U m fange zu denken. , 
D er V ors tand  ist bemüht, M ittel flüssig  zu machen, um w enigstens 
den 7. B and  des U rkundenbuches herauszugeben, der  d ie  noch 
bestehende  Lücke in d e r  Reihe d e r  Bände bis zum Ja h re  1500 
ausfüllen w ird , und um das  E rsche inen  des 2. Bandes d e r  N ied e r­
ländischen Urkunden und Akten zu erm öglichen. Im übrigen  w erden  
wir g e n ö tig t  sein, uns auf die F o rtfüh run g  der  G esch ich tsb lätter  
und P f in g s tb lä t te r  und der ,,A bhandlungen  zur Verkehrs- und  S ee­
gesch ich te“ zu beschränken, bis bessere  Zeiten  es auch uns gesta tten , 
die A rbeit in e rw eitertem  U m fange nach und nach aufzunehm en.

D er M i t g l i e d e r b e s t a n d  ha t ganz außerorden tlich  s ta rke  
V eränderungen  aufzuweisen. Im Jahresberich t 1914 ist d e r  Be- 
stand d e r  M itg lieder  m it 483 ang eg eb en ; am 31. A\ärz 1921 betrug 
er  366. M it besonderem  Danke ist festzustellen, daß uns alle 
S täd te  und  K orpora tionen  tro tz  de r  schweren Zeiten treu  g e ­
blieben sind, nur die S tad t  T horn  hat ihren A ustritt  e rk lä r t . 
ein b eso n d ers  schm erzliches Zeichen der Zeit. M agdeburg  und 
Hildesheirn, die vorübergehend  ausgeschieden waren, dürfen  wir 
e rfreu licherw eise  w ied er  als M itg lieder  begrüßen. Die S tad t  Lemgo 

hat ihren B e itr i tt  angem eldet.
Sehr schw er ist dagegen  die Einbuße, die wir an der  Zahl 

unserer persönlichen  M itg lieder  erlitten  haben; besonders  viele 
ha t d e r  T od  aus unserer  M itte abberufen, andere  sind durch die
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veränderten Verhältnisse genötigt worden, ihren Austritt zu er­
klären. In den Jahren 1914 bis 1920 sind 147 Mitglieder aus­
geschieden, denen nur 33 gegenüberstehen, die dem Verein bei­
getreten sind. Es wird unsere Aufgabe sein, durch neue Freunde 
diese Lücken wieder auszufüllen und die Reihen zu schließen. 
Wir haben eine starke Werbetätigkeit begonnen, die uns bereits 
eine ganze Anzahl neuer Mitglieder zugeführt hat. Der Vorstand 
richtet an alle Mitglieder die dringende Bitte, ihn in seinen 
Bemühungen nach Kräften zu unterstützen.

Im Bestände des Vorstandes sind gleichfalls starke Verän­
derungen vor sich gegangen; hier haben wir einige Verluste zu 
verzeichnen, die uns besonders nahe gehen. Bürgermeister Fehling 
hat sich im Frühjahr 1919 infolge Überlastung mit Geschäften 
in dieser schwierigen Zeit bewogen gefühlt, den Vorsitz im Ver- 

# eine, den er seit 1903 innehatte, niederzulegen. Der dritte in 
der Reihe unserer Vorsitzenden, hat er 16 Jahre lang seine 
Kräfte dem Vereine zur Verfügung gestellt, nicht bloß anregend 
durch seine Persönlichkeit, auch selbst mitarbeitend; der Verein 
ist ihm zum wärmsten Danke verpflichtet. Nicht weniger be­
dauern wir das Ausscheiden des Syndikus Dr. von Bippen in 
Bremen, dessen Befinden ihn im Herbst 1919 nötigte, um seine 
Entlassung aus dem Vorstande nachzusuchen. 40 Jahre hat er 
dem Vorstande angehört, 33 davon dem Redaktionsausschusse der 
Geschichtsblätter; während dieser langen Zeit hat er wie kaum 
ein anderes Vorstandsmitglied sich unermüdlich an allen Arbeiten 
beteiligt, dem Hansischen Geschichtsverein widmete er seine vor­
nehmste Teilnahme. Auch ihm gilt unser herzlichster Dank. Daß 
der Tod uns außerdem die Professoren Freih. v. d. Ropp und 
Stein entrissen hat, ist bereits erwähnt. An die Stelle der aus­
geschiedenen Mitglieder sind folgende Herren getreten: Den Vor­
sitz hat Bürgermeister Dr. Neumann in Lübeck übernommen, außer­
dem sind Senatssyndikus Dr. Entholt in Bremen, Geh. Regierungs­
rat Professor Dr. Max Lenz, Staatsrat Dr. Hagedorn in Hamburg 
und Archivrat Dr. Techen in Wismar in den Vorstand gewählt 
worden. Dem Ausschüsse für die Schriftleitung der Geschichtsblätter 
gehören außer Dr. Häpke Geheimrat Dietrich Schäfer und Dr. 
Kretzschmar an.
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E in n a h m e .

B eiträge  deu tscher  S täd te 13 182,—

n ied e rländ isch e r  S täd te jf 3 545,78
von Vereinen und Insti tu ten >> 695,—
von Personen 1 777,17

Z insen 3 473,40
F ü r  ve rkau fte  Schriften >» 75,45
Sonstiges n y

M  22 748,80
K assenb estand  am E nde  des R echnungsjahres  1919/20 „ 11 465,99

M  34 214,79

A u sg a b e .

V erw altung M 1 157,32
W issenschaftliche  V erö ffen tlichu ngen :

G esch ich tsb lätter \ i 6 272,50
P f in g s tb lä t te r »
Rezesse >. 200,—
U rkundenbuch n 490,55
Inven ta re 11 173,40
Geschichtsquellen 1 >

.

V erkehrsgeschichte J t 247,—
U rkundenforschungen 11
Geschichte der lübeckischen Schonenfah rer >) 803,15

Sonstiges ) * 2 570,50

Ankauf von W ertp ap ie ren *> 15 000 —

M  26 914,42
K assenbestand yy 7 300,37

M 34 214,79
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